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Bekanntmachung
der Neufassung

des Rundfunkstaatsvertrages1),
des ARD-Staatsvertrages2),
des ZDF-Staatsvertrages3),

des Deutschlandradio-Staatsvertrages4),
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages5)
und des Rundfunkgebührenstaatsvertrages6)

Vom 28. Juli 2009

1) GVBl. II Anhang Staatsverträge
2) GVBl. II Anhang Staatsverträge
3) GVBl. II Anhang Staatsverträge
4) GVBl. II Anhang Staatsverträge
5) GVBl. II Anhang Staatsverträge
6) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Aufgrund des Art. 7 Abs. 6 des Zwölften Staatsvertrages zur
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge (Zwölfter Rund-
funkänderungsstaatsvertrag) vom 18. Dezember 2008 (GVBl. 2009 I
S. 58) wird nachstehend der Wortlaut des Rundfunkstaatsver -
trages, des ARD-Staatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des
Deutsch landradio-Staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages und des Rundfunkgebührenstaatsvertrages in der
vom 1. Juni 2009 an geltenden Fassung bekannt gemacht.

§ 6 Europäische Produktionen, Eigen-,
Auftrags- und Gemeinschafts -
produktionen

§ 7 Inhalte von Werbung und Tele -
shopping, Kennzeichnung

§ 8 Sponsoring

§ 8a Gewinnspiele

§ 9 Informationspflicht, zuständige
Behörden

§ 9a Informationsrechte

§ 9b Verbraucherschutz

§ 10 Berichterstattung, Informations -
sendungen, Meinungsumfragen

II. ABSCHNITT

Vorschriften für den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk

§ 11 Auftrag

§ 11a Angebote

§ 11b Fernsehprogramme

§ 11c Hörfunkprogramme

§ 11d Telemedien

§ 11e Satzungen, Richtlinien, Berichts-
pflichten

§ 11f Telemedienkonzepte sowie neue
oder veränderte Telemedien

§ 12 Funktionsgerechte Finanzaus-
stattung, Grundsatz des Finanz-
ausgleichs

§ 13 Finanzierung

§ 14 Finanzbedarf des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks

§ 15 Einfügung der Werbung

§ 16 Dauer der Werbung

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und das Land Thüringen

schließen nachstehenden

STAATSVERTRAG
Rundfunkstaatsvertrag (RStV)

INHALTSVERZEICHNIS

Präambel

I. ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Anwendungsbereich

§ 2 Begriffsbestimmungen

§ 2a (aufgehoben)

§ 3 Allgemeine Grundsätze

§ 4 Übertragung von Großereignissen

§ 5 Kurzberichterstattung

§ 5a (aufgehoben)

Wiesbaden, den 28. Juli 2009

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h

Staatsvertrag 
für Rundfunk und Telemedien

(Rundfunkstaatsvertrag – RStV –)



§ 16a Kommerzielle Tätigkeiten

§ 16b Beteiligung an Unternehmen

§ 16c Kontrolle der Beteiligung an 
Unternehmen

§ 16d Kontrolle der kommerziellen 
Tätigkeiten

§ 16e Haftung für kommerziell tätige 
Beteiligungsunternehmen

§ 16f Richtlinien

§ 17 Änderung der Werbung

§ 18 Ausschluss von Teleshopping

§ 19 Versorgungsauftrag

§ 19a Veröffentlichung von 
Beanstandungen

III. ABSCHNITT

Vorschriften für den privaten Rundfunk

1. Unterabschnitt

Grundsätze

§ 20 Zulassung

§ 20a Erteilung einer Zulassung für 
Veranstalter von bundesweit 
verbreitetem Rundfunk

§ 20b Hörfunk im Internet

2. Unterabschnitt

Verfahrensrechtliche Vorschriften

§ 21 Grundsätze für das 
Zulassungsverfahren

§ 22 Auskunftsrechte und Ermittlungs-
befugnisse

§ 23 Publizitätspflicht und sonstige 
Vorlagepflichten

§ 24 Vertraulichkeit

3. Unterabschnitt

Sicherung der Meinungsvielfalt

§ 25 Meinungsvielfalt, regionale Fenster

§ 26 Sicherung der Meinungsvielfalt im
Fernsehen

§ 27 Bestimmung der Zuschaueranteile

§ 28 Zurechnung von Programmen

§ 29 Veränderung von Beteiligungs -
verhältnissen

§ 30 Vielfaltssichernde Maßnahmen

§ 31 Sendezeit für unabhängige Dritte

§ 32 Programmbeirat

§ 33 Richtlinien

§ 34 Übergangsbestimmung

4. Unterabschnitt

Organisation der Medienaufsicht, 
Finanzierung

§ 35 Organisation

§ 36 Zuständigkeit, Aufgaben

§ 37 Verfahren bei Zulassung, 
Zuweisung

§ 38 Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, 
Widerruf

§ 39 Anwendungsbereich

§ 39a Zusammenarbeit

§ 40 Finanzierung besonderer Aufgaben

5. Unterabschnitt

Programmgrundsätze, 
Sendezeit für Dritte

§ 41 Programmgrundsätze

§ 42 Sendezeit für Dritte

6. Unterabschnitt

Finanzierung, Werbung, Teleshopping

§ 43 Finanzierung

§ 44 Einfügung von Werbung und 
Teleshopping

§ 45 Dauer der Werbung

§ 45a Teleshopping-Fenster

§ 45b Eigenwerbekanäle

§ 46 Richtlinien

§ 46a Ausnahmen für regionale und 
lokale Fernsehveranstalter

7. Unterabschnitt

Datenschutz

§ 47 Datenschutz 

§ 47a (aufgehoben)

§ 47b (aufgehoben)

§ 47c (aufgehoben)

§ 47d (aufgehoben)

§ 47e (aufgehoben)

§ 47f (aufgehoben)

IV. ABSCHNITT

Revision, Ordnungswidrigkeiten

§ 48 Revision zum Bundesverwaltungs-
gericht

§ 49 Ordnungswidrigkeiten

§ 49a (aufgehoben)

V. ABSCHNITT

Plattformen, Übertragungskapazitäten

§ 50 Grundsatz

§ 51 Zuordnung von drahtlosen 
Übertragungskapazitäten

§ 51a Zuweisung von drahtlosen Über-
tragungskapazitäten an private 
Anbieter durch die zuständige 
Landesmedienanstalt

§ 51b Weiterverbreitung

§ 52 Plattformen

§ 52a Regelungen für Plattformen

§ 52b Belegung von Plattformen

§ 52c Technische Zugangsfreiheit

§ 52d Entgelte, Tarife
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§ 52e Vorlage von Unterlagen, Zusam-
menarbeit mit der Regulierungs-
behörde für Telekommunikation

§ 52f Maßnahmen durch die zuständige
Landesmedienanstalt

§ 53 Satzungen, Richtlinien

§ 53a Überprüfungsklausel

§ 53b Bestehende Zulassungen, 
Zuordnungen, Zuweisungen, 
Anzeige von bestehenden 
Plattformen

VI. ABSCHNITT

Telemedien

§ 54 Allgemeine Bestimmungen

§ 55 Informationspflichten und 
Informationsrechte

§ 56 Gegendarstellung

§ 57 Datenschutz bei journalistisch-
redaktionellen Zwecken

§ 58 Werbung, Sponsoring, 
Gewinnspiele

§ 59 Aufsicht

§ 60 Telemediengesetz, Öffentliche 
Stellen

§ 61 Notifizierung

VII. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 62 Kündigung

§ 63 Regelung für Bayern

Präambel

Dieser Staatsvertrag enthält grundle-
gende Regelungen für den öffentlich-
rechtlichen und den privaten Rundfunk in
einem dualen Rundfunksystem der Län-
der des vereinten Deutschlands. Er trägt
der europäischen Entwicklung des Rund-
funks Rechnung.

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk und
privater Rundfunk sind der freien indivi-
duellen und öffentlichen Meinungsbil-
dung sowie der Meinungsvielfalt ver-
pflichtet. Beide Rundfunksysteme müssen
in der Lage sein, den Anforderungen des
nationalen und des internationalen Wett-
bewerbs zu entsprechen.

Im Zuge der Vermehrung der Rund-
funkprogramme in Europa durch die neu-
en Techniken sollen Informationsvielfalt
und kulturelles Angebot im deutschspra-
chigen Raum verstärkt werden. Durch
diesen Staatsvertrag, vor allem aber
durch weitere Regelungen und Förde-
rungsvorhaben in der Bundesrepublik
Deutschland, soll die Herstellung neuer
europäischer Fernsehproduktionen nach-
haltig unterstützt werden.

Für den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk sind Bestand und Entwicklung zu
gewährleisten. Dazu gehört seine Teilha-
be an allen neuen technischen Möglich-

keiten in der Herstellung und zur Ver-
breitung sowie die Möglichkeit der Ver-
anstaltung neuer Formen von Rundfunk.
Seine finanziellen Grundlagen einschließ-
lich des dazugehörigen Finanzausgleichs
sind zu erhalten und zu sichern.

Den privaten Veranstaltern werden
Ausbau und Fortentwicklung eines priva-
ten Rundfunksystems, vor allem in techni-
scher und programmlicher Hinsicht, er-
möglicht. Dazu sollen ihnen ausreichende
Sendekapazitäten zur Verfügung gestellt
und angemessene Einnahmequellen er-
schlossen werden. Sie sollen dabei ihre
über Satelliten ausgestrahlten Fernseh-
programme unter Berücksichtigung loka-
ler und regionaler Beiträge nach Maßga-
be des jeweiligen Landesrechts zusätzlich
über verfügbare terrestrische Fernsehfre-
quenzen verbreiten können, die bundes-
weit, auch im Hinblick auf neue Fernseh-
veranstalter, möglichst gleichgewichtig
aufgeteilt werden sollen.

Die Vereinigung Deutschlands und die
fortschreitende Entwicklung des dualen
Rundfunksystems machen es erforderlich,
die bisherige Frequenzaufteilung und 
-nut zung umfassend zu überprüfen. Alle
Länder erklären ihre Absicht, festgestellte
Doppel- oder Mehrfachversorgungen ab-
zubauen, um zusätzliche Übertragungs-
möglichkeiten für private Veranstalter,
auch für den Westschienenveranstalter,
zu gewinnen.

Den Landesmedienanstalten obliegt
es, unter dem Gesichtspunkt der Gleich-
behandlung privater Veranstalter und der
besseren Durchsetzbarkeit von Entschei-
dungen verstärkt zusammenzuarbeiten.

I. ABSCHNITT

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Anwendungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für die
Veranstaltung und Verbreitung von Rund-
funk in Deutschland in einem dualen
Rundfunksystem; für Telemedien gelten
nur der IV. bis VI. Abschnitt sowie § 20
Abs. 2.

(2) Soweit dieser Staatsvertrag keine
anderweitigen Regelungen für die Veran-
staltung und Verbreitung von Rundfunk
enthält oder solche Regelungen zulässt,
sind die für die jeweilige Rundfunkanstalt
oder den jeweiligen privaten Veranstalter
geltenden landesrechtlichen Vorschriften
anzuwenden.

(3) Die Bestimmungen des I. und III.
Abschnitts dieses Staatsvertrages gelten
für Teleshoppingkanäle nur, sofern dies
ausdrücklich bestimmt ist.

§ 2

Begriffsbestimmungen

(1) Rundfunk ist ein linearer Informati-
ons- und Kommunikationsdienst; er ist die
für die Allgemeinheit und zum zeitglei-
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chen Empfang bestimmte Veranstaltung
und Verbreitung von Angeboten in Be-
wegtbild oder Ton entlang eines Sende-
plans unter Benutzung elektromagneti-
scher Schwingungen. Der Begriff schließt
Angebote ein, die verschlüsselt verbreitet
werden oder gegen besonderes Entgelt
empfangbar sind. Telemedien sind alle
elektronischen Informations- und Kom-
munikationsdienste, soweit sie nicht Tele-
kommunikationsdienste nach § 3 Nr. 24
des Telekommunikationsgesetzes sind,
die ganz in der Übertragung von Signalen
über Telekommunikationsnetze bestehen
oder telekommunikationsgestützte Diens -
te nach § 3 Nr. 25 des Telekommunikati-
onsgesetzes oder Rundfunk nach Satz 1
und 2 sind.

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages ist

1. Rundfunkprogramm eine nach einem
Sendeplan zeitlich geordnete Folge
von Inhalten,

2. Sendung ein inhaltlich zusammen-
hängender, geschlossener, zeitlich
begrenzter Teil eines Rundfunkpro-
gramms,

3. Vollprogramm ein Rundfunkpro-
gramm mit vielfältigen Inhalten, in
welchem Information, Bildung, Bera-
tung und Unterhaltung einen wesent-
lichen Teil des Gesamtprogramms
bilden,

4. Spartenprogramm ein Rundfunkpro-
gramm mit im Wesentlichen gleichar-
tigen Inhalten,

5. Satellitenfensterprogramm ein zeit-
lich begrenztes Rundfunkprogramm
mit bundesweiter Verbreitung im
Rahmen eines weiterreichenden Pro-
gramms (Hauptprogramm),

6. Regionalfensterprogramm ein zeitlich
und räumlich begrenztes Rundfunk-
programm mit im Wesentlichen re-
gionalen Inhalten im Rahmen eines
Hauptprogramms,

7. Werbung jede Äußerung bei der Aus-
übung eines Handels, Gewerbes,
Handwerks oder freien Berufs, die im
Rundfunk von einem öffentlich-recht-
lichen oder privaten Veranstalter ent-
weder gegen Entgelt oder eine ähnli-
che Gegenleistung oder als Eigen-
werbung gesendet wird mit dem Ziel,
den Absatz von Waren oder die Er-
bringung von Dienstleistungen, ein-
schließlich unbeweglicher Sachen,
Rechte und Verpflichtungen, gegen
Entgelt zu fördern, § 7 Abs. 8 bleibt
unberührt,

8. Schleichwerbung die Erwähnung
oder Darstellung von Waren, Dienst-
leistungen, Namen, Marken oder
Tätigkeiten eines Herstellers von Wa-
ren oder eines Erbringers von Dienst-
leistungen in Programmen, wenn sie
vom Veranstalter absichtlich zu Wer-
bezwecken vorgesehen ist und die
Allgemeinheit hinsichtlich des ei-
gentlichen Zwecks dieser Erwähnung
oder Darstellung irreführen kann. Ei-

ne Erwähnung oder Darstellung gilt
insbesondere dann als zu Werbe-
zwecken beabsichtigt, wenn sie ge-
gen Entgelt oder eine ähnliche Ge-
genleistung erfolgt,

9. Sponsoring jeder Beitrag einer natür-
lichen oder juristischen Person oder
einer Personenvereinigung, die an
Rundfunktätigkeiten oder an der Pro-
duktion audiovisueller Werke nicht
beteiligt ist, zur direkten oder indi-
rekten Finanzierung einer Sendung,
um den Namen, die Marke, das Er-
scheinungsbild der Person oder Per-
sonenvereinigung, ihre Tätigkeit oder
ihre Leistungen zu fördern,

10. Teleshopping die Sendung direkter
Angebote an die Öffentlichkeit für
den Absatz von Waren oder die Er-
bringung von Dienstleistungen, ein-
schließlich unbeweglicher Sachen,
Rechte und Verpflichtungen, gegen
Entgelt in Form von Teleshopping-
kanälen, -fenstern und -spots,

11. Programmbouquet die Bündelung
von Programmen und Diensten, die
in digitaler Technik unter einem elek-
tronischen Programmführer verbreitet
werden,

12. Anbieter einer Plattform, wer auf di-
gitalen Übertragungskapazitäten
oder digitalen Datenströmen Rund-
funk und vergleichbare Telemedien
(Telemedien, die an die Allgemein-
heit gerichtet sind) auch von Dritten
mit dem Ziel zusammenfasst, diese
Angebote als Gesamtangebot zu-
gänglich zu machen oder wer über
die Auswahl für die Zusammenfas-
sung entscheidet; Plattformanbieter
ist nicht, wer Rundfunk oder ver-
gleichbare Telemedien ausschließlich
vermarktet,

13. Rundfunkveranstalter, wer ein Rund-
funkprogramm unter eigener inhaltli-
cher Verantwortung anbietet,

14. unter Information insbesondere Fol-
gendes zu verstehen: Nachrichten
und Zeitgeschehen, politische Infor-
mation, Wirtschaft, Auslandsberichte,
Religiöses, Sport, Regionales, Gesell-
schaftliches, Service und Zeitge-
schichtliches,

15. unter Bildung insbesondere Folgen-
des zu verstehen: Wissenschaft und
Technik, Alltag und Ratgeber, Theo-
logie und Ethik, Tiere und Natur, Ge-
sellschaft, Kinder und Jugend, Erzie-
hung, Geschichte und andere Länder,

16. unter Kultur insbesondere Folgendes
zu verstehen: Bühnenstücke, Musik,
Fernsehspiele, Fernsehfilme und Hör-
spiele, bildende Kunst, Architektur,
Philosophie und Religion, Literatur
und Kino,

17. unter Unterhaltung insbesondere Fol-
gendes zu verstehen: Kabarett und
Comedy, Filme, Serien, Shows, Talk-
Shows, Spiele, Musik,

18. unter sendungsbezogenen Telemedi-
en zu verstehen: Angebote, die der
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Aufbereitung von Inhalten aus einer
konkreten Sendung einschließlich
Hintergrundinformationen dienen so-
weit auf für die jeweilige Sendung
genutzte Materialien und Quellen
zurückgegriffen wird und diese An-
gebote thematisch und inhaltlich die
Sendung unterstützend vertiefen und
begleiten, ohne jedoch bereits ein ei-
genständiges neues oder verändertes
Angebot nach § 11f Abs. 3 darzustel-
len,

19. ein presseähnliches Angebot nicht
nur elektronische Ausgaben von
Print medien, sondern alle journalis -
tisch-redaktionell gestalteten Ange-
bote, die nach Gestaltung und Inhalt
Zeitungen oder Zeitschriften entspre-
chen.

(3) Kein Rundfunk sind Angebote, die
1. jedenfalls weniger als 500 potenziellen

Nutzern zum zeitgleichen Empfang
angeboten werden,

2. zur unmittelbaren Wiedergabe aus
Speichern von Empfangsgeräten be-
stimmt sind,

3. ausschließlich persönlichen oder fami-
liären Zwecken dienen,

4. nicht journalistisch-redaktionell gestal-
tet sind,

5. aus Sendungen bestehen, die jeweils
gegen Einzelentgelt freigeschaltet
werden oder

6. Eigenwerbekanäle sind.

§ 2a
(aufgehoben)

§ 3

Allgemeine Grundsätze

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
der Bundesrepublik Deutschland (ARD)
zu sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das Zweite Deutsche Fernse-
hen (ZDF), das Deutschlandradio und alle
Veranstalter bundesweit verbreiteter
Rundfunkprogramme haben in ihren An-
geboten die Würde des Menschen zu ach-
ten und zu schützen; die sittlichen und re-
ligiösen Überzeugungen der Bevölkerung
sind zu achten. Die Angebote sollen dazu
beitragen, die Achtung vor Leben, Frei-
heit und körperlicher Unversehrtheit, vor
Glauben und Meinungen anderer zu stär-
ken. Weitergehende landesrechtliche An-
forderungen an die Gestaltung der Ange-
bote sowie § 41 dieses Staatsvertrages
bleiben unberührt.

(2) Die Veranstalter nach Absatz 1
Satz 1 sollen über ihr bereits bestehendes
Engagement hinaus im Rahmen ihrer
technischen und finanziellen Möglichkei-
ten barrierefreie Angebote vermehrt auf-
nehmen.

§ 4

Übertragung von Großereignissen

(1) Die Ausstrahlung im Fernsehen von
Ereignissen von erheblicher gesellschaft-

licher Bedeutung (Großereignisse) in der
Bundesrepublik Deutschland verschlüs-
selt und gegen besonderes Entgelt ist nur
zulässig, wenn der Fernsehveranstalter
selbst oder ein Dritter zu angemessenen
Bedingungen ermöglicht, dass das Ereig-
nis zumindest in einem frei empfangba-
ren und allgemein zugänglichen Fernseh-
programm in der Bundesrepublik
Deutschland zeitgleich oder, sofern we-
gen parallel laufender Einzelereignisse
nicht möglich, geringfügig zeitversetzt
ausgestrahlt werden kann. Besteht keine
Einigkeit über die Angemessenheit der
Bedingungen, sollen die Parteien recht-
zeitig vor dem Ereignis ein schiedsrichter-
liches Verfahren nach §§ 1025 ff. der Zi-
vilprozessordnung vereinbaren; kommt
die Vereinbarung eines schiedsrichterli-
chen Verfahrens aus Gründen, die der
Fernsehveranstalter oder der Dritte zu
vertreten haben, nicht zustande, gilt die
Übertragung nach Satz 1 als nicht zu an-
gemessenen Bedingungen ermöglicht.
Als allgemein zugängliches Fernsehpro-
gramm gilt nur ein Programm, das in
mehr als zwei Dritteln der Haushalte
tatsächlich empfangbar ist.

(2) Großereignisse im Sinne dieser Be-
stimmung sind:

1. Olympische Sommer- und Winterspiele,

2. bei Fußball-Europa- und Weltmeister-
schaften alle Spiele mit deutscher Be-
teiligung sowie unabhängig von einer
deutschen Beteiligung das Eröffnungs-
spiel, die Halbfinalspiele und das End-
spiel,

3. die Halbfinalspiele und das Endspiel
um den Vereinspokal des Deutschen
Fußball-Bundes,

4. Heim- und Auswärtsspiele der deut-
schen Fußballnationalmannschaft,

5. Endspiele der europäischen Vereins-
meisterschaften im Fußball (Champi-
ons League, UEFA-Cup) bei deutscher
Beteiligung.

Bei Großereignissen, die aus mehreren
Einzelereignissen bestehen, gilt jedes
Einzelereignis als Großereignis. Die Auf-
nahme oder Herausnahme von Ereignis-
sen in diese Bestimmung ist nur durch
Staatsvertrag aller Länder zulässig.

(3) Teilt ein Mitgliedstaat der Europäi-
schen Union seine Bestimmungen über
die Ausstrahlung von Großereignissen
nach Artikel 3a der Richtlinie 89/552/
EWG des Rates zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die
Ausübung der Fernsehtätigkeit in der
Fassung der Richtlinie 97/36/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates der
Europäischen Kommission mit und erhebt
die Kommission nicht binnen drei Mona-
ten seit der Mitteilung Einwände und
werden die Bestimmungen des betreffen-
den Mitgliedstaates im Amtsblatt der Eu-
ropäischen Gemeinschaften veröffent-
licht, ist die Ausstrahlung von Großereig-
nissen verschlüsselt und gegen Entgelt
für diesen Mitgliedstaat nur zulässig,
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wenn der Fernsehveranstalter nach den
im Amtsblatt veröffentlichten Bestimmun-
gen des betreffenden Mitgliedstaates eine
Übertragung in einem frei zugänglichen
Programm ermöglicht. Satz 1 gilt nicht für
die Übertragung von Großereignissen für
andere Mitgliedstaaten, an denen Fern-
sehveranstalter vor dem 30. Juli 1997
Rechte zur ausschließlichen verschlüssel-
ten Übertragung gegen Entgelt für diesen
Mitgliedstaat erworben haben.

(4) Sind Bestimmungen eines Staates,
der das Europäische Übereinkommen
über das grenzüberschreitende Fernse-
hen in der Fassung des Änderungsproto-
kolls vom 9, September 1998 ratifiziert
hat, nach dem Verfahren nach Artikel 9a
Abs. 3 des Übereinkommens veröffent-
licht, so gilt diese Regelung für Veranstal-
ter in der Bundesrepublik Deutschland
nach Maßgabe des Satzes 4, es sei denn,
die Ministerpräsidenten der Länder ver-
sagen der Regelung innerhalb einer Frist
von sechs Monaten durch einstimmigen
Beschluss die Anerkennung. Die Aner-
kennung kann nur versagt werden, wenn
die Bestimmungen des betreffenden Staa-
tes gegen das Grundgesetz oder die Eu-
ropäische Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten
verstoßen. Die für Veranstalter in der
Bundesrepublik Deutschland nach dem
vorbezeichneten Verfahren geltenden Be-
stimmungen sind in den amtlichen Veröf-
fentlichungsblättern der Länder bekannt-
zumachen. Mit dem Tag der letzten Be-
kanntmachung in den Veröffentlichungs-
blättern der Länder ist die Ausstrahlung
von Großereignissen verschlüsselt und
gegen Entgelt für diesen betreffenden
Staat nur zulässig, wenn der Fernsehver-
anstalter nach den veröffentlichten Be-
stimmungen des betreffenden Staates ei-
ne Übertragung dort in einem frei zu-
gänglichen Programm ermöglicht.

(5) Verstößt ein Veranstalter gegen die
Bestimmungen der Absätze 3 und 4, so
kann die Zulassung widerrufen werden.
Statt des Widerrufs kann die Zulassung
mit Nebenbestimmungen versehen wer-
den, soweit dies ausreicht, den Verstoß zu
beseitigen.

§ 5

Kurzberichterstattung

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurz-
berichterstattung über Veranstaltungen
und Ereignisse, die öffentlich zugänglich
und von allgemeinem Informationsinter-
esse sind, steht jedem in Europa zugelas-
senen Fernsehveranstalter zu eigenen
Sendezwecken zu. Dieses Recht schließt
die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeiti-
gen Direktübertragung, zur Aufzeich-
nung, zu deren Auswertung zu einem
einzigen Beitrag und zur Weitergabe un-
ter den Voraussetzungen der Absätze 2
bis 12 ein.

(2) Anderweitige gesetzliche Bestim-
mungen, insbesondere solche des Urhe-
berrechts und des Persönlichkeits-
schutzes, bleiben unberührt.

(3) Auf die Kirchen und auf andere Re-
ligionsgemeinschaften sowie deren Ein-
richtungen mit entsprechender Aufga-
benstellung findet Absatz 1 keine An-
wendung.

(4) Die unentgeltliche Kurzberichter-
stattung ist auf eine dem Anlass entspre-
chende nachrichtenmäßige Kurzbericht-
erstattung beschränkt. Die zulässige Dau-
er bemisst sich nach der Länge der Zeit,
die notwendig ist, um den nachrichten-
mäßigen Informationsgehalt der Veran-
staltung oder des Ereignisses zu vermit-
teln. Bei kurzfristig und regelmäßig wie-
derkehrenden Veranstaltungen vergleich-
barer Art beträgt die Obergrenze der
Dauer in der Regel eineinhalb Minuten.
Werden Kurzberichte über Veranstaltun-
gen vergleichbarer Art zusammengefasst,
muss auch in dieser Zusammenfassung
der nachrichtenmäßige Charakter ge-
wahrt bleiben.

(5) Das Recht auf Kurzberichterstat-
tung muss so ausgeübt werden, dass ver-
meidbare Störungen der Veranstaltung
oder des Ereignisses unterbleiben. Der
Veranstalter kann die Übertragung oder
die Aufzeichnung einschränken oder aus-
schließen, wenn anzunehmen ist, dass
sonst die Durchführung der Veranstaltung
in Frage gestellt oder das sittliche Emp-
finden der Veranstaltungsteilnehmer
gröblich verletzt würden. Das Recht auf
Kurzberichterstattung ist ausgeschlossen,
wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung entgegenstehen und diese
das öffentliche Interesse an der Informati-
on überwiegen. Unberührt bleibt im Übri-
gen das Recht des Veranstalters, die
Übertragung oder die Aufzeichnung der
Veranstaltung insgesamt auszuschließen.

(6) Für die Ausübung des Rechts auf
Kurzberichterstattung kann der Veran-
stalter das allgemein vorgesehene Ein-
trittsgeld verlangen; im Übrigen ist ihm
Ersatz seiner notwendigen Aufwendun-
gen zu leisten, die durch die Ausübung
des Rechts entstehen.

(7) Für die Ausübung des Rechts auf
Kurzberichterstattung über berufsmäßig
durchgeführte Veranstaltungen kann der
Veranstalter ein dem Charakter der Kurz-
berichterstattung entsprechendes billiges
Entgelt verlangen. Wird über die Höhe
des Entgelts keine Einigkeit erzielt, soll
ein schiedsrichterliches Verfahren nach
§§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung ver-
einbart werden. Das Fehlen einer Verein-
barung über die Höhe des Entgelts oder
über die Durchführung eines schiedsrich-
terlichen Verfahrens steht der Ausübung
des Rechts auf Kurzberichterstattung
nicht entgegen; dasselbe gilt für einen
bereits anhängigen Rechtsstreit über die
Höhe des Entgelts.

(8) Die Ausübung des Rechts auf Kurz-
berichterstattung setzt eine Anmeldung
des Fernsehveranstalters bis spätestens
zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung
beim Veranstalter voraus. Dieser hat spä-
testens fünf Tage vor dem Beginn der
Veranstaltung den anmeldenden Fern-
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sehveranstaltern mitzuteilen, ob genü-
gend räumliche und technische Möglich-
keiten für eine Übertragung oder Auf-
zeichnung bestehen. Bei kurzfristigen
Veranstaltungen und bei Ereignissen ha-
ben die Anmeldungen zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu erfolgen.

(9) Reichen die räumlichen und techni-
schen Gegebenheiten für eine Berück-
sichtigung aller Anmeldungen nicht aus,
haben zunächst die Fernsehveranstalter
Vorrang, die vertragliche Vereinbarungen
mit dem Veranstalter oder dem Träger des
Ereignisses geschlossen haben. Darüber
hinaus steht dem Veranstalter oder dem
Träger des Ereignisses ein Auswahlrecht
zu. Dabei sind zunächst solche Fernseh-
veranstalter zu berücksichtigen, die eine
umfassende Versorgung des Landes si-
cherstellen, in dem die Veranstaltung
oder das Ereignis stattfindet.

(10) Fernsehveranstalter, die die Kurz-
berichterstattung wahrnehmen, sind ver-
pflichtet, das Signal und die Aufzeich-
nung unmittelbar denjenigen Fernsehver-
anstaltern gegen Ersatz der angemesse-
nen Aufwendungen zur Verfügung zu
stellen, die nicht zugelassen werden
konnten.

(11) Trifft der Veranstalter oder der
Träger eines Ereignisses eine vertragliche
Vereinbarung mit einem Fernsehveran-
stalter über eine Berichterstattung, hat er
dafür Sorge zu tragen, dass mindestens
ein anderer Fernsehveranstalter eine
Kurzberichterstattung wahrnehmen kann.

(12) Die für die Kurzberichterstattung
nicht verwerteten Teile sind spätestens
drei Monate nach Beendigung der Veran-
staltung oder des Ereignisses zu vernich-
ten; die Vernichtung ist dem betreffenden
Veranstalter oder Träger des Ereignisses
schriftlich mitzuteilen. Die Frist wird
durch die Ausübung berechtigter Interes-
sen Dritter unterbrochen.

§ 5a
(aufgehoben)

§ 6

Europäische Produktionen, 
Eigen-, Auftrags- und 

Gemeinschaftsproduktionen

(1) Die Fernsehveranstalter tragen zur
Sicherung von deutschen und europä -
ischen Film- und Fernsehproduktionen
als Kulturgut sowie als Teil des audiovisu-
ellen Erbes bei.

(2) Zur Darstellung der Vielfalt im
deutschsprachigen und europäischen
Räum und zur Förderung von europäi-
schen Film- und Fernsehproduktionen
sollen die Fernsehveranstalter den Haupt-
teil ihrer insgesamt für Spielfilme, Fern-
sehspiele, Serien, Dokumentarsendungen
und vergleichbare Produktionen vorgese-
henen Sendezeit europäischen Werken
entsprechend dem europäischen Recht
vorbehalten.

(3) Fernsehvollprogramme sollen einen
wesentlichen Anteil an Eigenproduktio-
nen sowie Auftrags- und Gemeinschafts-

produktionen aus dem deutschsprachigen
und europäischen Raum enthalten. Das
Gleiche gilt für Fernsehspartenprogram-
me, soweit dies nach ihren inhaltlichen
Schwerpunkten möglich ist.

(4) Im Rahmen seines Programmauftra-
ges und unter Berücksichtigung der
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit ist der öffentlich-rechtliche
Rundfunk zur qualitativen und quantitati-
ven Sicherung seiner Programmbeschaf-
fung berechtigt, sich an Filmförderungen
zu beteiligen, ohne dass unmittelbar eine
Gegenleistung erfolgen muss. Weitere
landesrechtliche Regelungen bleiben un-
berührt.

§ 7

Inhalte von Werbung und Teleshopping,
Kennzeichnung

(1) Werbung und Teleshopping dürfen
nicht irreführen, den Interessen der Ver-
braucher nicht schaden und nicht Verhal-
tensweisen fördern, die die Gesundheit
oder Sicherheit der Verbraucher sowie
den Schutz der Umwelt gefährden.

(2) Werbung oder Werbetreibende dür-
fen das übrige Programm inhaltlich und
redaktionell nicht beeinflussen. Satz 1 gilt
für Teleshopping-Spots, Teleshopping-
Fenster und deren Anbieter entspre-
chend.

(3) Werbung und Teleshopping müssen
als solche klar erkennbar sein. Sie müs-
sen im Fernsehen durch optische Mittel,
im Hörfunk durch akustische Mittel ein-
deutig von anderen Programmteilen ge-
trennt sein. In der Werbung und im Tele -
shopping dürfen keine unterschwelligen
Techniken eingesetzt werden.

(4) Eine Teilbelegung des ausgestrahl-
ten Bildes mit Werbung ist zulässig, wenn
die Werbung vom übrigen Programm ein-
deutig optisch getrennt und als solche ge-
kennzeichnet ist. Diese Werbung wird auf
die Dauer der Spotwerbung nach §§ 16
und 45 angerechnet. § 15 Abs. 1 und § 44
Abs. 1 gelten entsprechend.

(5) Dauerwerbesendungen sind zuläs-
sig, wenn der Werbecharakter erkennbar
im Vordergrund steht und die Werbung
einen wesentlichen Bestandteil der Sen-
dung darstellt. Sie müssen zu Beginn als
Dauerwerbesendung angekündigt und
während ihres gesamten Verlaufs als sol-
che gekennzeichnet werden. Die Sätze 1
und 2 gelten auch für Teleshopping.

(6) Schleichwerbung und entsprechen-
de Praktiken sind unzulässig. Die Einfü-
gung virtueller Werbung in Sendungen ist
zulässig, wenn 

1. am Anfang und am Ende der betref-
fenden Sendung darauf hingewiesen
wird und 

2. durch sie eine am Ort der Übertragung
ohnehin bestehende Werbung ersetzt
wird. 

Andere Rechte bleiben unberührt. Die
Sätze 1 und 2 gelten auch für Teleshop-
ping.
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(7) In der Fernsehwerbung und beim
Teleshopping im Fernsehen dürfen keine
Personen auftreten, die regelmäßig Nach-
richtensendungen oder Sendungen zum
politischen Zeitgeschehen vorstellen.

(8) Werbung politischer, weltanschauli-
cher oder religiöser Art ist unzulässig.
Satz 1 gilt für Teleshopping entsprechend.
Unentgeltliche Beiträge im Dienst der Öf-
fentlichkeit einschließlich von Spenden-
aufrufen zu Wohlfahrtszwecken gelten
nicht als Werbung im Sinne von Satz 1. 
§ 42 bleibt unberührt.

§ 8

Sponsoring

(1) Bei Sendungen, die ganz oder teil-
weise gesponsert werden, muss zu Be-
ginn oder am Ende auf die Finanzierung
durch den Sponsor in vertretbarer Kürze
deutlich hingewiesen werden; der Hin-
weis ist in diesem Rahmen auch durch
Bewegtbild möglich. Neben oder anstelle
des Namens des Sponsors kann auch des-
sen Firmenemblem oder eine Marke ein-
geblendet werden.

(2) Inhalt und Programmplatz einer ge-
sponserten Sendung dürfen vom Sponsor
nicht in der Weise beeinflusst werden,
dass die Verantwortung und die redaktio-
nelle Unabhängigkeit des Rundfunkver-
anstalters beeinträchtigt werden.

(3) Gesponserte Sendungen dürfen
nicht zum Verkauf, zum Kauf oder zur
Miete oder Pacht von Erzeugnissen oder
Dienstleistungen des Sponsors oder eines
Dritten, vor allem durch entsprechende
besondere Hinweise, anregen.

(4) Sendungen dürfen nicht von Unter-
nehmen gesponsert werden, deren
Haupttätigkeit die Herstellung von Ziga-
retten und anderen Tabakerzeugnissen
ist.

(5) Beim Sponsoring von Sendungen
durch Unternehmen, deren Tätigkeit die
Herstellung oder den Verkauf von Arznei-
mitteln und medizinischen Behandlungen
umfasst, darf für den Namen oder das
Image des Unternehmens gesponsert
werden, nicht jedoch für bestimmte Arz-
neimittel oder medizinische Behandlun-
gen, die nur auf ärztliche Verordnung er-
hältlich sind.

(6) Nachrichtensendungen und Sen-
dungen zum politischen Zeitgeschehen
dürfen nicht gesponsert werden.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten auch für
Teleshoppingkanäle.

§ 8a

Gewinnspiele

(1) Gewinnspielsendungen und Ge-
winnspiele sind zulässig. Sie unterliegen
dem Gebot der Transparenz und des Teil-
nehmerschutzes. Sie dürfen nicht irre-
führen und den Interessen der Teilnehmer
nicht schaden. Insbesondere ist im Pro-
gramm über die Kosten der Teilnahme,
die Teilnahmeberechtigung, die Spielge-

staltung sowie über die Auflösung der ge-
stellten Aufgabe zu informieren. Die Be-
lange des Jugendschutzes sind zu wah-
ren. Für die Teilnahme darf nur ein Ent-
gelt bis zu 0,50 Euro verlangt werden; 
§ 13 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt.

(2) Der Veranstalter hat der für die
Aufsicht zuständigen Stelle auf Verlangen
alle Unterlagen vorzulegen und Auskünf-
te zu erteilen, die zur Überprüfung der
ordnungsgemäßen Durchführung der Ge-
winnspielsendungen und Gewinnspiele
erforderlich sind.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für
Teleshoppingkanäle.

§ 9

Informationspflicht, 
zuständige Behörden

(1) Die Rundfunkanstalten des Landes-
rechts sind verpflichtet, der nach Landes-
recht zuständigen Behörde gemäß Arti -
kel 6 Abs. 2 des Europäischen Überein-
kommens über das grenzüberschreitende
Fernsehen die dort aufgeführten Informa-
tionen auf Verlangen zur Verfügung zu
stellen. Gleiches gilt für private Fernseh-
veranstalter, die auf Verlangen die Infor-
mationen der Landesmedienanstalt des
Landes zur Verfügung zu stellen haben,
in dem die Zulassung erteilt wurde. Diese
leitet die Informationen an ihre rechtsauf-
sichtsführende Behörde weiter.

(2) Die Ministerpräsidenten der Länder
bestimmen durch Beschluss eine oder
mehrere der in Absatz 1 genannten
Behörden, welche die Aufgaben nach Ar-
tikel 19 Abs. 2 und 3 des Europäischen
Übereinkommens über das grenzüber-
schreitende Fernsehen wahrnehmen. Die-
sen Behörden sind zur Durchführung ih-
rer Aufgaben alle erforderlichen Informa-
tionen durch die zuständigen Behörden
der einzelnen Länder zu übermitteln.

(3) Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, soweit rechtsverbindliche Be-
richtspflichten der Länder zum Rundfunk
gegenüber zwischenstaatlichen Einrich-
tungen oder internationalen Organisatio-
nen bestehen. Satz 1 gilt auch für Tele -
shoppingkanäle.

§ 9a

Informationsrechte

(1) Rundfunkveranstalter haben ge-
genüber Behörden ein Recht auf Aus-
kunft. Auskünfte können verweigert wer-
den, soweit

1. hierdurch die sachgemäße Durch-
führung eines schwebenden Verfah-
rens vereitelt, erschwert, verzögert
oder gefährdet werden könnte oder

2. Vorschriften über die Geheimhaltung
entgegenstehen oder

3. ein überwiegendes öffentliches oder
schutzwürdiges privates Interesse ver-
letzt würde oder

4. ihr Umfang das zumutbare Maß über-
schreitet.
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(2) Allgemeine Anordnungen, die ei-
ner Behörde Auskünfte an Rundfunkver-
anstalter verbieten, sind unzulässig.

(3) Rundfunkveranstalter können von
Behörden verlangen, dass sie bei der Wei-
tergabe von amtlichen Bekanntmachun-
gen im Verhältnis zu anderen Bewerbern
gleichbehandelt werden.

§ 9b

Verbraucherschutz

Mit Ausnahme der §§ 2, 9 und 12 gel-
ten die Regelungen des EG-Verbraucher-
schutzdurchsetzungsgesetzes hinsichtlich
der Bestimmungen dieses Staatsvertrages
zur Umsetzung der Artikel 10 bis 21 der
Richtlinie 89/552/EWG des Rates vom 
3. Oktober 1989 zur Koordinierung be-
stimmter Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die
Ausübung der Fernsehtätigkeit (ABl. L 298
vom 17. Oktober 1989, S. 23), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 97/36/EG
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes (ABl. L 202 vom 30. Juli 1997, S. 60),
bei innergemeinschaftlichen Verstößen
entsprechend. Satz 1 gilt auch für Tele -
shoppingkanäle.

§ 10

Berichterstattung, Informations-
sendungen, Meinungsumfragen

(1) Berichterstattung und Informations-
sendungen haben den anerkannten jour-
nalistischen Grundsätzen, auch beim Ein-
satz virtueller Elemente, zu entsprechen.
Sie müssen unabhängig und sachlich
sein. Nachrichten sind vor ihrer Verbrei-
tung mit der nach den Umständen gebo-
tenen Sorgfalt auf Wahrheit und Herkunft
zu prüfen. Kommentare sind von der Be-
richterstattung deutlich zu trennen und
unter Nennung des Verfassers als solche
zu kennzeichnen.

(2) Bei der Wiedergabe von Meinungs-
umfragen, die von Rundfunkveranstaltern
durchgeführt werden, ist ausdrücklich an-
zugeben, ob sie repräsentativ sind.

II. ABSCHNITT

Vorschriften für den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk

§ 11

Auftrag

(1) Auftrag der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten ist, durch die Herstel-
lung und Verbreitung ihrer Angebote als
Medium und Faktor des Prozesses freier
individueller und öffentlicher Meinungs-
bildung zu wirken und dadurch die de-
mokratischen, sozialen und kulturellen
Bedürfnisse der Gesellschaft zu erfüllen.
Die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten haben in ihren Angeboten einen
umfassenden Überblick über das interna-
tionale, europäische, nationale und regio-
nale Geschehen in allen wesentlichen Le-

bensbereichen zu geben. Sie sollen hier-
durch die internationale Verständigung,
die europäische Integration und den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt in Bund
und Ländern fördern. Ihre Angebote ha-
ben der Bildung, Information, Beratung
und Unterhaltung zu dienen. Sie haben
Beiträge insbesondere zur Kultur anzu-
bieten. Auch Unterhaltung soll einem öf-
fentlich-rechtlichen Angebotsprofil ent-
sprechen.

(2) Die öffentlich-rechtlichen Rund -
funk anstalten haben bei der Erfüllung ih-
res Auftrags die Grundsätze der Objekti-
vität und Unparteilichkeit der Berichter-
stattung, die Meinungsvielfalt sowie die
Ausgewogenheit ihrer Angebote zu
berücksichtigen.

§ 11a

Angebote

(1) Angebote des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks sind Rundfunkprogramme
(Hörfunk- und Fernsehprogramme) und
Telemedien nach Maßgabe dieses Staats-
vertrages und der jeweiligen landesrecht-
lichen Regelungen. Der öffentlich-rechtli-
che Rundfunk kann programmbegleitend
Druckwerke mit programmbezogenem
Inhalt anbieten.

(2) Rundfunkprogramme, die über un-
terschiedliche Übertragungswege zeit-
gleich verbreitet werden, gelten zahlen-
mäßig als ein Angebot.

§ 11b

Fernsehprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten veran-
stalten gemeinsam folgende Fernsehpro-
gramme:

1. das Vollprogramm „Erstes Deutsches
Fernsehen (Das Erste)“,

2. drei Programme als Zusatzangebote
nach Maßgabe der als Anlage beige-
fügten Konzepte, und zwar die Pro-
gramme

a) „EinsExtra“,

b) „EinsPlus“ und

c) „EinsFestival“.

(2) Folgende Fernsehprogramme von
einzelnen oder mehreren in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten werden nach Maßgabe ihres je-
weiligen Landesrechts veranstaltet:

1. die Dritten Fernsehprogramme ein-
schließlich regionaler Auseinander-
schaltungen, und zwar jeweils

a) des Bayerischen Rundfunks (BR),

b) des Hessischen Rundfunks (HR),

c) des Mitteldeutschen Rundfunks
(MDR),

d) des Norddeutschen Rundfunks
(NDR),

e) von Radio Bremen (RB),
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f) vom Rundfunk Berlin-Brandenburg
(RBB),

g) des Südwestrundfunks (SWR),

h) des Saarländischen Rundfunks (SR)
und

i) des Westdeutschen Rundfunks
(WDR),

2. das Spartenprogramm „BR-alpha“ mit
dem Schwerpunkt Bildung.

(3) Das ZDF veranstaltet folgende
Fernsehprogramme:

1. das Vollprogramm „Zweites Deutsches
Fernsehen (ZDF)“,

2. drei Programme als Zusatzangebote
nach Maßgabe der als Anlage beige-
fügten Konzepte, und zwar die Pro-
gramme

a) „ZDFinfokanal“,

b) „ZDFkulturkanal“ und

c) „ZDF-Familienkanal“.

(4) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF veranstalten gemeinsam folgende
Fernsehprogramme:

1. das Vollprogramm „3sat“ mit kulturel-
lem Schwerpunkt unter Beteiligung öf-
fentlich-rechtlicher europäischer Ver-
anstalter,

2. das Vollprogramm „arte – Der Euro -
päische Kulturkanal“ unter Beteili-
gung öffentlich-rechtlicher europä -
ischer Veranstalter,

3. das Spartenprogramm „PHOENIX –
Der Ereignis- und Dokumentationska-
nal“ und

4. das Spartenprogramm „KI.KA – Der
Kinderkanal“.

(5) Die analoge Verbreitung eines bis-
lang ausschließlich digital verbreiteten
Programms ist unzulässig.

§ 11c

Hörfunkprogramme

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten veran-
stalten Hörfunkprogramme einzeln oder
zu mehreren für ihr jeweiliges Versor-
gungsgebiet auf Grundlage des jeweili-
gen Landesrechts; bundesweit ausgerich-
tete Hörfunkprogramme finden nicht
statt. Ausschließlich im Internet verbreite-
te Hörfunkprogramme sind nur nach
Maßgabe eines nach § 11f durchgeführ-
ten Verfahrens zulässig.

(2) Die Gesamtzahl der terrestrisch
verbreiteten Hörfunkprogramme der in
der ARD zusammengeschlossenen Rund-
funkanstalten darf die Zahl der zum 
1. April 2004 terrestrisch verbreiteten
Hörfunkprogramme nicht übersteigen.
Das jeweilige Landesrecht kann vorse-
hen, dass terrestrisch verbreitete Hör-
funkprogramme gegen andere terres -
trisch verbreitete Hörfunkprogramme,
auch gegen ein Kooperationsprogramm,
ausgetauscht werden, wenn dadurch ins-

gesamt keine Mehrkosten entstehen und
sich die Gesamtzahl der Programme nicht
erhöht. Kooperationsprogramme werden
jeweils als ein Programm der beteiligten
Anstalten gerechnet. Regionale Ausein-
anderschaltungen von Programmen blei-
ben unberührt. Der Austausch eines in di-
gitaler Technik verbreiteten Programms
gegen ein in analoger Technik verbreite-
tes Programm ist nicht zulässig.

(3) Das Deutschlandradio veranstaltet
folgende Hörfunkprogramme mit den
Schwerpunkten in den Bereichen Infor-
mation, Bildung und Kultur:

1. das Programm „Deutschlandfunk“,

2. das Programm „Deutschlandradio Kul-
tur“,

3. das in digitaler Technik verbreitete
Programm „DRadio Wissen“ nach
Maßgabe des als Anlage beigefügten
Konzepts, insbesondere unter Rück-
griff auf die Möglichkeiten nach § 5
Abs. 2 des Deutschlandradio-Staats-
vertrages; die in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstal-
ten kooperieren hierzu mit dem
Deutschlandradio,

4. ausschließlich im Internet verbreitete
Hörfunkprogramme mit Inhalten aus
den in Nummer 1 bis 3 aufgeführten
Programmen nach Maßgabe eines
nach § 11f durchgeführten Verfahrens.

(4) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten und das
Deutschlandradio veröffentlichen in den
amtlichen Verkündungsblättern der Län-
der jährlich, erstmals zum 1. Januar 2010,
eine Auflistung der von allen Anstalten
insgesamt veranstalteten Hörfunkpro-
gramme.

§ 11d

Telemedien

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio bieten Teleme-
dien an, die journalistisch-redaktionell
veranlasst und journalistisch-redaktionell
gestaltet sind.

(2) Der Auftrag nach Absatz 1 umfasst
das Angebot von

1. Sendungen ihrer Programme auf Abruf
bis zu sieben Tage nach deren Aus-
strahlung, Sendungen auf Abruf von
Großereignissen gemäß § 4 Abs. 2 so-
wie von Spielen der 1. und 2. Fußball-
Bundesliga bis zu 24 Stunden danach,

2. inhaltlich und zeitlich bis zu sieben Ta-
ge danach auf eine konkrete Sendung
bezogenen Telemedien soweit auf für
die jeweilige Sendung genutzte Mate-
rialien und Quellen zurückgegriffen
wird und diese Telemedien thematisch
und inhaltlich die Sendung unterstüt-
zend vertiefen und begleiten, ohne je-
doch bereits ein eigenständiges Tele-
medienangebot nach § 11f Abs. 3 dar-
zustellen; diese sendungsbezogenen
Telemedien sind in Telemedienkon-
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zepten entsprechend § 11f Abs. 1 zu
beschreiben; Vorankündigungen sind
zulässig,

3. Sendungen und sendungsbezogenen
Telemedien nach Ablauf der Fristen
nach Nummer 1 1. Halbsatz und Num-
mer 2 sowie von nichtsendungsbezo-
genen Telemedien nach Maßgabe ei-
nes nach § 11f durchgeführten Verfah-
rens; in den Telemedienkonzepten ist
angebotsabhängig eine Befristung für
die Verweildauer vorzunehmen; nicht-
sendungsbezogene presseähnliche An-
gebote sind nicht zulässig und

4. zeitlich unbefristeten Archiven mit
zeit- und kulturgeschichtlichen Inhal-
ten nach Maßgabe der gemäß § 11f zu
erstellenden Telemedienkonzepte.

Im Übrigen bleiben Angebote nach Maß-
gabe der §§ 16a bis e unberührt.

(3) Durch die Telemedienangebote soll
allen Bevölkerungsgruppen die Teilhabe
an der Informationsgesellschaft ermög-
licht, Orientierungshilfe geboten sowie
die technische und inhaltliche Medien-
kompetenz aller Generationen und von
Minderheiten gefördert werden. Bei sen-
dungsbezogenen Telemedien muss der
zeitliche und inhaltliche Bezug zu einer
bestimmten Sendung im jeweiligen Tele-
medienangebot ausgewiesen werden.

(4) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio bieten ihre An-
gebote in elektronischen Portalen an und
fassen ihre Programme unter elektroni-
schen Programmführern zusammen.

(5) Werbung und Sponsoring sind in
Telemedien nicht zulässig. Das Angebot
auf Abruf von angekauften Spielfilmen
und angekauften Folgen von Fernsehseri-
en, die keine Auftragsproduktionen sind,
ist nicht zulässig. Eine flächendeckende
lokale Berichterstattung in Telemedien ist
nicht zulässig. Die in der Anlage zu die-
sem Staatsvertrag aufgeführten Ange-
botsformen sind in Telemedien nicht
zulässig.

§ 11e

Satzungen, Richtlinien, Berichtspflichten

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio erlassen je-
weils Satzungen oder Richtlinien zur
näheren Durchführung ihres jeweiligen
Auftrags sowie für das Verfahren zur Er-
stellung von Angebotskonzepten und das
Verfahren für neue oder veränderte Tele-
medien. Die Satzungen oder Richtlinien
enthalten auch Regelungen zur Sicher-
stellung der Unabhängigkeit der Gre -
mien entscheidungen. Die Satzungen oder
Richtlinien sind in den amtlichen Verkün-
dungsblättern der Länder zu veröffentli-
chen.

(2) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio veröffentlichen
alle zwei Jahre, erstmals am 1. Oktober
2004, einen Bericht über die Erfüllung ih-

res jeweiligen Auftrages, über die Qua-
lität und Quantität der bestehenden An-
gebote sowie die Schwerpunkte der je-
weils geplanten Angebote.

§ 11f

Telemedienkonzepte sowie neue oder
veränderte Telemedien

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio konkretisieren
die inhaltliche Ausrichtung ihrer Teleme-
dien nach § 11d Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und 4
jeweils in Telemedienkonzepten, die Ziel-
gruppe, Inhalt, Ausrichtung und Ver-
weildauer der geplanten Angebote näher
beschreiben.

(2) Die Beschreibung aller Telemedien
muss einer Nachprüfung des Finanzbe-
darfs durch die KEF ermöglichen.

(3) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio legen in den
Satzungen oder Richtlinien übereinstim-
mende Kriterien fest, die sie in jedem Ein-
zelfall bei der Entscheidung der Frage an-
zuwenden haben, in welchen Fällen ein
neues oder verändertes Telemedienange-
bot vorliegt, das nach dem nachstehen-
den Verfahren zu prüfen ist. Ein verän-
dertes Angebot liegt insbesondere vor,
wenn die inhaltliche Gesamtausrichtung
des Angebots oder die angestrebte Ziel-
gruppe verändert wird.

(4) Ist ein neues Angebot oder die Ver-
änderung eines bestehenden Angebots
nach Absatz 1 geplant, hat die Rundfunk-
anstalt gegenüber ihrem zuständigen
Gremium darzulegen, dass das geplante,
neue oder veränderte, Angebot vom Auf-
trag umfasst ist. Es sind Aussagen da -
rüber zu treffen,

1. inwieweit das Angebot den demokrati-
schen, sozialen und kulturellen Be-
dürfnissen der Gesellschaft entspricht,

2. in welchem Umfang durch das Ange-
bot in qualitativer Hinsicht zum publi-
zistischen Wettbewerb beigetragen
wird und

3. welcher finanzielle Aufwand für das
Angebot erforderlich ist.

Dabei sind Quantität und Qualität der
vorhandenen frei zugänglichen Angebo-
te, die marktlichen Auswirkungen des ge-
planten Angebots sowie dessen mei-
nungsbildende Funktion angesichts be-
reits vorhandener vergleichbarer Angebo-
te, auch des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, zu berücksichtigen. Darzulegen ist
der voraussichtliche Zeitraum, innerhalb
dessen das Angebot stattfinden soll.

(5) Zu den Anforderungen des Absat-
zes 4 ist vor Aufnahme eines neuen oder
veränderten Angebots durch das zustän-
dige Gremium Dritten in geeigneter Wei-
se, insbesondere im Internet, Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Die Gele-
genheit zur Stellungnahme besteht inner-
halb einer Frist von mindestens sechs Wo-
chen nach Veröffentlichung des Vorha-
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bens. Das zuständige Gremium der Rund-
funkanstalt hat die eingegangenen Stel-
lungnahmen zu prüfen. Das zuständige
Gremium kann zur Entscheidungsbildung
gutachterliche Beratung durch unabhän-
gige Sachverständige auf Kosten der je-
weiligen Rundfunkanstalt in Auftrag ge-
ben; zu den marktlichen Auswirkungen
ist gutachterliche Beratung hinzuzuzie-
hen. Der Name des Gutachters ist be-
kanntzugeben. Der Gutachter kann wei-
tere Auskünfte und Stellungnahmen ein-
holen; ihm können Stellungnahmen un-
mittelbar übersandt werden.

(6) Die Entscheidung, ob die Aufnah-
me eines neuen oder veränderten Ange-
bots den Voraussetzungen des Absatzes 4
entspricht, bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der anwesenden Mitglieder, min-
destens der Mehrheit der gesetzlichen
Mitglieder des zuständigen Gremiums.
Die Entscheidung ist zu begründen. In
den Entscheidungsgründen muss unter
Berücksichtigung der eingegangenen
Stellungnahmen und eingeholten Gut-
achten dargelegt werden, ob das neue
oder veränderte Angebot vom Auftrag
umfasst ist. Die jeweilige Rundfunkanstalt
hat das Ergebnis ihrer Prüfung einschließ-
lich der eingeholten Gutachten unter
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen in
gleicher Weise wie die Veröffentlichung
des Vorhabens bekannt zu machen.

(7) Der für die Rechtsaufsicht zuständi-
gen Behörde sind vor der Veröffentli-
chung alle für eine rechtsaufsichtliche
Prüfung notwendigen Auskünfte zu ertei-
len und Unterlagen zu übermitteln. Nach
Abschluss des Verfahrens nach Absatz 5
und 6 und nach Prüfung durch die für die
Rechtsaufsicht zuständige Behörde ist die
Beschreibung des neuen oder veränder-
ten Angebots in den amtlichen Verkün-
dungsblättern der betroffenen Länder zu
veröffentlichen.

§ 12

Funktionsgerechte Finanzausstattung,
Grundsatz des Finanzausgleichs

(1) Die Finanzausstattung hat den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk in die Lage
zu versetzen, seine verfassungsmäßigen
und gesetzlichen Aufgaben zu erfüllen;
sie hat insbesondere den Bestand und die
Entwicklung des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks zu gewährleisten.

(2) Der Finanzausgleich unter den
Landesrundfunkanstalten ist Bestandteil
des Finanzierungssystems der ARD; er
stellt insbesondere eine funktionsgerech-
te Aufgabenerfüllung der Anstalten Saar-
ländischer Rundfunk und Radio Bremen
sicher. Der Umfang der Finanzausgleichs-
masse und ihre Anpassung an die Rund-
funkgebühr bestimmen sich nach dem
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag.

§ 13

Finanzierung

(1) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk
finanziert sich durch Rundfunkgebühren,

Einnahmen aus Rundfunkwerbung und
sonstigen Einnahmen; vorrangige Finan-
zierungsquelle ist die Rundfunkgebühr.
Programme und Angebote im Rahmen
seines Auftrags gegen besonderes Entgelt
sind unzulässig; ausgenommen hiervon
sind Begleitmaterialien. Einnahmen aus
dem Angebot von Telefonmehrwertdiens -
ten dürfen nicht erzielt werden.

(2) Das Bereithalten eines Rundfunk-
empfangsgeräts begründet auch künftig
die Rundfunkgebührenpflicht.

§ 14

Finanzbedarf des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks

(1) Der Finanzbedarf des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks wird regelmäßig
entsprechend den Grundsätzen von Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit, ein-
schließlich der damit verbundenen Ratio-
nalisierungspotentiale, auf der Grundlage
von Bedarfsanmeldungen der in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, des ZDF und der Körperschaft
des öffentlichen Rechts „Deutschland -
radio“ durch die unabhängige Kommissi-
on zur Überprüfung und Ermittlung des
Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten
(KEF) geprüft und ermittelt.

(2) Bei der Überprüfung und Ermitt-
lung des Finanzbedarfs sind insbesondere
zugrunde zu legen

1. die wettbewerbsfähige Fortführung
der bestehenden Rundfunkprogramme
sowie die durch Staatsvertrag aller
Länder zugelassenen Fernsehprogram-
me (bestandsbezogener Bedarf),

2. nach Landesrecht zulässige neue
Rundfunkprogramme, die Teilhabe an
den neuen rundfunktechnischen Mög-
lichkeiten in der Herstellung und zur
Verbreitung von Rundfunkprogram-
men sowie die Möglichkeit der Veran-
staltung neuer Formen von Rundfunk
(Entwicklungsbedarf),

3. die allgemeine Kostenentwicklung und
die besondere Kostenentwicklung im
Medienbereich,

4. die Entwicklung der Gebührenerträge,
der Werbeerträge und der sonstigen
Erträge,

5. die Anlage, Verzinsung und zweckbe-
stimmte Verwendung der Überschüsse,
die dadurch entstehen, dass die jährli-
chen Gesamterträge der in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, des ZDF oder des
Deutschlandradios die Gesamtaufwen-
dungen für die Erfüllung ihres Auf-
trags übersteigen.

(3) Bei der Überprüfung und Ermitt-
lung des Finanzbedarfs soll ein hoher
Grad der Objektivierbarkeit erreicht wer-
den.

(4) Die KEF wird von den Rechnungs-
höfen über die Ergebnisse der Prüfungen
der in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten, des ZDF und
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des Deutschlandradios einschließlich de-
ren Beteiligungsunternehmen unterrich-
tet.

(5) Die Gebührenfestsetzung erfolgt
durch Staatsvertrag.

§ 15

Einfügung der Werbung

(1) Übertragungen von Gottesdiensten
sowie Sendungen für Kinder dürfen nicht
durch Werbung oder Teleshopping-Spots
unterbrochen werden.

(2) Fernsehwerbung und Teleshop-
ping-Spots müssen zwischen den Sen-
dungen eingefügt werden. Einzeln gesen-
dete Werbe- und Teleshopping-Spots
müssen die Ausnahme bilden. Unter den
in den Absätzen 3 und 4 genannten Vor-
aussetzungen können Werbung und Te-
leshopping-Spots auch in die laufenden
Sendungen eingefügt werden, sofern der
gesamte Zusammenhang und der Cha-
rakter der Sendung nicht beeinträchtigt
werden und sofern nicht gegen die Rech-
te von Rechteinhabern verstoßen wird.

(3) Fernsehsendungen von mehr als 
45 Minuten Dauer dürfen einmal Werbe-
einschaltungen und Teleshopping-Spots
enthalten; dies gilt auch bei Unterteilun-
gen der Sendungen. Bei der Übertragung
von Ereignissen und Darbietungen, die
Pausen enthalten, dürfen Werbung und
Teleshopping-Spots nur zwischen den 
eigenständigen Teilen oder in den Pausen
eingefügt werden. Die Berechnung der
Dauer einer Sendung richtet sich nach
deren programmierter Sendezeit.

(4) Bei der Übertragung von Sporter-
eignissen, die Pausen enthalten, dürfen
Werbung und Teleshopping-Spots abwei-
chend von Absatz 3 Satz 1, jedoch nur in
den Pausen, ausgestrahlt werden.

(5) Richten sich Werbung oder Tele -
shop ping-Spots in einem Fernsehpro-
gramm eigens und häufig an Zuschauer
eines anderen Staates, der das Europäi-
sche Übereinkommen über das grenz -
überschreitende Fernsehen ratifiziert hat
und nicht Mitglied der Europäischen Uni-
on ist, so dürfen die für die Fernsehwer-
bung oder das Teleshopping dort gelten-
den Vorschriften nicht umgangen wer-
den. Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschrit-
ten dieses Staatsvertrages über die Wer-
bung oder das Teleshopping strenger sind
als jene Vorschriften, die in dem betref-
fenden Staat gelten, ferner nicht, wenn
mit dem betroffenen Staat Übereinkünfte
auf diesem Gebiet geschlossen wurden.

§ 16

Dauer der Werbung

(1) Die Gesamtdauer der Werbung be-
trägt im Ersten Fernsehprogramm der
ARD und im Programm „Zweites Deut-
sches Fernsehen“ jeweils höchstens 
20 Minuten werktäglich im Jahresdurch-
schnitt. Nicht vollständig genutzte Werbe-
zeit darf höchstens bis zu 5 Minuten
werktäglich nachgeholt werden. Nach

20.00 Uhr sowie an Sonntagen und im
ganzen Bundesgebiet anerkannten Feier-
tagen dürfen Werbesendungen nicht aus-
gestrahlt werden. § 17 bleibt unberührt.

(2) In weiteren bundesweit verbreite-
ten Fernsehprogrammen von ARD und
ZDF sowie in den Dritten Fernsehpro-
grammen findet Werbung nicht statt.

(3) Im Fernsehen darf die Dauer der
Spotwerbung innerhalb eines Zeitraums
von einer Stunde 20 vom Hundert nicht
überschreiten.

(4) Hinweise der Rundfunkanstalten
auf eigene Programme und auf Begleit-
materialien, die direkt von diesen Pro-
grammen abgeleitet sind, unentgeltliche
Beiträge im Dienst der Öffentlichkeit ein-
schließlich von Spendenaufrufen zu
Wohlfahrtszwecken sowie gesetzliche
Pflichthinweise gelten nicht als Werbung.

(5) Die Länder sind berechtigt, den
Landesrundfunkanstalten bis zu 90 Minu-
ten werktäglich im Jahresdurchschnitt
Werbung im Hörfunk einzuräumen; ein
am 1. Januar 1987 in den Ländern abwei-
chender zeitlicher Umfang der Werbung
und ihre tageszeitllche Begrenzung kann
beibehalten werden.

§ 16a

Kommerzielle Tätigkeiten

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio sind berech-
tigt, kommerzielle Tätigkeiten auszuü-
ben. Kommerzielle Tätigkeiten sind Be -
tätigungen, bei denen Leistungen auch
für Dritte im Wettbewerb angeboten wer-
den, insbesondere Werbung und Sponso-
ring, Verwertungsaktivitäten, Merchandi-
sing, Produktion für Dritte und die Ver-
mietung von Senderstandorten an Dritte.
Diese Tätigkeiten dürfen nur unter
Marktbedingungen erbracht werden. Die
kommerziellen Tätigkeiten sind durch
rechtlich selbstständige Tochtergesell-
schaften zu erbringen. Bei geringer Markt-
relevanz kann eine kommerzielle Tätig-
keit durch die Rundfunkanstalt selbst 
erbracht werden; in diesem Fall ist eine
getrennte Buchführung vorzusehen. Die
in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
des rundfunkanstalten, das ZDF und das
Deutschlandradio haben sich bei den Be-
ziehungen zu ihren kommerziell tätigen
Tochterunternehmen marktkonform zu ver -
halten und die entsprechenden Bedingun-
gen, wie bei einer kommerziellen Tä tig -
keit, auch ihnen gegenüber einzuhalten.

(2) Die Tätigkeitsbereiche sind von
den zuständigen Gremien der Rundfunk-
anstalten vor Aufnahme der Tätigkeit zu
genehmigen. Die Prüfung umfasst folgen-
de Punkte:

1. die Beschreibung der Tätigkeit nach
Art und Umfang, die die Einhaltung
der marktkonformen Bedingungen be-
gründet (Marktkonformität) einschließ-
lich eines Fremdvergleichs,

2. der Vergleich mit Angeboten privater
Konkurrenten,
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3. Vorgaben für eine getrennte Buch-
führung und

4. Vorgaben für eine effiziente Kontrolle.

§ 16b

Beteiligung an Unternehmen

(1) An einem Unternehmen, das einen
gewerblichen oder sonstigen wirtschaftli-
chen Zweck zum Gegenstand hat, dürfen
sich die in der ARD zusammengeschlos-
sen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio unmittelbar
oder mittelbar beteiligen, wenn

1. dies im sachlichen Zusammenhang mit
ihren gesetzlichen Aufgaben steht,

2. das Unternehmen die Rechtsform einer
juristischen Person besitzt und

3. die Satzung oder der Gesellschaftsver-
trag des Unternehmens einen Auf-
sichtsrat oder ein entsprechendes Or-
gan vorsieht.

Die Voraussetzungen nach Satz 1 müssen
nicht erfüllt sein, wenn die Beteiligung
nur vorübergehend eingegangen wird
und unmittelbaren Programmzwecken
dient.

(2) Bei Beteiligungsunternehmen ha-
ben sich die Rundfunkanstalten in geeig-
neter Weise den nötigen Einfluss auf die
Geschäftsleitung des Unternehmens, ins-
besondere eine angemessene Vertretung
im Aufsichtsgremium, zu sichern. Eine
Prüfung der Betätigung der Anstalten bei
dem Unternehmen unter Beachtung kauf-
männischer Grundsätze durch einen Wirt-
schaftsprüfer ist auszubedingen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für juristische Personen des Pri-
vatrechts, die von den Rundfunkanstalten
gegründet werden und deren Geschäfts-
anteile sich ausschließlich in ihrer Hand
befinden.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend für Beteiligungen der Rundfunkan-
stalten an gemeinnützigen Rundfunkun-
ternehmen und Pensionskassen.

§ 16c

Kontrolle der Beteiligung an 
Unternehmen

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio haben ein ef-
fektives Controlling über ihre Beteiligun-
gen nach § 16b einzurichten. Der Inten-
dant hat das jeweils zuständige Aufsichts-
gremium der Rundfunkanstalt regelmäßig
über die wesentlichen Vorgänge in den
Beteiligungsunternehmen, insbesondere
über deren finanzielle Entwicklung, zu
unterrichten.

(2) Der Intendant hat dem jeweils zu-
ständigen Aufsichtsgremium jährlich ei-
nen Beteiligungsbericht vorzulegen. Die-
ser Bericht schließt folgende Bereiche ein:

1. die Darstellung sämtlicher unmittelba-
rer und mittelbarer Beteiligungen und

ihrer wirtschaftlichen Bedeutung für
die Rundfunkanstalt,

2. die gesonderte Darstellung der Beteili-
gungen mit kommerziellen Tätigkeiten
und Nachweis der Erfüllung der staats-
vertraglichen Vorgaben für kommerzi-
elle Tätigkeiten und

3. die Darstellung der Kontrolle der Be-
teiligungen einschließlich von Vorgän-
gen mit besonderer Bedeutung.

Der Bericht ist den jeweils zuständigen
Rechnungshöfen und der rechtsaufsichts-
führenden Landesregierung zu übermit-
teln.

(3) Die für die in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten,
das ZDF und das Deutschlandradio zu-
ständigen Rechnungshöfe prüfen die
Wirtschaftsführung bei solchen Unterneh-
men des Privatrechts, an denen die An-
stalten unmittelbar, mittelbar, auch zu-
sammen mit anderen Anstalten oder Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts, mit
Mehrheit beteiligt sind und deren Gesell-
schaftsvertrag oder Satzung diese Prüfun-
gen durch die Rechnungshöfe vorsieht.
Die Anstalten sind verpflichtet, für die
Aufnahme der erforderlichen Regelungen
in den Gesellschaftsvertrag oder die Sat-
zung des Unternehmens zu sorgen.

(4) Sind mehrere Rechnungshöfe für
die Prüfung zuständig, können sie die
Prüfung einem dieser Rechnungshöfe
übertragen.

§ 16d

Kontrolle der kommerziellen Tätigkeiten

(1) Bei Mehrheitsbeteiligungen der in
der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF, des
Deutschlandradios oder bei Gesellschaf-
ten, bei denen ein Prüfungsrecht der zu-
ständigen Rechnungshöfe besteht, sind
die Rundfunkanstalten zusätzlich zu den
allgemein bestehenden Prüfungsrechten
der Rechnungshöfe verpflichtet darauf
hinzuwirken, dass die Beteiligungsunter-
nehmen den jährlichen Abschlussprüfer
nach § 319 Abs. 1 Satz 1 des Handelsge-
setzbuches nur im Einvernehmen mit den
zuständigen  Rechnungshöfen bestellen.
Die Rundfunkanstalten haben dafür Sor-
ge zu tragen, dass das Beteiligungsunter-
nehmen vom Abschlussprüfer im Rahmen
der Prüfung des Jahresabschlusses auch
die Marktkonformität seiner kommerziel-
len Tätigkeiten auf der Grundlage zusätz-
licher von den jeweils zuständigen Rech-
nungshöfen festzulegender Fragestellun-
gen prüfen lässt und den Abschlussprüfer
ermächtigt, das Ergebnis der Prüfung zu-
sammen mit dem Abschlussbericht den
zuständigen Rechnungshöfen mitzuteilen.
Diese Fragestellungen werden von dem
für die Prüfung zuständigen Rechnungs-
hof festgelegt und umfassen insbesondere
den Nachweis der Einhaltung der staats-
vertraglichen Vorgaben für kommerzielle
Aktivitäten. Die Rundfunkanstalten sind
verpflichtet, für die Aufnahme der erfor-
derlichen Regelungen in den Gesell-
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schaftsvertrag oder die Satzung des Betei-
ligungsunternehmens zu sorgen. Die
Wirtschaftsprüfer testieren den Jahresab-
schluss der Beteiligungsunternehmen und
berichten den zuständigen Rechnungshö-
fen auch hinsichtlich der in Satz 2 und 3
genannten Fragestellungen. Sie teilen das
Ergebnis und den Abschlussbericht den
zuständigen Rechnungshöfen mit. Die zu-
ständigen Rechnungshöfe werten die Prü-
fung aus und können in jedem Einzelfall
selbst Prüfmaßnahmen bei den betreffen-
den Beteiligungsunternehmen ergreifen.
Über festgestellte Verstöße gegen die Be-
stimmungen zur Marktkonformität unter-
richten die Rechnungshöfe die für die
Rechtsaufsicht über die jeweilige Rund-
funkanstalt zuständige Stelle. Die durch
die ergänzenden Prüfungen zusätzlich
entstehenden Kosten tragen die jeweili-
gen Beteiligungsunternehmen.

(2) Die Rechungshöfe teilen das Ergeb-
nis der Prüfungen dem jeweiligen Inten-
danten, dem jeweiligen Aufsichtsgremi-
um der Rundfunkanstalt und den Beteili-
gungsunternehmen mit. Über die wesent-
lichen Ergebnisse unterrichten die Rech-
nungshöfe die Landesregierungen und
die Landtage der die Rundfunkanstalt tra-
genden Länder und die unabhängige
Kommission zur Überprüfung und Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rundfunkan-
stalten (KEF). Dabei achten sie darauf,
dass die Wettbewerbsfähigkeit der ge-
prüften Beteiligungsunternehmen nicht
beeinträchtigt wird und insbesondere Be-
triebs- und Geschäftsgeheimnisse ge-
wahrt werden.

§ 16e

Haftung für kommerziell tätige 
Beteiligungsunternehmen

Für kommerziell tätige Beteiligungs-
unternehmen dürfen die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF und das Deutschland-
radio keine Haftung übernehmen.

§ 16f

Richtlinien

Die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten und das
ZDF erlassen Richtlinien zur Durch-
führung der §§ 7, 8, 8a, 15 und 16; in der
Richtlinie zu § 8a sind insbesondere die
Bedingungen zur Teilnahme Minderjähri-
ger näher zu bestimmen. Sie stellen hier-
zu das Benehmen mit den Landesmedien-
anstalten her und führen einen gemeinsa-
men Erfahrungsaustausch in der Anwen-
dung dieser Richtlinien durch. Sätze 1
und 2 gelten für die Richtlinien des
Deutschlandradios zu § 8a entsprechend.

§ 17

Änderung der Werbung

Die Länder können Änderungen der
Gesamtdauer der Werbung, der tageszeit-
lichen Begrenzung der Werbung und ih-
rer Beschränkung auf Werktage im öf-

fentlich-rechtlichen Rundfunk vereinba-
ren.

§ 18

Ausschluss von Teleshopping

Teleshopping findet mit Ausnahme
von Teleshopping-Spots im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk nicht statt.

§ 19

Versorgungsauftrag

Die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio können ihrem
gesetzlichen Auftrag durch Nutzung ge-
eigneter Übertragungswege nachkom-
men. Bei der Auswahl des Übertragungs-
wegs sind die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu beachten.
Die analoge Verbreitung bisher aus-
schließlich digital verbreiteter Programme
ist unzulässig.

§ 19a

Veröffentlichung von Beanstandungen

Die zuständigen Aufsichtsgremien der
in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF und des
Deutschlandradios können vom Intendan-
ten verlangen, dass er bei Rechtsver-
stößen Beanstandungen der Gremien im
Programm veröffentlicht.

III. ABSCHNITT

Vorschriften für den privaten Rundfunk

1. Unterabschnitt

Grundsätze

§ 20

Zulassung

(1) Private Veranstalter bedürfen zur
Veranstaltung von Rundfunk einer Zulas-
sung. Unbeschadet der Bestimmungen
der §§ 21 bis 39a  richtet sich die Zulas-
sung eines Veranstalters von bundesweit
verbreitetem Rundfunk nach § 20a; im
Übrigen richtet sich die Zulassung nach
Landesrecht. In der Zulassung für Veran-
stalter bundesweit verbreiteter Program-
me ist die Programmkategorie (Voll- oder
Spartenprogramm) festzulegen.

(2) Wenn und soweit ein elektronischer
Informations- und Kommunikationsdienst
dem Rundfunk zuzuordnen ist, bedarf der
Anbieter eines solchen Dienstes einer Zu-
lassung. Stellt die zuständige Landesme-
dienanstalt fest, dass diese Voraussetzung
vorliegt, muss der Anbieter, nachdem die
Feststellung ihm bekannt gegeben ist,
nach seiner Wahl unverzüglich einen Zu-
lassungsantrag stellen oder innerhalb von
drei Monaten den elektronischen Infor-
mations- und Kommunikationsdienst so
anbieten, dass der Dienst nicht dem
Rundfunk zuzuordnen ist. Anbieter von
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elektronischen Informations- und Kom-
munikationsdiensten sind berechtigt, bei
der zuständigen Landesmedienanstalt ei-
nen Antrag auf rundfunkrechtliche Unbe-
denklichkeit zu stellen.

(3) Das Landesrecht kann ein verein-
fachtes Zulassungsverfahren vorsehen,
wenn Sendungen

1. im örtlichen Bereich einer öffentlichen
Veranstaltung und im zeitlichen Zu-
sammenhang damit veranstaltet und
verbreitet werden oder

2. für Einrichtungen angeboten werden,
wenn diese für gleiche Zwecke ge-
nutzt und die Sendungen nur dort
empfangen werden können und im
funktionellen Zusammenhang mit den
in diesen Einrichtungen zu erfüllenden
Aufgaben stehen.

Unberührt bleiben landesrechtliche Be-
stimmungen, nach denen Sendungen für
eine beschränkte Anzahl von Wohnein-
heiten oder Sendungen in Einrichtungen,
die sich auf ein Gebäude oder einen zu-
sammengehörenden Gebäudekomplex
beschränken, keiner Zulassung bedürfen.

(4) Die Zulassung eines Fernsehveran-
stalters kann versagt oder widerrufen
werden, wenn

1. sich das Programm des Veranstalters
ganz oder in wesentlichen Teilen an
die Bevölkerung eines anderen Staates
richtet, der das Europäische Überein-
kommen über das grenzüberschreiten-
de Fernsehen ratifiziert hat und

2. der Veranstalter sich zu dem Zweck in
der Bundesrepublik Deutschland nie-
dergelassen hat, die Bestimmungen
des anderen Staates zu umgehen und

3. die Bestimmungen des anderen Staa-
tes, die der Veranstalter zu umgehen
bezweckt, Gegenstand des Europäi-
schen Übereinkommens über das
grenzüberschreitende Fernsehen sind.

Statt der Versagung oder des Widerrufs
der Zulassung kann diese auch mit Ne-
benbestimmungen versehen werden, so-
weit dies ausreicht, die Umgehung nach
Satz 1 auszuschließen. 

§ 20a

Erteilung einer Zulassung für Veranstalter
von bundesweit verbreitetem Rundfunk

(1) Eine Zulassung darf nur an eine
natürliche oder juristische Person erteilt
werden, die

1. unbeschränkt geschäftsfähig ist,

2. die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu be-
kleiden, nicht durch Richterspruch ver-
loren hat,

3. das Grundrecht der freien Meinungs-
äußerung nicht nach Artikel 18 des
Grundgesetzes verwirkt hat,

4. als Vereinigung nicht verboten ist,

5. ihren Wohnsitz oder Sitz in der Bun-
desrepublik Deutschland, einem sons -
tigen Mitgliedstaat der Europäischen

Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum hat und
gerichtlich verfolgt werden kann,

6. die Gewähr dafür bietet, dass sie unter
Beachtung der gesetzlichen Vorschrif-
ten und der auf dieser Grundlage er-
lassenen Verwaltungsakte Rundfunk
veranstaltet.

(2) Die Voraussetzungen nach Absatz 1
Nr. 1 bis 3 und 6 müssen bei juristischen
Personen von den gesetzlichen oder sat-
zungsmäßigen Vertretern erfüllt sein. Ei-
nem Veranstalter in der Rechtsform einer
Aktiengesellschaft darf nur dann eine Zu-
lassung erteilt werden, wenn in der Sat-
zung der Aktiengesellschaft bestimmt ist,
dass die Aktien nur als Namensaktien
oder als Namensaktien und stimmrechts-
lose Vorzugsaktien ausgegeben werden
dürfen.

(3) Eine Zulassung darf nicht erteilt
werden an juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts mit Ausnahme von Kir-
chen und Hochschulen, an deren gesetzli-
che Vertreter und leitende Bedienstete so-
wie an politische Parteien und Wählerver-
einigungen. Gleiches gilt für Unterneh-
men, die im Verhältnis eines verbunde-
nen Unternehmens im Sinne des § 15 des
Aktiengesetzes zu den in Satz 1 Genann-
ten stehen. Die Sätze 1 und 2 gelten für
ausländische öffentliche oder staatliche
Stellen entsprechend.

§ 20b

Hörfunk im Internet

Wer Hörfunkprogramme ausschließlich
im Internet verbreitet, bedarf keiner Zu-
lassung. Er hat das Angebot der zuständi-
gen Landesmedienanstalt anzuzeigen. Im
Übrigen gilt § 20a entsprechend.

2. Unterabschnitt

Verfahrensrechtliche Vorschriften

§ 21

Grundsätze für das Zulassungsverfahren

(1) Der Antragsteller hat alle Angaben
zu machen, alle Auskünfte zu erteilen
und alle Unterlagen vorzulegen, die zur
Prüfung des Zulassungsantrags erforder-
lich sind.

(2) Die Auskunftspflicht und die Ver-
pflichtung zur Vorlage von Unterlagen er-
strecken sich insbesondere auf

1. eine Darstellung der unmittelbaren
und mittelbaren Beteiligungen im Sin-
ne des § 28 an dem Antragsteller sowie
der Kapital- und Stimmrechtsverhält-
nisse bei dem Antragsteller und den
mit ihm im Sinne des Aktiengesetzes
verbundenen Unternehmen,

2. die Angabe über Angehörige im Sinne
des § 15 Abgabenordnung unter den
Beteiligten nach Nummer 1, gleiches
gilt für Vertreter der Person oder Per-
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sonengesellschaft oder des Mitglieds
eines Organs einer juristischen Person,

3. den Gesellschaftsvertrag und die sat-
zungsrechtlichen Bestimmungen des
Antragstellers,

4. Vereinbarungen, die zwischen an dem
Antragsteller unmittelbar oder mittel-
bar im Sinn von § 28 Beteiligten beste-
hen und sich auf die gemeinsame Ver-
anstaltung von Rundfunk sowie auf
Treuhandverhältnisse und nach den 
§§ 26 und 28 erhebliche Beziehungen
beziehen,

5. eine schriftliche Erklärung des Antrag-
stellers, dass die nach den Nummern 1
bis 4 vorgelegten Unterlagen und An-
gaben vollständig sind.

(3) Ist für die Prüfung im Rahmen des
Zulassungsverfahrens ein Sachverhalt be-
deutsam, der sich auf Vorgänge außer-
halb des Geltungsbereichs dieses Staats-
vertrages bezieht, so hat der Antragsteller
diesen Sachverhalt aufzuklären und die
erforderlichen Beweismittel zu beschaf-
fen. Er hat dabei alle für ihn bestehenden
rechtlichen und tatsächlichen Möglich-
keiten auszuschöpfen. Der Antragsteller
kann sich nicht darauf berufen, dass er
Sachverhalte nicht aufklären oder Be-
weismittel nicht beschaffen kann, wenn
er sich nach Lage des Falles bei der Ge-
staltung seiner Verhältnisse die Möglich-
keit dazu hätte beschaffen oder einräu-
men lassen können.

(4) Die Verpflichtungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 gelten für natürliche und
juristische Personen oder Personengesell-
schaften, die an dem Antragsteller unmit-
telbar oder mittelbar im Sinne von § 28
beteiligt sind oder zu ihm im Verhältnis
eines verbundenen Unternehmens stehen
oder sonstige Einflüsse im Sinne der §§ 26
und 28 auf ihn ausüben können, entspre-
chend.

(5) Kommt ein Auskunfts- oder Vorla-
gepflichtiger seinen Mitwirkungspflichten
nach den Absätzen 1 bis 4 innerhalb einer
von der zuständigen Landesmedienan-
stalt bestimmten Frist nicht nach, kann
der Zulassungsantrag abgelehnt werden.

(6) Die im Rahmen des Zulassungsver-
fahrens Auskunfts- und Vorlagepflichti-
gen sind verpflichtet, jede Änderung der
maßgeblichen Umstände nach Antragstel-
lung oder nach Erteilung der Zulassung
unverzüglich der zuständigen Landesme-
dienanstalt mitzuteilen. Die Absätze 1 
bis 5 finden entsprechende Anwendung.
§ 29 bleibt unberührt.

(7) Unbeschadet anderweitiger Anzei-
gepflichten sind der Veranstalter und die
an ihm unmittelbar oder mittelbar im Sin-
ne von § 28 Beteiligten jeweils nach Ab-
lauf eines Kalenderjahres verpflichtet, un-
verzüglich der zuständigen Landesme-
dienanstalt gegenüber eine Erklärung
darüber abzugeben, ob und inwieweit in-
nerhalb des abgelaufenen Kalenderjahres
bei den nach § 28 maßgeblichen Beteili-
gungs- und Zurechnungstatbeständen 
eine Veränderung eingetreten ist.

§ 22

Auskunftsrechte und 
Ermittlungsbefugnisse

(1) Die zuständige Landesmedienan-
stalt kann alle Ermittlungen durchführen
und alle Beweise erheben, die zur Erfül-
lung ihrer sich aus den §§ 26 bis 34 erge-
benden Aufgaben erforderlich sind. Sie
bedient sich der Beweismittel, die sie
nach pflichtgemäßem Ermessen zur Er-
mittlung des Sachverhaltes für erforder-
lich hält. Sie kann insbesondere

1. Auskünfte einholen,

2. Beteiligte im Sinne des § 13 Verwal-
tungsverfahrensgesetz anhören, Zeu-
gen und Sachverständige vernehmen
oder die schriftliche Äußerung von Be-
teiligten, Sachverständigen und Zeu-
gen einholen,

3. Urkunden und Akten beiziehen,

4. den Augenschein einnehmen.

Andere Personen als die Beteiligten sol-
len erst dann zur Auskunft herangezogen
werden, wenn die Sachverhaltsauf-
klärung durch diese nicht zum Ziel führt
oder keinen Erfolg verspricht.

(2) Für Zeugen und Sachverständige
besteht eine Pflicht zur Aussage oder zur
Erstattung von Gutachten. Die Vorschrif-
ten der Zivilprozessordnung über die
Pflicht, als Zeuge auszusagen oder als
Sachverständiger ein Gutachten zu erstat-
ten, über die Ablehnung von Sachver-
ständigen sowie über die Vernehmung
von Angehörigen des öffentlichen Diens -
tes als Zeugen oder Sachverständige gel-
ten entsprechend. Die Entschädigung der
Zeugen und Sachverständigen erfolgt in
entsprechender Anwendung des Justiz-
vergütungs- und -entschädigungsgeset-
zes.

(3) Zur Glaubhaftmachung der Voll-
ständigkeit und Richtigkeit der Angaben
darf die zuständige Landesmedienanstalt
die Vorlage einer eidesstattlichen Versi-
cherung von denjenigen verlangen, die
nach § 21 Abs. 1 und 4 auskunfts- und
vorlagepflichtig sind. Eine Versicherung
an Eides Statt soll nur gefordert werden,
wenn andere Mittel zur Erforschung der
Wahrheit nicht vorhanden sind, zu kei-
nem Ergebnis geführt haben oder einen
unverhältnismäßigen Aufwand erfordern.

(4) Die von der zuständigen Landes-
medienanstalt mit der Durchführung der
sich aus den §§ 26 bis 34 ergebenden
Aufgaben betrauten Personen dürfen
während der üblichen Geschäfts- und 
Arbeitszeiten die Geschäftsräume und 
-grund stücke der in § 21 Abs. 1, 3 und 4
genannten Personen und Personengesell-
schaften betreten und die nachfolgend in
Absatz 5 genannten Unterlagen einsehen
und prüfen. Das Grundrecht des Arti-
kels 13 Grundgesetz wird insoweit einge-
schränkt.

(5) Die in § 21 Abs. 1, 3 und 4 genann-
ten Personen oder Personengesellschaften
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haben auf Verlangen Aufzeichnungen,
Bücher, Geschäftspapiere und andere Ur-
kunden, die für die Anwendung der §§ 26
bis 34 erheblich sein können, vorzulegen,
Auskünfte zu erteilen und die sonst zur
Durchführung der Maßnahmen nach Ab-
satz 4 erforderlichen Hilfsdienste zu leis -
ten. Vorkehrungen, die die Maßnahmen
hindern oder erschweren, sind unzuläs-
sig.

(6) Der zur Erteilung einer Auskunft
Verpflichtete kann die Auskunft auf sol-
che Fragen verweigern, deren Beantwor-
tung ihn selbst oder einen der in § 383
Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 Zivilprozessordnung
bezeichneten Angehörigen der Gefahr
strafrechtlicher Verfolgung oder eines
Verfahrens nach dem Gesetz über Ord-
nungswidrigkeiten aussetzen würde.

(7) Durchsuchungen dürfen nur auf-
grund einer Anordnung des Amtsrichters,
in dessen Bezirk die Durchsuchung erfol-
gen soll, vorgenommen werden. Bei Ge-
fahr im Verzug können die in Absatz 4
bezeichneten Personen während der Ge-
schäftszeit die erforderlichen Durchsu-
chungen ohne richterliche Anordnung
vornehmen. An Ort und Stelle ist eine
Niederschrift über Grund, Zeit und Ort
der Durchsuchung und ihr wesentliches
Ergebnis aufzunehmen, aus der sich, falls
keine richterliche Anordnung ergangen
ist, auch die Tatsachen ergeben, die zur
Annahme einer Gefahr im Verzug geführt
haben.

(8) Der Inhaber der tatsächlichen Ge-
walt über die zu durchsuchenden Räume
darf der Durchsuchung beiwohnen. Ist er
abwesend, soll sein Vertreter oder ein an-
derer Zeuge hinzugezogen werden. Dem
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über
die durchsuchten Räume oder seinem
Vertreter ist auf Verlangen eine Durch-
schrift der in Absatz 7 Satz 3 genannten
Niederschrift zu erteilen.

§ 23

Publizitätspflicht und sonstige 
Vorlagepflichten

(1) Jeder Veranstalter hat unabhängig
von seiner Rechtsform jährlich nach Maß-
gabe der Vorschriften des Handelsgesetz-
buches, die für große Kapitalgesellschaf-
ten gelten, einen Jahresabschluss samt
Anhang und einen Lagebericht spätes -
tens bis zum Ende des neunten auf das
Ende des Geschäftsjahres folgenden Mo-
nats zu erstellen und bekanntzumachen.
Satz 1 findet auf an dem Veranstalter un-
mittelbar Beteiligte, denen das Programm
des Veranstalters nach § 28 Abs. 1 Satz 1,
und mittelbar Beteiligte, denen das Pro-
gramm nach § 28 Abs. 1 Satz 2 zuzurech-
nen ist, entsprechende Anwendung.

(2) Innerhalb derselben Frist hat der
Veranstalter eine Aufstellung der Pro-
grammbezugsquellen für den Berichts-
zeitraum der zuständigen Landesmedien-
anstalt vorzulegen.

§ 24

Vertraulichkeit

Angaben über persönliche und sachli-
che Verhältnisse einer natürlichen oder
juristischen Person oder einer Personen-
gesellschaft sowie Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse, die den Landesme-
dienanstalten, ihren Organen, ihren Be-
diensteten oder von ihnen beauftragten
Dritten im Rahmen der Durchführung ih-
rer Aufgaben anvertraut oder sonst be-
kannt geworden sind, dürfen nicht unbe-
fugt offenbart werden. Soweit personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, fin-
den die Datenschutzbestimmungen nach
Landesrecht Anwendung.

3. Unterabschnitt

Sicherung der Meinungsvielfalt

§ 25

Meinungsvielfalt, regionale Fenster

(1) Im privaten Rundfunk ist inhaltlich
die Vielfalt der Meinungen im Wesentli-
chen zum Ausdruck zu bringen. Die be-
deutsamen politischen, weltanschauli-
chen und gesellschaftlichen Kräfte und
Gruppen müssen in den Vollprogrammen
angemessen zu Wort kommen; Auffassun-
gen von Minderheiten sind zu berück-
sichtigen. Die Möglichkeit, Spartenpro-
gramme anzubieten, bleibt hiervon un-
berührt.

(2) Ein einzelnes Programm darf die
Bildung der öffentlichen Meinung nicht in
hohem Maße ungleichgewichtig beein-
flussen.

(3) Im Rahmen des Zulassungsverfah-
rens soll die Landesmedienanstalt darauf
hinwirken, dass an dem Veranstalter auch
Interessenten mit kulturellen Programm-
beiträgen beteiligt werden. Ein Rechtsan-
spruch auf Beteiligung besteht nicht.

(4) In den beiden bundesweit verbrei-
teten reichweitenstärksten Fernsehvoll-
programmen sind mindestens im zeitli-
chen und regional differenzierten Umfang
der Programmaktivitäten zum 1. Juli 2002
nach Maßgabe des jeweiligen Landes-
rechts Fensterprogramme zur aktuellen
und authentischen Darstellung der Ereig-
nisse des politischen, wirtschaftlichen, so-
zialen und kulturellen Lebens in dem je-
weiligen Land aufzunehmen. Der Haupt-
programmveranstalter hat organisatorisch
sicherzustellen, dass die redaktionelle
Unabhängigkeit des Fensterprogramm-
veranstalters gewährleistet ist. Dem Fens -
terprogrammveranstalter ist eine geson-
derte Zulassung zu erteilen. Fensterpro-
grammveranstalter und Hauptprogramm-
veranstalter sollen zueinander nicht im
Verhältnis eines verbundenen Unterneh-
mens nach § 28 stehen. Mit der Organisa-
tion der Fensterprogramme ist zugleich
deren Finanzierung durch den Hauptpro-
grammveranstalter sicherzustellen. Die
Landesmedienanstalten stimmen die Or-
ganisation der Fensterprogramme in zeit-
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licher und technischer Hinsicht unter
Berücksichtigung der Interessen der be-
troffenen Veranstalter ab.

§ 26

Sicherung der Meinungsvielfalt im 
Fernsehen

(1) Ein Unternehmen (natürliche oder
juristische Person oder Personenvereini-
gung) darf in der Bundesrepublik
Deutschland selbst oder durch ihm zure-
chenbare Unternehmen bundesweit im
Fernsehen eine unbegrenzte Anzahl von
Programmen veranstalten, es sei denn, es
erlangt dadurch vorherrschende Mei-
nungsmacht nach Maßgabe der nachfol-
genden Bestimmungen.

(2) Erreichen die einem Unternehmen
zurechenbaren Programme im Durch-
schnitt eines Jahres einen Zuschaueran-
teil von 30 vom Hundert, so wird vermu-
tet, dass vorherrschende Meinungsmacht
gegeben ist. Gleiches gilt bei Erreichen
eines Zuschaueranteils von 25 vom Hun-
dert, sofern das Unternehmen auf einem
medienrelevanten verwandten Markt 
eine marktbeherrschende Stellung hat
oder eine Gesamtbeurteilung seiner Akti-
vitäten im Fernsehen und auf medienrele-
vanten verwandten Märkten ergibt, dass
der dadurch erzielte Meinungseinfluss
dem eines Unternehmens mit einem Zu-
schaueranteil von 30 vom Hundert im
Fernsehen entspricht. Bei der Berechnung
des nach Satz 2 maßgeblichen Zuschauer-
anteils kommen vom tatsächlichen Zu-
schaueranteil zwei Prozentpunkte in Ab-
zug, wenn in dem dem Unternehmen zu-
rechenbaren Vollprogramm mit dem
höchsten Zuschaueranteil Fensterpro-
gramme gemäß § 25 Abs. 4 aufgenommen
sind; bei gleichzeitiger Aufnahme von
Sendezeit für Dritte nach Maßgabe des
Absatzes 5 kommen vom tatsächlichen
Zuschaueranteil weitere drei Prozent-
punkte in Abzug.

(3) Hat ein Unternehmen mit den ihm
zurechenbaren Programmen vorherr-
schende Meinungsmacht erlangt, so darf
für weitere diesem Unternehmen zure-
chenbare Programme keine Zulassung er-
teilt oder der Erwerb weiterer zurechen-
barer Beteiligungen an Veranstaltern
nicht als unbedenklich bestätigt werden.

(4) Hat ein Unternehmen mit den ihm
zurechenbaren Programmen vorherr-
schende Meinungsmacht erlangt, schlägt
die zuständige Landesmedienanstalt
durch die Kommission zur Ermittlung der
Konzentration im Medienbereich (KEK, 
§ 35 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3) dem Unterneh-
men folgende Maßnahmen vor:

1. Das Unternehmen kann ihm zurechen-
bare Beteiligungen an Veranstaltern
aufgeben, bis der zurechenbare Zu-
schaueranteil des Unternehmens hier-
durch unter die Grenze nach Absatz 2
Satz 1 fällt, oder

2. es kann im Falle des Absatzes 2 Satz 2
seine Marktstellung auf medienrele-
vanten verwandten Märkten vermin-

dern oder ihm zurechenbare Beteili-
gungen an Veranstaltern aufgeben, bis
keine vorherrschende Meinungsmacht
nach Absatz 2 Satz 2 mehr gegeben
ist, oder

3. es kann bei ihm zurechenbaren Veran-
staltern vielfaltssichernde Maßnahmen
im Sinne der §§ 30 bis 32 ergreifen.

Die KEK erörtert mit dem Unternehmen
die in Betracht kommenden Maßnahmen
mit dem Ziel, eine einvernehmliche Rege-
lung herbeizuführen. Kommt keine Eini-
gung zustande oder werden die einver-
nehmlich zwischen dem Unternehmen
und der KEK vereinbarten Maßnahmen
nicht in angemessener Frist durchgeführt,
so sind von der zuständigen Landesme-
dienanstalt nach Feststellung durch die
KEK die Zulassungen von so vielen dem
Unternehmen zurechenbaren Program-
men zu widerrufen, bis keine vorherr-
schende Meinungsmacht durch das Un-
ternehmen mehr gegeben ist. Die Aus-
wahl trifft die KEK unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten des Einzelfalles.
Eine Entschädigung für Vermögensnach-
teile durch den Widerruf der Zulassung
wird nicht gewährt.

(5) Erreicht ein Veranstalter mit einem
Vollprogramm oder einem Spartenpro-
gramm mit Schwerpunkt Information im
Durchschnitt eines Jahres einen Zuschau-
eranteil von 10 vom Hundert, hat er bin-
nen sechs Monaten nach Feststellung und
Mitteilung durch die zuständige Landes-
medienanstalt Sendezeit für unabhängige
Dritte nach Maßgabe von § 31 einzuräu-
men. Erreicht ein Unternehmen mit ihm
zurechenbaren Programmen im Durch-
schnitt eines Jahres einen Zuschaueran-
teil von 20 vom Hundert, ohne dass eines
der Vollprogramme oder Spartenpro-
gramme mit Schwerpunkt Information ei-
nen Zuschaueranteil von zehn vom Hun-
dert erreicht, trifft die Verpflichtung nach
Satz 1 den Veranstalter des dem Unter-
nehmen zurechenbaren Programms mit
dem höchsten Zuschaueranteil. Trifft der
Veranstalter die danach erforderlichen
Maßnahmen nicht, ist von der zuständi-
gen Landesmedienanstalt nach Feststel-
lung durch die KEK die Zulassung zu wi-
derrufen. Absatz 4 Satz 5 gilt entspre-
chend.

(6) Die Landesmedienanstalten veröf-
fentlichen gemeinsam alle drei Jahre oder
auf Anforderung der Länder einen Bericht
der KEK über die Entwicklung der Kon-
zentration und über Maßnahmen zur Si-
cherung der Meinungsvielfalt im privaten
Rundfunk unter Berücksichtigung von

1. Verflechtungen zwischen Fernsehen
und medienrelevanten verwandten
Märkten,

2. horizontalen Verflechtungen zwischen
Rundfunkveranstaltern in verschiede-
nen Verbreitungsgebieten und

3. internationalen Verflechtungen im Me-
dienbereich. 

Der Bericht soll auch zur Anwendung der
§§ 26 bis 32 und zu erforderlichen Ände-
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rungen dieser Bestimmungen Stellung
nehmen.

(7) Die Landesmedienanstalten veröf-
fentlichen jährlich eine von der KEK zu
erstellende Programmliste. In die Pro-
grammliste sind alle Programme, ihre
Veranstalter und deren Beteiligte aufzu-
nehmen.

§ 27

Bestimmung der Zuschaueranteile

(1) Die Landesmedienanstalten ermit-
teln durch die KEK den Zuschaueranteil
der jeweiligen Programme unter Einbe-
ziehung aller deutschsprachigen Pro-
gramme des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks und des bundesweit empfangbaren
privaten Rundfunks. Für Entscheidungen
maßgeblich ist der bei Einleitung des Ver-
fahrens im Durchschnitt der letzten zwölf
Monate erreichte Zuschaueranteil der
einzubeziehenden Programme.

(2) Die Landesmedienanstalten beauf-
tragen nach Maßgabe einer Entscheidung
der KEK ein Unternehmen zur Ermittlung
der Zuschaueranteile; die Vergabe des
Auftrags erfolgt nach den Grundsätzen
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.
Die Ermittlung muss aufgrund repräsen-
tativer Erhebungen bei Zuschauern ab
Vollendung des dritten Lebensjahres nach
allgemein anerkannten wissenschaftli-
chen Methoden durchgeführt werden.
Die Landesmedienanstalten sollen mit
dem Unternehmen vereinbaren, dass die
anlässlich der Ermittlung der Zuschauer-
anteile nach Absatz 1 Satz 1 erhobenen
Daten vertraglich auch von Dritten ge-
nutzt werden können. In diesem Fall sind
die auf die Landesmedienanstalten entfal-
lenden Kosten entsprechend zu mindern.

(3) Die Veranstalter sind bei der Er-
mittlung der Zuschaueranteile zur Mitwir-
kung verpflichtet. Kommt ein Veranstalter
seiner Mitwirkungspflicht nicht nach,
kann die Zulassung widerrufen werden.

§ 28

Zurechnung von Programmen

(1) Einem Unternehmen sind sämtliche
Programme zuzurechnen, die es selbst
veranstaltet oder die von einem anderen
Unternehmen veranstaltet werden, an
dem es unmittelbar mit 25 vom Hundert
oder mehr an dem Kapital oder an den
Stimmrechten beteiligt ist. Ihm sind ferner
alle Programme von Unternehmen zuzu-
rechnen, an denen es mittelbar beteiligt
ist, sofern diese Unternehmen zu ihm im
Verhältnis eines verbundenen Unterneh-
mens im Sinne von § 15 Aktiengesetz ste-
hen und diese Unternehmen am Kapital
oder an den Stimmrechten eines Veran-
stalters mit 25 vom Hundert oder mehr
beteiligt sind. Die im Sinne der Sätze 1
und 2 verbundenen Unternehmen sind als
einheitliche Unternehmen anzusehen,
und deren Anteile am Kapital oder an den
Stimmrechten sind zusammenzufassen.
Wirken mehrere Unternehmen aufgrund
einer Vereinbarung oder in sonstiger Wei-

se derart zusammen, dass sie gemeinsam
einen beherrschenden Einfluss auf ein
beteiligtes Unternehmen ausüben kön-
nen, so gilt jedes von ihnen als herrschen-
des Unternehmen.

(2) Einer Beteiligung nach Absatz 1
steht gleich, wenn ein Unternehmen al-
lein oder gemeinsam mit anderen auf ei-
nen Veranstalter einen vergleichbaren
Einfluss ausüben kann. Als vergleichba-
rer Einfluss gilt auch, wenn ein Unterneh-
men oder ein ihm bereits aus anderen
Gründen nach Absatz 1 oder Absatz 2
Satz 1 zurechenbares Unternehmen

1. regelmäßig einen wesentlichen Teil
der Sendezeit eines Veranstalters mit
von ihm zugelieferten Programmteilen
gestaltet oder

2. aufgrund vertraglicher Vereinbarun-
gen, satzungsrechtlicher Bestimmun-
gen oder in sonstiger Weise eine Stel-
lung innehat, die wesentliche Ent-
scheidungen eines Veranstalters über
die Programmgestaltung, den Pro-
grammeinkauf oder die Programmpro-
duktion von seiner Zustimmung ab-
hängig macht.

(3) Bei der Zurechnung nach den Ab-
sätzen 1 und 2 sind auch Unternehmen
einzubeziehen, die ihren Sitz außerhalb
des Geltungsbereichs dieses Staatsvertra-
ges haben.

(4) Bei der Prüfung und Bewertung
vergleichbarer Einflüsse auf einen Veran-
stalter sind auch bestehende Angehöri-
genverhältnisse einzubeziehen. Hierbei
finden die Grundsätze des Wirtschafts-
und Steuerrechts Anwendung.

§ 29

Veränderung von 
Beteiligungsverhältnissen

Jede geplante Veränderung von Betei-
ligungsverhältnissen oder sonstigen Ein-
flüssen ist bei der zuständigen Landesme-
dienanstalt vor ihrem Vollzug schriftlich
anzumelden. Anmeldepflichtig sind der
Veranstalter und die an dem Veranstalter
unmittelbar oder mittelbar im Sinne von 
§ 28 Beteiligten. Die Veränderungen dür-
fen nur dann von der zuständigen Lan-
desmedienanstalt als unbedenklich be-
stätigt werden, wenn unter den veränder-
ten Voraussetzungen eine Zulassung er-
teilt werden könnte. Wird eine geplante
Veränderung vollzogen, die nicht nach
Satz 3 als unbedenklich bestätigt werden
kann, ist die Zulassung zu widerrufen;
das Nähere des Widerrufs richtet sich
nach Landesrecht. Für geringfügige Be-
teiligungen an Aktiengesellschaften kann
die KEK durch Richtlinien Ausnahmen für
die Anmeldepflicht vorsehen.

§ 30

Vielfaltssichernde Maßnahmen

Stellen die vorgenannten Vorschriften
auf vielfaltssichemde Maßnahmen bei ei-
nem Veranstalter oder Unternehmen ab,
so gelten als solche Maßnahmen:

Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009 297



1. Die Einräumung von Sendezeit für un-
abhängige Dritte (§ 31),

2. die Einrichtung eines Programmbeirats
(§ 32).

§ 31

Sendezeit für unabhängige Dritte

(1) Ein Fensterprogramm, das auf-
grund der Verpflichtung zur Einräumung
von Sendezeit nach den vorstehenden Be-
stimmungen ausgestrahlt wird, muss un-
ter Wahrung der Programmautonomie des
Hauptveranstalters einen zusätzlichen
Beitrag zur Vielfalt in dessen Programm,
insbesondere in den Bereichen Kultur,
Bildung und Information, leisten. Die Ge-
staltung des Fensterprogramms hat in re-
daktioneller Unabhängigkeit vom Haupt-
programm zu erfolgen.

(2) Die Dauer des Fensterprogramms
muss wöchentlich mindestens 260 Minu-
ten, davon mindestens 75 Minuten in der
Sendezeit von 19.00 Uhr bis 23.30 Uhr be-
tragen. Auf die wöchentliche Sendezeit
werden Regionalfensterprogramme bis
höchstens 150 Minuten pro Woche mit
höchstens 80 Minuten pro Woche auf die
Drittsendezeit außerhalb der in Satz 1 ge-
nannten Sendezeit angerechnet; bei einer
geringeren wöchentlichen Sendezeit für
das Regionalfenster vermindert sich die
anrechenbare Sendezeit von 80 Minuten
entsprechend. Die Anrechnung ist nur
zulässig, wenn die Regionalfensterpro-
gramme in redaktioneller Unabhängig-
keit veranstaltet werden und insgesamt
bundesweit mindestens 50 vom Hundert
der Fernsehhaushalte erreichen. Eine Un-
terschreitung dieser Reichweite ist im Zu-
ge der Digitalisierung der Übertragungs-
wege zulässig.

(3) Der Fensterprogrammanbieter nach
Absatz 1 darf nicht in einem rechtlichen
Abhängigkeitsverhältnis zum Hauptpro-
grammveranstalter stehen. Rechtliche Ab-
hängigkeit im Sinne von Satz 1 liegt vor,
wenn das Hauptprogramm und das Fens -
terprogramm nach § 28 demselben Unter-
nehmen zugerechnet werden können.

(4) Ist ein Hauptprogrammveranstalter
zur Einräumung von Sendezeit für unab-
hängige Dritte verpflichtet, so schreibt die
zuständige Landesmedienanstalt nach
Erörterung mit dem Hauptprogrammver-
anstalter das Fensterprogramm zur Ertei-
lung einer Zulassung aus. Die zuständige
Landesmedienanstalt überprüft die einge-
henden Anträge auf ihre Vereinbarkeit
mit den Bestimmungen dieses Staatsver-
trages sowie der sonstigen landesrechtli-
chen Bestimmungen und teilt dem Haupt-
programmveranstalter die zulassungsfähi-
gen Anträge mit. Sie erörtert mit dem
Hauptprogrammveranstalter die Anträge
mit dem Ziel, eine einvernehmliche Aus-
wahl zu treffen. Kommt eine Einigung
nicht zu Stande und liegen der zuständi-
gen Landesmedienanstalt mehr als drei
zulassungsfähige Anträge vor, unterbrei-
tet der Hauptprogrammveranstalter der
zuständigen Landesmedienanstalt einen
Dreiervorschlag. Die zuständige Landes-

medienanstalt kann unter Vielfaltsge-
sichtspunkten bis zu zwei weitere Vor-
schläge hinzufügen, die sie erneut mit
dem Hauptprogrammveranstalter mit
dem Ziel, eine einvernehmliche Auswahl
zu treffen, erörtert. Kommt eine Einigung
nicht zustande, wählt sie aus den Vor-
schlägen denjenigen Bewerber aus, des-
sen Programm den größtmöglichen Bei-
trag zur Vielfalt im Programm des Haupt-
programmveranstalters erwarten lässt
und erteilt ihm die Zulassung. Bei drei
oder weniger Anträgen trifft die zuständi-
ge Landesmedienanstalt die Entschei-
dung unmittelbar.

(5) Ist ein Bewerber für das Fensterpro-
gramm nach Absatz 4 ausgewählt, schlie -
ßen der Hauptprogrammveranstalter und
der Bewerber eine Vereinbarung über die
Ausstrahlung des Fensterprogramms im
Rahmen des Hauptprogramms. In diese
Vereinbarung ist insbesondere die Ver-
pflichtung des Hauptprogrammveranstal-
ters aufzunehmen, dem Fensterpro-
grammveranstalter eine ausreichende Fi-
nanzierung seines Programms zu ermögli-
chen. Die Vereinbarung muss ferner vor-
sehen, dass eine Kündigung während der
Dauer der Zulassung nach Absatz 6 nur
wegen schwerwiegender Vertragsverlet-
zungen oder aus einem wichtigen Grund
mit einer Frist von sechs Monaten zuläs-
sig ist.

(6) Auf der Grundlage einer Vereinba-
rung zu angemessenen Bedingungen
nach Absatz 5 ist dem Fensterprogramm-
veranstalter durch die zuständige Landes-
medienanstalt die Zulassung zur Veran-
staltung des Fensterprogramms zu ertei-
len. In die Zulassung des Haupt- und des
Fensterprogrammveranstalters sind die
wesentlichen Verpflichtungen aus der
Vereinbarung nach Absatz 5 als Bestand-
teil der Zulassungen aufzunehmen. Eine
Entschädigung für Vermögensnachteile
durch den teilweisen Widerruf der Zulas-
sung des Hautprogrammveranstalters
wird nicht gewährt. Die Zulassung für
den Fensterprogrammveranstalter ist auf
die Dauer von fünf Jahren zu erteilen; sie
erlischt, wenn die Zulassung des Haupt-
programmveranstalters endet, nicht ver-
längert oder nicht neu erteilt wird.

§ 32

Programmbeirat

(1) Der Programmbeirat hat die Pro-
grammverantwortlichen, die Geschäfts-
führung des Programmveranstalters und
die Gesellschafter bei der Gestaltung des
Programms zu beraten. Der Programm-
beirat soll durch Vorschläge und Anre-
gungen zur Sicherung der Meinungsviel-
falt und Pluralität des Programms (§ 25)
beitragen. Mit der Einrichtung eines Pro-
grammbeirats durch den Veranstalter ist
dessen wirksamer Einfluss auf das Fern-
sehprogramm durch Vertrag oder Satzung
zu gewährleisten.

(2) Die Mitglieder des Programmbei-
rats werden vom Veranstalter berufen. Sie
müssen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu
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gesellschaftlichen Gruppen in ihrer Ge-
samtheit die Gewähr dafür bieten, dass
die wesentlichen Meinungen in der Ge-
sellschaft vertreten sind.

(3) Der Programmbeirat ist über alle
Fragen, die das veranstaltete Programm
betreffen, durch die Geschäftsführung zu
unterrichten. Er ist bei wesentlichen Än-
derungen der Programmstruktur, der Pro-
gramminhalte, des Programmschemas so-
wie bei programmbezogenen Anhörun-
gen durch die zuständige Landesmedien-
anstalt und bei Programmbeschwerden zu
hören.

(4) Der Programmbeirat kann zur Er-
füllung seiner Aufgaben Auskünfte von
der Geschäftsführung verlangen und hin-
sichtlich des Programms oder einzelner
Beiträge Beanstandungen gegenüber der
Geschäftsführung aussprechen. Zu Anfra-
gen und Beanstandungen hat die Ge-
schäftsführung innerhalb angemessener
Frist Stellung zu nehmen. Trägt sie den
Anfragen und Beanstandungen zum Pro-
gramm nach Auffassung des Programm-
beirats nicht ausreichend Rechnung, kann
er in dieser Angelegenheit einen Be-
schluss des Kontrollorgans über die Ge-
schäftsführung, sofern ein solches nicht
vorhanden ist, der Gesellschafterver-
sammlung, verlangen. Eine Ablehnung
der Vorlage des Programmbeirats durch
die Gesellschafterversammlung oder durch
das Kontrollorgan über die Geschäfts-
führung bedarf einer Mehrheit von 75
vom Hundert der abgegebenen Stimmen.

(5) Bei Änderungen der Programm-
struktur, der Programminhalte oder des
Programmschemas oder bei der Entschei-
dung über Programmbeschwerden ist vor
der Entscheidung der Geschäftsführung
die Zustimmung des Programmbeirats
einzuholen. Wird diese verweigert oder
kommt eine Stellungnahme binnen ange-
messener Frist nicht zustande, kann die
Geschäftsführung die betreffende Maß-
nahme nur mit Zustimmung des Kontroll-
organs über die Geschäftsführung, sofern
ein solches nicht vorhanden ist, der Ge-
sellschafterversammlung, für die eine
Mehrheit von 75 vom Hundert der abge-
gebenen Stimmen erforderlich ist, treffen.
Der Veranstalter hat das Ergebnis der Be-
fassung des Programmbeirats oder der
Entscheidung nach Satz 2 der zuständi-
gen Landesmedienanstalt mitzuteilen.

(6) Handelt es sich bei dem Veranstal-
ter, bei dem ein Programmbeirat einge-
richtet werden soll, um ein einzelkauf-
männisch betriebenes Unternehmen, so
gelten die Absätze 4 und 5 mit der Maß-
gabe, dass der Programmbeirat statt der
Gesellschafterversammlung oder des
Kontrollorgans über die Geschäftsführung
die zuständige Landesmedienanstalt an-
rufen kann, die über die Maßnahme ent-
scheidet.

§ 33

Richtlinien

Die Landesmedienanstalten erlassen
gemeinsame Richtlinien zur näheren Aus-

gestaltung der §§ 25, 31 und 32. In den
Richtlinien zu § 32 sind insbesondere Vor-
gaben über Berufung und Zusammenset-
zung des Programmbeirats zu machen.

§ 34

Übergangsbestimmung

Bis zur ersten Bestimmung der Zu-
schaueranteile nach § 27 sind für die Be-
urteilung von Fragestellungen der Siche-
rung der Meinungsvielfalt in Zusammen-
hang mit der bundesweiten Veranstaltung
von Fernsehprogrammen die vorhande-
nen Daten über Zuschaueranteile zugrun-
de zu legen. Die Veranstalter sind ver-
pflichtet, bei ihnen vorhandene Daten
über Zuschaueranteile auf Anforderung
der KEK zur Verfügung zu stellen. Die
Landesmedienanstalten haben durch An-
wendung verwaltungsverfahrensrechtli-
cher Regelungen unter Beachtung der In-
teressen der Beteiligten sicherzustellen,
dass Maßnahmen nach diesem Staatsver-
trag, die aufgrund von Daten nach Satz 1
ergehen, unverzüglich an die sich auf-
grund der ersten Bestimmung der Zu-
schaueranteile nach § 27 ergebende
Sach- und Rechtslage angepasst werden
können.

4. Unterabschnitt

Organisation der Medienaufsicht, 
Finanzierung 

§ 35

Organisation

(1) Die Aufgaben nach § 36 obliegen
der zuständigen Landesmedienanstalt.
Sie trifft entsprechend den Bestimmungen
dieses Staatsvertrages die jeweiligen Ent-
scheidungen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach
Absatz 1 und nach den Bestimmungen
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
bestehen:

1. Die Kommission für Zulassung und
Aufsicht (ZAK),

2. die Gremienvorsitzendenkonferenz
(GVK),

3. die Kommission zur Ermittlung der
Konzentration im Medienbereich
(KEK) und

4. die Kommission für Jugendmedien-
schutz (KJM).

Diese dienen der jeweils zuständigen
Landesmedienanstalt als Organe bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 36.

(3) Die Landesmedienanstalten entsen-
den jeweils den nach Landesrecht be-
stimmten gesetzlichen Vertreter in die
ZAK; eine Vertretung im Fall der Verhin-
derung ist durch den ständigen Vertreter
zulässig. Die Tätigkeit der Mitglieder der
ZAK ist unentgeltlich.

(4) Die GVK setzt sich zusammen aus
dem jeweiligen Vorsitzenden des plural
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besetzten Beschlussgremiums der Lan-
desmedienanstalten; eine Vertretung im
Fall der Verhinderung durch den stellver-
tretenden Vorsitzenden ist zulässig. Die
Tätigkeit der Mitglieder der GVK ist un-
entgeltlich.

(5) Die KEK besteht aus

1. sechs Sachverständigen des Rund-
funk- und des Wirtschaftsrechts, von
denen drei die Befähigung zum Rich-
teramt haben müssen, und

2. sechs nach Landesrecht bestimmten
gesetzlichen Vertretern der Landesme-
dienanstalten.

Die Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1 der KEK
und zwei Ersatzmitglieder für den Fall der
Verhinderung eines dieser Mitglieder
werden von den Ministerpräsidenten der
Länder für die Dauer von fünf Jahren ein-
vernehmlich berufen. Von der Mitglied-
schaft nach Satz 2 ausgeschlossen sind
Mitglieder und Bedienstete der Institutio-
nen der Europäischen Union, der Verfas-
sungsorgane des Bundes und der Länder,
Gremienmitglieder und Bedienstete von
Landesrundfunkanstalten der ARD, des
ZDF, des Deutschlandradios, des Europä -
ischen Fernsehkulturkanals „Arte“, der
Landesmedienanstalten, der privaten
Rundfunkveranstalter und Plattforman-
bieter sowie Bedienstete von an ihnen un-
mittelbar oder mittelbar im Sinne von § 28
beteiligten Unternehmen. Scheidet ein
Mitglied nach Satz 2 aus, berufen die Mi-
nisterpräsidenten der Länder einver-
nehmlich ein Ersatzmitglied oder einen
anderen Sachverständigen für den Rest
der Amtsdauer als Mitglied; entsprechen-
des gilt, wenn ein Ersatzmitglied aus-
scheidet. Die Mitglieder nach Satz 2 er-
halten für ihre Tätigkeit eine angemesse-
ne Vergütung und Ersatz ihrer notwendi-
gen Auslagen. Das Vorsitzland der Rund-
funkkommission schließt die Verträge mit
diesen Mitgliedern. Der Vorsitzende der
KEK und sein Stellvertreter sind aus der
Gruppe der Mitglieder nach Satz 1 Nr. 1
zu wählen. Die sechs Vertreter der Lan-
desmedienanstalten und zwei Ersatzmit-
glieder für den Fall der Verhinderung ei-
nes dieser Vertreter werden durch die
Landesmedienanstalten für die Amtszeit
der KEK gewählt.

(6) Ein Vertreter der Landesmedienan-
stalten darf nicht zugleich der KEK und
der KJM angehören; Ersatzmitgliedschaft
oder stellvertretende Mitgliedschaft sind
zulässig.

(7) Die Landesmedienanstalten bilden
für die Organe nach Absatz 2 eine ge-
meinsame Geschäftsstelle; unbeschadet
dessen verbleiben bis zum 31. August
2013 die Geschäftsstelle der KJM in Er-
furt und der KEK in Potsdam.

(8) Die Mitglieder der ZAK, der GVK
und der KEK sind bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben nach diesem Staatsvertrag an
Weisungen nicht gebunden. § 24 gilt für
die Mitglieder der ZAK und GVK ent-
sprechend. Die Verschwiegenheitspflicht
nach § 24 gilt auch im Verhältnis der Mit-

glieder der Organe nach Absatz 2 zu an-
deren Organen der Landesmedienanstal-
ten.

(9) Die Organe nach Absatz 2 fassen
ihre Beschlüsse mit der Mehrheit ihrer
gesetzlichen Mitglieder. Bei Beschlüssen
der KEK entscheidet im Fall der Stimmen-
gleichheit die Stimme des Vorsitzenden,
bei seiner Verhinderung die Stimme des
stellvertretenden Vorsitzenden. Die Be-
schlüsse sind zu begründen. In der Be-
gründung sind die wesentlichen tatsächli-
chen und rechtlichen Gründe mitzuteilen.
Die Beschlüsse sind gegenüber den ande-
ren Organen der zuständigen Landesme-
dienanstalt bindend. Die zuständige Lan-
desmedienanstalt hat die Beschlüsse im
Rahmen der von den Organen nach Ab-
satz 2 Satz 1 gesetzten Fristen zu vollzie-
hen.

(10) Die Landesmedienanstalten stel-
len den Organen nach Absatz 2 die not-
wendigen personellen und sachlichen
Mittel zur Verfügung. Die Organe erstel-
len jeweils einen Wirtschaftsplan nach
den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
und Sparsamkeit. Die Kosten für die Or-
gane nach Absatz 2 werden aus dem An-
teil der Landesmedienanstalten nach § 10
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertra-
ges gedeckt. Näheres regeln die Landes-
medienanstalten durch übereinstimmen-
de Satzungen.

(11) Von den Verfahrensbeteiligten
sind durch die zuständigen Landesme-
dienanstalten Kosten in angemessenem
Umfang zu erheben. Näheres regeln die
Landesmedienanstalten durch überein-
stimmende Satzungen.

§ 36

Zuständigkeiten, Aufgaben

(1) Zuständig ist in den Fällen des Ab-
satzes 2 Satz 1 Nr. 1, 3, 4 und 8 die Lan-
desmedienanstalt, bei der der entspre-
chende Antrag oder die Anzeige eingeht.
Sind nach Satz 1 mehrere Landesmedien-
anstalten zuständig, entscheidet die Lan-
desmedienanstalt, die zuerst mit der Sa-
che befasst worden ist. Zuständig in den
Fällen des Absatzes  2 Satz 1 Nr. 5 bis 7
und 9 sowie in den Fällen der Rücknahme
oder des Widerrufs der Zulassung oder
der Zuweisung ist die Landesmedienan-
stalt, die dem Veranstalter die Zulassung
erteilt, die Zuweisung vorgenommen oder
die Anzeige entgegengenommen hat.

(2) Die ZAK ist für folgende Aufgaben
zuständig:

1. Zulassung, Rücknahme oder Widerruf
der Zulassung bundesweiter Veran-
stalter nach §§ 20a, 38 Abs. 3 Nr. 1 und
Abs. 4 Nr. 1 sowie Anzeige der Veran-
staltung von Hörfunk im Internet nach
§ 20b Satz 2,

2. Wahrnehmung der Aufgaben nach § 51
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 3,

3. Zuweisung von Übertragungskapazitä-
ten für bundesweite Versorgungsbe-
darfe und deren Rücknahme oder Wi-
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derruf nach §§ 51a und 38 Abs. 3 Nr. 2
und Abs. 4 Nr. 2, soweit die GVK nicht
nach Absatz 3 zuständig ist,

4. Anzeige des Plattformbetriebs nach 
§ 52,

5. Aufsicht über Plattformen nach § 51b
Abs. 1 und 2 sowie §§ 52a bis f, soweit
nicht die GVK nach Absatz 3 zuständig
ist,

6. Feststellung des Vorliegens der Vor-
aussetzungen für Regionalfensterpro-
gramme nach § 25 Abs. 4 Satz 1 und
für Sendezeit für Dritte nach § 31 
Abs. 2 Satz 4,

7. Aufsichtsmaßnahmen gegenüber pri-
vaten bundesweiten Veranstaltern, so-
weit nicht die KEK nach Absatz 4 zu-
ständig ist,

8. Entscheidungen über die Zulassungs-
pflicht nach § 20 Abs. 2; diese Ent-
scheidungen trifft sie einvernehmlich,

9. Befassung mit Anzeigen nach § 38
Abs. 1.

Die ZAK kann Prüfausschüsse für die
Aufgaben nach Satz 1 Nr. 7 einrichten.
Die Prüfausschüsse entscheiden jeweils
bei Einstimmigkeit anstelle der ZAK. Zu
Beginn der Amtsperiode der ZAK wird
die Verteilung der Verfahren von der ZAK
festgelegt. Das Nähere ist in der Ge-
schäftsordnung der ZAK festzulegen.

(3) Die GVK ist zuständig für Auswahl -
entscheidungen bei den Zuweisungen
von Übertragungskapazitäten nach § 51a
Abs. 4 und für die Entscheidung über die
Belegung von Plattformen nach § 52b
Abs. 4 Satz 4 und 6. Die ZAK unterrichtet
die GVK fortlaufend über ihre Tätigkeit.
Sie bezieht die GVK in grundsätzlichen
Angelegenheiten, insbesondere bei der
Erstellung von Satzungen und Richt -
linien entwürfen, ein.

(4) Die KEK ist zuständig für die ab-
schließende Beurteilung von Fragestel-
lungen der Sicherung von Meinungsviel-
falt im Zusammenhang mit der bundes-
weiten Veranstaltung von Fernsehpro-
grammen. Sie ist im Rahmen des Satzes 1
insbesondere zuständig für die Prüfung
solcher Fragen bei der Entscheidung über
eine Zulassung oder Änderung einer Zu-
lassung, bei der Bestätigung von Verän-
derungen von Beteiligungsverhältnissen
als unbedenklich und bei Maßnahmen
nach § 26 Abs. 4. Die KEK ermittelt die
den Unternehmen jeweils zurechenbaren
Zuschaueranteile.

(5) Die Auswahl und Zulassung von Re-
gionalfensterprogrammveranstaltern nach
§ 25 Abs. 4 und Fensterprogrammveran-
staltern nach § 31 Abs. 4 sowie die Auf-
sicht über diese Programme obliegen dem
für die Zulassung nicht bundesweiter An-
gebote zuständigen Organ der zuständi-
gen Landesmedienanstalt. Bei Auswahl
und Zulassung der Veranstalter nach 
Satz 1 ist zuvor das Benehmen mit der
KEK herzustellen.

(6) § 47 Abs. 3 Satz 1 bleibt unberührt.

§ 37

Verfahren bei Zulassung, Zuweisung

(1) Geht ein Antrag nach § 36 Abs. 2
Nr. 1, 3, 4, 8 oder 9 bei der zuständigen
Landesmedienanstalt ein, legt der nach
Landesrecht bestimmte gesetzliche Ver-
treter unverzüglich den Antrag sowie die
vorhandenen Unterlagen der ZAK und in
den Fällen des § 36 Abs. 2 Nr. 1 zusätzlich
der KEK vor.

(2) Kann nicht allen Anträgen nach 
§ 36 Abs. 2 Nr. 3 entsprochen werden,
entscheidet die GVK.

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für die
Beurteilung von Fragestellungen der Si-
cherung von Meinungsvielfalt durch die
KEK im Rahmen ihrer Zuständigkeit in
anderen Fällen als dem der Zulassung ei-
nes bundesweiten privaten Veranstalters.

(4) Den Kommissionen nach § 35 
Abs. 2 stehen die Verfahrensrechte nach
den §§ 21 und 22 zu.

(5) Bei Rechtsmitteln gegen Entschei-
dungen nach den §§ 35 und 36 findet ein
Vorverfahren nach § 68 Abs. 1 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) nicht
statt.

§ 38

Anzeige, Aufsicht, Rücknahme, Widerruf

(1) Jede Landesmedienanstalt kann
gegenüber der zuständigen Landesme-
dienanstalt anzeigen, dass ein bundes-
weit verbreitetes Programm gegen die
sonstigen Bestimmungen dieses Staats-
vertrages verstößt. Die zuständige Lan-
desmedienanstalt ist verpflichtet, sich
durch die ZAK mit der Anzeige zu befas-
sen.

(2) Stellt die zuständige Landesme-
dienanstalt fest, dass ein Anbieter gegen
die Bestimmungen dieses Staatsvertrages
verstoßen hat, trifft sie die erforderlichen
Maßnahmen. Maßnahmen sind insbeson-
dere Beanstandung, Untersagung, Rück-
nahme und Widerruf. Die Bestimmungen
des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages
bleiben unberührt.

(3) Die Zulassung nach § 20a oder die
Zuweisung nach § 51a werden jeweils
zurückgenommen, wenn

1. bei der Zulassung eine Zulassungsvor-
aussetzung gemäß § 20a Abs. 1 oder 2
nicht gegeben war oder eine Zulas-
sungsbeschränkung gemäß § 20a 
Abs. 3 nicht berücksichtigt wurde oder

2. bei der Zuweisung  die Vorgaben
gemäß § 51a Abs. 4 nicht berücksich-
tigt wurden

und innerhalb eines von der zuständigen
Landesmedienanstalt bestimmten Zeit-
raums keine Abhilfe erfolgt.

(4) Zulassung und Zuweisung werden
jeweils widerrufen, wenn

1. im Fall der Zulassung

a) nachträglich eine Zulassungsvor-
aussetzung gemäß § 20a Abs. 1
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oder 2 entfällt oder eine Zulas-
sungsbeschränkung gemäß § 20a
Abs. 3 eintritt und innerhalb des
von der zuständigen Landesme-
dienanstalt bestimmten angemesse-
nen Zeitraums keine Abhilfe erfolgt
oder

b) der Rundfunkveranstalter gegen
seine Verpflichtungen aufgrund
dieses Staatsvertrages oder des Ju-
gendmedienschutz-Staatsvertrages
wiederholt schwerwiegend ver-
stoßen und die Anweisungen der
zuständigen Landesmedienanstalt
innerhalb des von ihr bestimmten
Zeitraums nicht befolgt hat;

2. im Fall der Zuweisung

a) nachträglich wesentliche Verände-
rungen des Angebots eingetreten
und vom Anbieter zu vertreten
sind, nach denen das Angebot den
Anforderungen des § 51a Abs. 4
nicht mehr genügt und innerhalb
des von der zuständigen Landes-
medienanstalt bestimmten Zeit-
raums keine Abhilfe erfolgt oder

b) das Angebot aus Gründen, die vom
Anbieter zu vertreten sind, inner-
halb des dafür vorgesehenen Zeit-
raums nicht oder nicht mit der fest-
gesetzten Dauer begonnen oder
fortgesetzt wird.

(5) Der Anbieter wird für einen Vermö-
gensnachteil, der durch die Rücknahme
oder den Widerruf nach den Absätzen 3
oder 4 eintritt, nicht entschädigt. Im Übri-
gen gilt für die Rücknahme und den Wi-
derruf das Verwaltungsverfahrensgesetz
des Sitzlandes der jeweils zuständigen
Landesmedienanstalt.

§ 39

Anwendungsbereich

Die §§ 20a bis 38 gelten nur für bun-
desweite Angebote. Die §§ 20, 20a, § 21
Abs. 1, § 24 und die §§ 35 bis 38 und 39a
gelten auch für Teleshoppingkanäle. Eine
abweichende Regelung durch Landes-
recht ist nicht zulässig. Die Entscheidun-
gen der KEK sind den Zuweisungen von
Übertragungskapazitäten nach diesem
Staatsvertrag und durch die zuständige
Landesmedienanstalt auch bei der Ent-
scheidung über die Zuweisung von Über-
tragungskapazitäten nach Landesrecht
zugrunde zu legen.

§ 39a

Zusammenarbeit

(1) Die Landesmedienanstalten arbei-
ten im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufga-
ben mit der Regulierungsbehörde für Te-
lekommunikation und mit dem Bundes-
kartellamt zusammen. Die Landesme-
dienanstalten haben auf Anfrage der Re-
gulierungsbehörde für Telekommunikati-
on oder des Bundeskartellamtes Erkennt-
nisse zu übermitteln, die für die Erfüllung
von deren Aufgaben erforderlich sind.

(2) Absatz 1 gilt für Landeskartell-
behörden entsprechend.

§ 40

Finanzierung besonderer Aufgaben

(1) Der in § 10 des Rundfunkfinanzie-
rungsstaatsvertrages bestimmte Anteil
kann für die Finanzierung folgender Auf-
gaben verwendet werden:

1. Zulassungs- und Aufsichtsfunktionen
der Landesmedienanstalten einschließ-
lich hierfür notwendiger planerischer,
insbesondere technischer Vorarbeiten,

2. die Förderung offener Kanäle.

Mittel aus dem Anteil nach Satz 1 können
bis zum 31. Dezember 2010 aufgrund be-
sonderer Ermächtigung durch den Lan-
desgesetzgeber auch für die Förderung
von landesrechtlich gebotener techni-
scher Infrastruktur zur Versorgung des
Landes und zur Förderung von Projekten
für neuartige Rundfunkübertragungstech-
niken verwendet werden. Die Förderung
von Projekten für neuartige Rundfunk -
übertragungstechniken soll zeitlich be -
fris tet werden. Formen der nichtkommer-
ziellen Veranstaltung von lokalem und re-
gionalem Rundfunk und Projekte zur För-
derung der Medienkompetenz können
aus dem Anteil nach Satz 1 aufgrund be-
sonderer Ermächtigung durch den Lan-
desgesetzgeber gefördert werden.

(2) Das Recht des Landesgesetzgebers,
der Landesmedienanstalt nur einen Teil
des Anteils nach Absatz 1 zuzuweisen,
bleibt unberührt.

(3) Soweit der Anteil nach Absatz 1
nicht in Anspruch genommen wird, steht
er den jeweiligen Landesrundfunkanstal-
ten zu. Eine landesgesetzliche Zweckbe-
stimmung ist zulässig.

5. Unterabschnitt

Programmgrundsätze, 
Sendezeit für Dritte

§ 41

Programmgrundsätze

(1) Für die Rundfunkprogramme gilt
die verfassungsmäßige Ordnung. Die
Rundfunkprogramme haben die Würde
des Menschen sowie die sittlichen, reli-
giösen und weltanschaulichen Überzeu-
gungen anderer zu achten. Sie sollen die
Zusammengehörigkeit im vereinten
Deutschland sowie die internationale Ver-
ständigung fördern und auf ein diskrimi-
nierungsfreies Miteinander hinwirken.
Die Vorschriften der allgemeinen Gesetze
und die gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutz der persönlichen Ehre sind einzu-
halten.

(2) Die Rundfunkvollprogramme sollen
zur Darstellung der Vielfalt im deutsch-
sprachigen und europäischen Raum mit
einem angemessenen Anteil an Informati-
on, Kultur und Bildung beitragen; die
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Möglichkeit, Spartenprogramme anzubie-
ten, bleibt hiervon unberührt.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für
bundesweit verbreiteten Rundfunk.

§ 42

Sendezeit für Dritte

(1) Den Evangelischen Kirchen, der
Katholischen Kirche und den Jüdischen
Gemeinden sind auf Wunsch angemesse-
ne Sendezeiten zur Übertragung religiö-
ser Sendungen einzuräumen; die Veran-
stalter können die Erstattung ihrer Selbst-
kosten verlangen.

(2) Parteien ist während ihrer Beteili-
gung an den Wahlen zum Deutschen
Bundestag gegen Erstattung der Selbst-
kosten angemessene Sendezeit einzuräu-
men, wenn mindestens eine Landesliste
für sie zugelassen wurde. Ferner haben
Parteien und sonstige politische Vereini-
gungen während ihrer Beteiligung an den
Wahlen der Abgeordneten aus der Bun-
desrepublik Deutschland für das Europäi-
sche Parlament gegen Erstattung der
Selbstkosten Anspruch auf angemessene
Sendezeit, wenn mindestens ein Wahlvor-
schlag für sie zugelassen wurde.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nur für
bundesweit verbreiteten privaten Rund-
funk.

6. Unterabschnitt

Finanzierung, Werbung, Teleshopping

§ 43

Finanzierung

Private Veranstalter können ihre
Rundfunkprogramme durch Einnahmen
aus Werbung und Teleshopping, durch
sonstige Einnahmen, insbesondere durch
Entgelte der Teilnehmer (Abonnements
oder Einzelentgelte), sowie aus eigenen
Mitteln finanzieren. Eine Finanzierung
privater Veranstalter aus der Rundfunk-
gebühr ist unzulässig. § 40 bleibt un-
berührt.

§ 44

Einfügung von Werbung und 
Teleshopping

(1) Übertragungen von Gottesdiensten
sowie Sendungen für Kinder dürfen nicht
durch Werbung oder Teleshopping unter-
brochen werden.

(2) Fernsehwerbung und Teleshop-
ping-Spots müssen zwischen den einzel-
nen Sendungen eingefügt werden. Ein-
zeln gesendete Werbe- und Teleshop-
ping-Spots müssen die Ausnahme bilden.
Unter den in den Absätzen 3 bis 5 ge-
nannten Voraussetzungen können die
Werbung und die Teleshopping-Spots
auch in Sendungen eingefügt werden, so-
fern der gesamte Zusammenhang und der
Charakter der Sendung nicht beeinträch-
tigt werden und sofern nicht gegen die

Rechte von Rechteinhabern verstoßen
wird.

(3) Bei Fernsehsendungen, die aus ei-
genständigen Teilen bestehen, oder bei
Sportsendungen und Sendungen über
ähnlich gegliederte Ereignisse und Dar-
bietungen mit Pausen können Werbung
und Teleshopping-Spots nur zwischen die
eigenständigen Teile oder in die Pausen
eingefügt werden. Bei anderen Sendun-
gen soll der Abstand zwischen zwei auf-
einanderfolgenden Unterbrechungen in-
nerhalb der Sendung mindestens 20 Mi-
nuten betragen. Die Absätze 4 und 5 blei-
ben unberührt.

(4) Abweichend von Absatz 3 Satz 2
kann die Übertragung audiovisueller
Werke wie Kinospielfilme und Fernsehfil-
me mit Ausnahme von Serien, Reihen,
leichten Unterhaltungssendungen und
Dokumentarfilmen für jeden vollen Zeit-
raum von 45 Minuten einmal unterbro-
chen werden, sofern ihre programmierte
Sendezeit mehr als 45 Minuten beträgt.
Eine weitere Unterbrechung ist zulässig,
wenn die programmierte Sendedauer um
mindestens 20 Minuten über zwei oder
mehrere volle 45 Minutenzeiträume hin-
ausgeht.

(5) Im Fernsehen dürfen Nachrichten-
sendungen, Sendungen zum politischen
Zeitgeschehen, Dokumentarfilme und
Sendungen religiösen Inhalts, die eine
programmierte Sendezeit von weniger als
30 Minuten haben, nicht durch Werbung
oder Teleshopping unterbrochen werden.
Beträgt ihre programmierte Sendezeit
mindestens 30 Minuten, so gelten die Be-
stimmungen der vorangegangenen Ab-
sätze.

(6) Richten sich Werbung oder Tele -
shopping in einem Fernsehprogramm 
eigens und häufig an Zuschauer eines 
anderen Staates, der das Europäische
Übereinkommen über das grenzüber-
schreitende Fernsehen ratifiziert hat und
nicht Mitglied der Europäischen Union
ist, so dürfen die für die Fernsehwerbung
oder das Teleshopping dort geltenden
Vorschriften nicht umgangen werden.
Satz 1 gilt nicht, wenn die Vorschriften
dieses Staatsvertrages über die Werbung
oder das Teleshopping strenger sind als
jene Vorschriften, die in dem betreffen-
den Staat gelten, ferner nicht, wenn mit
dem betroffenen Staat Übereinkünfte auf
diesem Gebiet geschlossen wurden.

§ 45

Dauer der Werbung

(1) Der Anteil an Sendezeit für Tele -
shopping-Spots, Werbespots und andere
Formen der Werbung darf mit Ausnahme
von Teleshopping-Fenstern im Sinne des
§ 45a 20 vom Hundert der täglichen Sen-
dezeit nicht überschreiten. Die Sendezeit
für Werbespots darf 15 vom Hundert der
täglichen Sendezeit nicht überschreiten.

(2) Der Anteil an Sendezeit für Werbe-
spots und Teleshopping-Spots innerhalb
einer Stunde, gerechnet ab einer vollen
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Stunde, darf 20 vom Hundert nicht über-
schreiten.

(3) Hinweise des Rundfunkveranstal-
ters auf eigene Programme und auf Be-
gleitmaterialien, die direkt von diesen
Programmen abgeleitet sind, unentgeltli-
che Beiträge im Dienst der Öffentlichkeit
einschließlich von Spendenaufrufen zu
Wohlfahrtszwecken sowie gesetzliche
Pflichthinweise gelten nicht als Werbung.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für
Teleshoppingkanäle.

§ 45a

Teleshopping-Fenster

(1) Teleshopping-Fenster, die von ei-
nem Programm gesendet werden, das
nicht ausschließlich für Teleshopping be-
stimmt ist, müssen eine Mindestdauer von
15 Minuten ohne Unterbrechung haben.

(2) Es sind höchstens acht solcher Fens-
ter täglich zulässig. Ihre Gesamtsende-
dauer darf drei Stunden pro Tag nicht
überschreiten. Die Fenster müssen op-
tisch und akustisch klar als Teleshopping-
Fenster gekennzeichnet sein.

§ 45b

Eigenwerbekanäle

Für Eigenwerbekanäle gelten die §§ 7,
8, 8a, 44, 45 und 45a entsprechend. Bei
diesen Kanälen sind andere Formen der
Werbung im Rahmen der Beschränkun-
gen nach § 45 Abs. 1 und 2 zulässig.

§ 46

Richtlinien

Die Landesmedienanstalten erlassen
gemeinsame Satzungen oder Richtlinien
zur Durchführung der §§ 7, 8, 8a, 44, 45,
45a und 45b; in der Satzung oder Richtli-
nie zu § 8a sind insbesondere die Ahn-
dung von Verstößen und die Bedingun-
gen zur Teilnahme Minderjähriger näher
zu bestimmen. Sie stellen hierbei das Be-
nehmen mit den in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten
und dem ZDF her und führen einen ge-
meinsamen Erfahrungsaustausch in der
Anwendung dieser Richtlinien durch.

§ 46a

Ausnahmen für regionale und 
lokale Fernsehveranstalter

Für regionale und lokale Fernsehpro-
gramme können von § 7 Abs. 4 Satz 2, 
§ 44 Abs. 3 bis 5 und §§ 45, 45a nach Lan-
desrecht abweichende Regelungen ge-
troffen werden.

7. Unterabschnitt

Datenschutz

§ 47

Datenschutz

(1) Soweit bei der Veranstaltung und
Verbreitung von Rundfunk nach diesem

Staatsvertrag personenbezogene Daten
erhoben, verarbeitet oder genutzt wer-
den, gelten die Vorschriften des Abschnit-
tes Datenschutz des Telemediengesetzes
in der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend.

(2) Soweit ein Veranstalter personen-
bezogene Daten ausschließlich zu eige-
nen journalistisch-redaktionellen Zwe -
cken verarbeitet und der Betroffene da-
durch in seinen schutzwürdigen Interes-
sen beeinträchtigt wird, kann dieser Aus-
kunft über die zugrunde liegenden, zu
seiner Person gespeicherten Daten ver-
langen. Die Auskunft kann nach Abwä-
gung der schutzwürdigen Interessen der
Beteiligten verweigert werden, soweit
durch die Mitteilung die journalistische
Aufgabe des Veranstalters durch Ausfor-
schung des Informationsbestandes beein-
trächtigt würde oder aus den Daten

1. auf Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbreitung
mitgewirkt haben, oder

2. auf die Person des Einsenders oder des
Gewährsträgers von Beiträgen, Unter-
lagen und Mitteilungen für den redak-
tionellen Teil

geschlossen werden kann. Der Betroffene
kann die Berichtigung unrichtiger Daten
oder die Hinzufügung einer eigenen Dar-
stellung von angemessenem Umfang ver-
langen.

(3) Die Zuständigkeit für die Aufsicht
über die Einhaltung der Absätze 1 und 2
richtet sich nach Landesrecht. Der Abruf
von Angeboten oder der Zugriff auf An-
gebote im Rahmen der Aufsicht ist unent-
geltlich. Veranstalter haben dies sicherzu-
stellen. Der Veranstalter darf seine Ange-
bote nicht gegen den Abruf oder den Zu-
griff durch die zuständige Aufsichts-
behörde sperren.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für
Teleshoppingkanäle.

§ 47a

(aufgehoben)

§ 47b

(aufgehoben)

§ 47c

(aufgehoben)

§ 47d

(aufgehoben)

§ 47e

(aufgehoben)

§ 47f

(aufgehoben)
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IV. ABSCHNITT

Revision, Ordnungswidrigkeiten

§ 48

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann
die Revision zum Bundesverwaltungsge-
richt auch darauf gestützt werden, dass
das angefochtene Urteil auf der Verlet-
zung der Bestimmungen dieses Staatsver-
trages beruhe.

§ 49

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als
Veranstalter von bundesweit verbreitetem
privaten Rundfunk vorsätzlich oder fahr-
lässig

1. Großereignisse entgegen § 4 Abs. 1
oder 3 verschlüsselt und gegen be-
sonderes Entgelt ausstrahlt,

2. Werbung oder Teleshopping entge-
gen § 7 Abs. 3 Satz 2 nicht von ande-
ren Programmteilen trennt,

3. in der Werbung oder im Teleshop-
ping entgegen § 7 Abs. 3 Satz 3 un-
terschwellige Techniken einsetzt,

4. entgegen § 7 Abs. 4 eine Teilbele-
gung des ausgestrahlten Bildes mit
Werbung vornimmt, ohne die Wer-
bung vom übrigen Programm eindeu-
tig optisch zu trennen und als solche
zu kennzeichnen,

5. entgegen § 7 Abs. 5 Satz 2 eine Dau-
erwerbesendung nicht kennzeichnet,

6. entgegen § 7 Abs. 6 Satz 1 Schleich-
werbung oder entsprechende Prakti-
ken verbreitet,

7. entgegen § 7 Abs. 6 Satz 2 virtuelle
Werbung in Sendungen einfügt,

8. entgegen § 7 Abs. 8 Werbung oder
Teleshopping politischer, weltan-
schaulicher oder religiöser Art ver-
breitet,

9. entgegen § 8 Abs. 1 Satz 1 nicht zu
Beginn oder am Ende der Sponsor-
sendung auf den Sponsor hinweist,

10. unzulässige Sponsorsendungen (§ 8
Abs. 3 bis 6) ausstrahlt,

11. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 2 der Infor-
mationspflicht nicht nachkommt,

12. entgegen § 20 Abs. 1 Satz 1 oder 
Abs. 2 Satz 1 ohne Zulassung Rund-
funkprogramme veranstaltet,

13. entgegen § 20b Satz 1 und 2 Hör-
funkprogramme ausschließlich im In-
ternet verbreitet und dies der zustän-
digen Landesmedienanstalt nicht
oder nicht vollständig anzeigt,

14. entgegen § 23 Abs. 2 nicht fristgemäß
die Aufstellung der Programmbe-
zugsquellen der zuständigen Landes-
medienanstalt vorlegt,

15. entgegen § 34 Satz 2 die bei ihm vor-
handenen Daten über Zuschaueran-

teile auf Anforderung der KEK nicht
zur Verfügung stellt,

16. entgegen § 44 Abs. 1 Gottesdienste
oder Sendungen für Kinder durch
Werbung oder Teleshopping unter-
bricht,

entgegen § 44 Abs. 3 Satz 1 in Fern-
sehsendungen, die aus eigenständi-
gen Teilen bestehen, oder in Sport-
sendungen und ähnlich gegliederte
Sendungen über Ereignisse und Dar-
bietungen, die Pausen enthalten,
Werbung oder Teleshopping-Spots
nicht zwischen den eigenständigen
Teilen oder in den Pausen einfügt
oder entgegen den in § 44 Abs. 4 und
5 genannten Voraussetzungen andere
Sendungen durch Werbung oder Te-
leshopping unterbricht,

17. entgegen § 45 die zulässige Dauer
der Werbung überschreitet,

18. entgegen § 45a Abs. 1 Teleshopping-
Fenster ausstrahlt, die keine Mindest-
dauer von 15 Minuten ohne Unter-
brechung haben,

entgegen § 45a Abs. 2 Satz 1 mehr
als acht Teleshopping-Fenster täglich
ausstrahlt, entgegen § 45a Abs. 2
Satz 2 Teleshopping-Fenster aus-
strahlt, deren Gesamtsendedauer drei
Stunden pro Tag überschreitet, oder

entgegen § 45a Abs. 2 Satz 3 Tele -
shopping-Fenster ausstrahlt, die nicht
optisch und akustisch klar als solche
gekennzeichnet sind,

19. entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung
mit § 12 Abs. 3 des Telemediengeset-
zes die Nutzung von Rundfunk von
einer Einwilligung des Nutzers in ei-
ne Verarbeitung seiner Daten für an-
dere Zwecke abhängig macht,

20. entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung
mit § 13 Abs. 1 Satz 1 oder 2 des
Telemediengesetzes den Nutzer
nicht, nicht richtig, nicht vollständig
oder nicht rechtzeitig unterrichtet,

21. entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung
mit § 13 Abs. 2 oder 4 Satz 1 Nr. 1 
bis 5 des Telemediengesetzes einer
dort genannten Pflicht zur Sicherstel-
lung nicht oder nicht richtig nach-
kommt,

22. entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung
mit § 14 Abs. 1 oder § 15 Abs. 1 oder
8 Satz 1 oder 2 des Telemediengeset-
zes personenbezogene Daten verar-
beitet,

23. entgegen § 47 Abs. 1 in Verbindung
mit § 15 Abs. 3 Satz 3 des Teleme-
diengesetzes ein Nutzungsprofil mit
Daten über den Träger des Pseu -
donyms zusammenführt,

24. entgegen § 47 Abs. 3 Satz 4 Angebo-
te gegen den Abruf oder Zugriff
durch die zuständige Aufsichtsbehör-
de sperrt.

Ordnungswidrig handelt auch, wer
1. entgegen § 21 Abs. 6 eine Änderung

der maßgeblichen Umstände nach
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Antrag-Stellung oder nach Erteilung
der Zulassung nicht unverzüglich der
zuständigen Landesmedienanstalt
mitteilt,

2. entgegen § 21. Abs. 7 nicht unver-
züglich nach Ablauf eines Kalender-
jahres der zuständigen Landesme-
dienanstalt gegenüber eine Er-
klärung darüber abgibt, ob und in-
wieweit innerhalb des abgelaufenen
Kalenderjahres bei den nach § 28
maßgeblichen Beteiligungs- und Zu-
rechnungstatbeständen eine Verän-
derung eingetreten ist,

3. entgegen § 23 Abs. 1 seinen Jahres-
abschluss samt Anhang und Lagebe-
richt nicht fristgemäß erstellt und be-
kannt macht,

4. entgegen § 29 Satz 1 es unterlässt,
geplante Veränderungen anzumel-
den,

5. einer Satzung nach § 46 Satz 1 in
Verbindung mit § 8a zuwiderhandelt,
soweit die Satzung für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist,

6. entgegen § 51b Abs. 2 Satz 1 oder 3
die Weiterverbreitung von Fernseh-
programmen nicht, nicht rechtzeitig
oder nicht vollständig anzeigt und die
Anzeige nicht durch den Plattforman-
bieter vorgenommen wurde,

7. entgegen § 52 Abs. 3 Satz 1 oder 2
den Betrieb einer Plattform mit Rund-
funk und vergleichbaren Telemedien
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
vollständig anzeigt,

8. entgegen § 52a Abs. 3 Satz 1 und 2
ohne Zustimmung des jeweiligen
Rundfunkveranstalters dessen Pro-
gramm oder vergleichbare Telemedi-
en inhaltlich und technisch verändert
oder einzelne Rundfunkprogramme
oder Inhalte in Programmpakete auf-
nimmt oder in anderer Weise entgelt-
lich oder unentgeltlich vermarktet,

9. entgegen § 52b Abs. 1 oder § 52b
Abs. 2 Satz 2, 3 oder 4 die erforderli-
chen Übertragungskapazitäten für
die zu verbreitenden Programme
nicht oder in nicht ausreichendem
Umfang oder nicht zu den vorgesehe-
nen Bedingungen zur Verfügung
stellt oder

entgegen § 52b Abs. 4 Satz 3 oder
Satz 6 die Belegung oder die Ände-
rung der Belegung von Plattformen
nicht, nicht rechtzeitig oder nicht
vollständig anzeigt,

10. entgegen § 52c Abs. 1 Satz 2 durch
die Verwendung eines Zugangsbe-
rechtigungssystems oder eines Sys -
tems nach § 52c Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
oder durch Schnittstellen für Anwen-
dungsprogramme oder durch sonsti-
ge technische Vorgaben zu § 52c
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 gegenüber
Herstellern digitaler Rundfunkemp-
fangsgeräte Anbieter von Rundfunk
oder vergleichbarer Telemedien ein-

schließlich elektronischer Programm-
führer bei der Verbreitung ihrer An-
gebote unbillig behindert oder ge-
genüber gleichartigen Anbietern oh-
ne sachlich gerechtfertigten Grund
unterschiedlich behandelt,

entgegen § 52c Abs. 2 Satz 1 oder 2
die Verwendung oder Änderung 
eines Zugangsberechtigungssystems
oder eines Systems nach § 52c Abs. 1
Satz 2 Nr. 3 oder einer Schnittstelle
für Anwendungsprogramme oder die
Entgelte hierfür nicht unverzüglich
anzeigt oder

entgegen § 52c Abs. 2 Satz 3 der zu-
ständigen Landesmedienanstalt auf
Verlangen die erforderlichen Aus-
künfte nicht erteilt,

11. entgegen § 52d Satz 1 Anbieter von
Programmen oder vergleichbaren
Telemedien durch die Ausgestaltung
der Entgelte oder Tarife unbillig be-
hindert oder gegenüber gleichartigen
Anbietern ohne sachlich gerechtfer-
tigten Grund unterschiedlich behan-
delt oder

entgegen § 52d Satz 3 Entgelte oder
Tarife für Angebote nach § 52b Abs. 1
Satz 1 oder Abs. 2 Satz 2 nicht oder
nicht vollständig offen legt,

12. entgegen § 52e Abs. 1 Satz 1 der zu-
ständigen Landesmedienanstalt auf
Verlangen die erforderlichen Unterla-
gen nicht vorlegt,

13. entgegen § 55 Abs. 1 bei Telemedien
den Namen oder die Anschrift oder
bei juristischen Personen den Namen
oder die Anschrift des Vertretungsbe-
rechtigten nicht oder nicht richtig
verfügbar hält,

14. entgegen § 55 Abs. 2 bei Telemedien
mit journalistisch-redaktionell gestal-
teten Angeboten einen Verantwortli-
chen nicht oder nicht richtig angibt,

15. entgegen einer vollziehbaren Anord-
nung durch die zuständige Aufsichts-
behörde nach § 59 Abs. 3 Satz 2,
auch in Verbindung mit Absatz 4 
Satz 1 ein Angebot nicht sperrt, oder

16. entgegen § 59 Abs. 7 Satz 3 Angebo-
te gegen den Abruf durch die zustän-
dige Aufsichtsbehörde sperrt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße von bis zu 500 000 Euro
im Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 13 und
14 mit einer Geldbuße bis zu 50 000 Euro
und im Falle des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 15
und 16 mit einer Geldbuße bis zu 250 000
Euro geahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im
Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist die Lan-
desmedienanstalt des Landes, in dem die
Zulassung erteilt oder beantragt wurde,
soweit nicht nach Landesrecht für die
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach Absatz 1 Nr. 18 bis 23 und Satz 2 
Nr. 13 bis 16 eine andere Behörde als zu-
ständige Verwaltungsbehörde bestimmt
ist. Über die Einleitung eines Verfahrens
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hat die zuständige Verwaltungsbehörde
die übrigen Landesmedienanstalten un-
verzüglich zu unterrichten. Soweit ein
Verfahren nach dieser Vorschrift in meh-
reren Ländern eingeleitet wurde, stim-
men sich die beteiligten Behörden über
die Frage ab, welche Behörde das Verfah-
ren fortführt.

(4) Die Landesmedienanstalt des Lan-
des, die einem Veranstalter eines bundes-
weit verbreiteten Rundfunk-Programms
die Zulassung erteilt hat, kann bestim-
men, dass Beanstandungen nach einem
Rechtsverstoß gegen Regelungen dieses
Staatsvertrages sowie rechtskräftige Ent-
scheidungen in einem Ordnungswidrig-
keitsverfahren nach Absatz 1 von dem
betroffenen Veranstalter in seinem Rund-
funkprogramm verbreitet werden. Inhalt
und Zeitpunkt der Bekanntgabe sind
durch diese Landesmedienanstalt nach
pflichtgemäßem Ermessen festzulegen.
Absatz 3 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.

(5) Die Verfolgung der in Absatz 1 ge-
nannten Ordnungswidrigkeiten verjährt
in sechs Monaten.

V. ABSCHNITT

Plattformen, Übertragungskapazitäten

§ 50

Grundsatz

Die Entscheidung über die Zuordnung,
Zuweisung und Nutzung der Übertra-
gungskapazitäten, die zur Verbreitung
von Rundfunk und vergleichbaren Tele-
medien (Telemedien, die an die Allge-
meinheit gerichtet sind) dienen, erfolgt
nach Maßgabe dieses Staatsvertrages und
des jeweiligen Landesrechts.

§ 51

Zuordnung von drahtlosen 
Übertragungskapazitäten

(1) Über die Anmeldung bei der für Te-
lekommunikation zuständigen Regulie-
rungsbehörde für bundesweite Versor-
gungsbedarfe an nicht leitungsgebunde-
nen (drahtlosen) Übertragungskapazitä-
ten entscheiden die Länder einstimmig.
Für länderübergreifende Bedarfsanmel-
dungen gilt Satz 1 hinsichtlich der betrof-
fenen Länder entsprechend.

(2) Über die Zuordnung von Übertra-
gungskapazitäten für bundesweite Ver-
sorgungsbedarfe an die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das ZDF, das Deutschlandradio
oder die Landesmedienanstalten ent-
scheiden die Ministerpräsidenten der
Länder durch einstimmigen Beschluss.

(3) Für die Zuordnung gelten insbe-
sondere die folgenden Grundsätze:

1. Zur Verfügung stehende freie Übertra-
gungskapazitäten sind den in der ARD
zusammengeschlossenen Landesrund-
funkanstalten, dem ZDF oder dem

Deutschlandradio und den Landesme-
dienanstalten bekannt zu machen;

2. reichen die Übertragungskapazitäten
für den geltend gemachten Bedarf aus,
sind diese entsprechend zuzuordnen;

3. reichen die Übertragungskapazitäten
für den geltend gemachten Bedarf
nicht aus, wirken die Ministerpräsi-
denten auf eine Verständigung zwi-
schen den Beteiligten hin; Beteiligte
sind für private Anbieter die Landes-
medienanstalten;

4. kommt eine Verständigung zwischen
den Beteiligten nicht zu Stande, ent-
scheiden die Ministerpräsidenten, wel-
che Zuordnung unter Berücksichti-
gung der Besonderheiten der Übertra-
gungskapazität sowie unter Berück-
sichtigung des Gesamtangebots die
größtmögliche Vielfalt des Angebotes
sichert; dabei sind insbesondere fol-
gende Kriterien zu berücksichtigen:

a) Sicherung der Grundversorgung
mit Rundfunk und Teilhabe des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks an
neuen Techniken und Programm-
formen,

b) Belange des privaten Rundfunks
und der Anbieter von Telemedien.

Die Zuordnung der Übertragungskapa-
zität erfolgt für die Dauer von längstens
20 Jahren.

(4) Der Vorsitzende der Ministerpräsi-
dentenkonferenz ordnet die Übertra-
gungskapazität gemäß der Entscheidung
der Ministerpräsidenten nach Absatz 2
zu.

(5) Wird eine zugeordnete Übertra-
gungskapazität nach Ablauf von 18 Mo-
naten nach Zugang der Zuordnungsent-
scheidung nicht für die Realisierung des
Versorgungsbedarfs genutzt, kann die
Zuordnungsentscheidung durch Be-
schluss der Ministerpräsidenten widerru-
fen werden; eine Entschädigung wird
nicht gewährt. Auf Antrag des Zuord-
nungsempfängers kann die Frist durch
Entscheidung der Ministerpräsidenten
verlängert werden.

(6) Die Ministerpräsidenten vereinba-
ren zur Durchführung der Absätze 2 bis 5
Verfahrensregelungen.

§ 51a

Zuweisung von drahtlosen 
Übertragungskapazitäten an private 

Anbieter durch die zuständige 
Landesmedienanstalt

(1) Übertragungskapazitäten für draht-
lose bundesweite Versorgungsbedarfe
privater Anbieter können Rundfunkver-
anstaltern, Anbietern von vergleichbaren
Telemedien oder Plattformanbietern
durch die zuständige Landesmedienan-
stalt zugewiesen werden.

(2) Werden den Landesmedienanstal-
ten Übertragungskapazitäten zugeordnet,
bestimmen sie unverzüglich Beginn und
Ende einer Ausschlussfrist, innerhalb der
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schriftliche Anträge auf Zuweisung von
Übertragungskapazitäten gestellt werden
können. Beginn und Ende der Antrags-
frist, das Verfahren und die wesentlichen
Anforderungen an die Antragstellung,
insbesondere wie den Anforderungen
dieses Staatsvertrages zur Sicherung der
Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt
genügt werden kann, sind von den Lan-
desmedienanstalten zu bestimmen und in
geeigneter Weise zu veröffentlichen (Aus-
schreibung).

(3) Kann nicht allen Anträgen auf Zu-
weisung von Übertragungskapazitäten
entsprochen werden, wirkt die zuständige
Landesmedienanstalt auf eine Verständi-
gung zwischen den Antragstellern hin.
Kommt eine Verständigung zustande, legt
sie diese ihrer Entscheidung über die
Aufteilung der Übertragungskapazitäten
zu Grunde, wenn nach den vorgelegten
Unterlagen erwartet werden kann, dass in
der Gesamtheit der Angebote die Vielfalt
der Meinungen und Angebotsvielfalt zum
Ausdruck kommt.

(4) Lässt sich innerhalb der von der zu-
ständigen Landesmedienanstalt zu be-
stimmenden angemessenen Frist keine
Einigung erzielen oder entspricht die vor-
gesehene Aufteilung voraussichtlich nicht
dem Gebot der Meinungsvielfalt und An-
gebotsvielfalt, weist die zuständige Lan-
desmedienanstalt dem Antragssteller die
Übertragungskapazität zu, der am ehe-
sten erwarten lässt, dass sein Angebot

1. die Meinungsvielfalt und Angebots-
vielfalt fördert,

2. auch das öffentliche Geschehen, die
politischen Ereignisse sowie das kultu-
relle Leben darstellt und

3. bedeutsame politische, weltanschauli-
che und gesellschaftliche Gruppen zu
Wort kommen lässt.

In die Auswahlentscheidung ist ferner
einzubeziehen, ob das Angebot wirt-
schaftlich tragfähig erscheint sowie Nut-
zerinteressen und -akzeptanz hinreichend
berücksichtigt. Für den Fall, dass die
Übertragungskapazität einem Anbieter
einer Plattform zugewiesen werden soll,
ist des Weiteren zu berücksichtigen, ob
das betreffende Angebot den Zugang von
Fernseh- und Hörfunkveranstaltern sowie
Anbietern von vergleichbaren Telemedi-
en einschließlich elektronischer Pro-
grammführer zu angemessenen Bedin-
gungen ermöglicht und den Zugang
chancengleich und diskriminierungsfrei
gewährt.

(5) Die Zuweisung von Übertragungs-
kapazitäten erfolgt für die Dauer von
zehn Jahren. Eine einmalige Verlänge-
rung um zehn Jahre ist zulässig. Die Zu-
weisung ist sofort vollziehbar. Wird eine
zugewiesene Übertragungskapazität nach
Ablauf von zwölf Monaten nach Zugang
der Zuweisungsentscheidung nicht ge-
nutzt, kann die zuständige Landesme-
dienanstalt die Zuweisungsentscheidung
nach § 38 Abs. 4 Nr. 2 b widerrufen. Auf
Antrag des Zuweisungsempfängers kann
die Frist verlängert werden.

§ 51b

Weiterverbreitung

(1) Die zeitgleiche und unveränderte
Weiterverbreitung von bundesweit emp-
fangbaren Fernsehprogrammen, die in
Europa in rechtlich zulässiger Weise und
entsprechend den Bestimmungen des Eu-
ropäischen Übereinkommens über das
grenzüberschreitende Fernsehen veran-
staltet werden, ist zulässig. Die Weiterver-
breitung von Fernsehprogrammen kann
unter Beachtung europäischer rundfunk-
rechtlicher Regelungen ausgesetzt wer-
den.

(2) Veranstalter anderer als der in Ab-
satz 1 genannten Fernsehprogramme ha-
ben die Weiterverbreitung mindestens ei-
nen Monat vor Beginn bei der Landesme-
dienanstalt anzuzeigen, in deren Gel-
tungsbereich die Programme verbreitet
werden sollen. Die Anzeige kann auch
der Plattformbetreiber vornehmen. Die
Anzeige muss die Nennung eines Pro-
grammverantwortlichen, eine Beschrei-
bung des Programms und die Vorlage ei-
ner Zulassung oder eines vergleichbaren
Dokuments beinhalten. Die Weiterver-
breitung ist dem Betreiber der Plattform
zu untersagen, wenn das Rundfunkpro-
gramm nicht den Anforderungen des § 3
oder des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages entspricht oder wenn der Veran-
stalter nach dem geltenden Recht des Ur-
sprungslandes zur Veranstaltung von
Rundfunk nicht befugt ist oder wenn das
Programm nicht inhaltlich unverändert
verbreitet wird.

(3) Landesrechtliche Regelungen zur
analogen Kanalbelegung für Rundfunk
sind zulässig, soweit sie zur Erreichung
klar umrissener Ziele von allgemeinem
Interesse erforderlich sind. Sie können
insbesondere zur Sicherung einer plura -
lis tischen, am Gebot der Meinungsvielfalt
und Angebotsvielfalt orientierten Me -
dien ordnung getroffen werden. Einzelhei-
ten, insbesondere die Rangfolge bei der
Belegung der Kabelkanäle, regelt das
Landesrecht.

§ 52

Plattformen

(1) Die nachstehenden Regelungen
gelten für Plattformen auf allen techni-
schen Übertragungskapazitäten. Mit Aus-
nahme der §§ 52a und f gelten sie nicht
für Anbieter von

1. Plattformen in offenen Netzen (Inter-
net, UMTS oder vergleichbare Netze),
soweit sie dort über keine marktbe-
herrschende Stellung verfügen,

2. Plattformen, die sich auf die unverän-
derte Weiterleitung eines Gesamtan-
gebotes beschränken, das den Vorga-
ben dieses Abschnitts entspricht,

3. drahtgebundenen Plattformen mit in
der Regel weniger als 10 000 ange-
schlossenen Wohneinheiten oder

4. drahtlosen Plattformen mit in der Re-
gel weniger als 20 000 Nutzern.
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Die Landesmedienanstalten legen in den
Satzungen und Richtlinien nach § 53 fest,
welche Anbieter unter Berücksichtigung
der regionalen und lokalen Verhältnisse
den Regelungen nach Satz 2 unterfallen.

(2) Eine Plattform darf nur betreiben,
wer den Anforderungen des § 20a Abs. 1
und 2 genügt.

(3) Private Anbieter, die eine Plattform
mit Rundfunk und vergleichbaren Tele-
medien anbieten wollen, müssen dies
mindestens einen Monat vor Inbetrieb-
nahme der zuständigen Landesmedienan-
stalt anzeigen. Die Anzeige hat zu enthal-
ten

1. Angaben entsprechend § 20a Abs. 1
und 2 und

2. die Darlegung, wie den Anforderun-
gen der §§ 52a bis 52d entsprochen
werden soll.

§ 52a

Regelungen für Plattformen

(1) Für die Angebote in Plattformen
gilt die verfassungsmäßige Ordnung. Die
Vorschriften der allgemeinen Gesetze und
die gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutz der persönlichen Ehre sind einzu-
halten.

(2) Plattformanbieter sind für eigene
Programme und Dienste verantwortlich.
Bei Verfügungen der Aufsichtsbehörden
gegen Programme und Dienste Dritter,
die über die Plattform verbreitet werden,
sind diese zur Umsetzung dieser Verfü-
gung verpflichtet. Sind Maßnahmen ge-
genüber dem Verantwortlichen von Pro-
grammen und Diensten nach Satz 2 nicht
durchführbar oder nicht Erfolg verspre-
chend, können Maßnahmen zur Verhin-
derung des Zugangs von Programmen
und Diensten auch gegen den Plattform -
anbieter gerichtet werden, sofern eine
Verhinderung technisch möglich und zu-
mutbar ist.

(3) Der Anbieter einer Plattform darf
ohne Zustimmung des jeweiligen Rund-
funkveranstalters dessen Programme und
vergleichbare Telemedien inhaltlich und
technisch nicht verändern sowie einzelne
Rundfunkprogramme oder Inhalte nicht
in Programmpakete aufnehmen oder in
anderer Weise entgeltlich oder unentgelt-
lich vermarkten. Technische Veränderun-
gen, die ausschließlich einer effizienten
Kapazitätsnutzung dienen und die Ein-
haltung des vereinbarten Qualitätsstan-
dards nicht beeinträchtigen, sind zulässig.

§ 52b

Belegung von Plattformen

(1) Für Plattformen privater Anbieter
mit Fernsehprogrammen gelten die nach-
folgenden Bestimmungen:

1. Der Plattformanbieter hat innerhalb ei-
ner technischen Kapazität im Umfang
von höchstens einem Drittel der für die
digitale Verbreitung von Rundfunk zur

Verfügung stehenden Gesamtkapa-
zität sicherzustellen, dass

a) die erforderlichen Kapazitäten für
die für die bundesweite Verbrei-
tung gesetzlich bestimmten ge-
bührenfinanzierten Programme so-
wie für die Dritten Programme des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks
einschließlich programmbegleiten-
der Dienste, zur Verfügung stehen;
die im Rahmen der Dritten Pro-
gramme verbreiteten Landesfenster
sind nur innerhalb der Länder zu
verbreiten, für die sie gesetzlich be-
stimmt sind,

b) die Kapazitäten für die privaten
Fernsehprogramme, die Regional-
fenster gemäß § 25 enthalten, zur
Verfügung stehen,

c) die Kapazitäten  für die im jeweili-
gen Land zugelassenen regionalen
und lokalen Fernsehprogramme so-
wie die Offenen Kanäle zur Verfü-
gung stehen; die landesrechtlichen
Sondervorschriften für Offene Ka -
näle und vergleichbare Angebote
bleiben unberührt,

d) die technischen Kapazitäten nach
Buchstabe a bis c im Verhältnis zu
anderen digitalen Kapazitäten tech-
nisch gleichwertig sind,

2. innerhalb einer weiteren technischen
Kapazität im Umfang der Kapazität
nach Nummer 1 trifft der Plattforman-
bieter die Entscheidung über die Bele-
gung mit in digitaler Technik verbrei-
teten Fernsehprogrammen und Tele-
medien, soweit er darin unter Einbe-
ziehung der Interessen der angeschlos-
senen Teilnehmer eine Vielzahl von
Programmveranstaltern sowie ein viel-
fältiges Programmangebot an Voll -
programmen, nicht entgeltfinanzier-
ten Programmen, Spartenprogrammen
und Fremdsprachenprogrammen ein-
bezieht sowie vergleichbare Telemedi-
en und Teleshoppingkanäle angemes-
sen berücksichtigt,

3. innerhalb der darüber hinausgehen-
den technischen Kapazitäten trifft er
die Entscheidung über die Belegung
allein nach Maßgabe der allgemeinen
Gesetze.

Reicht die Kapazität zur Belegung nach
Satz 1 nicht aus, sind die Grundsätze des
Satzes 1 entsprechend der zur Verfügung
stehenden Gesamtkapazität anzuwenden;
dabei haben die für das jeweilige Verbrei-
tungsgebiet gesetzlich bestimmten ge-
bührenfinanzierten Programme und pro-
grammbegleitende Dienste des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks Vorrang unbe-
schadet der angemessenen Berücksichti-
gung der Angebote nach Satz 1 Nr. 1
Buchst. b und c.

(2) Für Plattformen privater Anbieter
mit Hörfunkprogrammen gelten die nach-
folgenden Bestimmungen. Der Plattfor-
manbieter hat  sicherzustellen, dass

1. innerhalb einer technischen Kapazität
im Umfang von höchstens einem Drit-
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tel der für die digitale Verbreitung von
Hörfunk zur Verfügung stehenden Ge-
samtkapazität die technischen Kapa-
zitäten für die in dem jeweiligen Ver-
breitungsgebiet gesetzlich bestimmten
gebührenfinanzierten Programme und
programmbegleitenden Dienste des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks zur
Verfügung stehen,

2. innerhalb einer weiteren technischen
Übertragungskapazität im Umfang
nach Nummer 1 trifft der Plattforman-
bieter die Entscheidung über die Bele-
gung mit in digitaler Technik verbrei-
teten Hörfunkprogrammen und Tele-
medien, soweit er darin unter Einbe-
ziehung der Interessen der angeschlos-
senen Teilnehmer ein vielfältiges An-
gebot und eine Vielfalt der Anbieter im
jeweiligen Verbreitungsgebiet ange-
messen berücksichtigt,

3. innerhalb der darüber hinausgehen-
den technischen Kapazität trifft er die
Entscheidung über die Belegung allein
nach Maßgabe der allgemeinen Geset-
ze.

Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Wer-
den Hörfunk- und Fernsehprogramme auf
einer Plattform verbreitet, sind die Pro-
gramme nach Satz 2 Nr. 1 im Rahmen der
Kapazität nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1
Buchst. a zu berücksichtigen.

(3) Der Plattformanbieter ist von den
Anforderungen nach Absatz 1 und 2 be-
freit, soweit

1. der Anbieter der zuständigen Landes-
medienanstalt nachweist, dass er
selbst oder ein Dritter den Empfang
der entsprechenden Angebote auf ei-
nem gleichartigen Übertragungsweg
und demselben Endgerät unmittelbar
und ohne zusätzlichen Aufwand er-
möglicht, oder

2. das Gebot der Meinungsvielfalt und
Angebotsvielfalt bereits im Rahmen
der Zuordnungs- oder Zuweisungsent-
scheidung nach den §§ 51 oder 51a
berücksichtigt wurde.

(4) Die Entscheidung über die Bele-
gung von Plattformen trifft der Anbieter
der Plattform. Programme, die dem Platt-
formanbieter gemäß § 28 zugerechnet
werden können oder von ihm exklusiv
vermarktet werden, bleiben bei der Erfül-
lung der Anforderungen nach Absatz 1
Nr. 1 und 2 außer Betracht. Der Anbieter
einer Plattform hat die Belegung von
Rundfunkprogrammen oder Telemedien
der zuständigen Landesmedienanstalt
spätestens einen Monat vor ihrem Beginn
anzuzeigen. Werden die Voraussetzungen
der Absätze 1 bis 3 nicht erfüllt, erfolgt
die Auswahl der zu verbreitenden Rund-
funkprogramme nach Maßgabe dieses
Staatsvertrages und des Landesrechts
durch die zuständige Landesmedienan-
stalt. Zuvor ist dem Anbieter einer Platt-
form eine angemessene Frist zur Erfül-
lung der gesetzlichen Voraussetzungen
zu setzen. Bei Änderung der Belegungen
gelten die Sätze 1 bis 5 entsprechend.

§ 52c

Technische Zugangsfreiheit

(1) Anbieter von Plattformen, die
Rundfunk und vergleichbare Telemedien
verbreiten, haben zu gewährleisten, dass
die eingesetzte Technik ein vielfältiges
Angebot ermöglicht. Zur Sicherung der
Meinungsvielfalt und Angebotsvielfalt
dürfen Anbieter von Rundfunk und ver-
gleichbaren Telemedien einschließlich
elektronischer Programmführer weder
unmittelbar noch mittelbar

1. durch Zugangsberechtigungssysteme,

2. durch Schnittstellen für Anwendungs-
programme,

3. durch Benutzeroberflächen, die den
ersten Zugriff auf die Angebote her-
stellen, oder

4. durch sonstige technische Vorgaben zu
den Nummern 1 bis 3 auch gegenüber
Herstellern digitaler Rundfunkemp-
fangsgeräte

bei der Verbreitung ihrer Angebote unbil-
lig behindert oder gegenüber gleicharti-
gen Anbietern ohne sachlich gerechtfer-
tigten Grund unterschiedlich behandelt
werden.

(2) Die Verwendung eines Zugangsbe-
rechtigungssystems oder eines Systems
nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 3 oder einer
Schnittstelle für Anwendungsprogramme
und die Entgelte hierfür sind der zustän-
digen Landesmedienanstalt unverzüglich
anzuzeigen. Satz 1 gilt für Änderungen
entsprechend. Der zuständigen Landes-
medienanstalt sind auf Verlangen die er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 52d

Entgelte, Tarife

Anbieter von Programmen und ver-
gleichbaren Telemedien dürfen durch die
Ausgestaltung der Entgelte und Tarife
nicht unbillig behindert oder gegenüber
gleichartigen Anbietern ohne sachlich ge-
rechtfertigten Grund unterschiedlich be-
handelt werden. Die Verbreitung von An-
geboten nach § 52b Abs. 1 Nr. 1 und 2
oder § 52b Abs. 2 in Verbindung mit 
Abs. 1 Satz 1 hat zu angemessenen Be-
dingungen zu erfolgen. Entgelte und Tari-
fe für Angebote nach § 52b Abs. 1 Satz 1
oder Abs. 2 Satz 2 sind offenzulegen. Ent-
gelte und Tarife sind im Rahmen des Te-
lekommunikationsgesetzes so zu gestal-
ten, dass auch regionale und lokale An-
gebote zu angemessenen und chancen-
gleichen Bedingungen verbreitet werden
können. Die landesrechtlichen Sonder-
vorschriften für Offene Kanäle und ver-
gleichbare Angebote bleiben unberührt.

§ 52e

Vorlage von Unterlagen, 
Zusammenarbeit mit der Regulierungs-

behörde für Telekommunikation

(1) Anbieter von Plattformen sind ver-
pflichtet, die erforderlichen Unterlagen
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der zuständigen Landesmedienanstalt auf
Verlangen vorzulegen. §§ 21 bis 24 gelten
entsprechend.

(2) Ob ein Verstoß gegen § 52c Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 oder 2 oder § 52d vorliegt,
entscheidet bei Plattformanbietern, die
zugleich Anbieter der Telekommunikati-
onsdienstleistung sind, die zuständige
Landesmedienanstalt im Benehmen mit
der Regulierungsbehörde für Telekommu-
nikation.

§ 52f

Maßnahmen durch die zuständige 
Landesmedienanstalt

Verstößt ein Plattformanbieter gegen
die Bestimmungen dieses Staatsvertrages
oder des Jugendmedienschutz-Staatsver-
trages, gilt § 38 Abs. 2 entsprechend.

§ 53

Satzungen, Richtlinien

Die Landesmedienanstalten regeln
durch Satzungen und Richtlinien Einzel-
heiten zur Konkretisierung der sie betref-
fenden Bestimmungen dieses Abschnitts
mit Ausnahme des § 51. Dabei ist die Be-
deutung für die öffentliche Meinungsbil-
dung für den Empfängerkreis in Bezug
auf den jeweiligen Übertragungsweg zu
berücksichtigen.

§ 53a

Überprüfungsklausel

Dieser Abschnitt sowie die ergänzen-
den landesrechtlichen Regelungen wer-
den regelmäßig alle drei Jahre, erstmals
zum 31. August 2011 entsprechend Arti-
kel 31 Abs. 1 der Richtlinie 2002/22/EG
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. März 2002 über den Universal-
dienst und Nutzerrechte bei elektroni-
schen Kommunikationsnetzen und -diens -
ten (Universaldienstrichtlinie) überprüft.

§ 53b

Bestehende Zulassungen, 
Zuordnungen, Zuweisungen, Anzeige

von bestehenden Plattformen

(1) Bestehende Zulassungen, Zuord-
nungen und Zuweisungen für bundeswei-
te Anbieter gelten bis zu deren Ablauf
fort. Bestehende Zulassungen und Zuwei-
sungen für Fensterprogrammveranstalter
sollen bis zum 31. Dezember 2009 unbe-
schadet von Vorgaben des § 25 Abs. 4
Satz 4 verlängert werden.

(2) Anbieter von Plattformen, die bei
Inkrafttreten dieses Staatsvertrages be-
reits in Betrieb sind, müssen die Anzeige
nach § 52 Abs. 3 spätestens sechs Monate
nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages
stellen.

VI. ABSCHNITT

Telemedien

§ 54

Allgemeine Bestimmungen

(1) Telemedien sind im Rahmen der
Gesetze zulassungs- und anmeldefrei. Für
die Angebote gilt die verfassungsmäßige
Ordnung. Die Vorschriften der allgemei-
nen Gesetze und die gesetzlichen Bestim-
mungen zum Schutz der persönlichen Eh-
re sind einzuhalten.

(2) Telemedien mit journalistisch-re-
daktionell gestalteten Angeboten, in de-
nen insbesondere vollständig oder teil-
weise Inhalte periodischer Druckerzeug-
nisse in Text oder Bild wiedergegeben
werden, haben den anerkannten journali-
stischen Grundsätzen zu entsprechen.
Nachrichten sind vom Anbieter vor ihrer
Verbreitung mit der nach den Umständen
gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Herkunft
und Wahrheit zu prüfen.

(3) Bei der Wiedergabe von Meinungs-
umfragen, die von Anbietern von Teleme-
dien durchgeführt werden, ist ausdrück-
lich anzugeben, ob sie repräsentativ sind.

§ 55

Informationspflichten und 
Informationsrechte

(1) Anbieter von Telemedien, die nicht
ausschließlich persönlichen oder fami-
liären Zwecken dienen, haben folgende
Informationen leicht erkennbar, unmittel-
bar erreichbar und ständig verfügbar zu
halten:

1. Namen und Anschrift sowie

2. bei juristischen Personen auch Namen
und Anschrift des Vertretungsberech-
tigten.

(2) Anbieter von Telemedien mit jour-
nalistisch-redaktionell gestalteten Ange-
boten, in denen insbesondere vollständig
oder teilweise Inhalte periodischer
Druckerzeugnisse in Text oder Bild wie-
dergegeben werden, haben zusätzlich zu
den Angaben nach den §§ 5 und 6 des
Telemediengesetzes einen Verantwortli-
chen mit Angabe des Namens und der
Anschrift zu benennen. Werden mehrere
Verantwortliche benannt, so ist kenntlich
zu machen, für welchen Teil des Dienstes
der jeweils Benannte verantwortlich ist.
Als Verantwortlicher darf nur benannt
werden, wer

1. seinen ständigen Aufenthalt im Inland
hat,

2. nicht infolge Richterspruchs die Fähig-
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter
verloren hat,

3. voll geschäftsfähig ist und

4. unbeschränkt strafrechtlich verfolgt
werden kann.

(3) Für Anbieter von Telemedien nach
Absatz 2 Satz 1 gilt § 9a entsprechend.
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§ 56

Gegendarstellung

(1) Anbieter von Telemedien mit jour-
nalistisch-redaktionell gestalteten Ange-
boten, in denen insbesondere vollständig
oder teilweise Inhalte periodischer Druck -
erzeugnisse in Text oder Bild wiedergege-
ben werden, sind verpflichtet, unverzüg-
lich eine Gegendarstellung der Person
oder Stelle, die durch eine in ihrem Ange-
bot aufgestellte Tatsachenbehauptung be-
troffen ist, ohne Kosten für den Betroffe-
nen in ihr Angebot ohne zusätzliches Ab-
rufentgelt aufzunehmen. Die Gegendar-
stellung ist ohne Einschaltungen und
Weglassungen in gleicher Aufmachung
wie die Tatsachenbehauptung anzubie-
ten. Die Gegendarstellung ist so lange
wie die Tatsachenbehauptung in unmit-
telbarer Verknüpfung mit ihr anzubieten.
Wird die Tatsachenbehauptung nicht
mehr angeboten oder endet das Angebot
vor Aufnahme der Gegendarstellung, so
ist die Gegendarstellung an vergleichba-
rer Stelle so lange anzubieten, wie die ur-
sprünglich angebotene Tatsachenbehaup-
tung. Eine Erwiderung auf die Gegendar-
stellung muss sich auf tatsächliche Anga-
ben beschränken und darf nicht unmittel-
bar mit der Gegendarstellung verknüpft
werden.

(2) Eine Verpflichtung zur Aufnahme
der Gegendarstellung gemäß Absatz 1
besteht nicht, wenn

1. der Betroffene kein berechtigtes Inter-
esse an der Gegendarstellung hat,

2. der Umfang der Gegendarstellung un-
angemessen über den der beanstande-
ten Tatsachenbehauptung hinausgeht,

3. die Gegendarstellung sich nicht auf
tatsächliche Angaben beschränkt oder
einen strafbaren Inhalt hat oder

4. die Gegendarstellung nicht unverzüg-
lich, spätestens sechs Wochen nach
dem letzten Tage des Angebots des
beanstandeten Textes, jedenfalls je-
doch drei Monate nach der erstmali-
gen Einstellung des Angebots, dem in
Anspruch genommenen Anbieter
schriftlich und von dem Betroffenen
oder seinem gesetzlichen Vertreter un-
terzeichnet, zugeht.

(3) Für die Durchsetzung des vergeb-
lich geltend gemachten Gegendarstel-
lungsanspruchs ist der ordentliche
Rechtsweg gegeben. Auf dieses Verfah-
ren sind die Vorschriften der Zivilprozess -
ordnung über das Verfahren auf Erlass 
einer einstweiligen Verfügung entspre-
chend anzuwenden. Eine Gefährdung des
Anspruchs braucht nicht glaubhaft ge-
macht zu werden. Ein Verfahren zur
Hauptsache findet nicht statt.

(4) Eine Verpflichtung zur Gegendar-
stellung besteht nicht für wahrheitsge-
treue Berichte über öffentliche Sitzungen
der übernationalen parlamentarischen
Organe, der gesetzgebenden Organe des
Bundes und der Länder sowie derjenigen
Organe und Stellen, bei denen das jewei-

lige Landespressegesetz eine presserecht-
liche Gegendarstellung ausschließt.

§ 57

Datenschutz bei journalistisch-
redaktionellen Zwecken

(1) Soweit Unternehmen und Hilfsun-
ternehmen der Presse als Anbieter von
Telemedien personenbezogene Daten
ausschließlich zu eigenen journalistisch-
redaktionellen oder literarischen Zwe -
cken erheben, verarbeiten oder nutzen,
gelten nur die §§ 5, 7, 9 und 38a des Bun-
desdatenschutzgesetzes mit der Maßga-
be, dass nur für Schäden gehaftet wird,
die durch die Verletzung des Datenge-
heimnisses nach § 5 des Bundesdaten-
schutzgesetzes oder durch unzureichende
technische oder organisatorische Maß-
nahmen im Sinne des § 9 des Bundesda-
tenschutzgesetzes eintreten. Besondere
staatsvertragliche oder landesrechtliche
Bestimmungen für den Rundfunk bleiben
unberührt.

(2) Werden über Angebote personen-
bezogene Daten von einem Anbieter von
Telemedien ausschließlich zu eigenen
journalistisch-redaktionellen Zwecken
verarbeitet und wird der Betroffene da-
durch in seinen schutzwürdigen Interes-
sen beeinträchtigt, kann er Auskunft über
die zugrunde liegenden, zu seiner Person
gespeicherten Daten verlangen. Die Aus-
kunft kann nach Abwägung der schutz -
würdigen Interessen der Beteiligten ver-
weigert werden, soweit durch die Mittei-
lung die journalistische Aufgabe des Ver-
anstalters durch Ausforschung des Infor-
mationsbestandes beeinträchtigt würde
oder aus den Daten

1. auf Personen, die bei der Vorberei-
tung, Herstellung oder Verbreitung
mitgewirkt haben oder

2. auf die Person des Einsenders oder des
Gewährsträgers von Beiträgen, Unter-
lagen und Mitteilungen für den redak-
tionellen Teil

geschlossen werden kann. Der Betroffene
kann die Berichtigung unrichtiger Daten
oder die Hinzufügung einer eigenen Dar-
stellung von angemessenem Umfang ver-
langen. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für
Angebote von Unternehmen und Hilfsun-
ternehmen der Presse, soweit diese der
Selbstregulierung durch den Pressekodex
und der Beschwerdeordnung des Deut-
schen Presserates unterliegen.

(3) Führt die journalistisch-redaktio-
nelle Verwendung personenbezogener
Daten zur Verbreitung von Gegendarstel-
lungen des Betroffenen oder zu Verpflich-
tungserklärungen, Verfügungen oder Ur-
teilen über die Unterlassung der Verbrei-
tung oder über den Widerruf des Inhalts
der Daten, sind diese Gegendarstellun-
gen, Unterlassungserklärungen oder Wi-
derrufe zu den gespeicherten Daten zu
nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer
aufzubewahren wie die Daten selbst so-
wie bei einer Übermittlung der Daten ge-
meinsam mit diesen zu übermitteln.
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§ 58

Werbung, Sponsoring, Gewinnspiele

(1) Werbung muss als solche klar er-
kennbar und vom übrigen Inhalt der An-
gebote eindeutig getrennt sein. In der
Werbung dürfen keine unterschwelligen
Techniken eingesetzt werden.

(2) Für Sponsoring bei Fernsehtext gilt
§ 8 entsprechend.

(3) Für Gewinnspiele in vergleichba-
ren Telemedien (Telemedien, die an die
Allgemeinheit gerichtet sind) gilt § 8a
entsprechend.

§ 59

Aufsicht

(1) Die nach den allgemeinen Daten-
schutzgesetzen des Bundes und der Län-
der zuständigen Kontrollbehörden über-
wachen für ihren Bereich die Einhaltung
der Datenschutzbestimmungen des Tele-
mediengesetzes sowie des § 57. Die für
den Datenschutz im journalistisch-redak-
tionellen Bereich beim öffentlich-rechtli-
chen Rundfunk zuständigen Stellen über-
wachen für ihren Bereich auch die Ein-
haltung der Datenschutzbestimmungen
für journalistisch-redaktionelle Angebote
bei Telemedien. Satz 1 gilt nicht, soweit
Unternehmen und Hilfsunternehmen der
Presse der Selbstregulierung durch den
Pressekodex und der Beschwerdeordnung
des Deutschen Presserates unterliegen.

(2) Die Einhaltung der Bestimmungen
für Telemedien einschließlich der allge-
meinen Gesetze und der gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutz der persönlichen
Ehre mit Ausnahme des Datenschutzes
wird durch nach Landesrecht bestimmte
Aufsichtsbehörden überwacht.

(3) Stellt die jeweils zuständige Auf-
sichtsbehörde einen Verstoß gegen die
Bestimmungen mit Ausnahme der § 54, 
§ 55 Abs. 2 und 3, § 56, § 57 Abs. 2 oder
der Datenschutzbestimmungen des Tele-
mediengesetzes fest, trifft sie die zur Be-
seitigung des Verstoßes erforderlichen
Maßnahmen gegenüber dem Anbieter.
Sie kann insbesondere Angebote untersa-
gen und deren Sperrung anordnen. Die
Untersagung darf nicht erfolgen, wenn
die Maßnahme außer Verhältnis zur Be-
deutung des Angebots für den Anbieter
und die Allgemeinheit steht. Eine Unter-
sagung darf nur erfolgen, wenn ihr
Zweck nicht in anderer Weise erreicht
werden kann. Die Untersagung ist, soweit
ihr Zweck dadurch erreicht werden kann,
auf bestimmte Arten und Teile von Ange-
boten oder zeitlich zu beschränken. Bei
journalistisch-redaktionell gestalteten An-
geboten, in denen ausschließlich vollstän-
dig oder teilweise Inhalte periodischer
Druckerzeugnisse in Text oder Bild wie-
dergegeben werden, ist eine Sperrung
nur unter den Voraussetzungen des § 97
Abs. 5 Satz 2 und des § 98 der Strafpro-
zessordnung zulässig. Die Befugnisse der
Aufsichtsbehörden zur Durchsetzung der

Vorschriften der allgemeinen Gesetze und
der gesetzlichen Bestimmungen zum
Schutz der persönlichen Ehre bleiben un-
berührt.

(4) Erweisen sich Maßnahmen ge-
genüber dem Verantwortlichen nach § 7
des Telemediengesetzes als nicht durch-
führbar oder nicht Erfolg versprechend,
können Maßnahmen zur Sperrung von
Angeboten nach Absatz 3 auch gegen
den Diensteanbieter von fremden Inhal-
ten nach den §§ 8 bis 10 des Telemedien-
gesetzes gerichtet werden, sofern eine
Sperrung technisch möglich und zumut-
bar ist. § 7 Abs. 2 des Telemediengesetzes
bleibt unberührt.

(5) Wird durch ein Angebot in Rechte
Dritter eingegriffen und ist für den Dritten
hiergegen der Rechtsweg eröffnet, sollen
Anordnungen der Aufsichtsbehörde im
Sinne von Absatz 3 nur erfolgen, wenn
dies aus Gründen des Gemeinwohls ge-
boten ist.

(6) Für den Vollzug dieses Abschnitts
ist die Aufsichtsbehörde des Landes zu-
ständig, in dem der betroffene Anbieter
seinen Sitz, Wohnsitz oder in Ermange-
lung dessen seinen ständigen Aufenthalt
hat. Ergibt sich danach keine Zuständig-
keit, so ist diejenige Aufsichtsbehörde zu-
ständig, in deren Bezirk der Anlass für die
Amtshandlung hervortritt.

(7) Der Abruf von Angeboten im Rah-
men der Aufsicht ist unentgeltlich. Dien-
steanbieter haben dies sicherzustellen.
Der Anbieter darf seine Angebote nicht
gegen den Abruf durch die zuständige
Aufsichtsbehörde sperren.

§ 60

Telemediengesetz, Öffentliche Stellen

(1) Für Telemedien, die den Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages oder den
Bestimmungen der übrigen rundfunk-
rechtlichen Staatsverträge der Länder un-
terfallen, gelten im Übrigen die Bestim-
mungen des Telemediengesetzes des
Bundes in seiner jeweils geltenden Fas-
sung. Absatz 2 bleibt unberührt.

(2) Für die öffentlichen Stellen der
Länder gelten neben den vorstehenden
Bestimmungen die Bestimmungen des
Telemediengesetzes des Bundes in seiner
jeweils geltenden Fassung entsprechend.

§ 61

Notifizierung

Änderungen dieses Abschnittes unter-
liegen der Notifizierungspflicht gemäß
der Richtlinie 98/48/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 20. Juli
1998 zur Änderung der Richtlinie 98/34/
EG über ein Informationsverfahren auf
dem Gebiet der Normen und technischen
Vorschriften.

Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009 313



VII. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 62

Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Der Staatsvertrag kann von
jedem der vertragschließenden Länder
zum Schluss des Kalenderjahres mit einer
Frist von einem Jahr gekündigt werden.
Die Kündigung kann erstmals zum 31. De-
zember 2008 erfolgen. Wird der Staats-
vertrag zu diesem Termin nicht gekün-
digt, kann die Kündigung mit gleicher
Frist jeweils zu einem zwei Jahre späte-
ren Termin erfolgen. Die Kündigung ist
gegenüber dem Vorsitzenden der Minis -
terpräsidentenkonferenz schriftlich zu er-
klären. Kündigt ein Land diesen Staats-
vertrag, kann es zugleich den Rundfunk-
gebührenstaatsvertrag und den Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrag zum glei-
chen Zeitpunkt kündigen; jedes andere
Land kann daraufhin innerhalb von sechs
Monaten nach Eingang der Kündigungs-
erklärung dementsprechend ebenfalls
zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwi-
schen den übrigen Ländern bleiben diese
Staatsverträge in Kraft.

(2) Im Falle der Kündigung verbleibt
es bei der vorgenommenen Zuordnung
der Satellitenkanäle, solange für diese
Kanäle noch Berechtigungen bestehen.
Die §§ 11a bis d bleiben im Falle der Kün-
digung einzelner Länder unberührt.

(3) § 4 Abs. 1 und 2 kann von jedem
der vertragschließenden Länder auch ge-
sondert zum Schluss des Kalenderjahres
mit einer Frist von einem Jahr gekündigt
werden. Die Kündigung kann erstmals
zum 31. Dezember 2008 erfolgen. Wird 
§ 4 Abs. 1 und 2 zu diesem Zeitpunkt
nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre
späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Kündi-
gung ist gegenüber dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich
zu erklären. Kündigt ein Land, kann jedes
Land innerhalb von drei Monaten nach
Eingang der Kündigungserklärung § 4
Abs. 1 und 2 zum gleichen Zeitpunkt
kündigen. Die Kündigung eines Landes
lässt die gekündigten Bestimmungen die-
ses Staatsvertrages im Verhältnis der
übrigen Länder zueinander unberührt.

(4) § 12 Abs. 2 kann von jedem der
vertragsschließenden Länder auch geson-
dert zum Schluss des Kalenderjahres mit
einer Frist von einem Jahr gekündigt
werden. Die Kündigung kann erstmals
zum 31. Dezember 2009 erfolgen. Wird 
§ 12 Abs. 2 zu diesem Zeitpunkt nicht
gekündigt, kann die Kündigung mit glei-
cher Frist jeweils zu einem zwei Jahre
späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Kündi-
gung ist gegenüber dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich
zu erklären. Kündigt ein Land, kann jedes
Land innerhalb von drei Monaten nach
Eingang der Kündigungserklärung den
Rundfunkstaatsvertrag, den ARD-Staats-
vertrag, den ZDF-Staatsvertrag, den

Staatsvertrag über die Körperschaft des
öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“,
den Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag
und den Rundfunkgebührenstaatsvertrag
zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Die
Kündigung eines Landes lässt die gekün-
digten Bestimmungen dieses Staatsvertra-
ges und die in Satz 5 aufgeführten Staats-
verträge im Verhältnis der übrigen Län-
der zueinander unberührt.

(5) § 16 Abs. 1, 2 und 5 kann von je-
dem der vertragschließenden Länder
auch gesondert zum Schluss des Kalen-
derjahres, das auf die Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks gem. § 14 folgt, mit einer Frist
von sechs Monaten gekündigt werden,
wenn der Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrag nicht nach der Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs gem. § 14 aufgrund einer
Rundfunkgebührenerhöhung geändert
wird. Die Kündigung kann erstmals zum
31. Dezember 2008 erfolgen. Wird § 16
Abs. 1, 2 und 5 zu einem dieser Termine
nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre
späteren Termin erfolgen. Die Kündigung
ist gegenüber dem Vorsitzenden der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz schriftlich zu
erklären. Kündigt ein Land, kann jedes
Land innerhalb von drei Monaten nach
Eingang der Kündigungserklärung den
Rundfunkgebührenstaatsvertrag und den
Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag zum
gleichen Zeitpunkt kündigen. In diesem
Fall kann jedes Land außerdem innerhalb
weiterer drei Monate nach Eingang der
Kündigungserklärung nach Satz 5 § 13
Abs. 2 sowie §§ 14 und 17 hinsichtlich
einzelner oder sämtlicher Bestimmungen
zum gleichen Zeitpunkt kündigen. Zwi-
schen den übrigen Ländern bleiben die
gekündigten Bestimmungen dieses
Staats vertrages und die in Satz 5 angege-
benen Staatsverträge in Kraft.

§ 63

Regelung für Bayern

Der Freistaat Bayern ist berechtigt, ei-
ne Verwendung des Anteils an der Rund-
funkgebühr nach § 40 zur Finanzierung
der landesgesetzlich bestimmten Aufga-
ben der Bayerischen Landeszentrale für
Neue Medien im Rahmen der öffentlich-
rechtlichen Trägerschaft vorzusehen. Im
Übrigen finden die für private Veranstal-
ter geltenden Bestimmungen dieses
Staatsvertrages auf Anbieter nach bayeri-
schem Recht entsprechende Anwendung.
Abweichende Regelungen zu § 7 Abs. 8
1. Variante zur Umsetzung von Vorgaben
der Landesverfassung sind zulässig.
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I. Einleitung

§ 11b Rundfunkstaatsvertrag (Fernseh-
programme) legt in Abs. 1 Nr. 2 fest, dass
die in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten drei Sparten-
fernsehprogramme veranstalten, und
zwar die Programme „EinsExtra“, „Eins -
Plus“ und „EinsFestival“. Auf diese Pro-
gramme bezieht sich das nachfolgend
dargestellte Programmkonzept. Die Not-
wendigkeit hierzu ergibt sich aus der Ent-
scheidung der Europäischen Kommission
vom 24. April 2007 in dem Beihilfeverfah-
ren über die Finanzierung des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks in Deutschland. In
dieser Entscheidung vertritt die Kommis-
sion die Auffassung, dass die den öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten ein-
geräumte Möglichkeit, digitale Zusatz-
kanäle im Fernsehen anzubieten, nach
dem zum Zeitpunkt der Entscheidung
geltenden Recht nicht hinreichend präzi-
se abgegrenzt sei (Rdnr. 228). Deswegen
verlangt die Kommission, dass durch die
Vorgabe allgemeiner rechtlicher Anforde-
rungen und die Entwicklung hinreichend
konkreter Programmkonzepte gewährlei-
stet wird, dass der Umfang des öffentlich-
rechtlichen Auftrags der Rundfunkanstal-
ten in Bezug auf die digitalen Zusatz-
kanäle klar bestimmt ist (Rdnr. 309).
Schließlich sieht die Kommission die Ent-
wicklung von Programmkonzepten durch
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten auf staatsvertraglicher Grundlage
als geeignet für eine hinreichend konkre-
te Auftragsbestimmung im Sinne des eu-
ropäischen Rechts an (Rdnr. 360). Vor die-
sem Hintergrund präzisiert die ARD das
Konzept für ihre digitalen Zusatzkanäle
wie nachstehend ausgeführt.

II. Gemeinsame Grundsätze für die 
digitalen Fernsehkanäle der ARD

Mit EinsExtra, EinsPlus und EinsFesti-
val verfügt die ARD über drei digitale
Kanäle, die eine größere Vielfalt und
höhere themenorientierte Qualität des öf-
fentlich-rechtlichen Programmangebots
gewährleisten. Dem Zuschauer wird
durch die verstärkte Diversifizierung, er-
gänzt durch verschiedene interaktive
Dienste und Zusatzangebote, ein deutli-
cher komplementärer programmlicher
Mehrwert geboten.

Die hochwertigen Angebote der Digi-
talkanäle richten sich grundsätzlich an al-
le Alters- und Zielgruppen. Durch die Di-
gitalisierung der Verbreitungstechniken
im dualen Rundfunksystem verändert sich
die Fernsehnutzung. Dem tragen die
ARD-Digitalkanäle durch klar profilierte
Angebote Rechnung, die im Rahmen ei-
nes Vollprogramms nicht möglich sind.
EinsExtra, EinsFestival und EinsPlus er-
reichen mit einem entsprechend profilier-
ten Programm und begleitet durch ein re-

levantes Angebot im Bereich der Teleme-
dien auch jüngere Zuschauer. So bietet
EinsExtra ein 24-stündiges Informations-
angebot mit einem hohen tagesaktuellen
Anteil. EinsPlus nutzt die Dialog- und
Partizipationsmöglichkeiten des Internets,
nach der TV-Ausstrahlung sind Service-
und Wissensangebote für die Nutzer cross-
medial auch auf anderen Plattformen zeit-
und ortsunabhängig verfügbar. EinsFesti-
val ist ein innovatives, kulturell orientier-
tes öffentlich-rechtliches Angebot, das 
einen wichtigen Beitrag dazu leistet, jün-
gere Zielgruppen anzusprechen. Das 
Erreichen jüngerer Zuschauerinnen und
Zuschauer ist also eine wesentliche Ziel-
setzung bei der Erfüllung des öffentlich-
rechtlichen Auftrags in der digitalen Welt.
Vor allem jüngere Menschen fragen öf-
fent lich-rechtliche Qualitätsangebote zu-
nehmend im Internet ab. Um sie in rele-
vantem Maße zu erreichen, muss eine
multimediale Vernetzung gewährleistet
sein. Die dynamische technische Entwick-
lung, vor allem die Nutzung des Internet-
protokolls für die Verbreitung von Rund-
funk- und Fernsehprogrammen, erfordert
ein entsprechendes Angebot.

Eine wichtige Voraussetzung im Rah-
men seines Funktionsauftrages und für
die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks in der Informations- und Wis-
sensgesellschaft ist auch eine entspre-
chende zeitunabhängige Bereitstellung
der Angebote, da er nur so seiner gesell-
schaftlichen Verantwortung, insbesondere
gegenüber einer jüngeren Zielgruppe,
gerecht werden kann. Dazu gehören die
Verbindung von Text, Bild und Ton, aber
auch sendungsbezogene beziehungswei-
se an Programm- oder Sendermarken
ausgerichtete interaktive Angebote wie
z. B. redaktionell begleitete Chats, Foren,
Rankings, Bewertungen und sendungsbe-
zogene spielerische Elemente. So bieten
EinsFestival und EinsPlus mit jeweils voll-
wertigen Teletextangeboten bzw. mit der
Info-Leiste bei EinsExtra, vertiefende
fernsehbasierte Begleitdienste, die durch
interaktiv nutzbare programm- und sen-
dungsbezogene Vorschau-Angebote er-
gänzt werden. Hinzu kommt, dass die
Nutzer im Internet neue Formen der Par-
tizipation erwarten, z. B. Communities,
Weblogs und Plattformen für den Aus-
tausch von Inhalten.

Orientiert an den staatsvertraglichen
Vorgaben bieten die Digitalkanäle im In-
ternet einen Kommunikationsraum für die
Vertiefung von Themen, die im Programm
gesetzt worden sind. Dies ist ein frei zu-
gängliches Angebot für jedermann,
während viele kommerziell betriebene
Bereiche des Internet sich nur nach Zah-
lung von Entgelten nutzen lassen. Die
Online-Angebote der ARD-Digitalkanäle
sind an dem jeweiligen Programmange-
bot ausgerichtet, wobei sich die Inhalte
am Erwartungshorizont der Zielgruppe
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orientieren. Das Verweildauerkonzept
richtet sich nach den zukünftigen staats-
vertraglichen Vorgaben und dem auf de-
ren Grundlage zu erstellenden Teleme-
dienkonzept.

Als Testfläche und Probebühne inno-
vativer Formate erfüllen die Digitalkanäle
zugleich eine weitere wichtige Aufgabe:

Nur der öffentlich-rechtliche Rundfunk
kann jenseits kommerzieller Interessen
das Fernsehen dramaturgisch und ästhe-
tisch unabhängig sowie im Interesse der
Zuschauer weiterentwickeln. Der Aus-
tausch mit den Hörfunkwellen der Lan-
desrundfunkanstalten führt darüber hin-
aus zu Synergien, z. B. in der Themenfin-
dung, in der Formatentwicklung und
durch Zusammenarbeit von Programm-
mitarbeiterinnen und -mitarbeitern.

III. Die Konzepte der einzelnen digitalen
Fernsehprogramme

1. EinsFestival

a) Grundkonzeption

EinsFestival ist – wie in den ARD-Pro-
grammleitlinien 07/08 beschrieben – ein
innovatives, kulturell orientiertes Ange-
bot mit jüngerer Ausrichtung. Das Pro-
grammangebot ist zwar grundsätzlich an
einen breiten Zuschauerkreis gerichtet, es
orientiert sich strukturell und inhaltlich
aber an der Alltagskultur eines jüngeren
Publikums und hat insofern nicht den An-
spruch eines Vollprogramms. EinsFestival
leistet damit einen wichtigen Beitrag da-
zu, bei jüngeren Menschen mehr Auf-
merksamkeit für öffentlich-rechtliche Pro-
grammangebote zu erreichen.

In einem Fernsehangebot, das an die
Lebenswelt junger Menschen anknüpft,
wird deren große Bandbreite abwechs-
lungsreich dargestellt und präsentiert.
Der Programmgestaltung von EinsFestival
liegt daher ein breiter Kulturbegriff zu-
grunde. Sie wird besonders durch Film,
Musik, Sport, Wissen, Medien und Kom-
munikation geprägt. Tagesaktuelle vertie-
fende Informationsangebote, z. B. aus den
Bereichen Innen- und Außenpolitik, Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, klassische Ser-
vice- und Ratgeberangebote, Kinderpro-
gramme und regelmäßige Berichterstat-
tung von Sportveranstaltungen sind nicht
Bestandteil der regulären Programmge-
staltung von EinsFestival.

Bei EinsFestival steht vor allem der
Wunsch nach Orientierung und einem ei-
genen Lebensstil jüngerer Menschen im
Mittelpunkt. Deshalb muss ein Angebot
für diese Zielgruppe alle adäquaten Ge-
staltungsformen des Mediums nutzen und
durch eine attraktive Online-Präsenz er-
gänzen und vertiefen. Der Einsatz jünge-
rer Moderatorinnen und Moderatoren ist
ein weiterer Teil des Programmkonzepts.

b) Programminhalte

(1) Film und Serie

Fiktionale Angebote sind wesentlicher
Bestandteil des Programmprofils von

EinsFestival. Für die jüngere Kulturge-
schichte ist die Entwicklung in den Berei-
chen Film und Fernsehen zentral. Fern-
sehfilmen, Spielfilmen, nationalen und in-
ternationale Serien sowie innovativen,
unterhaltenden Formaten kommt in der
Alltagskultur jüngerer Menschen eine be-
sondere Bedeutung zu.

(2) Dokumentation und Reportage

Darüber hinaus haben hochwertige
Dokumentationen und Reportagen sowie
Magazinformate einen wichtigen Stellen-
wert. In allen Fällen kommt es darauf an,
relevante und teilweise schwer zu vermit-
telnde Themen durch eine entsprechende
und junge Erzählweise auch jüngeren
Menschen zu erschließen. Kein Medium
eignet sich dafür besser als das Fernse-
hen. EinsFestival gibt insoweit Orientie-
rung durch die Auswahl der Themen und
erleichtert den Zugang durch eine große
Bandbreite klassischer und innovativer
Vermittlungsformen.

(3) Musik und Unterhaltung

Unterhaltung bei EinsFestival ist inno-
vativ und zielgruppenspezifisch. Sie fin-
det ihre Anknüpfungspunkte in der All-
tagskultur jüngerer Menschen und grenzt
sich dadurch von Unterhaltungsangebo-
ten der Vollprogramme ab, die den An-
spruch haben, ein breites Mainstream-
Pub likum anzusprechen.

EinsFestival nutzt auch Schätze aus
den Archiven. Zum Spektrum des Pro-
gramms gehören auch Kabarett- und 
Comedysendungen, Unterhaltungsshows
und Unterhaltungsgalas aus allen Jahr-
zehnten, die Fernsehgeschichte geschrie-
ben haben und somit fest zum Repertoire
moderner Fernsehkultur und damit auch
zum Kulturverständnis einer jüngeren
Zielgruppe gehören. Das gilt auch für den
Bereich Musik, insbesondere für die ver-
schiedenen Richtungen moderner Pop-
und Rock-Musik.

(4) Sport

Viele Sportarten kommen gar nicht auf
den Bildschirm, obwohl Rechte und Bilder
vorliegen. EinsFestival sendet auch im
Fernsehen ansonsten weniger populäre
Sportereignisse, in der Vergangenheit
zum Beispiel den America’s Cup. Bei
sportlichen Großereignissen dient Eins -
Festival als „Überlaufbecken“ für die
Übertragung des ERSTEN, in der Vergan-
genheit zum Beispiel anlässlich der Fuß-
ball EM 2008 oder der Olympischen Spie-
le in Turin und in Peking.

(5 ) Wissen

EinsFestival bietet Orientierung in der
modernen Wissensgesellschaft. Der Kanal
greift wichtige Themen aus der Lebens-
wirklichkeit junger Menschen auf, ordnet
ein und bietet damit eine wertvolle
Grundlage für eine kritische und freie
Meinungsbildung. Dieser Teil des öffent-
lich-rechtlichen Programmauftrags wird
gerade von jüngeren Menschen beson-
ders genutzt und eingefordert.
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c) Organisation und Entscheidungsstruk-
turen

EinsFestival wird vom Westdeutschen
Rundfunk Köln federführend für die ARD
betrieben.

2. EinsPlus

a) Grundkonzeption

EinsPlus ist ein Fernsehprogramm mit
Service-Charakter, das grundsätzliches
Wissen über wissenschaftliche, gesell-
schaftliche und ökonomische Zusammen-
hänge vermittelt.

In jüngerer Zeit wurde es zu einem öf-
fentlich-rechtlichen Service-, Ratgeber-
und Wissensangebot weiterentwickelt,
das schnell Akzeptanz bei den Fernseh-
zuschauern gefunden hat. EinsPlus posi-
tioniert sich als modernes, generationsü-
bergreifendes Familienprogramm, das
während des ganzen Jahres „Public Va-
lue“ und praktischen Mehrwert bietet.

Ziel von EinsPlus ist, im Sinne des öf-
fentlich-rechtlichen Auftrages, Orientie-
rung und Lebenshilfe zu geben, Wissen
zu vermitteln, das den Alltag meistern
hilft und die Zuschauer zu mündigen Bür-
gen und Verbrauchern macht.

In einer unübersichtlicher werdenden
Programmwelt stellt EinsPlus damit für
den Zuschauer einen wichtigen und ver-
lässlichen Qualitätsanker dar. EinsPlus
bündelt die gesamte Kompetenz der ARD
auf dem Programmfeld Service-, Ratge-
ber- und Wissensformate und entwickelt
originäre Formate als zusätzlichen pro-
grammlichen Mehrwert.

b) Programminhalte

(1) Service und Ratgeber

Information und Orientierung, unab-
hängig von kommerziellen Interessen,
sind von zentraler Bedeutung für Zusam-
menhalt und demokratische Entwicklung
unserer Gesellschaft.

EinsPlus dient den Zuschauern als un-
abhängige Plattform zum Austausch über
das ihr Leben mitbestimmende Gesche-
hen auf Märkten, steht für eine kritische
und freie Meinungsbildung auch in der
Welt der Waren und Dienstleistungen.

Als Begleiter des Zuschauers durch
den Alltag greift EinsPlus Themen aus
der Lebenswirklichkeit der Menschen
auf: Gesundheit, Reise, Technik, Ernäh -
rung/Kochen, Natur, Leben, Wissen – und
verbindet grundsätzliches Wissen mit
konkreten Problemlösungsstrategien. Das
Angebot hebt sich deutlich von dem der
kommerziellen Konkurrenz ab. Sendun-
gen wie „Servicezeit: Familie“ (WDR),
„ARD Ratgeber: Technik“ (NDR),
„Hauptsache gesund“ (MDR), „Schätze
der Welt“ (SWR), „Plusminus“ (BR, HR,
MDR, NDR, SR, SWR, WDR), „frauTV“
(WDR) und „Service: Familie“ (HR) sind
Beispiele für unabhängigen, professionel-
len Journalismus mit praktischem Mehr-
wert.

(2) Wissen

Als Service-, Ratgeber- und Wissens-
kanal leistet EinsPlus einen Beitrag zur
Entwicklung einer modernen Wissensge-
sellschaft. Mit Sendungen wie „Odysso“
(SWR), „Faszination Wissen“ (BR), „Pla-
net Wissen“ (SWR, WDR, BR), „W wie
Wissen“ (BR, HR, NDR, SWR, WDR) und
,,Ozon“ (RBB) erweitert EinsPlus Wissens-
horizonte, trägt zum Verständnis der mo-
dernen Welt bei und unterstützt die Men-
schen auf ihrem Weg in die moderne 
Wissensgesellschaft. EinsPlus-Sendungen
vermitteln zudem Kenntnisse der neuen
digitalen Kommunikationstechnologien,
hinterfragen kritisch auch deren Risiken –
wie den leichtfertigen Exhibitionismus
Jugendlicher im Internet – und tragen zur
Medienkompetenz der Zuschauer bei.
EinsPlus stellt auf diese Weise ein Wis-
sensportal für die ganze Familie dar. Ge-
zielt kooperiert EinsPlus mit Institutionen
aus dem Bildungs- und Wissenschaftssek-
tor.

c) Programmstruktur

(1) Grundstruktur

Die Grundstruktur des Programms
setzt sich aus unterschiedlichen themati-
schen Bausteinen zusammen: Gesund-
heit, Natur, Reise, Ernährung, Kochen,
Leben, Wissen und Technik. In diesen
Themenfeldern bietet EinsPlus jeweils ei-
ne Auswahl hochwertiger Produktionen
des Ersten und der Dritten Programme
der ARD. Um auf die speziellen Publi-
kumserwartungen und Sehgewohnheiten
am Wochenende einzugehen, präsentiert
EinsPlus sonntags lineares Programm mit
3-4-stündigen thematischen Schwerpunk-
ten und Reihen wie z. B.: „Deutschland-
Tour“, „EuropaTour“ oder „Geschichte
der Olympischen Spiele“, „Faszination
Berge“, „Museen der Welt“, „Inseln“,
„Straßen der Welt“ oder „Die Donau“.

Thementage und Themenwochen pro-
filieren das Angebot zusätzlich und schaf-
fen mehr Aufmerksamkeit für das Pro-
gramm. Die Eins-Plus-Schwerpunkte zu
Themen, zum Teil von hoher gesellschaft-
licher Relevanz sind vielfältig, lebensnah
und prägnant gestaltet: Reportagen, ver-
tiefende Diskussionen, Doku-Serien, Do-
kumentarspiele, unterhaltende Sendun-
gen mit eindeutigem Wissensbezug und
hochwertige fiktionale Produktionen, die
politisches und geschichtliches Wissen
transportieren, gehören zum Formatspek-
trum.

(2) Originäre EinsPlus-Produktionen

EinsPlus verfolgt eine klare Mehrwert-
strategie im digitalen Markt und stellt da-
bei den unmittelbaren Nutzen für den
Fernsehzuschauer in den Mittelpunkt.
Originäre, profilbildende Programm-Mar-
ken („Leuchttürme“) sind in diesem Zu-
sammenhang zum Beispiel:
– ein Servicemagazin mit wertvollen Hin-

tergrundinformationen, kreativen Anre-
gungen und praktischen Tipps für Zu-
schauer aller Altersschichten,
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– ein Programmformat für Werte-, Glau-
bens- und Lebensberatungsthemen,

– ein Wissensformat, das Wissensthemen
aus verschiedenen, teils ungewöhnli-
chen Blickwinkeln beleuchtet und Wis-
senschaft unkompliziert und spannend
vermittelt.

Dazu kommen eigene Produktionen zu
Themen wie Erziehung, Tiere und Natur,
Umwelt und Energie, Kochen. So ist
EinsPlus in seiner Programmierung aktu-
ell und exklusiv.

d) Organisation

Die Federführung für das ARD-Ge-
meinschaftsprogramm EinsPlus liegt beim
Südwestrundfunk, der dafür in Baden-Ba-
den eine Redaktion unterhält.

3. EinsExtra

a) Grundkonzeption

„EinsExtra“ ist der digitale Informati-
onskanal der ARD. Ziel ist es, „EinsExtra“
unter dem organisatorischen Dach von
ARD-aktuell und unter der Qualitäts-
Marke „Tagesschau“ zu einem umfassen-
den Informationsprogramm mit einem
verlässlichen Nachrichtenservice für alle
Nutzungsformen und Verbreitungswege
weiter zu entwickeln. Kein anderer Pro-
grammanbieter verfügt über ein ver-
gleichbares Netz von Reportern und Kor-
respondenten wie die ARD. Ihre aktuellen
Berichte werden unter Nutzung von Syn-
ergien in einer integrierten Nachrichten-
redaktion multimedial und plattformge-
recht aufbereitet und verfügbar gemacht.
Die ARD nimmt damit im öffentlich-recht-
lichen Kernbereich „Information“ ihre
Aufgabe und Verantwortung wahr, jeder-
zeit frei verfügbare, zeitgemäße, dem ho-
hen Anspruch von ARD-aktuell entspre-
chende Nachrichtenangebote für alle be-
reitzustellen.

b) Tragende Programmelemente

Kernangebot des Kanals „EinsExtra“
ist das Nachrichtenangebot „EinsExtra
aktuell“, das seine Nachrichten zur Zeit
im Viertelstundentakt anbietet, weil nach
Erkenntnissen der Medienforschung in-
formationsinteressierte Zuschauer ent-
sprechende Programme nur kurz, dafür
aber häufiger am Tag einschalten.

Mit Hilfe digitaler Technik bereitet
ARD-aktuell Reporter-Beiträge aus „Ta-
gesschau“, „Tagesthemen“ und „Nacht-
magazin“ auf. Eigenproduzierte Berichte
und Interviews ergänzen die Berichter-
stattung über das Tagesgeschehen. Zu-
dem werden für „EinsExtra aktuell“ auch
die Medien vernetzt und die Ressourcen
des Hörfunks genutzt. Beiträge der Nach-
richtenwellen wie NDRInfo, mdrInfo oder
B5aktuell werden bebildert und dann ge-
sendet.

Jede Viertelstunde in „EinsExtra Aktu-
ell“ beginnt zurzeit mit einem Nachrich-
tenüberblick in 100 Sekunden – und wird
abgerundet von den Ressorts. Sie bieten

Hintergründe und vertiefende Informatio-
nen zu Themenbereichen wie Kultur,
Wirtschaft, Sport oder Europa. Dabei
greift EinsExtra auf bereits gesendete Be-
richte aus Sendungen der Landesrund-
funkanstalten zurück.

Die Digitalisierung der Programme er-
möglicht aber auch Angebote, die über
das herkömmliche Programmangebot hin-
ausgehen, also einen Mehrwert für den
Zuschauer bilden. EinsExtra bietet des-
halb – in Zusammenarbeit mit der Inter-
netredaktion der Tagesschau – ständig
aktualisierte Informationen auch außer-
halb des speziellen Nachrichtenformats
an. Sie werden in einer sogenannten „In-
foleiste“ zusätzlich zum Programm einge-
blendet und ebenfalls ständig von tages-
schau.de aktualisiert.

c) Einzelne Sendungen / Formate

In der Primetime und am Wochenende
wird dieses Informationsangebot zurzeit
durch die Übernahme aller Tagesschau-
ausgaben, von Tagesthemen, Nachtmaga-
zin und Wochenspiegel ergänzt. Am Mor-
gen wird das ARD Morgenmagazin ge-
sendet. Durch die Übernahme von Brenn-
punkten und aktuellen politischen Son-
dersendungen im „Ersten“ oder in den
Dritten Programmen, in der Regel live,
wird das Informationsprofil von EinsExtra
weiter geschärft.

Über die aktuelle Berichterstattung in
den Nachrichten hinaus nutzt EinsExtra
die für „Das Erste“ und die Dritten Pro-
gramme produzierten Politik- und Wirt-
schafts-Magazine sowie Gesprächssen-
dungen, um aktuelle politische Hinter-
grund-Informationen aufzuarbeiten.

Das „EinsExtra-Thema“ am Samstag
und Sonntag in der Zeit von 18 bis 20 Uhr
wendet sich zur Zeit an Zuschauer, die an
weiterführenden und einordnenden Infor-
mationen zu aktuellen Ereignissen, Jah-
restagen etc. interessiert sind. Hierzu
werden die hochwertigen für „Das Erste“
oder die Dritten Programme produzierten
Reportagen genutzt und durch Gespräch-
sendungen ergänzt. Auch die Feiertags-
programme beschäftigen sich inhaltlich-
thematisch mit politischen Ereignissen.

Die regionale Berichterstattung bildet
eine wichtige Säule im EinsExtra-Pro-
gramm. Regionalmagazine der Landes-
rundfunkanstalten werden am Wochen-
ende und auf der Nachtschiene gesendet.

Formate wie „EinsExtra Info“ oder
„EinsExtra unkommentiert“ dienen der
Aktualisierung des Programms und erlau-
ben gleichzeitig Lücken zu schließen, die
sich aus der Struktur des Programms er-
geben.

Die Ausstrahlung der „Tagesschau vor
20 Jahren“ bietet dem Zuschauer darüber
hinaus einen historischen Nachrichten-
rückblick.

So ergänzt und umschließt das Rah-
menprogramm den Nachrichtenkern von
EinsExtra und macht das Programm zu ei-
nem vollwertigen politischen Informati-
onsangebot.
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d) Organisation

EinsExtra wird vom Norddeutschen
Rundfunk federführend für die ARD be-
trieben und von der Hauptabteilung
ARD-Aktuell redaktionell betreut.

IV. Produktion

Die Digitalkanäle sind insgesamt auch
ein wichtiges Versuchsfeld für technische
Innovationen innerhalb der ARD. Bei-
spielsweise gibt es bereits heute auf Eins-
Festival HDTV-Testausstrahlungen im
Rahmen von Showcases. Entsprechend
werden verstärkt Rechte an HD-Produk-
tionen erworben und Archiv-Schätze in
HD-Qualität aufbereitet. Die Digital-
kanäle nutzen Synergien durch effiziente
trimediale Zusammenarbeit. Gerade in
der digitalen Medienwelt lässt sich Mehr-
wert durch intelligente Vernetzung von

Inhalten sowie Fernseh- und Netzstan-
dards schaffen. Entsprechende Produkti-
onsmodelle führen zu einer erhöhten
Wirtschaftlichkeit der Arbeitsprozesse.
Durch die Prüfung und Implementierung
von Low-Cost-Produktionssystemen ver-
stehen sich die Digitalkanäle als wichti-
ger Innovationsfaktor innerhalb der ARD.

V. Verbreitung

Die Digitalkanäle „EinsExtra“, „Eins -
Plus“ und „EinsFestival“ sind über Satel-
lit (DVB-S), Kabel (DVB-C), in einigen
Regionen Deutschlands auch terrestrisch
(DVB-T), über IP-TV sowie als Web-TV
(z. B. Zattoo.com) empfangbar. Die Sende-
vorbereitung und -abwicklung erfolgen
für die drei Programme ebenso wie die
Bereitstellung von programmbegleiten-
den Diensten durch das ARD Play-Out-
Center in Potsdam.
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I. Vorbemerkung

Das ZDF ist gemäß § 11d Abs. 3 Zif-
fer 2 12. Rundfunkänderungsstaatsvertrag
beauftragt, drei Digitalprogramme als Zu-
satzangebote zu veranstalten. Dazu legt
das ZDF die folgenden Programmkonzep-
te vor. Die Bezeichnung der Programme
im Staatsvertrag schließt ihre Präsentation
unter einem noch zu findenden Namen
nicht aus. Das ZDF legt sich daher auf die
nachstehend beschriebene programmli-
che Ausrichtung der Zusatzangebote fest,
unbeschadet deren konkreter Benen-
nung.

II. ZDFinfokanal 

1. Ausgangslage / Zielsetzung

Die digitale Welt ist geprägt durch die
technologische Konvergenz von Fernse-
hen und Internet, die Verschmelzung von
linearen und nicht-linearen Diensten, die
Ergänzung von Echtzeitfernsehen durch
zeitsouveränes Abruffernsehen. An die
Stelle einzelner TV-Programme treten di-
gitale Angebotsbouquets, die aus mehre-
ren miteinander vernetzten TV-Program-
men, Abruffernsehen und Onlinediensten
bestehen. Diese werden über viele Ver-
breitungswege und Plattformen auf unter-
schiedliche Endgeräte distribuiert und er-
möglichen somit eine weitgehend orts-
und zeitsouveräne Nutzung.

Mit den neuen Möglichkeiten der digi-
talen Welt verändern sich gerade auch im
Bereich der Informationsbeschaffung Ver-
halten und Ansprüche der Nutzer. Für im-
mer mehr Menschen wird es zur Selbst-
verständlichkeit, sich zu jeder Zeit und an
jedem Ort souverän mit den neuesten
Nachrichten und wichtigsten Informatio-
nen versorgen zu können.

Diesen gewandelten Ansprüchen nach
orts- und zeitsouveräner Nutzung muss
die Weiterentwicklung der linearen und
nicht-linearen Informationsangebote des
ZDF Rechnung tragen, wenn das ZDF
auch künftig seinem Auftrag gerecht wer-
den will, die Bürger zu informieren und
damit zur politischen Meinungs- und Wil-
lensbildung beizutragen.

Das ZDF-Hauptprogramm alleine
kann diesen Anspruch nicht mehr erfül-
len. Das Informationsbedürfnis der Men-
schen ist nicht mehr auf vorgegebene Ta-
geszeiten festgelegt. Die Tagesabläufe
sind individualisiert, Sendezeiten von
Nachrichtensendungen oder Magazinen
sind keine Fixpunkte mehr in der Zeitpla-
nung unserer Zuschauer.

Aus diesem Grund ist es mehr denn je
notwendig, das Hauptprogramm des ZDF
um einen Kanal zu ergänzen, der unter
der Dachmarke des ZDF das neue Infor-
mationsbedürfnis der Zuschauer befriedi-
gen kann.

2. Gegenstand des Angebots

Der ZDFinfokanal ist ein digitaler
Sparten-Kanal, der unter der Dachmarke
des ZDF Angebote aus den Bereichen ak-
tuelle Information, Hintergrund und Ser-
vice bündelt und gezielt durch eigene
Angebote ergänzt und vertieft.

Seit 1997 gehört dieser digital verbrei-
tete Kanal zum Angebot des ZDF. Sein
Programm war zunächst geprägt durch
unmoderierte vierstündige Wiederho-
lungsschleifen, deren Programminhalte
zum größten Teil aus Einzelbeiträgen des
Hauptprogramms und von 3sat bestan-
den.

Vor dem Hintergrund steigender tech-
nischer Reichweiten und veränderter Zu-
schauerbedürfnisse hat das ZDF bereits
im Sommer 2007 mit Zustimmung des
Fernsehrates das Programmkonzept wei-
terentwickelt. Neben der zeitversetzten
Wiederholung von Sendungen wurde das
Angebot an aktuellen Kurznachrichten
erweitert. Dieser Weg soll in den kom-
menden Jahren fortgesetzt werden.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Es zählt zu den Kernaufgaben des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks, aktuell
und hintergründig zu informieren sowie
Orientierung zu geben. Mit den neuen
Möglichkeiten der digitalen Welt verän-
dern sich jedoch die klassischen Wege
der Informationsbeschaffung grundle-
gend: Für immer mehr Menschen wird es
zur Selbstverständlichkeit, sich zu jeder
Zeit und an jedem Ort souverän mit den
neuesten Nachrichten und wichtigsten In-
formationen versorgen zu können. Diesen
gewandelten Ansprüchen nach orts- und
zeitsouveräner Nutzung muss sich das
Fernsehen in seiner Informationsvermitt-
lung stellen - in Formatierung, Sprache
und in den Verbreitungswegen seiner An-
gebote.

Der ZDFinfokanal leistet dazu in Ver-
bindung mit dem Online-Angebot und
dem ZDF-Hauptprogramm einen adäqua-
ten Beitrag. Durch das spezifische Ange-
bot von gebündelter Information im Info-
kanal kann das ZDF dem veränderten
Nutzungsverhalten in seinem linearen
Programmangebot gerecht werden und
die vom Gesetzgeber verlangte Grund-
versorgung der Gesellschaft mit Informa-
tionen sicherstellen.

4. Programmkonzept

Sachverhalte zu erklären, Hintergrün-
de auszuleuchten und Orientierung zu
geben, gehört zu den Stärken des ZDF-
Informationsprogramms. Auf diesen Stär-
ken ist das Profil des ZDFinfokanals auf-
gebaut. Dabei wird der ZDFinfokanal mit
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begrenztem Aufwand unter Nutzung des
Programmstocks des ZDF als Ergän-
zungsangebot betrieben und weiter ent-
wickelt.

Folgende Elemente kennzeichnen das
Schema des ZDFinfokanals:

– Regelmäßige Nachrichten auch an Wo-
chenenden und Feiertagen

– Mehrfache Wiederholungen von wo-
chenaktuellen Magazinen

– Kompaktversionen eines Teils der wo-
chenaktuellen Magazine als regelmäßi-
ge Wiederholungen

– Unmoderierte Kurzmagazine, die Mate-
rial des Programmstocks thematisch als
kompakte Service- und Informationsan-
gebote neu bündeln. Hierin werden die
bisherigen Angebote des ZDFinfoka-
nals in aktueller Form fortgeführt

– Kurzreportagen und -dokumentationen,
die politische, wirtschaftliche, wissen-
schaftliche und gesellschaftliche The-
men aufgreifen und vertiefen

– Flächen für Programminnovationen und
neue Produktionsformen, wie etwa für
die Arbeit der Videojournalisten im
ZDF.

Der ZDFinfokanal bündelt in der der-
zeitigen Ausbaustufe alle informationsori-
entierten Inhalte des Hauptprogramms
und der Partnerkanäle – Magazine, Re-
portagen, Dokumentationen und Ge-
sprächssendungen –, stellt sie neu zusam-
men und bietet sie als thematische
Schwerpunkte an.

Das Gerüst des Programmschemas bil-
den die Nachrichtensendungen, die auch
an Wochenenden und Feiertagen ausge-
strahlt werden: Aus dem Hauptprogramm
werden die „heute“-Sendungen um 15.00
und 19.00 Uhr parallel übernommen, das
„heute-journal“ wird zeitversetzt um
23.00 Uhr wiederholt. Darüber hinaus
werden in den „100 Sekunden“ Kurz-
nachrichten stündlich von 8.00 bis 20.00
Uhr aktualisiert. Bei unvorhersehbaren
Ereignissen von besonderem Nachrich-
tenwert können die „100 Sekunden“
auch kurzfristig, abweichend vom stündli-
chen Rhythmus, ins Programm eingesetzt
werden.

Die Kurznachrichten des ZDFinfoka-
nals stärken die Nachrichtenkompetenz
des ZDF insgesamt: Sie schließen die
Nachrichtenlücke, die an Wochenenden
und Feiertagen sowie in den ARD-Sende-
wochen am Vormittag im ZDF-Hauptpro-
gramm besteht. Mit der redaktionellen
und produktionellen Infrastruktur des In-
fokanals ist es möglich, auch zu diesen
Zeiten bei besonderen Vorkommnissen
schnell zu agieren und bei Bedarf ins
Hauptprogramm aufschalten zu können.

Die kurzen und fortlaufend aktualisier-
ten Nachrichtenformate entsprechen in
besonderer Weise auch dem Bedürfnis
von Online-Nutzern nach Orts- und Zeit-
souveränität. Die „100 Sekunden“ stehen
deshalb auch in den Online-Diensten des
ZDF zum Abruf bereit. Sie sind darüber

hinaus für mobile Nutzungen auf Mobil-
telefonen und iPods verfügbar. Damit
wird der Informationsauftritt des ZDF im
Internet bedarfsgerecht gestärkt und eine
seiner Kernkompetenzen in die multime-
diale Welt verlängert.

Neben den Nachrichtenleisten stellen
Wiederholungen von Magazinen des
ZDF-Hauptprogramms (sowie von 3sat)
ein besonderes Serviceangebot an die Zu-
schauer des ZDFinfokanals dar. Wer eine
wichtige Informationssendung im ZDF-
Programm verpasst hat, weil er zur Zeit
der Erstausstrahlung nicht sehbereit war,
der kann dies eine Woche lang zu wech-
selnden Terminen im ZDFinfokanal nach-
holen.

Neben der Wiederholung kompletter
Magazine gibt es kürzere Versionen der
jeweiligen Sendungen. Diese Zusammen-
fassungen beinhalten die wichtigsten, für
diese Form geeigneten Beiträge des je-
weiligen Magazins. Zusammen mit unmo-
derierten Kurzmagazinen, die vor allem
Schwerpunkte mit Service-Charakter ha-
ben, bilden sie die kurz getakteten Lei-
sten des Schemas. In der 15-minütigen
Rubrik „Das Thema“ werden zudem rele-
vante Themen des Tages aktuell und hin-
tergründig beleuchtet. Hierfür werden
bereits vorhandene Berichte aus den
Nachrichten- und Magazinsendungen des
ZDF neu zusammengestellt.

Kurzreportagen und -dokumentatio-
nen, die politische, wirtschaftliche, wis-
senschaftliche und gesellschaftliche The-
men aufgreifen, ergänzen die kompakte
Programmleiste. Sie können auch zur
Stützung von Programmschwerpunkten
des Hauptprogramms oder zur Akzentu-
ierung des eigenen Angebots genutzt
werden. Das Programm für Wochenenden
und Feiertage im ZDFinfokanal setzt – vor
dem Hintergrund der spezifischen Sehge-
wohnheiten an diesen Tagen – stärker auf
Repertoire-Angebote wie Reportagen,
Features und Dokumentationen. Gleich-
wohl finden auch hier kurz getaktete An-
gebote und aktuelle Informationen ihren
Platz.

Im Gegensatz zu PHÖNIX wird die Er-
eignisberichterstattung keine zentrale
Rolle im Programm des ZDFinfokanals
spielen. Lediglich fallweise und zeitlich
begrenzt wird der ZDFinfokanal auch live
über wichtige Ereignisse aus Politik, Ge-
sellschaft, Sport und Wissenschaft berich-
ten. Der ZDFinfokanal ist zudem kein
special-interest-Angebot für Börsen- und
Wirtschaftsberichterstattung. Eine Ent-
wicklung in diese Richtung ist auch in
Zukunft nicht vorgesehen.

Der ZDFinfokanal bietet für das ZDF
zudem eine Plattform, um neue Ange-
botsformen und journalistische Formate
testen zu können. Perspektivisch ist vor-
gesehen, spezifische Informationsformate
zu entwickeln, die insbesondere auf jün-
gere Zuschauergruppen zugeschnitten
sind. Erste Schritte wurden mit der Pilot-
sendung „Wirtschaftswunder“ unternom-
men: Das 15-minütige moderierte Servi-
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cemagazin, das Ende Juni 2008 erstmals
ausgestrahlt wurde, wendet sich an junge
Konsumenten und informiert über The-
men rund ums Geld. Auch die Rubrik
„Mojo“ bietet Raum für formale Innova-
tionen: In 15-minütigen Reportagen grei-
fen Videojournalisten lebensnahe The-
men des Alltags auf und entwickeln neue
Handschriften.

Besonderes Augenmerk wird auf die
Entwicklung plattformübergreifender For-
mate gerichtet, die innovativ die Möglich-
keiten des Fernsehens mit denen des On-
line-Angebots verbinden und durch Inter-
aktivität das Publikum einbinden. Damit
ist die Erwartung verbunden, Altersgrup-
pen, die die klassische TV-Plattform nicht
mehr nutzen, leichteren Zugang zu ZDF-
Angeboten zu bieten.

Das ZDF hat sich verpflichtet, die viel-
fältigen Veränderungen des Fernsehens,
die sich durch die Digitalisierung erge-
ben, aktiv zu gestalten. Auf dem Weg
dorthin kann und wird der ZDFinfokanal
durch seine synergetischen Arbeitsabläu-
fe und plattformübergreifenden Ansätze
eine wichtige Rolle spielen.

5. Verbreitung

Der ZDFinfokanal wird digital verbrei-
tet und ist über Kabel, Satellit und Anten-
ne (DVB-T) empfangbar. Die Nutzung
und Begleitung von Sendungen im Inter-
netangebot des ZDF erfolgt im Rahmen
der medienrechtlichen Vorgaben.

III. ZDFkulturkanal

1. Ausgangslage / Zielsetzung

Entsprechend der Ermächtigung durch
die Ministerpräsidenten der Länder und
der Genehmigung durch den Fernsehrat
strahlt das ZDF seit dem 9. Dezember
1999 den digitalen Theaterkanal via Ka-
bel und Satellit aus.

Im Zuge der Anpassung an die Her-
ausforderungen des digitalen Markts soll
das bisherige Schleifenprogramm mit
Mehrfachwiederholungen Zug um Zug
durch ein strukturiertes Ganztagespro-
gramm ersetzt und damit der ZDFtheater-
kanal zu einem Kulturkanal fortent-
wickelt werden.

2. Gegenstand des Angebots

Der digitale ZDFkulturkanal wird ein
Genre-Spartenkanal sein, der sich in be-
sonderer Weise der Darstellung der kultu-
rellen Vielfalt widmet. Er bündelt unter
der Dachmarke des ZDF das breite Spek-
trum der produktionellen Anstrengungen
des Gesamtunternehmens ZDF und sei-
ner Partnerprogramme im kulturellen Be-
reich und verstärkt diese durch gezielte
Eigenangebote. Das Feld „Performing
Arts“, also insbesondere die Übertragung
und Berichterstattung über Theater- und
Opernaufführungen, Konzerte und Klein-

kunst, soll als zentrales Merkmal erhalten
bleiben.

Ziel ist es, dem gestiegenen Bedürfnis
nach kultureller Orientierung in einer
vielfältig aufgestellten Gesellschaft Rech-
nung zu tragen und damit einen Beitrag
zur Integration zu leisten, indem der digi-
tale ZDFkulturkanal intelligent informiert
und unterhält.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Die Darstellung und Vermittlung von
Kultur gehört unstrittig zu den Kernauf-
gaben des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks. Der digitale ZDFkulturkanal richtet
sich an Zuschauer aller Altersgruppen,
die sich im weitesten Sinn für Kultur in-
teressieren. Er wird auch Spezialangebote
für ein jüngeres Publikum auf regelmäßi-
gen Sendeleisten vorhalten, um diese für
die Kultur und einen geistvollen Medien-
gebrauch im weiteren Sinne zu gewin-
nen. Der digitale ZDFkulturkanal stellt
das kulturelle Leben in großer Breite und
Ausführlichkeit dar. Er legt dabei auf die
Qualität der fernsehmäßigen Umsetzung
höchsten Wert.

Der digitale ZDFkulturkanal sollte
auch als Veranstaltungspartner bei Festi-
vals und als Wegweiser für Qualitätsan-
gebote auftreten und kulturelle Projekte
würdigen und fördern, die der Bewah-
rung und Entwicklung des kulturellen Er-
bes dienen. Dies gilt auch für den Denk-
malschutz und den öffentlich finanzierten
Kulturbetrieb allgemein.

4. Programmkonzept

Im Mittelpunkt des ZDFkulturkanals
steht die Pflege der deutschen Sprache
und Literatur, des Theaters, der Bilden-
den Künste und der Musik sowie die Dar-
stellung von Formen der Alltagskultur
und die Themenbereiche Bildung und Er-
ziehung, Lebensqualität, urbane Lebens-
welten, Pop, Avantgarde und Philosophie.
Aber auch die aus dem Medium selbst er-
wachsene Film- und Fernsehkultur wird
in ausgewählten Premium-Produktionen
aus den Bereichen Dokumentar- und
Spielfilm bis hin zum anspruchsvollen
Fernsehspiel Gegenstand des Angebots
des digitalen ZDFkulturkanals sein.

Das Angebot beinhaltet insgesamt
Übertragungen von Bühnenereignissen
aus den Bereichen Theater, Ballett, Mu-
siktheater, Konzert, Performance-Kultur,
die umfassende Darstellung bedeutender
regionaler Kulturfestivals, die Berichter-
stattung über und Darstellung von her-
ausragenden kulturellen Wettbewerben.
Außerdem wird der digitale ZDFkulturka-
nal Kulturmagazine und genre-spezifi-
schen Dokumentationen und Gesprächs-
sendungen der ZDF-Programmfamilie ge-
bündelt und zu bester Sendezeit und zum
Teil neu aufbereitet präsentieren.

Ein Angebot im Bereich Jugendkultur
mit einem Schwerpunkt Jugend, Musik
und Jugend-Lebensart wird zu den un-
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verwechselbaren Kennzeichen des digita-
len ZDFkulturkanals gehören. Er unter-
streicht den Anspruch des Kanals, auch
ein jüngeres Publikum an öffentlich-
rechtliches Qualitätsprogramm heranzu-
führen. Spielerische Präsentationsformen
und Publikumsansprache, Edutainment
und ein frischer Umgang mit Form, Far-
ben und Sounds sind dabei wesentliche
Mittel. Der digitale ZDFkulturkanal wird
außerdem dem gewachsenen Interesse an
Bildung Rechnung tragen und auch die
Diskussion um die Fortentwicklung der
Bildungsinstitutionen widerspiegeln. Er
wird sich aktiv an Motivationsaktionen
für Schülerinnen und Schüler beteiligen
und mit Aktionen wie dem Schülerthea-
terfestival und einem neuen Format, in
dem Jugendliche mit Leistungsträgern
unserer Gesellschaft zusammentreffen
und Fragen zu deren beruflichen Werde-
gang, aber auch zum Thema Moral und
Verantwortung stellen.

Da das ZDF mit seinem Hauptpro-
gramm, Phoenix und dem Infokanal be-
reits über Flächen für die aktuelle politi-
sche Berichterstattung verfügt, wird der
ZDFkulturkanal keine eigene Nachrich-
tenberichterstattung (mit der Ausnahme
der Übernahme einer Hauptnachrichten-
sendung), keine politischen Magazine,
und keine Übertragung von politischen
Ereignissen einplanen. Außerdem wird
der  ZDFkulturkanal keinen Sport und
keine  Wirtschafts- und Ratgebersendun-
gen vorsehen.

Das Verhältnis zum ZDF-Hauptpro-
gramm und zu den Partnerkanälen baut
auf den gewachsenen und gelebten Er-
fahrungen des ZDFtheaterkanals im Pro-
grammverbund auf. Dabei sind pro -
gramm übergreifende Kulturschwerpunk-
te denkbar, die zu Spitzenereignissen
auch im Hauptprogramm bzw. in den
Partnerkanälen aufscheinen, etwa bei der
Berlinale, beim Berliner Theatertreffen,
den Bayreuther und Salzburger Festspie-
len oder großen Pop- und Rockfestivals
sowie in bewusst mehrkanalig operieren-
den Programmen wie unlängst beim Cir-
que du Soleil mit einer Übertragung vor
und hinter der Bühne auf zwei Kanälen.

Der digitale ZDFkulturkanal baut auf
Erfahrungen des ZDFtheaterkanals auf
und verinnerlicht dessen besondere und
in der Medienlandschaft einzigartige Auf-
merksamkeit für die Darstellenden Kün-
ste in ihrer Vielfalt als weltweit beispiello-
ses konstituierendes Element deutscher
Kultur. Dabei spielen auch Repertoirean-
gebote eine Rolle, die vor allem im Tages-
programm, aber auch im Zusammenwir-
ken mit der ZDF-Mediathek weiterhin
vorgehalten werden sollten. Dabei sind
auch programmbegleitende und sen-
dungsergänzende Angebote im Internet
nötig, insbesondere im Hinblick auf das
besondere Augenmerk des digitalen ZDF-
kulturkanals für das jüngere Publikum.

5. Verbreitung

Der ZDFkulturkanal wird digital ver-
breitet und ist derzeit über Kabel und Sa-

tellit empfangbar. Die Nutzung und Be-
gleitung von Sendungen im Internetange-
bot des ZDF erfolgt im Rahmen der me-
dienrechtlichen Vorgaben. Der digitale
ZDFkulturkanal sollte diskriminierungs-
frei verbreitet werden, d.h., auf allen digi-
talen Plattformen gut auffindbar sein.

IV. ZDF-Familienkanal

1. Ausgangslage/Zielsetzung

Das ZDF kann nur von bleibendem
Wert für die Gesellschaft sein, wenn es al-
le relevanten Teile der Gesellschaft er-
reicht. Angesichts des sich immer stärker
diversifizierenden Fernsehmarktes und
der sich verändernden Nutzungsgewohn-
heiten der jüngeren Zielgruppen wird
dies zusehends schwieriger. Das ZDF-
Hauptprogramm erreicht vor allem Zu-
schauer, die älter als 60 Jahre sind. In den
jüngeren Altersgruppen ist das ZDF un-
terdurchschnittlich vertreten. Besorgnis -
erregend ist in diesem Zusammenhang,
dass sich auch und gerade die jungen Fa-
milien immer mehr den Privatsendern zu-
wenden. Die Erfahrung zeigt zudem, dass
die Zuschauer mit steigendem Alter nicht
im gewünschten Maße zum ZDF zurück-
kehren werden.

Bei allem gesellschaftlichen Wandel
bleibt die Familie die kleinste und zu-
gleich bedeutendste Einheit eines ver-
bindlichen Miteinanders unterschiedli-
cher Generationen. Sie ermöglicht das Er-
lernen, Leben und Weitergeben grundle-
gender Regeln der Gesellschaft. Umso
mehr hat das ZDF als nationaler öffent-
lich-rechtlicher Sender hier in besonde-
rem Maße Verantwortung.

Es muss das Ziel des ZDF sein, diese
Zuschauergruppen wieder zurückzuge-
winnen und dauerhaft zu binden. Dies
kann nur gelingen, wenn das ZDF ein
Programm anbietet, das sich an der Le-
benssituation, den Bedürfnissen und der
medialen Sozialisation junger Familien
orientiert. Die Entwicklung des Fern-
sehmarktes sowie die veränderten Sehge-
wohnheiten zeigen, dass dies nur mit ei-
nem eigenen, passgenauen Angebot
möglich ist.

Der ZDFdokukanal soll deshalb konse-
quent zu einem Programm weiterent-
wickelt werden, das sich insbesondere an
junge Familien richtet. Der ZDF-Famili-
enkanal soll Zuschauer zwischen 25 und
50 Jahren sowie deren Kinder anspre-
chen. Er soll die öffentlich-rechtliche Al-
ternative zu den in dieser Altersgruppe
vorherrschend genutzten Programmange-
boten werden.

2. Gegenstand des Angebots 

Der ZDF-Familienkanal bietet ein Pro-
gramm mit vielfältigen Inhalten aus den
Bereichen Bildung, Kultur, Wissenschaft,
Beratung, Information und Unterhaltung.
Er bedient sich aller wichtigen Genres
wie Dokumentation, Reportage, Fernseh-
film, Serie, Spielfilm, Magazin sowie
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Show/Talk und beschäftigt sich insbeson-
dere mit Inhalten aus den Bereichen Ge-
sellschaft und Erziehung, Ratgeber und
Service, Wissenschaft und Natur, Ge-
schichte und Zeitgeschehen sowie Kultur.

Im Mittelpunkt der Zuschaueranspra-
che des ZDF-Familienkanals steht eine
realitätsnahe Orientierungs- und Ratge-
berfunktion. Auch das Bedürfnis, ange-
sichts der zunehmenden Fragmentierung
des Alltags auf anspruchsvolle Weise Ent-
spannung und intelligente Unterhaltung
zu finden, wird angemessen berücksich-
tigt. Hier sind die Kernkompetenzen des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gefor-
dert, die mit Hilfe eines familienorientier-
ten Angebots der adressierten Altersgrup-
pe vermittelt werden können.

3. Beitrag zur Aufgabenerfüllung

Der deutsche Fernsehmarkt hat sich zu
einem der wettbewerbsstärksten auf der
Welt entwickelt. Ein Haushalt hat im
Schnitt 63 Programme auf der Fernbedie-
nung programmiert. In keinem anderen
europäischen Land können so viele Zu-
schauer so viele Programme sehen. Die
großen Sender konkurrieren zunehmend
auch mit den kleinen Anbietern. In Zu-
kunft werden noch mehr Programme um
Marktanteile konkurrieren. Gleichzeitig
weist die Marktanteilsentwicklung des
ZDF-Hauptprogramms der letzten 15 Jah-
re überproportionale Verluste bei den
jüngeren Zuschauern auf. Es werden ak-
tuell nur noch 38 % des Marktanteils von
1992 erreicht, während es bei über 50-
Jährigen noch 70 % des damaligen Ni-
veaus sind.

Deshalb hat der ZDF-Familienkanal
die Aufgabe, die Zuschauer, die sich auf-
grund ihres Alters, ihrer Lebensgewohn-
heiten und ihrer medialen Sozialisation
im Rahmen des ZDF-Hauptprogramms
nur teilweise mit ihren spezifischen Be-
dürfnissen wieder finden, an ein werte-
haltiges öffentlich-rechtliches Program-
mangebot heranzuführen und sie dauer-
haft zu binden. Schema-, Programm- und
Formatgestaltung sollen passgenau den
Tagesablauf sowie die Sehbedürfnisse
junger Familien berücksichtigen.

Der ZDF-Familienkanal ist komple-
mentär zum Hauptprogramm. Er bündelt
und ergänzt dessen Angebote unter in-
haltlichen, demografischen und soziologi-
schen Gesichtspunkten und erweitert sie
um Programminnovationen, die sich den
zentralen Fragen des Alltags junger Fa-
milien zuwenden. Der ZDF-Familienka-
nal soll inhaltlich, aber auch in Bezug auf
die Formatentwicklung zum Innovations-
motor für die ZDF-Familie werden.

Gleichzeitig nutzt der Familienkanal
die Programmvorräte der ZDF-Familie
neu und gewinnbringend und leistet
durch wirtschaftliche und inhaltliche Syn-
ergien einen wichtigen Beitrag zur Amor-
tisation kostbarer Ressourcen im Gesamt-
unternehmen. Qualität und Modernität
zahlreicher ZDF-Programme, die von vie-
len Jüngeren im Hauptprogramm nicht

mehr vermutet werden, kommen zu neuer
Geltung. Das ZDF-Hauptprogramm profi-
tiert selbst wiederum von den neuen Er-
fahrungen bei der Ansprache jüngerer
Zuschauer. Der Digitalkanal kann die
Programmvielfalt, die vorliegenden Li-
zenzen und die Stärke des Hauptpro-
gramms nutzen.

Dabei unterscheidet sich der ZDF-Fa-
milienkanal erkennbar von den Zielgrup-
penangeboten der kommerziellen Anbie-
ter. Sein Ziel ist die Vermittlung von Wis-
sen und Werten, die zu einer positiven
Gestaltung der eigenen wie der gesell-
schaftlichen Lebenswirklichkeit befähi-
gen. Der ZDF-Familienkanal möchte mit
seinem Programmangebot dazu beitra-
gen, das Vertrauen speziell der Familien
in ihre eigene Zukunft zu festigen und die
Wertschätzung der jungen Familie in der
Gesellschaft zu verstärken.

4. Programmkonzept

Im Mittelpunkt des ZDF-Familienka-
nals stehen eine realitätsnahe Orientie-
rungs- und Ratgeberfunktion sowie die
Möglichkeit, angesichts der zunehmen-
den Fragmentierung des Alltags auf an-
spruchsvolle Weise Entspannung und in-
telligente Unterhaltung zu finden. Der
ZDF-Familienkanal ist somit eine konse-
quente Weiterentwicklung des ZDF.doku -
ka nals. Die Stärke des ZDF.dokukanals,
mit Dokumentationen und Reportagen
Orientierung zu bieten und Hintergrund
zu vermitteln, soll weiter ausgebaut wer-
den. Im Vordergrund stehen dabei folgen-
de Funktionen, die für die Erfüllung des
Programmauftrages zentral sind: Wissens-
vermittlung, Lebens- und Alltagsbewälti-
gung, politische und (zeit-)geschichtliche
Bildung sowie anspruchsvolle Unterhal-
tung.

Der ZDF-Familienkanal wird sich wei-
terhin an der Bedeutung, die Wissen-
schaft und kontinuierlicher Wissenser-
werb gerade für jüngere Zuschauer ha-
ben, ausrichten. Wissen(schaft)s- und Na-
tursendungen werden einen wichtigen in-
haltlichen Akzent setzen ebenso wie die
generationenverbindenden Programm-
Marken „Terra X“ und „Abenteuer Wis-
sen“. Dokumentationen und Reportagen
entsprechen ohnedies einem Grundbe-
dürfnis vieler Menschen, in einer immer
unübersichtlicheren Welt Orientierung zu
erfahren, Überblick zu gewinnen, die not-
wendigen Hintergrundinformationen zu
erhalten. Fortgesetzt werden soll auch die
erfolgreiche „Tagesdoku“. Dokumentatio-
nen und Reportagen beleuchten von
Montag bis Freitag ein Thema der Woche
in unterschiedlichsten Facetten und ver-
mitteln auf diese Weise abwechslungsrei-
ches und differenziertes Hintergrundwis-
sen. Als Programminnovation geplant ist
eine Wissenssendung für junge Familien.

Der ZDF-Familienkanal soll Orientie-
rungshilfe für die alltägliche Lebensbe-
wältigung sein. Zentral sind hier die The-
men „Schule“, „Bildung“ sowie „Fragen
nach der Vereinbarkeit von Familie und
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Beruf“. Sendereihen wie beispielsweise
„37°“, „Babystation“, „S.O.S. Schule“,
„Zeit der Wunder“ oder „Mädchenge-
schichten“ haben in diesem Kontext ei-
nen festen Platz. Darüber hinaus soll pra-
xisnahen Fragen aus dem Alltag junger
Familien wie z. B. zu den Themen „Haus-
bau“, „Finanzen“, „Versicherungen“
nach gegangen werden. Als Programmin-
novationen sind Ratgebersendungen,
Ombudsmagazine und neue dokumenta-
rische Erzählformen angedacht.

Der ZDF-Familienkanal setzt darauf,
seinen Zuschauern Anregungen für die
aktuelle politische Diskussion und zur
zeitgeschichtlichen Meinungsbildung zu
liefern. Ein besonderes Augenmerk gilt
deshalb vor allem den historischen und
zeitgeschichtlichen Dokumentationen, bei
denen das ZDF über eine breite interna-
tionale Reputation verfügt. In diesem Zu-
sammenhang seien die großen zeitge-
schichtlichen Fernsehereignisse wie
„Dresden“ oder „Die Gustloff“ erwähnt,
die der ZDF-Familienkanal ins Zentrum
seiner Programmschwerpunkte setzen
wird. Eine Programminnovation im Be-
reich der politischen Bildung soll die Ent-
wicklung einer neuen Wahlsendung für
junge Familien darstellen. Auch bei der
Nachrichtenberichterstattung will der
ZDF-Familienkanal neue Wege gehen, in-
dem er sich auf eine erfolgreiche Pro-
grammentwicklung des Hauptprogramms
stützt: eine Adaption der „Logo“-Nach-
richten für junge Familien.

Gleichzeitig soll der Familienkanal auf
anspruchsvolle Weise Entspannung und
intelligente Unterhaltung bieten. Vor dem
Hintergrund der Pluralisierung von Le-
bensformen findet sich ein Alltag, der in
erster Linie von der Fragmentierung fami-
liärer und gesellschaftlicher Zusammen-
hänge und damit einem Gefühl ständiger
Überbelastung durch die Anforderungen
des täglichen Lebens gekennzeichnet ist.
Umso mehr tritt neben der Suche nach
Sinn und Orientierung auch der Wunsch
nach Entspannung und Entlastung. Einen
eigenen Stellenwert im Programm des
ZDF-Familienkanals haben deshalb fik-
tionale Sendungen vom Fernsehfilm über
die Serie bis hin zum Spielfilm. Aufgrund
ihres hohen Identifikationspotentials eig-
nen sie sich ganz besonders für die Ver-
mittlung komplexer Zusammenhänge
oder vorbildhafter Wertesysteme, beson-
ders dann, wenn sie sich erkennbar am
Alltag und der Lebenswirklichkeit ihrer
Zuschauer orientieren.

Für die Hauptsendezeit des neuen
ZDF-Digitalkanals ist so eine Mischung
aus hochwertiger Fiktion und erstklassi-
gen Dokumentationen geplant. Sie wird
von erfolgreichen Reportagen und Doku-
mentationen, thematisch ausgerichteten
Programmschwerpunkten sowie preisge-
krönter nationaler und internationaler
Fiktion geprägt sein. Aufgabe der Pro-
grammschwerpunkte und Themenabende
wird es sein, die Vorteile der Verschrän-
kung von dokumentarischem Informa-
tionsprogramm und emotional-involvie-

render Fiktion so zu verbinden, dass den
Zuschauern ein attraktiver, breiter und
nachhaltiger Zugang zu wichtigen The-
menstellungen auch bei komplexen Sach-
verhalten möglich wird. Auf diese Weise
sollen fiktionale Programme nicht nur un-
terhalten, sondern auch Anregung zur
Reflexion individueller wie gesellschaftli-
cher Verhaltensweisen, Themen und Pro-
zesse bieten.

Der ZDF-Familienkanal kann sich
hierbei auf ein breites Fundament erst-
klassiger Fernsehfilme und Spielfilme
stützen, die für seine Zuschauer zum Teil
allein deshalb „Premieren“ sind, weil sie
im ZDF-Hauptprogramm zu Sendezeiten
laufen, die mit dem Lebensrhythmus die-
ser Altersgruppe nicht kompatibel sind
oder auch, weil sie von ihnen gar nicht im
ZDF-Hauptprogramm vermutet werden.
Einen ganz eigenen Akzent will der ZDF-
Familienkanal auch bei der Entwicklung
und Pflege des filmischen Nachwuchses
setzen und dabei an die gelebte Tradition
des „Kleinen Fernsehspiels“, der Filmre-
daktion 3sat sowie der Innovationswerk-
statt „Quantum“ anknüpfen. Gefragt sind
Sendungen, die den Dingen des täglichen
Lebens auf den Grund gehen und ihren
Wert in einer ganz praktischen Alltags-
und Lebenshilfe haben. Auch die fiktio-
nalen Serien können modellhafte Lebens-
bewältigung und Persönlichkeitsentwick-
lung mit vielfältigen Facetten über einen
langen Zeitraum begleiten und damit rea-
litätsnahe Problembewältigungsstrategien
vermitteln. Im Rahmen des Vorabendpro-
gramms sollen deshalb beispielsweise
„Familienserien“ zum Einsatz kommen,
die den Alltag junger Menschen mit all
seinen Brüchen, Widersprüchen und Rei-
bungsflächen zum Thema haben.

Mit eigenen Formatentwicklungen soll
der ZDF-Familienkanal zur Entwick-
lungsplattform und zum Innovationsmotor
für die ZDF-Programmfamilie werden.
Systematisch sollen von Beginn an For-
mate, Genres und Protagonisten getestet
werden, die bei Erfolg auch im Hauptpro-
gramm Verwendung finden können. Auf
diese Weise profitiert nicht nur der ZDF-
Familienkanal von den Erfahrungen und
Programmvorräten des Hauptprogramms,
sondern auch das Hauptprogramm und
die ZDF-Partnerkanäle von den Entwick-
lungen des digitalen Kanals.

Das Programmschema orientiert sich
am Tagesablauf der 25- bis 50-Jährigen,
vor allem der jungen Familien. Eine be-
sondere Herausforderung für die Pro-
grammierung ist der unregelmäßige, zum
Teil nicht planbare Tagesablauf sowie die
Parallelität mehrerer individueller Tages-
verläufe gerade in jungen Familien, die
das Programmschema durch zeitversetzte
Wiederholung zentraler Sendungsange-
bote über den ganzen Tag berücksichti-
gen wird.

In der Hauptsendezeit wird die Zu-
schaueransprache und Schemagestaltung
des ZDF-Familienkanals von folgenden
Leitgedanken geprägt:
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– Die Vorabend-Zeit zwischen 17.00 Uhr
und 21.00 Uhr ist dezidierte Familien-
zeit: In knapp 26 % der Familien-Haus-
halte wird zwischen 17.00 Uhr und
20.15 Uhr gemeinsam ferngesehen –
und dies, obwohl 44 % der Kinder 
einen eigenen Fernseher besitzen. 82 %
der Eltern hätten die gemeinsame Fern-
sehzeit gerne häufiger; es fehlen ent-
sprechende Programmangebote zur
rich tigen Zeit. Und es fehlen – gerade
mit Blick auf die Kinder – werbefreie
Fernsehangebote.

– Im Zentrum des Programmschemas
steht der Primetime-Beginn um 21.00
Uhr. Er trägt der Tatsache Rechnung,
dass für die meisten Eltern erst jetzt 
eine eigene „Freizeit“ beginnt, aber
auch die 25–50-Jährigen ohne Kinder
können um diese Uhrzeit fernsehen
(der Höhepunkt in der Fernsehnutzung
von Eltern liegt um 21.30 Uhr, bei Er-
wachsenen ohne Kinder um 21.00 Uhr).

Bei dem ZDF-Familienkanal handelt es
sich nicht um ein klassisches Vollpro-
gramm. Das Programmschema des ZDF-
Familienkanals verdeutlicht vielmehr,
dass mit dem ZDF-Familienkanal ein
Spartenprogramm geplant ist, das sich auf
eine bestimmte Zielgruppe im Fern-
sehmarkt fokussiert, ähnlich wie auch der
Kinderkanal sich unter Anwendung zahl-
reicher Genres an eine bestimmte Ziel-
gruppe wendet. Im neuen ZDF-Familien-
kanal werden im Unterschied zu klassi-
schen Vollprogrammen keine regelmäßi-
gen Nachrichtensendungen, keine festen
Programmplätze für Sport und keine Bou-
levard-Showsendungen im Schema Ein-
gang finden.

Das ZDF wird in allen Genres die öf-
fentlich-rechtlichen Qualitätsansprüche
einlösen. Die Unterhaltung ist Teil des
Konzeptes, weil das ZDF beabsichtigt,
auch im Genre Unterhaltung neuartige
Formate zu erproben und im Familienka-
nal zu pilotieren.

Der ZDF-Familienkanal soll gerade
jüngere Zuschauer, d. h. die Altersgruppe
der etwa 25- bis 50-Jährigen, ansprechen.
Dazu soll insbesondere im Ratgeberbe-
reich das Publikum mit neuen Ausdrucks-
und Programmformen und einer gegen -
über dem Hauptprogramm selbständigen
Art der Ansprache durch informierende
und orientierende Programme gewonnen
werden.

Die Unterhaltungsangebote sollen da-
bei ein spezifisch öffentlich-rechtliches
Profil aufweisen. Dazu werden sie einer-
seits berücksichtigen, dass Entspannung
und Anregung Zuschauerbedürfnisse
sind. Zugleich können aber auch Unter-
haltungsangebote Information und Orien-
tierung vermitteln. Der ZDF-Familienka-
nal wird in seinen Unterhaltungsangebo-
ten insbesondere auch die jüngeren Zu-
schauer ansprechen und ihnen die Aus-
einandersetzung mit Themen aus dem
Alltag, dem Wissensfundus der Gesell-
schaft und der Kultur ebenso ermöglichen
wie die Reflexion von Themen unserer

Zeit. Er soll also die Zuschauer für Qua-
lität, Information und Orientierung ge-
winnen.

Der Sender wird sich bereits dadurch
von anderen Programmen, vor allem
kommerziellen Sendern, abheben, weil er
zu rund 80 % mit Wiederholungen aus
dem ZDF-Hauptprogramm (darunter ins-
besondere Sendungen, die beim jüngeren
Publikum erfolgreich sind) bestückt wird.
Von den meisten kommerziellen Digital-
Spartenkanälen unterscheidet er sich
außerdem dadurch, dass er nicht mono-
thematisch angelegt ist. Anders als diese
verfolgt der ZDF-Familienkanal nämlich
einen dem öffentlich-rechtlichen Rund-
funk gemäßen Ansatz. Er leistet mit einer
großen Bandbreite an Themen, Genres
und Handschriften, mit Mehrheiten- und
Minderheitenprogrammen einen Beitrag
zum Zusammenhalt der Gesellschaft. Im
Gegensatz zu monothematischen Kanälen
ermöglicht er dem Zuschauer, sich durch
Vielfalt und Unterschiedlichkeit ein diffe-
renziertes Weltbild zu verschaffen. Von
den bestehenden öffentlich-rechtlichen
Programmen unterscheidet sich der Fami-
lienkanal aufgrund seiner spezifischen
Programmmischung und Zielgruppenaus-
richtung deutlich.

Strukturell wird sich der ZDF-Famili-
enkanal von den bestehenden kommerzi-
ellen Digitalfernsehangeboten durch das
Fehlen von Werbung und Sponsoring ab-
heben. Er wird sich darüber hinaus da-
durch unterscheiden, dass keine Konzen-
tration auf Inhalte stattfindet, die sich ge-
winnbringend vermarkten lassen. Das
Programm steht – wie alle Angebote des
ZDF – nicht im Dienst des kommerziellen
Erfolgs und verzichtet daher auf Sendun-
gen, die vor allem dem Zweck dienen,
Begleitdienste und -produkte (etwa
Down loads, CDs, DVDs) abzusetzen oder
durch die Beteiligung der Zuschauer an
Abstimmungen o.ä. Erlöse zu erzielen.

Der ZDF-Familienkanal ist damit ein
durch und durch öffentlich-rechtliches
Programmangebot, das als klar unter-
scheidbare Alternative zu den privaten
Programmen positioniert werden soll.

Der Auf- und Ausbau des ZDF-Digital-
kanals erfolgt – parallel zur wachsenden
technischen Verbreitung – in zeitlich
gestaffelten Ausbaustufen. In der ersten
Stufe ab 2009 profitiert das Programm-
schema vom Rückgriff auf den breiten
Fundus des Programmarchivs sowie von
aktuellen Übernahmen aus dem ZDF-
Hauptprogramm. Erste Programminnova-
tionen dienen der Positionierung auf dem
Fernsehmarkt und der Etablierung des
neuen Kanalprofils. Das besondere Au-
genmerk wird dabei auf der Erzeugung
einer großen Zuverlässigkeit im Angebot
von hochwertigen Dokumentationen und
Reportagen, thematisch relevanten Wis-
sens- und Ratgeberformaten, entspannen-
den, anregenden und dem realen Alltag
junger Familien affinen unterhaltenden
Sendungen sowie einem breiten, inhalt-
lich diskursiven Spektrum in Form von
Programmschwerpunkten liegen. Begin-
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nend mit 2010 werden einige Wiederho-
lungsleisten durch weitere Programm-In-
novationen ersetzt, die auch die Aufgabe
haben, das Profil des Senders zu schärfen.
In der dritten Ausbaustufe ab 2012 soll
der ZDF-Familienkanal in einer synerge-
tischen Mischung aus Verwertung des
ZDF-Programmvorrats und vermehrt ei-
genproduzierter bzw. erworbener Pro-
grammware sein eigenständiges Pro-
grammprofil festigen und verstärken.

5. Empfangbarkeit

Der ZDF-Familienkanal wird aus-
schließlich digital verbreitet und ist über
Kabel, Satellit und Antenne empfangbar.
Angestrebt wird dabei eine 24-Stunden-
Verbreitung über DVB-T, die bisher aus
Kapazitätsgründen noch auf eine Sende-
zeit zwischen 21.00 Uhr und 6.00 Uhr be-
schränkt ist. Eine sendungsbezogene Pro-
grammbegleitung im Rahmen des Online-
Angebotes des ZDF sowie das Bereitstel-
len von Sendungen in der ZDF-Media-
thek sind ebenfalls vorgesehen. Gerade

für jüngere Zuschauer ist das Zusammen-
spiel der Medien von entscheidender Be-
deutung. Vertiefende Informationen und
Hintergründe zu den im Familienkanal
angebotenen Themen im Online-Bereich
sind deshalb essentiell für die angestrebte
Publikumsbindung. Insbesondere bei Pro-
grammschwerpunkten und Themenaben-
den soll diese Verknüpfung von Fernse-
hen und Internet zum Tragen kommen.
Bei der Entwicklung von Programminno-
vationen sollen zudem die Möglichkeiten
der crossmedialen Verbindung berück-
sichtigt werden.

V. Finanzierung

Die Zusatzangebote werden in der Ge-
bührenperiode ab 2009 aus dem Bestand
finanziert. Auch für die Gebührenperiode
ab 2013 hat sich das ZDF verpflichtet,
keine gesonderten Mittel anzumelden,
sondern die Zusatzangebote aus dem Be-
stand zu finanzieren.
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1. Ausgangslage 

Der Eintritt ins digitale Zeitalter geht
einher mit Unsicherheiten künftiger Me-
diennutzung, von denen auch die Qua-
litätsangebote im Hörfunk betroffen sind.
Wer eine junge anspruchsvolle Zielgrup-
pe erreichen will, muss ein an den inhalt-
lichen und formalen Ansprüchen sowie
den Rezeptionsgewohnheiten dieser Ziel-
gruppe orientiertes Radioformat entwi -
ckeln.

Gerade die Zielgruppe der jungen Er-
wachsenen, die mit DRadio Wissen vor-
rangig angesprochen werden soll und die
durch andere anspruchsvolle Angebote
nicht angemessen erreicht wird, zeichnet
sich durch ein großes Informationsbedürf-
nis aus und ist durch das Internet an hohe
Aktualitätsstandards gewöhnt. Ausge-
hend von der Zielgruppe junger Erwach-
sener wird das Programmangebot von
DRadio Wissen seinen Inhalten entspre-
chend generationsübergreifend und inte-
grativ angelegt.

Ein erfolgreiches Radioprogramm
muss ein breites Interessenspektrum sei-
ner Zielgruppe befriedigen, um Hördauer
und langfristige Hörerbindung und damit
Akzeptanz am Markt zu erreichen.

Erfolgreiches Radio muss sich durch
ein einprägsames, leicht „erlernbares“
Sendeschema und kreative Programmfor-
men auszeichnen.

Der Hörfunkrat des Deutschlandradios
hat am 11. September 2008 den „Bericht
über programmliche Leistungen und
Pers pektiven des Nationalen Hörfunks
2008–2010“, (HR 5/2008) verabschiedet.
Er verpflichtet das Deutschlandradio da -
rin auf Qualitätsstandards, die für den öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk verbindlich
sein sollten. Dies betrifft u. a.

− einen hohen Anteil an Eigenproduktio-
nen,

− ein verlässliches Nachrichtenraster,

− Innovationsfähigkeit und

− die Eigenentwicklung von Formaten
für die spezifischen Bedürfnisse der je-
weiligen Hörerschaft.

Repräsentative Hörerumfragen belegen,
dass die Deutschlandradio-Programme
sich wegen dieser Merkmale einer hohen
Akzeptanz bei der Hörerschaft erfreuen.
Ein Drittel der insgesamt 4,8 Millionen
Hörer der 22 gehobenen Programme in
Deutschland werden allein durch die bei-
den Angebote des Nationalen Hörfunks
Deutschlandfunk und Deutschlandradio
Kultur generiert – und dies trotz unzurei-
chender bundesweiter Frequenzausstat-
tung.

Der hohe Anteil der Hörerschaften legt
nahe, dass ein erfolgreiches, sich an den
vorgegebenen Qualitätsmerkmalen orien-
tierendes DRadio Wissen die Zahl der Hö-

rer dieses anspruchsvollen Programmseg-
ments insgesamt erhöhen und damit wei-
ter zur Anerkennung öffentlich-rechtli-
cher Qualitätsleistungen beitragen kann.
Insoweit ist das Angebot von strategischer
Bedeutung für den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk insgesamt.

Deutschlandradio Kultur ist es gelun-
gen, mit seinen innovativen Angeboten
sowohl das jüngste Durchschnittsalter der
Hörer der sogenannten gehobenen Pro-
gramme (Deutschlandradio Kultur MA
2008 II 50 Jahre, generell 55 Jahre) als
auch ein ausgeglichenes Verhältnis von
weiblichen und männlichen Hörern zu er-
zielen. Diese Erfahrungen bilden eine
tragfähige Grundlage für die Entwicklung
eines neuen Qualitätsangebots, das sich
dem Thema Wissen widmet.

Ein solches Wissensprogramm wird
weder öffentlich-rechtlich noch kommer-
ziell angeboten. Es entspricht von seinen
Inhalten dem Kern des öffentlich-rechtli-
chen Auftrags. Es tritt nicht in Konkur-
renz zu bestehenden Angeboten. Der Na-
tionale Hörfunk ist der angemessene Ver-
anstalter, weil er wegen seiner überregio-
nalen Struktur und seiner Präsenz in allen
Ländern über enge Kontakte zu den Bil-
dungs- und Wissenschaftseinrichtungen
verfügt, zum Teil schon jetzt mit ihnen zu-
sammenarbeitet und ihnen eine bundes-
weite publizistische Aufmerksamkeit ver-
schaffen kann. Dies ist nicht nur von me-
dienpolitischer, sondern auch von wissen-
schafts- wie gesellschaftspolitischer Be-
deutung. DRadio Wissen ist ein publizisti-
scher Integrator in der föderalen Wissen-
schafts- und Bildungslandschaft.

Inhaltlich und formal wird sich DRadio
Wissen als ein wortorientiertes Programm
an den vorgegebenen Qualitätsstandards
ausrichten.

2. Zielgruppe und inhaltliches Angebot

Deutschlandradio wird mit DRadio
Wissen ein digitales, werbefreies Vollpro-
gramm veranstalten. Es verknüpft die
Verlässlichkeit der Marke Deutschlandra-
dio mit Kürze und Fasslichkeit der Dar-
bietung sowie einem eindeutigen Nütz-
lichkeitsversprechen. Es soll neben
Deutschlandfunk und Deutschlandradio
Kultur treten, prinzipiell alle Altersgrup-
pen ansprechen, sich aber vor allem an
die Zielgruppe „junge Erwachsene“ rich-
ten. Das Profil „Wissen“ ist jugendaffin.
Jungen Leuten ist bewusst, dass Bildung,
Ausbildung und Wissenserwerb Voraus-
setzungen für soziale Sicherheit, gesell-
schaftliche Anerkennung und beruflichen
Aufstieg sind.

Der Wissensbegriff ist weit gefächert.
Er umfasst Forschungsergebnisse aus den
Natur- und Geisteswissenschaften, Bil-
dung und Beruf, Geschichte und Litera-
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tur, Gesundheit und Ernährung, Umwelt
und Verbraucherschutz, Religion und
Web-Wissen. Ein Programmangebot
„Wissen“ steht im Einklang mit der von
Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften und
allen kulturellen Institutionen getragenen
Überzeugung, dass die Zukunftssiche-
rung unseres Landes davon abhängt, in
welchem Maße es gelingt, die Gesell-
schaft zu einer „Wissensgesellschaft“ zu
formen. Ein digitales Wissens-Angebot,
bei dem das Internet als Plattform gleich-
berechtigt neben das lineare Programm
tritt, kommt den medialen Nutzungsge-
wohnheiten des jüngeren Publikums ent-
gegen. Es fördert außerdem die dringend
benötigte Akzeptanz digitaler Verbrei-
tungswege für das Radio.

Das neue Programm basiert nicht auf
der Parallel-Ausstrahlung von auf ande-
ren Kanälen zeitgleich gesendeten For-
maten. DRadio Wissen ist ein innovatives
Vollprogramm. Es kann auf eine Fülle 
von Inhalten aus Deutschlandfunk und
Deutschlandradio Kultur zurückgreifen.
Die beiden Programme zeichnen sich
durch einen unvergleichlich hohen Anteil
an Eigenproduktionen/Erstsendungen
aus (über 60 Prozent). Wissensangebote
unterschiedlicher Genres sind in hohem
Maße vorhanden. Viele können unverän-
dert übernommen, andere müssen umfor-
matiert werden. Als Beispiele für Sendun-
gen deren Inhalte für DRadio Wissen auf-
bereitet werden könnten, dienen etwa:
Forschung aktuell, Campus & Karriere,
PISAplus und Elektronische Welten.

Der bereits generierte Stoff muss
durch einzelne, speziell für DRadio Wis-
sen produzierte Beiträge ergänzt werden.
Geeignete Inhalte aus den Programmen
der Landesrundfunkanstalten der ARD
sind über den vertraglich vereinbarten
Programmaustausch (Kooperationsverein-
barung zwischen ARD und Deutschland-
radio vom 06.12.1994 auf der Grundlage
von § 5 Deutschlandradio-Staatsvertrag)
verfügbar und werden das Angebot be-
reichern. Deutschlandradio hat darüber
hinaus interessierte Landesrundfunkan-
stalten eingeladen, innovative Formate zu
entwickeln, die sie in den eigenen Pro-
grammen ausstrahlen und für das natio-
nale Wissensprogramm bereitstellen kön-
nen. Diese Sendungen können in DRadio
Wissen integriert werden. Das Volumen
der durch den Programmaustausch zur
Verfügung gestellten Inhalte und die dar-
aus zu gewinnenden Synergien beeinflus-
sen das von Deutschlandradio für DRadio
Wissen zu planende Budget.

3. Programmstruktur

Eine besondere Herausforderung ist
die Strukturierung des Programms. Es
muss ebenso aktuelle Informationen aus
allen Wissensbereichen wie vertiefende
Berichterstattung anbieten. Es wird aus
den von Deutschlandfunk und Deutsch-
landradio Kultur übernommenen, von an-
deren zugelieferten oder aus neu produ-
zierten Beiträgen in Modulen gebündelt.

Dieses Strukturprinzip gilt vornehmlich
für die Hauptsendezeiten von 07.00 Uhr
bis 20.00 Uhr.

Ein wissensaffines Publikum erwartet
eine klare und verlässliche Nachrichten-
struktur mit hoher Frequenz. Deutsch-
landradio kann sich dabei auf eine von
ihm in Auftrag gegebene Nutzerstudie
stützen (Ergebnisse einer Elitenbefragung
unter Politikern, Journalisten, Wirt-
schaftsmanagern und Führungskräften
aus dem Bereich Kultur in Deutschland.
Juni 2008, tns emnid). In dieser repräsen-
tativen Studie setzen achtzig Prozent der
Befragten ausführliche Nachrichten-
sendungen an die erste Stelle des von ih-
nen erwarteten idealtypischen Inhaltspro-
fils eines bundesweiten Informations- und
Kulturprogramms. So wird DRadio Wissen
zwischen 07.00 Uhr und 20.00 Uhr ein
durch Nachrichtenblöcke strukturiertes
Programm nach der Stundenuhr anbieten.
In einem 15- bis 20-minütigen Rhythmus
werden aktuelle politische Nachrichten,
Wissens- und Kulturnachrichten die Stun-
de gliedern. Für die Flächen zwischen
den Nachrichtenblöcken werden themen-
bezogene Beitragsmodule erstellt. The-
matisch folgt dies den Beschreibungen
unter Punkt 2. Bildungspolitische und bil-
dungspraktische Themen zum Primär-,
Sekundär- und Tertiär-Bereich werden
wegen des hohen Nutzwerts für die Ziel-
gruppe eine herausragende Rolle spielen.

Wissen bedeutet auch, fit zu sein für
den Tag. Insoweit wird DRadio Wissen im
Rahmen dieser Beitragsmodule auch auf
wichtige, politische, wirtschaftliche oder
kulturelle Tagesereignisse einstimmen,
zentrale Themen und Begriffe der Agen-
da erläutern und auf geeignete Sendun-
gen von ARD, ZDF, arte und 3sat hinwei-
sen und damit auch zum Programmführer
für Wissenssendungen im öffentlich-
rechtlichen Fernsehen werden. Für den
aktuellen Bereich werden Eigenproduk-
tionen nötig sein. Dabei kann auch die
Form des Interviews gewählt werden, zu-
mal dramaturgische Abwechslung inner-
halb der Stundenuhr geboten ist. Die in-
haltlichen Blöcke werden über den Tag
rotieren, um den individuellen Nutzungs-
gewohnheiten und -möglichkeiten der
beruflich gebundenen Hörerschaft entge-
genzukommen. Die aktuellen Nachrich-
tensendungen sowie die Formatierung
der Module setzen den Einsatz sachkun-
digen Personals voraus.

Nach der schon zitierten Studie liegen
kulturelle und politische Features (neben
Interviews) mit sechzig Prozent an zwei-
ter Stelle des von den Nutzern gewünsch-
ten Inhaltsprofils. Die Zeit nach 20 Uhr
kann und wird unter Zurückstellung des
engen Nachrichtentaktes Raum für Fea-
tures und Dokumentationen sowie für
längere Gesprächsformen bieten. Bis auf
ein (eingeschränktes) aktuelles Nachrich-
tenangebot wird die Nachtstrecke vor-
nehmlich für Wiederholungen genutzt.
Die Programmgestaltung des Wochenen-
des wird durch entsprechende längere
Formen dominiert.
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Im Bereich von Features und Doku-
mentationen kann Deutschlandradio auf
einen Fundus eigener Beiträge und im
Rahmen des Programmaustausches auch
auf Sendungen der Landesrundfunkan-
stalten zurückgreifen. Gerade im Wis-
sensbereich muss eine genaue Prüfung
erfolgen, ob die in den Sendungen ge-
machten Aussagen noch dem aktuellen
Kenntnisstand entsprechen. Dies kann die
Nutzung dieses Repertoires einschränken
und es setzt einen entsprechenden Perso-
nalaufwand für Auswahl, Bearbeitung
und Kommentierung voraus.

DRadio Wissen bildet das lineare digi-
tale Audio-Programmangebot. DRadio
Wissen gelangt ausschließlich auf digita-
lem Weg zu den Hörerinnen und Hörern.
Die Verbreitungswege werden der Satel-
lit, das Kabel, die digitale Terrestrik und
der über das Internet verbreitete Livestre-
am sein. Neben der Rotation inhaltlich
bestimmter Module lässt sich mit der ge-
zielten und zeitunabhängigen Nutzung
des Internets eine Verstärkung der Nach-
haltigkeit erreichen. Das Internet soll ein-
deutig sendungsbezogen auch als Platt-
form für Interaktion und Partizipation ge-
nutzt werden. Dafür sollen neue Formate
erprobt werden. So bieten sich chats mit
Redakteuren und Experten aus den ver-
schiedenen Wissensgebieten an. Mit sei-
nem „Blogspiel mit Radioanschluss“ hat
Deutschlandradio Kultur bereits wertvolle
Erfahrungen mit interaktiven Programm-
formaten gesammelt.

4. Kooperationen und Crossmedialität

DRadio Wissen arbeitet crossmedial.
Die Inhalte des linearen Programms wer-
den als audio, zum Teil verschriftet im In-
ternet angeboten. DRadio Wissen ver-
weist mit Programmtips, Interviews mit
Autoren und Redakteuren von ARD, ZDF,
arte und 3sat im Rahmen seiner Themen-
module auf anspruchsvolle Fernsehsen-
dungen. Es erweitert damit sein eigenes
inhaltliches Angebot und gibt den Hörern
Hinweise auf ergänzende und vertiefende
Informationen im öffentlich-rechtlichen
Fernsehen und unterstreicht damit dessen
Rolle als Qualitätsproduzent.

Deutschlandradio arbeitet schon heute
im Rahmen seines Informations- und Kul-
turauftrages mit einer Reihe von Stiftun-
gen, Wissenschafts- und Bildungsinstitu-
tionen zusammen, z. B. mit der Bundes-
zentrale für politische Bildung (Veranstal-
tungen zum Prager Frühling), mit dem
Goethe-Institut, der Berlin-Brandenburgi-
schen Akademie der Wissenschaften
(ZEIT-Forum der Wissenschaft) oder mit
dem Deutschen Museumsbund (Regional-
museen-Sendereihe über 1½ Jahre). Die-
se Kooperationen beziehen sich auf ein-
zelne Sendungen, auf Reihen und öffent-
liche Veranstaltungen. DRadio Wissen
wird diese Kooperationen ausbauen und
kann unter Nutzung von Veranstaltungen
dieser Institutionen neue auf dem Wis-
sensmarkt vorhandene Informationen ge-
nerieren und für sein Programm nutzen.
Das Interesse dieser Institutionen an einer

Zusammenarbeit mit dem Nationalen
Hörfunk ist erkennbar groß. Bislang
konnte nur ein überschaubares Angebot
von Kooperationswünschen berücksich-
tigt werden. Bei DRadio Wissen ergeben
sich für beide Seiten und zum Nutzen der
Hörerzielgruppen neue erweiterte Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit.

Deutschlandradio arbeitet schon zur
Zeit intensiv mit Printmedien zusammen.
Aufgrund der bisherigen Konzentration
der Programme auf Information (Politik,
Wirtschaft) und Kultur beschränkte sich
die Zusammenarbeit weitgehend auf die
Politik-Ressorts und das Feuilleton. Fach-
kundige Redakteure der Printmedien
kommen im Deutschlandfunk und
Deutschlandradio Kultur zu Wort. Beiträ-
ge aus den Programmen des Nationalen
Hörfunks werden in den Printmedien ab-
gedruckt. DRadio Wissen bietet die Mög-
lichkeit, diese Kooperation auf die Res-
sorts Natur und Technik, Wissenschaft,
Wissens-Seiten und auf entsprechende
Periodika auszudehnen. Dabei können
die bereits jetzt genutzten Kooperations-
modelle auf die Themengebiete von 
DRadio Wissen übertragen werden.

5. Wettbewerbssituation

DRadio Wissen ist als sinnhafte Ergän-
zung der medialen Angebots-Palette pro-
jektiert. Neben den Periodika bieten eine
Reihe von Zeitungen Wissenssupplements
oder zumeist wöchentlich erscheinende
Wissens-Seiten an. In den meisten Fällen
wird Wissen mit Forschung übersetzt.
Auch im öffentlich-rechtlichen Rundfunk
finden sich Sendungen und Rubriken mit
Wissenscharakter. Hingegen existiert ein
tägliches umfassendes Wissensangebot
weder im Printbereich noch in den elek-
tronischen Medien (Vollprogramm). 
DRadio Wissen tritt also zu keinem ver-
gleichbaren Angebot in Konkurrenz und
ist ein Unikat. Es kann durch Kooperatio-
nen dazu beitragen, die Themen der Wis-
sensgesellschaft stärker in der Öffentlich-
keit zu verankern und den Bildungsinsti-
tutionen und ihren Nutzern ein kontinu-
ierliches Angebot zur Orientierung und
zur Wissenserweiterung zu bieten. Dies
ist auch von hohem Nutzwert für Bil-
dungsinstitutionen (Schulen, Volkshoch-
schulen, Universitäten, Weiterbildungs-
einrichtungen). Deutschlandradio schafft
public value und nimmt öffentlich-rechtli-
che Verantwortung wahr.

6. Finanzierung und Verbreitung

Das neue, digitale Programm soll im
Kölner Funkhaus des Nationalen Hör-
funks produziert und von dort aus gesen-
det werden. Die Entscheidung für den
Standort Köln wurde deshalb getroffen,
weil hier aufgrund der baulichen Gege-
benheiten nur geringe Aufwendungen für
die Schaffung von Büro- und Studioraum
anfallen werden und weil hier die größten
Synergiegewinne zu erzielen sind. In
Köln sitzt die Zentrale Nachrichtenredak-
tion von Deutschlandradio. Auch der
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Web-Auftritt von Deutschlandradio wird
in Köln produziert. Deutschlandradio Kul-
tur, das Berliner Programm, wird wichtige
Stoffelemente zuliefern.

Als finanzieller Rahmen wird für 
DRadio Wissen die Summe von rund 

6 Mio. € p.a. kalkuliert. Als Starttermin ist
der 1. Januar 2010 vorgesehen. Ab die-
sem Zeitpunkt werden die Kosten in voll-
er Höhe anfallen. Das Programm soll über
das bestehende DAB-Netz, über digitales
Kabel und digitalen Satellit sowie als In-
ternet-Livestream verbreitet werden.
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1. Anzeigenportale, Anzeigen oder
Kleinanzeigen,

2. Branchenregister und -verzeichnisse,

3. Preisvergleichsportale sowie Berech-
nungsprogramme (z. B. Preisrechner,
Versicherungsrechner),

4. Bewertungsportale für Dienstleistun-
gen, Einrichtungen und Produkte,

5. Partner-, Kontakt-, Stellen-, Tausch-
börsen,

6. Ratgeberportale ohne Sendungsbe-
zug,

7. Business-Networks,

8. Telekommunikationsdienstleistungen
im Sinne von § 3 Nr. 24 des Telekom-
munikationsgesetzes,

9. Wetten im Sinne von § 762 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches,

10. Softwareangebote, soweit nicht zur
Wahrnehmung des eigenen Angebots
erforderlich,

11. Routenplaner,

12. Verlinkung ohne redaktionelle 
Prüfung; Verlinkungen sollen 
ausschließlich der unmittelbaren 
Ergänzung, Vertiefung oder 
Erläuterung eines Eigeninhalts 
(auch von Beteiligungsunternehmen)
dienen und nicht unmittelbar zu
Kaufaufforderungen führen,

13. Musikdownload von kommerziellen
Fremdproduktionen,

14. Spieleangebote ohne Sendungsbe-
zug,

15. Fotodownload ohne Sendungsbezug,

16. Veranstaltungskalender (sendungs-
bezogene Hinweise auf Veranstaltun-
gen sind zulässig),

17. Foren, Chats ohne Sendungsbezug
und redaktionelle Begleitung; Foren,
Chats unter Programm- oder Sender-
marken sind zulässig. Foren und
Chats dürfen nicht inhaltlich auf An-
gebote ausgerichtet sein, die nach
den Nummern 1 bis 16 unzulässig
sind.

Anlage
(zu § 11d Abs. 5 Satz 4  des Rundfunkstaatsvertrages)

Negativliste öffentlich-rechtlicher Telemedien
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*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

§ 3

Abstimmung mit dem 
Zweiten Deutschen Fernsehen

Vor Veränderungen des Programm-
schemas im Ersten Fernsehprogramm sol-
len die für das Erste Fernsehprogramm in
der ARD Verantwortlichen auf ein Einver-
nehmen mit dem Intendanten des Zwei-
ten Deutschen Fernsehens hinwirken; da-
bei ist auf die Nachrichtensendungen be-
sondere Rücksicht zu nehmen.

§ 4

(aufgehoben)

§ 5

Programmdirektor

Für die Gestaltung des gemeinsamen
Programms berufen die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten einen Programmdirektor auf die
Dauer von mindestens zwei Jahren. Der
Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei
Dritteln der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten.

§ 6

Aufgaben des Programmdirektors

Der Programmdirektor erarbeitet das
Programm in regelmäßigen Konferenzen
mit den Intendanten der in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten oder ihren Beauftragten. Soweit
eine Einigung nicht zustande kommt,
kann der Programmdirektor den Landes-
rundfunkanstalten im Rahmen der Ver-
einbarung nach § 2 Auflagen machen.
Kommt eine Landesrundfunkanstalt den
Auflagen nicht nach, so hat sie die Kosten
einer angemessenen Ersatzleistung zu
tragen.

§ 7

Programmbeirat

(1) Nach näherer Vereinbarung der in
der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten kann ein Pro-
grammbeirat gebildet werden, der den
Programmdirektor berät.

(2) Die Konferenz der Vorsitzenden der
Rundfunk- und Verwaltungsräte der in
der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten (Gremienvorsitzen-
denkonferenz) koordiniert die Gremien-
kontrolle der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten.

§ 8

Gegendarstellung

(1) Soweit Gegendarstellungsansprü -
che zu Sendungen in Fernseh-Gemein-
schaftsprogrammen, die allein von den in
der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten gestaltet werden,
geltend gemacht werden, ist die Sendung

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein 
und das Land Thüringen 

schließen nachstehenden 

STAATSVERTRAG

ARD-Staatsvertrag (ARD-StV)*)

INHALTSVERZEICHNIS

§ 1 Fernsehprogramme

§ 2 Vereinbarung

§ 3 Abstimmung mit dem Zweiten 
Deutschen Fernsehen

§ 4 (aufgehoben)

§ 5 Programmdirektor

§ 6 Aufgaben des Programmdirektors

§ 7 Programmbeirat

§ 8 Gegendarstellung

§ 9 Kündigung

§ 1

Fernsehprogramme

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
der Bundesrepublik Deutschland (ARD)
zusammengeschlossenen Landesrund -
funk anstalten veranstalten gemeinsam
Fernsehprogramme nach Maßgabe dieses
Staatsvertrages und des Rundfunkstaats-
vertrages.

(2) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten veran-
stalten gemeinsam das Fernsehvollpro-
gramm „Das Erste“.

(3) Das Recht jeder Rundfunkanstalt,
daneben Fernsehprogramme auch zusam-
men mit einzelnen anderen Rundfunkan-
stalten zu gestalten und auszustrahlen,
bleibt unberührt.

§ 2

Vereinbarung

Die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten vereinba-
ren die tägliche Dauer des gemeinsamen
Programms sowie Art und Umfang ihrer
Beteiligung.
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ausschließlich von derjenigen Landes-
rundfunkanstalt zu verantworten, die die
Sendung in das Gemeinschaftsprogramm
eingebracht hat. Maßgeblich ist das für
diese Landesrundfunkanstalt geltende
Gegendarstellungsrecht.

(2) Eine gegen eine einbringende Lan-
desrundfunkanstalt erwirkte Gegendar-
stellung ist von allen beteiligten Landes-
rundfunkanstalten in dem jeweiligen
Fernseh-Gemeinschaftsprogramm zu ver-
breiten.

(3) Wer eine Gegendarstellung gegen
eine Sendung eines Fernseh-Gemein-
schaftsprogramms der in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten geltend machen will, kann von je-
der Landesrundfunkanstalt Auskunft ver-
langen, welche Landesrundfunkanstalt
die Sendung in das Fernseh-Gemein-
schaftsprogramm eingebracht hat. Die
Auskunft ist unverzüglich zu erteilen.

§ 9

Kündigung

Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum  Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündi-
gung kann erstmals zum 31. Dezember
2008 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu
diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann
die Kündigung mit gleicher Frist jeweils
zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber
dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz schriftlich zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das Ver-
tragsverhältnis der übrigen Länder zuein-
ander unberührt, jedoch kann jedes der
übrigen Länder den Vertrag binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.
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*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

IV. ABSCHNITT

Organisation, Finanzierung, Haushalt

§ 19  Organe

§ 20  Aufgaben des Fernsehrates

§ 21  Zusammensetzung des 
Fernsehrates

§ 22  Verfahren des Fernsehrates

§ 23  Aufgaben des Verwaltungsrates

§ 24  Zusammensetzung des 
Verwaltungsrates

§ 25  Verfahren des Verwaltungsrates

§ 26  Wahl und Amtszeit des Intendanten

§ 27  Der Intendant

§ 28  Zustimmungspflichtige 
Rechtsgeschäfte des Intendanten

§ 29  Finanzierung

§ 30  Haushaltswirtschaft

§ 30a Jahresabschluss und Lagebericht

§ 31  Rechtsaufsicht

§ 32 Unzulässigkeit eines Insolvenzver-
fahrens

V. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 33  Kündigung

I. ABSCHNITT

Trägerschaft, Programme

§ 1

Trägerschaft, Name, Sitz

(1) Die Länder sind Träger der gemein -
nützigen Anstalt des öffentlichen Rechts
mit dem Namen „Zweites Deutsches
Fernsehen (ZDF)“. Das ZDF veranstaltet
Fernsehen nach Maßgabe dieses Staats-
vertrages und des Rundfunkstaatsvertra-
ges.

(2) Bestand und Entwicklung des ZDF
werden gewährleistet. Dazu gehört seine
Teilhabe an den neuen technischen Mög-
lichkeiten in der Herstellung und zur Ver-
breitung sowie die Möglichkeit der Ver-
anstaltung neuer Formen von Fernsehen.
Die finanziellen Grundlagen des ZDF
sind zu sichern.

(3) Das ZDF hat das Recht der Selbst-
verwaltung im Rahmen der nachfolgen-
den Bestimmungen.

(4) Das ZDF hat seinen Sitz in Mainz.
Es unterhält in jedem Land ein Landes-
studio.

§ 2

Fernsehvollprogramm 
„Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)“

(1) Das ZDF veranstaltet Fernsehpro-
gramme nach Maßgabe dieses Staatsver-
trages und des Rundfunkstaatsvertrages.

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein 
und das Land Thüringen 

schließen nachstehenden 

STAATSVERTRAG

ZDF-Staatsvertrag (ZDF-StV)*)

INHALTSVERZEICHNIS

I. ABSCHNITT

Trägerschaft, Programme

§ 1  Trägerschaft, Name, Sitz

§ 2  Fernsehvollprogramm „Zweites
Deutsches Fernsehen (ZDF)“

§ 3  Programmerstellung, Verwertung

§ 4  (aufgehoben)

II. ABSCHNITT

Vorschriften für das 
Fernsehvollprogramm 

„Zweites Deutsches Fernsehen (ZDF)“

§ 5  Gestaltung der Sendungen

§ 6  Berichterstattung

§ 7  Kurzberichterstattung

§ 8  Unzulässige Sendungen, 
Jugendschutz

§ 8a  (aufgehoben)

§ 9   Gegendarstellung

§ 10  Verlautbarungsrecht

§ 11  Anspruch auf Sendezeit

§ 12  Verantwortung

§ 13  Auskunftspflicht

§ 14  Beweissicherung

§ 15  Eingaben, Beschwerden

III. ABSCHNITT

Datenschutz

§ 16  Geltung von Datenschutz-
vorschriften

§ 17  Datenverarbeitung für journa -
listisch-redaktionelle Zwecke

§ 18  Datenschutzbeauftragter



(2) Das ZDF veranstaltet das Fernseh-
vollprogramm „Zweites Deutsches Fern-
sehen (ZDF)“.

(3) Vor Veränderungen des Programm-
schemas im Fernsehvollprogramm soll der
Intendant auf ein Einvernehmen mit den
für das Erste Fernsehprogramm der Ar-
beitsgemeinschaft der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten der Bundesrepu-
blik Deutschland (ARD) Verantwortli-
chen hinwirken; dabei ist auf die Nach-
richtensendungen besondere Rücksicht
zu nehmen.

§ 3

Programmerstellung, Verwertung

Das ZDF kann in Erfüllung seiner Auf-
gaben zum Erwerb, zur Herstellung und
zur wirtschaftlichen Verwertung von
Fernsehproduktionen und der damit zu-
sammenhängenden Rechte mit Dritten
zusammenarbeiten. Es kann sich zu die-
sem Zweck an Unternehmen beteiligen.
Es darf jedoch Fernsehproduktionen nicht
in erster Linie zum Zwecke der wirt-
schaftlichen Verwertung erwerben, her-
stellen oder herstellen lassen. Die Produk-
tionen sollen möglichst angemessen auf
Produktionsstandorte in den Ländern ver-
teilt werden.

§ 4

(aufgehoben)

II. ABSCHNITT

Vorschriften für das 
Fernsehvollprogramm „Zweites 

Deutsches Fernsehen (ZDF)“

§ 5

Gestaltung der Sendungen

(1) In den Sendungen des ZDF soll den
Fernsehteilnehmern in Deutschland ein
objektiver Überblick über das Weltge-
schehen, insbesondere ein umfassendes
Bild der deutschen Wirklichkeit vermittelt
werden. Die Sendungen sollen eine freie
individuelle und öffentliche Meinungsbil-
dung fördern.

(2) Das Geschehen in den einzelnen
Ländern und die kulturelle Vielfalt
Deutschlands sind angemessen im Pro-
gramm darzustellen.

(3) Das ZDF hat in seinen Sendungen
die Würde des Menschen zu achten und
zu schützen. Es soll dazu beitragen, die
Achtung vor Leben, Freiheit und körperli-
cher Unversehrtheit, vor Glauben und
Meinung anderer zu stärken. Die sittli-
chen und religiösen Überzeugungen der
Bevölkerung sind zu achten. Die Sendun-
gen sollen dabei vor allem die Zusam-
mengehörigkeit im vereinten Deutsch-
land fördern sowie der gesamtgesell-
schaftlichen Integration in Frieden und
Freiheit und der Verständigung unter den
Völkern dienen und auf ein diskriminie-
rungsfreies Miteinander hinwirken.

§ 6

Berichterstattung

(1) Die Berichterstattung soll umfas-
send, wahrheitsgetreu und sachlich sein.
Herkunft und Inhalt der zur Veröffentli-
chung bestimmten Berichte sind sorgfäl-
tig zu prüfen.

(2) Nachrichten und Kommentare sind
zu trennen; Kommentare sind als persön-
liche Stellungnahme zu kennzeichnen.

§ 7

Kurzberichterstattung

(1) Das Recht auf unentgeltliche Kurz-
berichterstattung über Veranstaltungen
und Ereignisse, die öffentlich zugänglich
und von allgemeinem Informationsinte -
resse sind, steht jedem in Europa zugelas-
senen Fernsehveranstalter zu eigenen
Sendezwecken zu. Dieses Recht schließt
die Befugnis zum Zugang, zur kurzzeiti-
gen Direktübertragung, zur Aufzeich-
nung, zu deren Auswertung zu einem
einzigen Beitrag und zur Weitergabe un-
ter den Voraussetzungen der Absätze 2
bis 12 ein.

(2) Anderweitige gesetzliche Bestim-
mungen, insbesondere solche des Urhe-
berrechts und des Persönlichkeits-
schutzes, bleiben unberührt.

(3) Auf die Kirchen und auf andere Re-
ligionsgemeinschaften sowie deren Ein-
richtungen mit entsprechender Aufga-
benstellung findet Absatz 1 keine An-
wendung.

(4) Die unentgeltliche Kurzberichter-
stattung ist auf eine dem Anlass entspre-
chende nachrichtenmäßige Kurzbericht-
erstattung beschränkt. Die zulässige Dau-
er bemisst sich nach der Länge der Zeit,
die notwendig ist, um den nachrichten-
mäßigen Informationsgehalt der Veran-
staltung oder des Ereignisses zu vermit-
teln. Bei kurzfristig und regelmäßig wie-
derkehrenden Veranstaltungen vergleich-
barer Art beträgt die Obergrenze der
Dauer in der Regel eineinhalb Minuten.
Werden Kurzberichte über Veranstaltun-
gen vergleichbarer Art zusammengefasst,
muss auch in dieser Zusammenfassung
der nachrichtenmäßige Charakter ge-
wahrt bleiben.

(5) Das Recht auf Kurzberichterstat-
tung muss so ausgeübt werden, dass ver-
meidbare Störungen der Veranstaltung
oder des Ereignisses unterbleiben. Der
Veranstalter kann die Übertragung oder
die Aufzeichnung einschränken oder aus-
schließen, wenn anzunehmen ist, dass
sonst die Durchführung der Veranstaltung
in Frage gestellt oder das sittliche Emp-
finden der Veranstaltungsteilnehmer
gröblich verletzt würden. Das Recht auf
Kurzberichterstattung ist ausgeschlossen,
wenn Gründe der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung entgegenstehen und diese
das öffentliche Interesse an der Informati-
on überwiegen. Unberührt bleibt im Übri-
gen das Recht des Veranstalters, die
Übertragung oder die Aufzeichnung der
Veranstaltung insgesamt auszuschließen.
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(6) Für die Ausübung des Rechts auf
Kurzberichterstattung kann der Veran-
stalter das allgemein vorgesehene Ein-
trittsgeld verlangen; im Übrigen ist ihm
Ersatz seiner notwendigen Aufwendun-
gen zu leisten, die durch die Ausübung
des Rechts entstehen.

(7) Für die Ausübung des Rechts auf
Kurzberichterstattung über berufsmäßig
durchgeführte Veranstaltungen kann der
Veranstalter ein dem Charakter der Kurz-
berichterstattung entsprechendes billiges
Entgelt verlangen. Wird über die Höhe
des Entgelts keine Einigkeit erzielt, soll
ein schiedsrichterliches Verfahren nach
§§ 1025 ff. der Zivilprozessordnung ver-
einbart werden. Das Fehlen einer Verein-
barung über die Höhe des Entgelts oder
über die Durchführung eines schiedsrich-
terlichen Verfahrens steht der Ausübung
des Rechts auf Kurzberichterstattung
nicht entgegen; dasselbe gilt für einen
bereits anhängigen Rechtsstreit über die
Höhe des Entgelts.

(8) Die Ausübung des Rechts auf Kurz-
berichterstattung setzt eine Anmeldung
des Fernsehveranstalters bis spätestens
zehn Tage vor Beginn der Veranstaltung
beim Veranstalter voraus. Dieser hat spä-
testens fünf Tage vor dem Beginn der
Veranstaltung den anmeldenden Fern-
sehveranstaltern mitzuteilen, ob genü-
gend räumliche und technische Möglich-
keiten für eine Übertragung oder Auf-
zeichnung bestehen. Bei kurzfristigen
Veranstaltungen und bei Ereignissen ha-
ben die Anmeldungen zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt zu erfolgen.

(9) Reichen die räumlichen und techni-
schen Gegebenheiten für eine Berück-
sichtigung aller Anmeldungen nicht aus,
haben zunächst die Fernsehveranstalter
Vorrang, die vertragliche Vereinbarungen
mit dem Veranstalter oder dem Träger des
Ereignisses geschlossen haben. Darüber
hinaus steht dem Veranstalter oder dem
Träger des Ereignisses ein Auswahlrecht
zu. Dabei sind zunächst solche Fernseh-
veranstalter zu berücksichtigen, die eine
umfassende Versorgung des Landes si-
cherstellen, in dem die Veranstaltung
oder das Ereignis stattfindet.

(10) Fernsehveranstalter, die die Kurz-
berichterstattung wahrnehmen, sind ver-
pflichtet, das Signal und die Aufzeich-
nung unmittelbar denjenigen Fernsehver-
anstaltern gegen Ersatz der angemesse-
nen Aufwendungen zur Verfügung zu
stellen, die nicht zugelassen werden
konnten.

(11) Trifft der Veranstalter oder der
Träger eines Ereignisses eine vertragliche
Vereinbarung mit einem Fernsehveran-
stalter über eine Berichterstattung, hat er
dafür Sorge zu tragen, dass mindestens
ein anderer Fernsehveranstalter eine
Kurzberichterstattung wahrnehmen kann.

(12) Die für die Kurzberichterstattung
nicht verwerteten Teile sind spätestens
drei Monate nach Beendigung der Veran-
staltung oder des Ereignisses zu vernich-
ten; die Vernichtung ist dem betreffenden

Veranstalter oder Träger des Ereignisses
schriftlich mitzuteilen. Die Frist wird
durch die Ausübung berechtigter Interes-
sen Dritter unterbrochen.

§ 8

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Die für das ZDF geltenden Bestim-
mungen des Jugendmedienschutz-Staats-
vertrages finden Anwendung.

§ 9

Gegendarstellung

(1) Das ZDF ist verpflichtet, durch
Fernsehen die Gegendarstellung der Per-
son oder Stelle zu verbreiten, die durch
eine vom ZDF in einer Sendung verbrei-
tete Tatsachenbehauptung betroffen ist.

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Ge-
gendarstellung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene kein berechtigtes Inte -
resse an der Verbreitung hat oder

2. die Gegendarstellung ihrem Umfang
nach nicht angemessen ist, insbeson-
dere den Umfang des beanstandeten
Teils der Sendung wesentlich über-
schreitet.

(3) Die Gegendarstellung muss sich
auf tatsächliche Angaben beschränken
und darf keinen strafbaren Inhalt haben.
Sie bedarf der Schriftform und muss von
dem Betroffenen oder seinem gesetzli-
chen Vertreter unterzeichnet sein. Der
Betroffene oder sein Vertreter kann die
Verbreitung nur verlangen, wenn die Ge-
gendarstellung unverzüglich, spätestens
innerhalb von zwei Monaten, dem ZDF
zugeht. Die Gegendarstellung muss die
beanstandete Sendung und Tatsachenbe-
hauptung bezeichnen.

(4) Die Gegendarstellung muss unver-
züglich innerhalb des gleichen Pro-
gramms und der gleichen Programmspar-
te wie die beanstandete Tatsachenbe-
hauptung sowie zur gleichen Tageszeit
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer
Sendezeit verbreitet werden, die der Zeit
der beanstandeten Sendung gleichwertig
ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschal-
tungen und Weglassungen. Eine Erwide-
rung auf die verbreitete Gegendarstel-
lung muss sich auf tatsächliche Angaben
beschränken.

(5) Die Verbreitung der Gegendarstel-
lung erfolgt unentgeltlich. Dies gilt nicht,
wenn sich die Gegendarstellung gegen
eine Tatsachenbehauptung richtet, die in
einer Werbesendung verbreitet worden ist.

(6) Für die Durchsetzung des An-
spruchs ist der ordentliche Rechtsweg ge-
geben. Auf Antrag des Betroffenen kann
das Gericht anordnen, dass das ZDF in
der Form des Absatzes 4 eine Gegendar-
stellung verbreitet. Auf das Verfahren
sind die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung über das Verfahren auf Erlass einer
einstweiligen Verfügung entsprechend
anzuwenden. Eine Gefährdung des An-
spruchs braucht nicht glaubhaft gemacht
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zu werden. Ein Verfahren zur Hauptsache
findet nicht statt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für
wahrheitsgetreue Berichte über öffentli-
che Sitzungen des Europäischen Parla-
ments, der gesetzgebenden Organe des
Bundes, der Länder und der Vertretungen
der Gemeinden und Gemeindeverbände,
der Gerichte sowie für Sendungen nach
den §§ 10 und 11 dieses Staatsvertrages.
Zu einer Gegendarstellung kann eine Ge-
gendarstellung nicht verlangt werden.

§ 10

Verlautbarungsrecht

Der Bundesregierung und den Landes-
regierungen ist in Katastrophenfällen
oder bei anderen vergleichbaren erhebli-
chen Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung unverzüglich ange-
messene Sendezeit für amtliche Verlaut-
barungen unentgeltlich einzuräumen.

§ 11

Anspruch auf Sendezeit

(1) Parteien ist während ihrer Beteili-
gung an den Wahlen zum Deutschen
Bundestag angemessene Sendezeit ein-
zuräumen, wenn mindestens eine Lan-
desliste für sie zugelassen wurde. Ferner
haben Parteien und sonstige politische
Vereinigungen während ihrer Beteiligung
an den Wahlen der Abgeordneten aus der
Bundesrepublik Deutschland für das Eu-
ropäische Parlament Anspruch auf ange-
messene Sendezeit, wenn mindestens ein
Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde.

(2) Der Intendant lehnt die Ausstrah-
lung ab, wenn es sich inhaltlich nicht um
Wahlwerbung handelt oder der Inhalt of-
fenkundig und schwerwiegend gegen die
allgemeinen Gesetze verstößt.

(3) Den Evangelischen Kirchen, der
Katholischen Kirche und den Jüdischen
Gemeinden sind auf Wunsch angemes -
sene Sendezeiten für die Übertragung
gottesdienstlicher Handlungen und Feier-
lichkeiten sowie sonstiger religiöser Sen-
dungen, auch solcher über Fragen ihrer
öffentlichen Verantwortung, zu gewäh -
ren. Andere über das gesamte Bundesge-
biet verbreitete Religionsgemeinschaften
des öffentlichen Rechts können angemes-
sen berücksichtigt werden.

(4) Wenn Vertretern der politischen
Parteien, der Kirchen, der verschiedenen
religiösen und weltanschaulichen Rich-
tungen und den Vertretern der Organisa-
tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Gelegenheit zur Aussprache gegeben
wird, so ist ihnen die Möglichkeit der Re-
de und Gegenrede unter jeweils gleichen
Bedingungen zu gewähren.

§ 12

Verantwortung

(1) Wer die Sendung eines Beitrages
veranlasst oder zugelassen hat, trägt für

dessen Inhalt und Gestaltung nach Maß-
gabe der Vorschriften des Grundgesetzes,
der allgemeinen Gesetze und der beson-
deren Vorschriften dieses Staatsvertrages
die Verantwortung. Verantwortlich ist
auch, wer es unterlassen hat, in seinem
Aufgabenkreis pflichtgemäß tätig zu wer-
den.

(2) Für Inhalt und Gestaltung der Sen-
dungen nach §§ 10 und 11 dieses Staats-
vertrages ist derjenige verantwortlich,
dem die Sendezeit zugebilligt worden ist.

(3) Die Verantwortlichkeit anderer Per-
sonen, insbesondere des Verfassers, Her-
stellers oder Gestalters eines Beitrages,
bleibt unberührt.

§ 13

Auskunftspflicht

Die Anstalt hat auf Verlangen Namen
und Dienstanschrift des Intendanten oder
der sonstigen für Sendungen Verantwort-
lichen mitzuteilen.

§ 14

Beweissicherung

(1) Von allen Fernsehsendungen, die
das ZDF verbreitet, sind vollständige Ton-
und Bildaufzeichnungen herzustellen und
aufzubewahren. Bei der Sendung einer
Aufzeichnung oder eines Films kann ab-
weichend von Satz 1 die Aufzeichnung
oder der Film aufbewahrt werden. Die
Aufbewahrungsfrist beträgt drei Monate.
Wird innerhalb dieser Frist eine Sendung
beanstandet, so ist die Aufzeichnung oder
der Film aufzubewahren, bis die Bean-
standung durch rechtskräftige gerichtli-
che Entscheidung, durch gerichtlichen
Vergleich oder auf andere Weise erledigt
ist.

(2) Wer schriftlich glaubhaft macht, in
seinen Rechten betroffen zu sein, kann
von dem ZDF Einsicht in die Aufzeich-
nungen nach Absatz 1 verlangen und
hiervon auf eigene Kosten vom ZDF
Mehrfertigungen herstellen lassen.

(3) Soweit das ZDF Fernsehtext veran-
staltet, stellt es in geeigneter Weise si-
cher, dass berechtigten Interessen Dritter
auf Beweissicherung angemessen Rech-
nung getragen wird.

§ 15

Eingaben, Beschwerden

(1) Jedermann hat das Recht, sich mit
Eingaben und Anregungen zum Pro-
gramm an das ZDF zu wenden.

(2) Das ZDF stellt sicher, dass Pro-
grammbeschwerden, in denen die Verlet-
zung von Programmgrundsätzen behaup-
tet wird, innerhalb angemessener Frist
schriftlich beschieden werden. Das Nähe-
re regelt die Satzung.
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III. ABSCHNITT

Datenschutz

§ 16

Geltung von Datenschutzvorschriften

Soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist, sind für den Datenschutz beim
ZDF die jeweils geltenden Vorschriften
des Landesgesetzes zum Schutze des Bür-
gers bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten des Landes Rheinland-Pfalz
anzuwenden.

§ 17

Datenverarbeitung für journalistisch-
redaktionelle Zwecke

(1) Soweit personenbezogene Daten
durch das ZDF ausschließlich zu eigenen
journalistisch-redaktionellen Zwecken
verarbeitet werden, gelten nur die für das
Datengeheimnis und für die Datensiche-
rung maßgeblichen Vorschriften des Lan-
desgesetzes zum Schutze des Bürgers bei
der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten des Landes Rheinland-Pfalz in der je-
weils geltenden Fassung.

(2) Führt die journalistisch-redaktio-
nelle Verwendung personenbezogener
Daten zur Verbreitung von Gegendarstel-
lungen des Betroffenen oder zu Verpflich-
tungserklärungen, Verfügungen oder Ur-
teilen über die Unterlassung der Verbrei-
tung oder über den Widerruf des Inhalts
der Daten, so sind diese Gegendarstellun-
gen, Unterlassungserklärungen oder Wi-
derrufe zu den gespeicherten Daten zu
nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer
aufzubewahren wie die Daten selbst so-
wie bei einer Übermittlung der Daten ge-
meinsam mit diesen zu übermitteln.

(3) Wird jemand durch eine Berichter-
stattung in seinem Persönlichkeitsrecht
beeinträchtigt, kann der Betroffene Aus-
kunft über die der Berichterstattung zu-
grundeliegenden zu seiner Person gespei-
cherten Daten verlangen. Die Auskunft
kann nach Abwägung der schutz wür di -
gen Interessen der Beteiligten verweigert
werden, soweit

1. aus den Daten auf Personen, die bei
der Vorbereitung, Herstellung oder
Verbreitung von Rundfunksendungen
berufsmäßig journalistisch mitwirken
oder mitgewirkt haben, geschlossen
werden kann,

2. aus den Daten auf die Person des Ein-
senders oder des Gewährträgers von
Beiträgen, Unterlagen und Mitteilun-
gen für den redaktionellen Teil ge-
schlossen werden kann,

3. durch die Mitteilung der recherchier-
ten oder sonst erlangten Daten die
journalistische Aufgabe des ZDF durch
Ausforschung des Informationsbestan-
des beeinträchtigt würde. Der Betroffe-
ne kann die Berichtigung unrichtiger
Daten oder die Hinzufügung einer 
eigenen Darstellung von angemesse-
nem Umfang verlangen.

§ 18

Datenschutzbeauftragter

(1) Das ZDF bestellt einen Beauftrag-
ten für den Datenschutz, der an die Stelle
des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz tritt. Die Bestellung erfolgt auf
Vorschlag des Intendanten durch den
Verwaltungsrat für die Dauer von vier
Jahren. Eine Wiederbestellung ist zuläs-
sig. Das Amt des Beauftragten für den
Datenschutz kann neben anderen Aufga-
ben innerhalb des ZDF wahrgenommen
werden.

(2) Der Beauftragte für den Daten-
schutz ist in Ausübung seines Amtes un-
abhängig und nur dem Gesetz unterwor-
fen. Er untersteht der Dienstaufsicht des
Verwaltungsrates.

(3) Der Beauftragte für den Daten-
schutz überwacht die Einhaltung der Da-
tenschutzvorschriften dieses Staatsvertra-
ges, des Landesgesetzes zum Schutze des
Bürgers bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten des Landes Rheinland-
Pfalz und anderer Vorschriften über den
Datenschutz bei der gesamten Tätigkeit
des ZDF. Dem Beauftragten für den Da-
tenschutz ist dabei

1. insbesondere Auskunft zu Fragen so-
wie Einsicht in alle Unterlagen und
Akten zu gewähren, die im Zusam-
menhang mit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten stehen, nament-
lich in die gespeicherten Daten und
die Datenverarbeitungsprogramme,

2. jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen
zu gewähren. Gesetzliche Geheimhal-
tungsvorschriften können einem Aus-
kunfts- oder Einsichtsverlangen nicht
entgegengehalten werden.

(4) Über das Ergebnis der Überwa-
chung unterrichtet der Beauftragte für
den Datenschutz den Intendanten. Damit
kann er Vorschläge zur Verbesserung des
Datenschutzes, insbesondere zur Beseiti-
gung von festgestellten Mängeln bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten,
verbinden. Absatz 5 bleibt unberührt.

(5) Stellt der Beauftragte für den Da-
tenschutz Verstöße gegen Vorschriften
über den Datenschutz oder sonstige Män-
gel bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten fest, so beanstandet er dies
gegenüber dem Intendanten und fordert
ihn zur Stellungnahme innerhalb einer
angemessenen Frist auf. Gleichzeitig un-
terrichtet er den Verwaltungsrat. Von ei-
ner Beanstandung kann abgesehen wer-
den, wenn es sich um unerhebliche Män-
gel handelt oder wenn ihre unverzügliche
Behebung sichergestellt ist.

(6) Die vom Intendanten nach Absatz 5
Satz 1 abzugebende Stellungnahme soll
auch eine Darstellung der Maßnahmen
enthalten, die aufgrund der Beanstan-
dung des Beauftragten für den Daten-
schutz getroffen worden sind. Der Inten-
dant leitet dem Verwaltungsrat gleichzei-
tig eine Abschrift der Stellungnahme ge-
genüber dem Beauftragten für den Daten-
schutz zu.

338 Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009



(7) Der Beauftragte für den Daten-
schutz erstattet dem Verwaltungsrat alle 2
Jahre, erstmals zum 1. Oktober 1992, ei-
nen Bericht über seine Tätigkeit, der auch
dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz für Rheinland-Pfalz zu übersenden
ist. Weitere Berichte im Einzelfall erstattet
der Beauftragte für den Datenschutz auf
Anforderung des Verwaltungsrats.

(8) Jedermann hat das Recht, sich un-
mittelbar an den Beauftragten für den Da-
tenschutz zu wenden, wenn er der An-
sicht ist, bei der Verarbeitung seiner per-
sonenbezogenen Daten durch das ZDF in
seinen schutzwürdigen Belangen verletzt
zu sein.

IV. ABSCHNITT

Organisation, Finanzierung, Haushalt

§ 19

Organe

Die Organe des ZDF sind

1. der Fernsehrat,

2. der Verwaltungsrat,

3. der Intendant.

§ 20

Aufgaben des Fernsehrates

(1) Der Fernsehrat hat die Aufgabe, für
die Sendungen des ZDF Richtlinien auf-
zustellen und den Intendanten in Pro-
grammfragen zu beraten. Er überwacht
die Einhaltung der Richtlinien und der in
den §§ 5, 6, 8 bis 11 und 15 dieses Staats-
vertrages aufgestellten Grundsätze.

(2) Der Fernsehrat beschließt über den
vom Verwaltungsrat vorzulegenden Ent-
wurf der Satzung; das Gleiche gilt für Sat-
zungsänderungen. Sofern der Fernsehrat
Satzungsänderungen beabsichtigt, ist der
Verwaltungsrat vorher zu hören.

(3) Der Fernsehrat genehmigt den
Haushaltsplan. Das gleiche gilt für den
Jahresabschluss und die Entlastung des
Intendanten auf Vorschlag des Verwal-
tungsrates. Die Beteiligung an Programm-
vorhaben nach § 11b des Rundfunkstaats-
vertrages bedarf der Zustimmung des
Fernsehrates.

§ 21

Zusammensetzung des Fernsehrates

(1) Der Fernsehrat besteht aus sieben -
undsiebzig Mitgliedern, nämlich

a) je einem Vertreter der vertragschlie -
ßenden Länder, der von der zuständi-
gen Landesregierung entsandt wird,

b) drei Vertretern des Bundes, die von
der Bundesregierung entsandt werden,

c) zwölf Vertretern der Parteien entspre-
chend ihrem Stärkeverhältnis im Bun-
destag, die von ihrem Parteivorstand
entsandt werden,

d) zwei von der Evangelischen Kirche in
Deutschland entsandten Vertretern,

e) zwei von der Katholischen Kirche ent -
sandten Vertretern,

f) einem vom Zentralrat der Juden in
Deutschland entsandten Vertreter,

g) je einem Vertreter des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes, von ver.di – Ver-
einte Dienstleistungsgewerkschaft e.V.
und des Deutschen Beamtenbundes,

h) zwei Vertretern der Bundesvereini-
gung Deutscher Arbeitgeberverbände,
einem Vertreter des Deutschen Indus -
trie- und Handelskammertages, einem
Vertreter des Zentralausschusses der
Deutschen Landwirtschaft und einem
Vertreter des Zentralverbandes des
Deutschen Handwerks,

i) zwei Vertretern des Bundesverbandes
Deutscher Zeitungsverleger,

j) je einem Vertreter des Deutschen Jour-
nalistenverbandes e.V. und der ver.di –
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
e.V. – aus dem Fachbereich für Me -
dien,

k) vier Vertretern der Freien Wohlfahrts-
verbände, und zwar je einem des Dia-
konischen Werkes der Evangelischen
Kirche in Deutschland, des Deutschen
Caritasverbandes e.V., des Deutschen
Roten Kreuzes und des Hauptaus-
schusses der Deutschen Arbeiterwohl-
fahrt e.V.,

l) je einem Vertreter des Deutschen
Städtetages, des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes und des Deut-
schen Landkreistages,

m) einem Vertreter des Deutschen Olym-
pischen Sportbundes,

n) einem Vertreter der Europaunion
Deutschland e.V.,

o) je einem Vertreter des Bundes für Um-
welt und Naturschutz Deutschland e.V.
und des Naturschutzbundes Deutsch-
land,

p) einem Vertreter des Bundes der Ver-
triebenen,

q) einem Vertreter der Vereinigung der
Opfer des Stalinismus,

r) sechzehn Vertretern aus den Berei-
chen des Erziehungs- und Bildungs-
wesens, der Wissenschaft, der Kunst,
der Kultur, der Filmwirtschaft, der
Freien Berufe, der Familienarbeit, des
Kinderschutzes, der Jugendarbeit, des
Verbraucherschutzes und des Tier-
schutzes.

(2) Mitglieder des Personalrats neh-
men an den Sitzungen des Fernsehrats
teil und können zu Fragen, die nicht den
Programmbereich betreffen, gehört wer-
den.

(3) Die unter Absatz 1 Buchst. g) bis q)
aufgeführten Vertreter werden auf Vor-
schlag der dort bezeichneten Verbände
und Organisationen durch die Minister-
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präsidenten berufen. Die Verbände und
Organisationen haben in ihre Vorschläge
die dreifache Zahl der auf sie entfallen-
den Vertreter aufzunehmen. Der Vorsit-
zende der Ministerpräsidentenkonferenz
bestimmt, bis zu welchem Zeitpunkt die
Vorschlagsliste einzureichen ist.

(4) Die unter Absatz 1 Buchstabe r)
aufgeführten Vertreter werden von den
Ministerpräsidenten aus den Angehöri-
gen der dort aufgeführten Bereiche beru-
fen.

(5) Bei den Entscheidungen nach Ab-
satz 3 sollen Frauen angemessen berück-
sichtigt werden. Soweit dem Fernsehrat
mindestens zwei Vertreter einer Organi-
sation oder eines Verbandes angehören,
soll jeweils auch eine Frau in den Fern-
sehrat berufen werden. Sätze 1 und 2 gel-
ten für die Entsendung von Vertretern
nach Absatz 1 Buchstabe b) und c) ent-
sprechend.

(6) Die Ministerpräsidenten werden
sich bemühen, die Berufungen nach Ab-
satz 3 und 4 möglichst einmütig vorzu-
nehmen.

(7) Die Berufenen haben dem Vorsit-
zenden der Ministerpräsidentenkonferenz
binnen 14 Tagen nach Zugang der Mittei-
lung über die Berufung zu erklären, ob
sie die Berufung annehmen. Die Amtszeit
der Mitglieder des Fernsehrates beginnt
mit dessen erstem Zusammentritt.

(8) Solange und soweit von dem Ent-
sendungs- und Vorschlagsrecht kein Ge-
brauch gemacht wird, verringert sich die
Zahl der Mitglieder entsprechend. Die
unter Absatz 1 Buchst. c) bis r) aufgeführ-
ten Vertreter dürfen nicht Mitglieder 
einer Landesregierung oder der Bundes-
regierung sein.

(9) Die Mitglieder des Fernsehrates
sind an Weisungen nicht gebunden. Sie
dürfen weder für die Anstalt noch für eine
andere Rundfunkanstalt oder einen Zu-
sammenschluss von Rundfunkanstalten,
eine Landesmedienanstalt oder einen pri-
vaten Veranstalter gegen Entgelt tätig
sein. Dies gilt nicht für eine gelegentliche
Tätigkeit, die die Unabhängigkeit des
Mitglieds nicht berührt. Die Mitglieder
des Fernsehrates dürfen keine wirtschaft-
lichen oder sonstigen Interessen haben,
die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf-
gaben als Mitglieder des Fernsehrates zu
gefährden. Tritt eine Interessenkollision
ein, so scheidet das Mitglied aus dem
Fernsehrat aus. Im Zweifel stellt der Fern-
sehrat fest, ob eine Interessenkollision
vorliegt.

(10) Die Amtszeit der Mitglieder des
Fernsehrates beträgt vier Jahre. Die unter
Absatz 1 Buchstabe a) bis f) genannten
Mitglieder können von den entsendungs-
berechtigten Stellen abberufen werden.
Scheidet ein Mitglied aus, so ist nach den
für die Berufung des ausgeschiedenen
Mitglieds geltenden Vorschriften ein
Nachfolger für den Rest der Amtszeit zu
berufen.

§ 22

Verfahren des Fernsehrates

(1) Der Fernsehrat ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend ist. Er fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht dieser
Staatsvertrag anderes bestimmt. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme
des Vorsitzenden mit Ausnahme der Be-
schlüsse nach § 20 Abs. 2.

(2) Der Fernsehrat wählt aus seiner
Mitte den Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter in geheimer Wahl. Er gibt sich
eine Geschäftsordnung, in der auch die
Bildung von Ausschüssen vorgesehen
werden kann.

(3) Der Fernsehrat tritt mindestens alle
drei Monate zu einer ordentlichen Sit-
zung zusammen. Auf Antrag von einem
Fünftel seiner Mitglieder oder des Inten-
danten muss er zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammentreten. Die Einla-
dungen ergehen durch den Vorsitzenden.

(4) Der Intendant nimmt an den Sit-
zungen des Fernsehrates teil. Ihm soll von
dem Termin einer Sitzung rechtzeitig
Kenntnis gegeben werden. Er ist auf sei-
nen Wunsch zu hören.

§ 23

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über
den Dienstvertrag mit dem Intendanten.
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
vertritt das ZDF beim Abschluss des
Dienstvertrages und beim Abschluss
sons tiger Rechtsgeschäfte mit dem Inten-
danten sowie bei Rechtsstreitigkeiten
zwischen dem ZDF und dem Intendanten.

(2) Der Verwaltungsrat überwacht die
Tätigkeit des Intendanten.

(3) Der Verwaltungsrat legt dem Fern-
sehrat den Entwurf der Satzung des ZDF
vor. Er hat das Recht, Änderungen der
Satzung vorzuschlagen.

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über
den vom Intendanten entworfenen Haus-
haltsplan, der dem Fernsehrat gemäß § 20
zur Genehmigung zuzuleiten ist. Das
Gleiche gilt für den Jahresabschluss.

§ 24

Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus
vierzehn Mitgliedern, nämlich

a) fünf Vertretern der Länder, darunter
einem Vertreter des Sitzlandes des
ZDF, die von den Ministerpräsidenten
gemeinsam berufen werden; die Mi -
nis terpräsidenten werden sich bemü-
hen, die Berufungen einmütig vorzu-
nehmen;

b) acht weiteren Mitgliedern, die vom
Fernsehrat mit einer Mehrheit von drei
Fünfteln seiner gesetzlichen Mitglie-
der gewählt werden; diese dürfen we-
der einer Regierung noch einer ge-
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setzgebenden Körperschaft angehö -
ren; wählbar sind auch die Mitglieder
des Fernsehrates;

c) einem Vertreter des Bundes, der von
der Bundesregierung berufen wird.

(2) Mitglieder des Fernsehrates schei-
den mit ihrer Berufung oder der Annah-
me ihrer Wahl in den Verwaltungsrat aus
dem Fernsehrat aus.

(3) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt
fünf Jahre. § 21 Abs. 10 Satz 2 und 3 gilt
entsprechend.

(4) Solange und soweit von dem Recht
der Entsendung kein Gebrauch gemacht
wird, verringert sich die Zahl der Mitglie-
der entsprechend.

(5) § 21 Abs. 9 gilt für die Mitglieder
des Verwaltungsrates entsprechend.

§ 25

Verfahren des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat wählt in gehei-
mer Wahl aus seiner Mitte den Vorsitzen-
den und dessen Stellvertreter mit der
Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder. Er gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.

(2) Der Verwaltungsrat ist beschluss -
fähig, wenn mehr als die Hälfte seiner ge-
setzlichen Mitglieder anwesend ist. Er
fasst seine Beschlüsse mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Beschlüsse gemäß §§ 23 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 4, 26 Abs. 3 und § 27 Abs. 2 bedür-
fen der Mehrheit von drei Fünfteln der
Stimmen der gesetzlichen Mitglieder.

(3) Der Vorsitzende beruft den Verwal-
tungsrat ein. Auf Antrag von drei Mitglie-
dern muss er ihn einberufen.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsra-
tes können an den Sitzungen des Fern-
sehrates teilnehmen. Sie haben das Recht,
sich zu den Punkten der Tagesordnung zu
äußern.

§ 26

Wahl und Amtszeit des Intendanten

(1) Der Intendant wird vom Fernsehrat
auf die Dauer von fünf Jahren in gehei-
mer Wahl gewählt. Für die Wahl sind
mindestens drei Fünftel der Stimmen der
gesetzlichen Mitglieder erforderlich. Wie-
derwahl ist zulässig.

(2) Aufgaben des Intendanten darf nur
wahrnehmen, wer

a) seinen ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland hat,

b) unbeschränkt geschäftsfähig ist,

c) unbeschränkt strafrechtlich verfolgt
werden kann,

d) die Fähigkeit besitzt, öffentliche Ämter
zu bekleiden und die Rechte aus öf-
fentlichen Wahlen zu erlangen sowie

e) Grundrechte nicht verwirkt hat.

(3) Der Verwaltungsrat kann den In-
tendanten mit Zustimmung des Fernseh -
rates entlassen; der Beschluss des Fern-
sehrats bedarf der Mehrheit von drei
Fünfteln der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder. Der Intendant ist vor der Be-
schlussfassung zu hören. Mit der Entlas-
sung scheidet der Intendant aus seiner
Stellung aus; die Bezüge sind ihm für die
Dauer der Wahlzeit weiterzugewähren.

§ 27

Der Intendant

(1) Der Intendant vertritt das ZDF ge-
richtlich und außergerichtlich. Er ist für
die gesamten Geschäfte des ZDF ein-
schließlich der Gestaltung der Programme
verantwortlich.

(2) Der Intendant beruft im Einverneh-
men mit dem Verwaltungsrat

a) den Programmdirektor,

b) den Chefredakteur,

c) den Verwaltungsdirektor und aus de-
ren Mitte einen Vertreter für den Fall
seiner Abwesenheit.

§ 28

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte
des Intendanten

Der Intendant bedarf der Zustimmung
des Verwaltungsrates zu folgenden
Rechtsgeschäften:

1. Erwerb, Veräußerung und Belastung
von Grundstücken,

2. Erwerb und Veräußerung von Unter-
nehmungen und Beteiligungen an ih-
nen,

3. Aufnahme von Anleihen und Inan-
spruchnahme von Krediten,

4. Übernahme einer fremden Verbind-
lichkeit, einer Bürgschaft oder einer
Garantie,

5. Abschluss von Tarifverträgen,

6. Abschluss von Anstellungsverträgen
mit außertariflichen Angestellten nach
näherer Bestimmung der Satzung mit
Ausnahme der Bestimmung derjenigen
außertariflichen Angestellten, die aus-
schließlich mit künstlerischen Aufga-
ben betraut sind,

7. Übernahme einer sonstigen Verpflich-
tung im Wert von mehr als 250 000,–
Euro, außer bei Verträgen über Her-
stellung oder Lieferung von Pro-
grammteilen.

§ 29

Finanzierung

Das ZDF deckt seine Ausgaben durch
Erträge aus der Fernsehgebühr nach
Maßgabe des Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrages, durch Erträge aus Wer-
bung und sonstige Erträge.
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§ 30

Haushaltswirtschaft

(1) Das ZDF ist in seiner Haushalts-
wirtschaft selbstständig, soweit dieser
Staatsvertrag nichts anderes bestimmt
oder zulässt.

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich
nach der Finanzordnung, die der Verwal-
tungsrat erlässt. Der Haushalt ist nach
den Grundsätzen der Sparsamkeit und
der Wirtschaftlichkeit aufzustellen.

(3) Die Haushalts- und Wirtschafts-
führung unterliegt der Prüfung durch den
Rechnungshof des Sitzlandes. Er prüft die
Wirtschaftsführung bei solchen Unterneh-
men des privaten Rechts, an denen das
ZDF unmittelbar, mittelbar oder zusam-
men mit anderen Rundfunkanstalten oder
-körperschaften des öffentlichen Rechts
mit Mehrheit beteiligt ist und deren Ge-
sellschaftsvertrag oder Satzung diese Prü-
fungen durch den Rechnungshof des Sitz-
landes vorsieht. Das ZDF ist verpflichtet,
für die Aufnahme der erforderlichen Re-
gelungen in den Gesellschaftsvertrag
oder die Satzung der Unternehmen zu
sorgen. Die Prüfungsberichte sind dem
Intendanten, dem Vorsitzenden des Ver-
waltungsrates, dem Vorsitzenden des
Fernsehrates und den Landesregierungen
zuzuleiten. Bei der Unterrichtung über
die Ergebnisse von Prüfungen nach Satz 2
achtet der Rechnungshof darauf, dass die
Wettbewerbsfähigkeit der geprüften Un-
ternehmen nicht beeinträchtigt wird und
insbesondere Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnisse gewahrt werden.

§ 30a

Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Intendant hat nach Abschluss
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss,
den Lagebericht, den Konzernabschluss
und den Konzernlagebericht zu erstellen.
Der Konzernlagebericht hat einen umfas-
senden Einblick in die Vermögens- und
Ertragsverhältnisse des ZDF einschließ-
lich seiner Beziehungen zu Unternehmen,
an denen es unmittelbar oder mittelbar
beteiligt ist, zu vermitteln.

(2) Der Jahresabschluss und der Kon-
zernabschluss sind nach den Vorschriften
des Handelsgesetzbuches für große Kapi-
talgesellschaften aufzustellen und vor der
Feststellung zu prüfen. Der Abschlussprü-
fer ist auch mit den Feststellungen und
Berichten nach § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes zu beauftragen.

(3) Jahresabschluss, Lagebericht, Kon-
zernabschluss, Konzernlagebericht und
Prüfungsbericht werden vom Intendanten
den Regierungen und dem Rechnungshof
des Sitzlandes des ZDF übermittelt.

(4) Nach Genehmigung des Jahresab-
schlusses veröffentlicht der Intendant ei-
ne Gesamtübersicht über den Jahresab-
schluss und eine Zusammenfassung der
wesentlichen Teile des Konzernlagebe-
richts.

§ 31

Rechtsaufsicht

(1) Die Landesregierungen wachen
über die ordnungsgemäße Durchführung
der Bestimmungen dieses Staatsvertra-
ges, des Rundfunkstaatsvertrages und
über die Beachtung der allgemeinen
Rechtsvorschriften. Sie üben diese Befug-
nis durch eine Landesregierung in zwei-
jährigem Wechsel aus; der Wechsel rich-
tet sich nach der alphabetischen Reihen-
folge der Länder. Die rechtsaufsichts-
führende Landesregierung ist jeweils zu-
gleich zuständige Behörde nach § 9 Abs. 1
Satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages.

(2) Rechtsaufsichtliche Maßnahmen
sind erst zulässig, wenn die zuständigen
Organe des ZDF die ihnen obliegenden
Pflichten in angemessener Frist nicht oder
nicht hinreichend erfüllen. Die rechtsauf-
sichtsführende Landesregierung ist be-
rechtigt, dem ZDF im Einzelfall eine an-
gemessene Frist zur Wahrnehmung seiner
Pflichten zu setzen.

§ 32

Unzulässigkeit eines Insolvenzverfahrens

Ein Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen des ZDF ist unzulässig.

V. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 33

Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündi-
gung kann erstmals zum 31. Dezember
2008 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu
diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann
die Kündigung mit gleicher Frist jeweils
zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber
dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz schriftlich zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das Ver-
tragsverhältnis der übrigen Länder zuein-
ander unberührt, jedoch kann jedes der
übrigen Länder den Vertrag binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.

(2) Wird der Rundfunkstaatsvertrag
nach seinem § 54 Abs. 1 gekündigt, gel-
ten die auf das ZDF anwendbaren Vor-
schriften des Rundfunkstaatsvertrages für
das ZDF fort, mit Ausnahme des § 15 
Abs. 1 und 2. Im Falle einer Kündigung
einzelner Vorschriften des Rundfunk-
staatsvertrages nach seinem § 54 Abs. 5
finden die gekündigten Vorschriften auf
das ZDF keine Anwendung.
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Erster Abschnitt

Errichtung, Programm

§ 1

Rechtsform, Name, Sitz

(1) Die Länder errichten die gemein -
nützige rechtsfähige Körperschaft des 
öffentlichen Rechts mit dem Namen
„Deutschlandradio“. Mitglieder der Kör-
perschaft sind die in der Arbeitsgemein-
schaft der öffentlich-rechtlichen Rund funk-
anstalten der Bundesrepublik Deutsch -
land (ARD) zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten und das Zweite
Deutsche Fernsehen (ZDF). Die Aufnah-
me weiterer Mitglieder ist nicht zulässig.

(2) Die Körperschaft hat das Recht der
Selbstverwaltung im Rahmen der nachfol-
genden Bestimmungen.

(3) Die Körperschaft hat ihren Sitz in
Köln und in Berlin. Der Intendant, die da-
zugehörende Verwaltung und der für den
Gerichtsstand maßgebliche Sitz der Kör-
perschaft befinden sich in Köln. Die Kör-
perschaft betreibt programm- und pro-
duktionsgerecht gleichgewichtige Funk-
häuser in Berlin und Köln.

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und das Land Thüringen

schließen nachstehenden

STAATSVERTRAG

Staatsvertrag über die Körperschaft des
öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“

(Deutschlandradio-Staatsvertrag 
– DLR-StV –)*)
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§ 2

Programm

(1) Die Körperschaft veranstaltet fol-
gende Hörfunkprogramme mit den
Schwerpunkten in den Bereichen Infor-
mation, Bildung und Kultur:

1. das Programm „Deutschlandfunk“,

2. das Programm „Deutschlandradio Kul-
tur“,

3. das in digitaler Technik verbreitete
Programm „DRadio Wissen“ nach
Maßgabe des als Anlage beigefügten
Konzepts, insbesondere unter Rück-
griff auf die Möglichkeiten nach § 5
Abs. 2; die in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten
kooperieren hierzu mit dem Deutsch-
landradio,

4. ausschließlich im Internet verbreitete
Hörfunkprogramme mit Inhalten aus
den in Nummer 1 bis 3 aufgeführten
Programmen nach Maßgabe eines
nach § 11f des Rundfunkstaatsvertra-
ges durchgeführten Verfahrens.

(2) Die Programme dürfen keine Wer-
bung enthalten.

(3) Sponsoring ist unzulässig. Davon
ausgenommen sind gesponserte Beiträge,
die die Körperschaft von ihren Mitglie-
dern übernimmt.

§ 3

Technische Übertragungskapazitäten

(1) Die am 1. Juli 1991 genutzten Fre-
quenzen und Satellitenkanäle des
Deutschlandfunks, der Programme von
RIAS 1 und DS Kultur stehen der Körper-
schaft zu. Sie hat hierüber sowie über
weitere zur Verfügung stehende Übertra-
gungskapazitäten ein Nutzungskonzept
mit dem Ziel zu erstellen, eine bundes-
weit möglichst gleichwertige terrestrische
Verbreitung für beide Programme zu er-
reichen. Weitere Übertragungskapazitä-
ten können nach Maßgabe des Landes-
rechts zugeordnet werden, ohne dass den
Programmen der Körperschaft nach die-
sem Staatsvertrag ein Vorrang zukommt.

(2) Die Körperschaft ist berechtigt, die
Zuordnung von Satellitenkanälen an sie
nach § 51 Abs. 2 Rundfunkstaatsvertrag
zu beantragen; § 51 Abs. 3 Rundfunk-
staatsvertrag gilt für die Körperschaft ent-
sprechend.

§ 4

Programmerstellung, Verwertung

Die Körperschaft kann in Erfüllung 
ihrer Aufgaben zum Erwerb, zur Herstel-
lung und zur wirtschaftlichen Verwertung
von Hörfunkproduktionen und der damit
zusammenhängenden Rechte mit Dritten
zusammenarbeiten. Sie kann sich zu die-
sem Zweck an Unternehmen beteiligen.
Sie darf jedoch Hörfunkproduktionen
nicht in erster Linie zum Zwecke der wirt-
schaftlichen Verwertung erwerben, her-
stellen oder herstellen lassen.

§ 5

Zusammenarbeit mit ARD und ZDF

(1) Die Körperschaft arbeitet unter
Wahrung ihrer journalistischen und re-
daktionellen Eigenständigkeit eng mit
ihren Mitgliedern zusammen.

(2) Die Körperschaft nutzt im In- und
Ausland die vorhandenen sächlichen,
technischen und personellen Kapazitäten
ihrer Mitglieder, insbesondere deren Stu-
dios, soweit dies programmlich vertretbar
und wirtschaftlich ist. Über die Nutzung
stimmt sich die Körperschaft mit ihren
Mitgliedern ab. Mit ihren Mitgliedern ar-
beitet die Körperschaft ferner durch die
Koproduktion von Programmen und die
Übernahme von Wort- und Musikbeiträ-
gen zusammen. Die Programmerstellung
durch die beiden Funkhäuser in Berlin
und Köln bleibt hiervon unberührt. Nähe-
res regelt die Satzung.

(3) Die Programme und Angebote der
Körperschaft und ihrer Mitglieder sind
auf der Grundlage einer Vereinbarung
wechselseitig in den jeweiligen Program-
men und Angeboten unentgeltlich zu be-
werben.

(4) Die Körperschaft veröffentlicht im
Rahmen ihres Jahresabschlusses eine
Übersicht über die Zusammenarbeit mit
ihren Mitgliedern.

Zweiter Abschnitt

Vorschriften für die Sendungen

§ 6

Gestaltung der Sendungen

(1) In den Sendungen der Körperschaft
soll ein objektiver Überblick über das
Weltgeschehen, insbesondere ein umfas-
sendes Bild der deutschen Wirklichkeit
vermittelt werden. Die Sendungen sollen
eine freie individuelle und öffentliche
Meinungsbildung fördern.

(2) Das Geschehen in den einzelnen
Ländern und die kulturelle Vielfalt
Deutschlands sind angemessen im Pro-
gramm darzustellen.

(3) Die Körperschaft hat in ihren Sen-
dungen die Würde des Menschen zu ach-
ten und zu schützen. Sie soll dazu beitra-
gen, die Achtung vor Leben, Freiheit und
körperlicher Unversehrtheit, vor Glauben
und Meinung anderer zu stärken. Die sitt-
lichen und religiösen Überzeugungen der
Bevölkerung sind zu achten. Die Sendun-
gen sollen dabei vor allem die Zusam-
mengehörigkeit im vereinten Deutsch-
land fördern sowie der gesamtgesell-
schaftlichen Integration in Frieden und
Freiheit und der Verständigung unter den
Völkern dienen und auf ein diskriminie-
rungsfreies Miteinander hinwirken.

§ 7

Berichterstattung

(1) Die Berichterstattung soll umfas-
send, wahrheitsgetreu und sachlich sein.
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Herkunft und Inhalt der zur Veröffentli-
chung bestimmten Berichte sind sorgfäl-
tig zu prüfen.

(2) Nachrichten und Kommentare sind
zu trennen; Kommentare sind als persön-
liche Stellungnahme zu kennzeichnen.

§ 8

Unzulässige Sendungen, Jugendschutz

Die für das Deutschlandradio gelten-
den Bestimmungen des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages finden Anwen-
dung.

§ 9

Gegendarstellung

(1) Die Körperschaft ist verpflichtet,
durch Hörfunk die Gegendarstellung der
Person oder Steile zu verbreiten, die
durch eine von der Körperschaft in einer
Sendung verbreitete Tatsachenbehaup-
tung betroffen ist.

(2) Die Pflicht zur Verbreitung der Ge-
gendarstellung besteht nicht, wenn

1. der Betroffene kein berechtigtes Inter-
esse an der Verbreitung hat oder

2. die Gegendarstellung ihrem Umfang
nach nicht angemessen ist, insbeson-
dere den Umfang des beanstandeten
Teils der Sendung wesentlich über-
schreitet.

(3) Die Gegendarstellung muss sich
auf tatsächliche Angaben beschränken
und darf keinen strafbaren Inhalt haben.
Sie bedarf der Schriftform und muss von
dem Betroffenen oder seinem gesetzli-
chen Vertreter unterzeichnet sein. Der
Betroffene oder sein Vertreter kann die
Verbreitung nur verlangen, wenn die Ge-
gendarstellung unverzüglich, spätestens
innerhalb von zwei Monaten, der Körper-
schaft zugeht. Die Gegendarstellung
muss die beanstandete Sendung und Tat-
sachenbehauptung bezeichnen.

(4) Die Gegendarstellung muss unver-
züglich innerhalb des gleichen Pro-
gramms und der gleichen Programmspar-
te wie die beanstandete Tatsachenbe-
hauptung sowie zur gleichen Tageszeit
oder, wenn dies nicht möglich ist, zu einer
Sendezeit verbreitet werden, die der Zeit
der beanstandeten Sendung gleichwertig
ist. Die Verbreitung erfolgt ohne Einschal-
tungen und Weglassungen. Eine Erwide-
rung auf die verbreitete Gegendarstel-
lung muss sich auf tatsächliche Angaben
beschränken.

(5) Die Verbreitung der Gegendarstel-
lung erfolgt unentgeltlich.

(6) Für die Durchsetzung des An-
spruchs ist der ordentliche Rechtsweg ge-
geben. Auf Antrag des Betroffenen kann
das Gericht anordnen, dass die Körper-
schaft in der Form des Absatzes 4 eine
Gegendarstellung verbreitet. Auf das Ver-
fahren sind die Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung über das Verfahren auf Er-
lass einer einstweiligen Verfügung ent-
sprechend anzuwenden. Eine Gefähr-

dung des Anspruchs braucht nicht glaub-
haft gemacht zu werden. Ein Verfahren
zur Hauptsache findet nicht statt.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht für
wahrheitsgetreue Berichte über öffentli-
che Sitzungen des Europäischen Parla-
ments, der gesetzgebenden Organe des
Bundes, der Länder und der Vertretungen
der Gemeinden und Gemeindeverbände,
der Gerichte sowie für Sendungen nach
den §§ 10 und 11 dieses Staatsvertrages.
Zu einer Gegendarstellung kann eine Ge-
gendarstellung nicht verlangt werden.

§ 10

Verlautbarungsrecht

Der Bundesregierung und den Landes-
regierungen ist in Katastrophenfällen
oder bei anderen vergleichbaren erhebli-
chen Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung unverzüglich ange-
messene Sendezeit für amtliche Verlaut-
barungen unentgeltlich einzuräumen.

§ 11

Anspruch auf Sendezeit

(1) Parteien ist während ihrer Beteili-
gung an den Wahlen zum Deutschen
Bundestag angemessene Sendezeit ein-
zuräumen, wenn mindestens eine Lan-
desliste für sie zugelassen wurde. Ferner
haben Parteien und sonstige politische
Vereinigungen während ihrer Beteiligung
an den Wahlen der Abgeordneten der
Bundesrepublik Deutschland für das Eu-
ropäische Parlament Anspruch auf ange-
messene Sendezeit, wenn mindestens ein
Wahlvorschlag für sie zugelassen wurde.

(2) Der Intendant lehnt die Ausstrah-
lung ab, wenn es sich inhaltlich nicht um
Wahlwerbung handelt oder der Inhalt of-
fenkundig und schwerwiegend gegen die
allgemeinen Gesetze verstößt.

(3) Den Evangelischen Kirchen, der
Katholischen Kirche und den Jüdischen
Gemeinden sind auf Wunsch angemesse-
ne Sendezeiten für die Übertragung got -
tesdienstlicher Handlungen und Feier-
lichkeiten sowie sonstiger religiöser Sen-
dungen, auch solcher über Fragen ihrer
öffentlichen Verantwortung, zu gewäh -
ren. Andere über das gesamte Bundesge-
biet verbreitete Religionsgemeinschaften
des öffentlichen Rechts können angemes-
sen berücksichtigt werden.

(4) Wenn Vertretern der politischen
Parteien, der Kirchen, der verschiedenen
religiösen und weltanschaulichen Rich-
tungen und den Vertretern der Organisa-
tionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
Gelegenheit zur Aussprache gegeben
wird, so ist ihnen die Möglichkeit der Re-
de und Gegenrede unter jeweils gleichen
Bedingungen zu gewähren.

§ 12

Verantwortung

(1) Wer die Sendung eines Beitrages
veranlasst oder zugelassen hat, trägt für
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dessen Inhalt und Gestaltung nach Maß-
gabe der Vorschriften des Grundgesetzes,
der allgemeinen Gesetze und der beson-
deren Vorschriften dieses Staatsvertrages
die Verantwortung. Verantwortlich ist
auch, wer es unterlassen hat, in seinem
Aufgabenkreis pflichtgemäß tätig zu wer-
den.

(2) Für Inhalt und Gestaltung der Sen-
dungen nach §§ 10 und 11 dieses Staats-
vertrages ist derjenige verantwortlich,
dem die Sendezeit zugebilligt worden ist.

(3) Die Verantwortlichkeit anderer Per-
sonen, insbesondere des Verfassers, Her-
stellers oder Gestalters eines Beitrages,
bleibt unberührt.

§ 13

Auskunftspflicht

Die Körperschaft hat auf Verlangen
Namen und Dienstanschrift des Intendan-
ten oder der sonstigen für Sendungen
Verantwortlichen mitzuteilen.

§ 14

Beweissicherung

(1) Von allen Hörfunksendungen, die
die Körperschaft verbreitet, sind vollstän-
dige Tonaufzeichnungen herzustellen und
aufzubewahren. Bei der Sendung einer
Aufzeichnung kann abweichend von
Satz 1 die Aufzeichnung aufbewahrt wer-
den. Die Aufbewahrungsfrist beträgt drei
Monate. Wird innerhalb dieser Frist eine
Sendung beanstandet, so ist die Aufzeich-
nung aufzubewahren, bis die Beanstan-
dung durch rechtskräftige gerichtliche
Entscheidung, durch gerichtlichen Ver-
gleich oder auf andere Weise erledigt ist.

(2) Wer schriftlich glaubhaft macht, in
seinen Rechten betroffen zu sein, kann
von der Körperschaft Einsicht in die Auf-
zeichnungen nach Absatz 1 verlangen
und hiervon auf eigene Kosten von der
Körperschaft Mehrfertigungen herstellen
lassen.

(3) Soweit die Körperschaft Radiotext
veranstaltet, stellt sie in geeigneter Weise
sicher, dass berechtigten Interessen Drit-
ter auf Beweissicherung angemessen
Rechnung getragen wird.

§ 15

Eingaben, Beschwerden

(1) Jedermann hat das Recht, sich mit
Eingaben und Anregungen zum Pro-
gramm an die Körperschaft zu wenden.

(2) Die Körperschaft stellt sicher, dass
Programmbeschwerden, in denen die
Verletzung von Programmgrundsätzen
behauptet wird, innerhalb angemessener
Frist schriftlich beschieden werden. Das
Nähere regelt die Satzung.

Dritter Abschnitt

Datenschutz

§ 16

Geltung von Datenschutzvorschriften

Soweit nachfolgend nichts anderes be-
stimmt ist, sind für den Datenschutz bei
der Körperschaft die jeweils geltenden
Vorschriften des Bundesdatenschutzge-
setzes entsprechend anzuwenden.

§ 17

Datenverarbeitung für 
journalistisch-redaktionelle Zwecke

(1) Soweit personenbezogene Daten
durch die Körperschaft ausschließlich 
zu eigenen journalistisch-redaktionellen
Zwe cken verarbeitet werden, gelten nur
die für das Datengeheimnis und für die
Datensicherung maßgeblichen Vorschrif-
ten des Bundesdatenschutzgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung entspre-
chend.

(2) Führt die journalistisch-redaktio-
nelle Verwendung personenbezogener
Daten zur Verbreitung von Gegendarstel-
lungen des Betroffenen oder zu Verpflich-
tungserklärungen, Verfügungen oder Ur-
teilen über die Unterlassung der Verbrei-
tung oder über den Widerruf des Inhalts
der Daten, so sind diese Gegendarstellun-
gen, Unterlassungserklärungen oder Wi-
derrufe zu den gespeicherten Daten zu
nehmen und dort für dieselbe Zeitdauer
aufzubewahren wie die Daten selbst so-
wie bei einer Obermittlung der Daten ge-
meinsam mit diesen zu übermitteln.

(3) Wird jemand durch eine Berichter-
stattung in seinem Persönlichkeitsrecht
beeinträchtigt, kann der Betroffene Aus-
kunft über die der Berichterstattung zu-
grundliegenden zu seiner Person gespei-
cherten Daten verlangen. Die Auskunft
kann nach Abwägung der schutzwürdi-
gen Interessen der Beteiligten verweigert
werden, soweit

1. aus den Daten auf Personen, die bei
der Vorbereitung, Herstellung oder
Verbreitung von Rundfunksendungen
berufsmäßig journalistisch mitwirken
oder mitgewirkt haben, geschlossen
werden kann,

2. aus den Daten auf die Person des Ein-
senders oder des Gewährträgers von
Beiträgen, Unterlagen und Mitteilun-
gen für den redaktionellen Teil ge-
schlossen werden kann,

3. durch die Mitteilung der recherchier-
ten oder sonst erlangten Daten die
journalistische Aufgabe der Körper-
schaft durch Ausforschung des Informa-
tionsbestandes beeinträchtigt würde.

Der Betroffene kann die Berichtigung un-
richtiger Daten oder die Hinzufügung ei-
ner eigenen Darstellung von angemesse-
nem Umfang verlangen.
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§ 18

Datenschutzbeauftragter

(1) Die Körperschaft bestellt einen Be-
auftragten für den Datenschutz, der an
die Stelle des Landesbeauftragten für den
Datenschutz tritt. Die Bestellung erfolgt
auf Vorschlag des Intendanten durch den
Verwaltungsrat für die Dauer von vier
Jahren. Eine Wiederbestellung ist zuläs-
sig. Das Amt des Beauftragten für den
Datenschutz kann neben anderen Aufga-
ben innerhalb der Körperschaft wahrge-
nommen werden.

(2) Der Beauftragte für den Daten-
schutz ist in Ausübung seines Amtes un-
abhängig und nur dem Gesetz unterwor-
fen. Er untersteht der Dienstaufsicht des
Verwaltungsrates.

(3) Der Beauftragte für den Daten-
schutz überwacht die Einhaltung der Da-
tenschutzvorschriften dieses Staatsvertra-
ges, des Bundesdatenschutzgesetzes und
anderer Vorschriften über den Daten-
schutz bei der gesamten Tätigkeit der
Körperschaft. Dem Beauftragten für den
Datenschutz ist dabei

1. insbesondere Auskunft zu Fragen

sowie Einsicht in alle Unterlagen und
Akten zu gewähren, die im Zusam-
menhang mit der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten stehen, nament-
lich in die gespeicherten Daten und
die Datenverarbeitungsprogramme,

2. jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen
zu gewähren.

Gesetzliche Geheimhaltungsvorschriften
können einem Auskunfts- oder Einsichts-
verlangen nicht entgegengehalten wer-
den.

(4) Über das Ergebnis der Überwa-
chung unterrichtet der Beauftragte für
den Datenschutz den Intendanten. Damit
kann er Vorschläge zur Verbesserung des
Datenschutzes, insbesondere zur Beseiti-
gung von festgestellten Mängeln bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten,
verbinden. Absatz 5 bleibt unberührt.

(5) Stellt der Beauftragte für den Da-
tenschutz Verstöße gegen Vorschriften
über den Datenschutz oder sonstige Män-
gel bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten fest, so beanstandet er dies
gegenüber dem Intendanten und fordert
ihn zur Stellungnahme innerhalb einer
angemessenen Frist auf. Gleichzeitig un-
terrichtet er den Verwaltungsrat. Von ei-
ner Beanstandung kann abgesehen wer-
den, wenn es sich um unerhebliche Män-
gel handelt oder wenn ihre unverzügliche
Behebung sichergestellt ist.

(6) Die vom Intendanten nach Absatz 5
Satz 1 abzugebende Stellungnahme soll
auch eine Darstellung der Maßnahmen
enthalten, die aufgrund der Beanstan-
dung des Beauftragten für den Daten-
schutz getroffen worden sind. Der Inten-
dant leitet dem Verwaltungsrat gleichzei-
tig eine Abschrift der Stellungnahme ge-
genüber dem Beauftragten für den Daten-
schutz zu.

(7) Der Beauftragte für den Daten-
schutz erstattet dem Verwaltungsrat alle 2
Jahre, erstmals zum 1. Oktober 1995, ei-
nen Bericht über seine Tätigkeit. Weitere
Berichte im Einzelfall erstattet der Beauf-
tragte für den Datenschutz auf Anforde-
rung des Verwaltungsrates.

(8) Jedermann hat das Recht, sich un-
mittelbar an den Beauftragten für den Da-
tenschutz zu wenden, wenn er der An-
sicht ist, bei der Verarbeitung seiner per-
sonenbezogenen Daten durch die Körper-
schalt in seinen schutzwürdigen Belangen
verletzt zu sein.

Vierter Abschnitt

Organisation, Finanzierung, Haushalt

§ 19

Organe

Die Organe der Körperschaft sind

1. der Hörfunkrat,

2. der Verwaltungsrat,

3. der Intendant.

§ 20

Aufgaben des Hörfunkrates

(1) Der Hörfunkrat hat die Aufgabe,
für die Sendungen der Körperschaft
Richtlinien im Einvernehmen mit dem
Verwaltungsrat aufzustellen und den In-
tendanten in Programmfragen zu beraten.
Er überwacht die Einhaltung der Richtli-
nien und der in den §§ 6 bis 11 und 15
dieses Staatsvertrages aufgestellten
Grund sätze.

(2) Der Hörfunkrat beschließt auf Vor-
schlag des Verwaltungsrates über die Ge-
nehmigung des Jahresabschlusses, die
Entlastung des Intendanten und mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln seiner gesetz-
lichen Mitglieder über die Genehmigung
des Haushaltsplans.

§ 21

Zusammensetzung des Hörfunkrates

(1) Der Hörfunkrat besteht aus vierzig
Mitgliedern, nämlich

a) je einem Vertreter der vertragsschlie -
ßenden Länder, der von der zuständi-
gen Landesregierung entsandt wird,

b) drei Vertretern des Bundes, die von
der Bundesregierung entsandt wer-
den,

c) einem Vertreter der Evangelischen
Kirchen in Deutschland,

d) einem Vertreter der Katholischen Kir-
che,

e) einem Vertreter des Zentralrats der
Juden in Deutschland,

f) einem Vertreter des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes,

g) einem Vertreter der Bundesvereini-
gung Deutscher Arbeitgeberverbände,
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h) einem Vertreter der Arbeitsgemein-
schaft der Badisch-Württembergischen
Bauernverbände,

i) einem Vertreter des Bundes der Ver-
triebenen, Landesverband Bayern e.V.,

j) einem Vertreter des Landessportbun-
des Berlin e.V.,

k) einem Vertreter der Handwerkskam-
mern von Brandenburg,

l) einem Vertreter des Sozialverbandes
Deutschland e.V., Landesverband Bre-
men,

m) einem Vertreter der ver.di – Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft e.V.,
Landesbezirk Hamburg,

n) einem Vertreter des Deutschen Mie-
terbundes, Landesverband Hessen e.V.,

o) einem Vertreter eines Landesverban-
des der Freien Berufe, Landesverband
Mecklenburg-Vorpommern e.V.,

p) einem Vertreter des Landesmusikrates
Niedersachsen e.V.,

q) einem Vertreter des Landesjugendrin-
ges Nordrhein-Westfalen,

r) für jeweils eine Amtsperiode einem
Vertreter von ver.di – Vereinte Dienst-
leistungsgewerkschaft e.V. – Landes-
bezirk Rheinland-Pfalz – aus dem
Fachbereich Medien oder einem Ver-
treter des Deutschen Journalistenver-
bandes/Landesverband Rheinland-
Pfalz,

s) einem Vertreter der Verbraucherzen-
trale des Saarlandes e.V.,

t) einem Vertreter des Bundes der stali-
nistisch Verfolgten, Landesverband
Sachsen,

u) einem Vertreter des Deutschen Roten
Kreuzes – Landesverband Sachsen-
Anhalt e.V.,

v) einem Vertreter des Landesnatur-
schutzverbandes Schleswig-Holstein,

w) einem Vertreter der Industrie- und
Handelskammern von Thüringen.

(2) Mitglieder des Personalrats neh-
men an den Sitzungen des Hörfunkrates
teil und können zu Fragen, die nicht den
Programmbereich betreffen, gehört wer-
den.

(3) Die unter Absatz 1 Buchst. c) bis w)
aufgeführten Vertreter werden von den
dort bezeichneten Verbänden oder Orga-
nisationen entsandt. Der Vorsitzende des
Hörfunkrates bestimmt, bis zu welchem
Zeitpunkt der jeweilige Vertreter zu be-
nennen ist.

(4) Bei der Entsendung der Vertreter
sind Frauen angemessen zu berücksichti-
gen. Bei den Vertretern nach Absatz 1
Buchst. b) ist mindestens eine Frau zu
entsenden. Bei den Vertretern nach Ab-
satz 1 Buchst. a) und c) bis w) muss, so-
weit eine andere Person als Nachfolger
eines Mitglieds entsandt wird, diese Per-
son eine Frau sein, wenn zuvor ein Mann
entsandt war, oder ein Mann sein, wenn
zuvor eine Frau entsandt war. Satz 3 gilt

nicht, wenn dies im Einzelfall oder auf-
grund der Zusammensetzung der entsen-
dungsberechtigten Stelle nicht möglich
ist.

(5) Solange und soweit von dem Ent-
sendungsrecht kein Gebrauch gemacht
wird, verringert sich die Zahl der Mitglie-
der entsprechend. Die unter Absatz 1
Buchst. c) bis w) aufgeführten Vertreter
dürfen nicht Mitglieder einer Landesre-
gierung oder der Bundesregierung sein;
gleiches gilt für Mitglieder der gesetzge-
benden und beschließenden Organe der
Europäischen Gemeinschaften, des Euro-
parats, des Bundes oder eines Landes. Die
Amtszeit der Mitglieder des Hörfunkrates
beginnt mit dessen erstem Zusammentritt.
§ 34 Abs. 1 bleibt unberührt.

(6) Die Mitglieder des Hörfunkrates
sind an Weisungen nicht gebunden. Sie
dürfen weder für die Körperschaft, für ei-
ne andere Rundfunkanstalt, einen Zusam-
menschluss von Rundfunkanstalten, eine
Landesmedienanstalt oder einen privaten
Veranstalter gegen Entgelt tätig sein.
Dies gilt nicht für eine gelegentliche
Tätigkeit, die die Unabhängigkeit des
Mitglieds nicht berührt. Die Mitglieder
des Hörfunkrates dürfen keine wirtschaft-
lichen oder sonstigen Interessen haben,
die geeignet sind, die Erfüllung ihrer Auf-
gaben als Mitglieder des Hörfunkrates zu
gefährden. Tritt eine Interessenkollision
ein, so scheidet das Mitglied aus dem
Hörfunkrat aus. Im Zweifel stellt der Hör-
funkrat fest, ob eine Interessenkollision
vorliegt. Wird eine Person Mitglied des
Hörfunkrates, so entfällt dadurch die Be-
rechtigung, Mitglied eines Aufsichtsgre-
miums der in der ARD zusammenge-
schlossenen Landesrundfunkanstalten
oder des ZDF zu sein. Das Nähere regelt
die Satzung.

(7) Die Amtszeit der Mitglieder des
Hörfunkrates beträgt vier Jahre. Die unter
Absatz 1 Buchst. a) und b) genannten
Mitglieder können von den entsendungs-
berechtigten Stellen abberufen werden.
Die unter Absatz 1 Buchst. c) bis w) ge-
nannten Mitglieder können von den ent-
sendungsberechtigten Stellen abberufen
werden, wenn sie aus dem jeweiligen
Verband oder der Organisation ausschei-
den. Scheidet ein Mitglied aus, so ist nach
den für die Berufung des ausgeschiede-
nen Mitglieds geltenden Vorschriften ein
Nachfolger, für den Rest der Amtszeit zu
berufen.

(8) Die Länder überprüfen die Zusam-
mensetzung des Hörfunkrates nach Ab-
satz 1 Buchst. h) bis w) rechtzeitig vor Ab-
lauf jeder zweiten Amtsperiode.

§ 22

Verfahren des Hörfunkrates

(1) Der Hörfunkrat ist beschlussfähig,
wenn mindestens die Hälfte seiner Mit-
glieder anwesend ist. Er fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen, soweit nicht dieser
Staatsvertrag anderes bestimmt. Bei Stim-
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mengleichheit gilt ein Antrag als abge-
lehnt.

(2) Der Hörfunkrat wählt aus seiner
Mitte den Vorsitzenden und dessen Stell-
vertreter in geheimer Wahl. Er gibt sich
eine Geschäftsordnung, in der auch die
Bildung von Ausschüssen vorgesehen
werden kann.

(3) Der Hörfunkrat tritt mindestens alle
drei Monate zu einer ordentlichen Sit-
zung zusammen. Auf Antrag von einem
Fünftel seiner Mitglieder oder des Inten-
danten muss er zu einer außerordentli-
chen Sitzung zusammentreten. Die Einla-
dungen ergehen durch den Vorsitzenden.
Der Intendant nimmt an den Sitzungen
des Hörfunkrates teil. Ihm soll von dem
Termin einer Sitzung rechtzeitig Kenntnis
gegeben werden. Er ist auf seinen
Wunsch zu hören.

§ 23

Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat beschließt über
den Dienstvertrag mit dem Intendanten.
Der Vorsitzende des Verwaltungsrates
vertritt die Körperschaft beim Abschluss
des Dienstvertrages und beim Abschluss
sonstiger Rechtsgeschäfte mit dem Inten-
danten sowie bei Rechtsstreitigkeiten
zwischen der Körperschaft und dem In-
tendanten.

(2) Der Verwaltungsrat überwacht die
Tätigkeit des Intendanten.

(3) Der Verwaltungsrat beschließt die
Satzung der Körperschaft.

(4) Der Verwaltungsrat beschließt über
den vom Intendanten entworfenen Haus-
haltsplan, der dem Hörfunkrat gemäß 
§ 20 zur Genehmigung zuzuleiten ist. Das
Gleiche gilt für den Jahresabschluss.

§ 24

Zusammensetzung des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus
acht Mitgliedern, nämlich

a) drei Vertretern der Länder, die von den
Ministerpräsidenten gemeinsam beru-
fen werden; die Ministerpräsidenten
werden sich bemühen, die Berufung
möglichst einmütig vorzunehmen;

b) einem Vertreter des Bundes, der von
der Bundesregierung entsandt wird;

c) zwei Vertretern der in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, die von deren Intendanten
entsandt werden;

d) zwei Vertretern des ZDF, die vom In-
tendanten des ZDF entsandt werden.

(2) Die Amtszeit der Mitglieder beträgt
fünf Jahre; § 21 Abs. 7 Sätze 2 und 4 gel-
ten entsprechend.

(3) Solange und soweit von dem Recht
der Entsendung kein Gebrauch gemacht
wird, verringert sich die Zahl der Mitglie-
der entsprechend.

(4) § 21 Abs. 6 gilt für die Mitglieder
des Verwaltungsrates nach Absatz 1
Buchstabe a) und b) entsprechend.

(5) Eine gleichzeitige Mitgliedschaft in
Verwaltungsrat und Hörfunkrat ist ausge-
schlossen.

§ 25

Verfahren des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat wählt in gehei-
mer Wahl aus seiner Mitte den Vorsitzen-
den und dessen Stellvertreter mit der
Mehrheit der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder. Als Vorsitzender ist entweder
ein Vertreter der in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten
oder des ZDF im Wechsel nach jeder
Amtsperiode zu wählen. Der Verwal-
tungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(2) Der Verwaltungsrat ist beschluss -
fähig, wenn mehr als die Hälfte seiner
Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der
abgegebenen Stimmen; bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.
Beschlüsse gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 3, Abs. 4, § 26 Abs. 1 und 3 und § 27
Abs. 2 bedürfen der Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder.

(3) Der Vorsitzende beruft den Verwal-
tungsrat ein. Auf Antrag von drei Mitglie-
dern muss er ihn einberufen.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsra-
tes können an den Sitzungen des Hör -
funk rates teilnehmen. Sie haben das
Recht, sich zu den Punkten der Tagesord-
nung zu äußern.

§ 26

Wahl und Amtszeit des Intendanten

(1) Der Intendant wird vom Hörfunkrat
auf Vorschlag des Verwaltungsrates auf
die Dauer von fünf Jahren in geheimer
Wahl gewählt. Für die Wahl sind mindes -
tens zwei Drittel der Stimmen der gesetz-
lichen Mitglieder erforderlich. Wieder-
wahl ist zulässig.

(2) Aufgaben des Intendanten darf nur
wahrnehmen, wer

a) seinen ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Bundes-
republik Deutschland hat,

b) unbeschränkt geschäftsfähig ist,

c) unbeschränkt strafrechtlich verfolgt
werden kann,

d) die Fähigkeit besitzt, öffentliche Ämter
zu bekleiden und die Rechte aus öf-
fentlichen Wahlen zu erlangen, sowie

e) Grundrechte nicht verwirkt hat.

(3) Der Verwaltungsrat kann den In-
tendanten mit Zustimmung des Hörfunk -
rates entlassen; der Beschluss des Hör -
funk rates bedarf der Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der gesetzlichen
Mitglieder. Der Intendant ist vor der Be-
schlussfassung zu hören. Mit der Entlas-
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sung scheidet der Intendant aus seiner
Stellung aus; die Bezüge sind ihm für die
Dauer der Wahlzeit weiterzugewähren.

§ 27

Aufgaben des Intendanten

(1) Der Intendant vertritt die Körper-
schaft gerichtlich und außergerichtlich. Er
ist für die gesamten Geschäfte der Kör-
perschaft einschließlich der Gestaltung
der Programme verantwortlich.

(2) Der Intendant beruft im Einverneh-
men mit dem Verwaltungsrat die Direkto-
ren und aus deren Mitte seine Stellvertre-
tung.

§ 28

Zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte
des Intendanten

Der Intendant bedarf der Zustimmung
des Verwaltungsrates zu folgenden
Rechtsgeschäften:

1. Erwerb, Veräußerung und Belastung
von Grundstücken,

2. Erwerb und Veräußerung von Unter-
nehmungen und Beteiligungen an ih-
nen,

3. Aufnahme von Anleihen und Inan-
spruchnahme von Krediten,

4. Übernahme einer fremden Verbind-
lichkeit, einer Bürgschaft oder einer
Garantie,

5. Abschluss von Tarifverträgen,

6. Abschluss von Anstellungsverträgen
mit außertariflichen Angestellten nach
näherer Bestimmung der Satzung,

7. Übernahme einer sonstigen Verpflich-
tung im Wert von mehr als 125 000,–
Euro.

§ 29

Finanzierung

Die Körperschaft wird aus Mitteln der
Rundfunkgebühr gemäß den Bestimmun-
gen des Rundfunkfinanzierungsstaatsver-
trages finanziert. Sie deckt im Übrigen ih-
re Ausgaben durch sonstige Einnahmen.

§ 30

Haushaltswirtschaft

(1) Die Körperschaft ist in ihrer Haus-
haltswirtschaft selbstständig, soweit die-
ser Staatsvertrag nichts anderes bestimmt
oder zulässt.

(2) Die Haushaltswirtschaft richtet sich
nach der Finanzordnung, die der Verwal-
tungsrat erlässt. Der Haushalt ist nach
den Grundsätzen der Sparsamkeit und
der Wirtschaftlichkeit aufzustellen.

(3) Die Haushalts- und Wirtschaftsfüh -
rung unterliegt der gemeinsamen Prüfung
durch die Rechnungshöfe der Länder Ber-
lin und Nordrhein-Westfalen. Sie prüfen
die Wirtschaftsführung bei solchen Unter-
nehmen des privaten Rechts, an denen

die Körperschaft unmittelbar, mittelbar
oder zusammen mit anderen Rundfunk-
anstalten oder -körperschaften des öffent-
lichen Rechts mit Mehrheit beteiligt ist
und deren Gesellschaftsvertrag oder Sat-
zung diese Prüfungen durch den Rech-
nungshof des Sitzlandes vorsieht. Die
Körperschaft ist verpflichtet, für die Auf-
nahme der erforderlichen Regelungen in
den Gesellschaftsvertrag oder die Sat-
zung der Unternehmen zu sorgen. Der
Prüfungsbericht ist dem Intendanten, dem
Vorsitzenden des Verwaltungsrates, dem
Vorsitzenden des Hörfunkrates und allen
Landesregierungen zuzuleiten. Bei der
Unterrichtung über die Ergebnisse von
Prüfungen nach Satz 2 achtet der Rech-
nungshof darauf, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit der geprüften Unternehmen
nicht beeinträchtigt wird und insbesonde-
re Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
gewahrt werden.

§ 30a

Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Intendant hat nach Abschluss
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss,
den Lagebericht, den Konzernabschluss
und den Konzernlagebericht zu erstellen.
Der Konzernlagebericht hat einen umfas-
senden Einblick in die Vermögens- und
Ertragsverhältnisse der Körperschaft ein-
schließlich ihrer Beziehungen zu Unter-
nehmen, an denen sie unmittelbar oder
mittelbar beteiligt ist, zu vermitteln.

(2) Der Jahresabschluss und der Kon-
zernabschluss sind nach den Vorschriften
des Handelsgesetzbuches für große Kapi-
talgesellschaften aufzustellen und vor der
Feststellung zu prüfen. Der Abschlussprü-
fer ist auch mit den Feststellungen und
Berichten nach § 53 des Haushalts-
grundsätzegesetzes zu beauftragen.

(3) Jahresabschluss, Lagebericht, Kon-
zernabschluss, Konzernlagebericht und
Prüfungsbericht werden vom Intendanten
den Regierungen und den Rechnungshö-
fen der Sitzländer übermittelt.

(4) Nach Genehmigung des Jahresab-
schlusses veröffentlicht der Intendant ei-
ne Gesamtübersicht über den Jahresab-
schluss und eine Zusammenfassung der
wesentlichen Teile des Konzernlagebe-
richts.

§ 31

Rechtsaufsicht

(1) Die Landesregierungen wachen
über die ordnungsgemäße Durchführung
der Bestimmungen dieses Staatsvertra-
ges, des Rundfunkstaatsvertrages und
über die Beachtung der allgemeinen
Rechtsvorschriften. Sie üben diese Befug-
nis durch eine Landesregierung in zwei-
jährigem Wechsel aus; der Wechsel rich-
tet sich nach der alphabetischen Reihen-
folge der Länder. Die rechtsaufsichts-
führende Landesregierung ist jeweils zu-
gleich zuständige Behörde nach § 9 
Abs. 1 Satz 1 Rundfunkstaatsvertrag.
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(2) Rechtsaufsichtliche Maßnahmen
sind erst zulässig, wenn die zuständigen
Organe der Körperschaft die ihnen oblie-
genden Pflichten in angemessener Frist
nicht oder nicht hinreichend erfüllen. Die
rechtsaufsichtsführende Landesregierung
hat sich zuvor mit den anderen Landesre-
gierungen abzustimmen. Sie ist berech-
tigt, der Körperschaft im Einzelfall eine
angemessene Frist zur Wahrnehmung ih-
rer Pflichten zu setzen.

§ 32

Unzulässigkeit eines Insolvenzverfahrens

Ein Insolvenzverfahren über das Ver-
mögen der Körperschaft ist unzulässig.

§ 33

Informationspflicht, 
Personalvertretungsrecht

(1) Soweit rechtsverbindliche Berichts-
pflichten der Länder zum Rundfunk ge-
genüber zwischenstaatlichen Einrichtun-
gen oder internationalen Organisationen
in bezug auf die Körperschaft bestehen,
gilt § 9 Abs. 1 und 2 Rundfunkstaatsver-
trag entsprechend.

(2) Für die Körperschaft sind das Bun-
despersonalvertretungsgesetz und die da-
zu ergangenen Rechtsverordnungen in
ihrer jeweils geltenden Fassung nach
Maßgabe der für die „Deutsche Welle“
geltenden Vorschriften entsprechend an-
wendbar. In den Fällen des § 71 Abs. 1
Satz 4 des Bundespersonalvertretungsge-
setzes sind abwechselnd die Präsidenten
der Oberverwaltungsgerichte der Sitzlän-
der, beginnend mit Nordrhein-Westfalen,
oder ein von ihnen Beauftragter mit der
Befähigung zum Richteramt für zwei Jah-
re Vorsitzender der Einigungsstelle.

Fünfter Abschnitt

Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 34

Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündi-
gung kann erstmals zum 31. Dezember
2008 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu
diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann
die Kündigung mit gleicher Frist jeweils
zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber
dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz schriftlich zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das Ver-
tragsverhältnis der übrigen Länder zuein-
ander unberührt, jedoch kann jedes der
übrigen Länder den Vertrag binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.

(2) Wird der Rundfunkstaatsvertrag
nach seinem § 54 Abs. 1 gekündigt, gel-
ten die auf die Körperschaft anwendbaren
Vorschriften des Rundfunkstaatsvertrages
für die Körperschaft fort. Im Falle einer
Kündigung einzelner Vorschriften des
Rundfunkstaatsvertrages nach seinem 
§ 54 Abs. 5 finden die gekündigten Vor-
schriften auf die Körperschaft keine An-
wendung.

§ 35

Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar
1994 in Kraft.
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*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

V. Abschnitt

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 17 Vertragsdauer, Kündigung

I. Abschnitt

Verfahren zur Rundfunkgebühr

§ 1

Bedarfsanmeldung

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
der Bundesrepublik Deutschland (ARD)
zusammengeschlossenen Rundfunkan-
stalten des Landesrechts auf der Grundla-
ge von Einzelanmeldungen ihrer Mitglie-
der, die Anstalt des öffentlichen Rechts
„Zweites Deutsches Fernsehen“ (ZDF)
und die Körperschaft des öffentlichen
Rechts „Deutschlandradio“ melden im
Abstand von zwei Jahren ihren Finanzbe-
darf zur Erfüllung des öffentlichen Auf-
trags der unabhängigen Kommission zur
Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs der Rundfunkanstalten (KEF).

(2) Die Rundfunkanstalten haben die
für die Gebührenfestsetzung erforderli-
chen und zur Bewertung geeigneten, ver-
gleichbaren Zahlenwerke und Erläute-
rungen über ihren mittelfristigen Finanz-
bedarf in der von der KEF vorgegebenen
Form vorzulegen. Diese Unterlagen sind,
aufgeteilt nach dem Hörfunk- und Fern-
sehbereich, insbesondere nach Bestand,
Entwicklung sowie Darlegung von Wirt-
schaftlichkeits- und Sparsamkeitsmaß-
nahmen aufzubereiten und umfassen
auch die wirtschaftlichen Auswirkungen
eingegangener Selbstverpflichtungen.
Die Bedarfsanmeldungen von ARD und
ZDF stellen den Finanzbedarf für den
deutschen Anteil an der Finanzierung 
des Europäischen Fernsehkulturkanals
„ARTE“ gesondert dar. Erträge und Auf-
wendungen sind jeweils nach Ertrags-
und Kostenarten gesondert auszuweisen.
Die KEF kann weitere Anforderungen an
die vorzulegenden Unterlagen stellen,
insbesondere im Hinblick auf die Ver-
gleichbarkeit der Zahlenwerke und die
Strukturierung von Kostenarten sowie
hinsichtlich der Zuordnung der Kosten zu
bestimmten Ausgabenfeldern (insbeson-
dere Programmen, Online-Angeboten
und Marketing). Entsprechen die Unterla-
gen nicht den in den Sätzen 1 bis 5 ge-
nannten Voraussetzungen, kann sie die
KEF zurückweisen. Angeforderte Unterla-
gen zur fachlichen Überprüfung der Be-
darfsanmeldungen sowie für erforderlich
gehaltene ergänzende Auskünfte, Erläu-
terungen und Zahlenangaben sind der
KEF fristgerecht vorzulegen.

(3) Kredite sollen nur zum Erwerb, zur
Erweiterung und zur Verbesserung der
Betriebsanlagen aufgenommen werden.
Die Aufnahme muss betriebswirtschaft-
lich begründet sein. Ihre Verzinsung und
Tilgung aus Mitteln der Betriebseinnah-

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein
und das Land Thüringen

schließen nachstehenden
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men, insbesondere der Rundfunkge-
bühren, muss auf Dauer gewährleistet
sein.

(4) Übersteigen die Gesamterträge der
in der ARD zusammengeschlossenen Lan-
desrundfunkanstalten, des ZDF oder des
Deutschlandradios die Gesamtaufwen-
dungen für die Erfüllung ihres Auftrages,
sind diese Beträge verzinslich anzulegen
und bei zehn vom Hundert der jährlichen
Gebühreneinnahmen übersteigende Be-
träge als Rücklage zu bilden.

§ 2
Einsetzung der KEF

Zur Überprüfung und Ermittlung des
Finanzbedarfs wird eine unabhängige
Kommission (KEF) eingesetzt. Die Mit-
glieder sind in ihrer Aufgabenerfüllung
an Aufträge oder Weisungen nicht gebun-
den. 

§ 3

Aufgaben und Befugnisse der KEF

(1) Die KEF hat die Aufgabe, unter Be-
achtung der Programmautonomie der
Rundfunkanstalten den von den Rund -
funk anstalten angemeldeten Finanzbe-
darf fachlich zu überprüfen und zu ermit-
teln. Dies bezieht sich darauf, ob sich die
Programmentscheidungen im Rahmen
des rechtlich umgrenzten Rundfunkauf-
trages halten und ob der aus ihnen abge-
leitete Finanzbedarf zutreffend und im
Einklang mit den Grundsätzen von Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit sowie un-
ter Berücksichtigung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung und der Ent-
wicklung der Haushalte der öffentlichen
Hand ermittelt worden ist.

(2) Bei der Prüfung und Ermittlung des
Finanzbedarfs berücksichtigt die KEF
sämtliche Erträge der Rundfunkanstalten.
Die Gesamterträge der Rundfunkanstal-
ten aus Gebühren und weiteren direkten
oder indirekten Einnahmen sollen die zur
Erfüllung des öffentlichen Auftrags not-
wendigen Ausgaben und Aufwendungen
decken. Überschüsse am Ende der Ge-
bührenperiode werden vom Finanzbedarf
für die folgende Gebührenperiode abge-
zogen. Die Übertragung von Defiziten ist
nicht zulässig.

(3) Die Prüfung, ob der Finanzbedarf
im Einklang mit den Grundsätzen von
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ermit-
telt worden ist, umfasst auch, in welchem
Umfang Rationalisierungs- einschließlich
Kooperationsmöglichkeiten genutzt wer-
den, ob bei Beteiligungen ein marktange-
messener Rückfluss der Investitionen
stattfindet und inwieweit die Rundfunk-
anstalten zunächst nicht verwendete Mit-
tel für im Voraus festgelegte Zwecke ver-
wendet haben. Sie erstreckt sich auch auf
entgegen dem Grundsatz wirtschaftlichen
Handelns nicht erzielte Einnahmen. So-
weit die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
oder das Deutschlandradio finanzwirksa-
me Selbstverpflichtungen erklärt haben,

sind diese Bestandteil des Ermittlungsver-
fahrens und zu beachten. Bedarfsanmel-
dungen, die sich auf technische oder pro-
grammliche Innovationen im Sinne von 
§ 14 Abs. 2 Nr. 2 des Rundfunkstaatsver-
trages beziehen, dürfen von der KEF nur
anerkannt werden, wenn sie Beschlüssen
der zuständigen Gremien der Rundfunk-
anstalten, soweit das jeweils geltende
Landesrecht solche Beschlussfassungen
vorsieht, entsprechen.

(4) Im Rahmen ihrer Aufgabe ist die
KEF berechtigt, von den Rundfunkanstal-
ten Auskünfte über deren Unternehmen,
Beteiligungen und Gemeinschaftseinrich-
tungen einzuholen. Erfolgt die Vorlage
von Unterlagen nach Satz 1 oder nach § 1
nicht, ist die KEF berechtigt, notwendige
Zahlenangaben durch näher zu begrün-
dende Schätzwerte zu ersetzen.

(5) Die Prüfung und Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs soll von der KEF grundsätz-
lich auf der Basis von Ist-Zahlen vorge-
nommen werden. Soweit der Ermittlung
des Finanzbedarfs Planzahlen oder
Schätzwerte zugrunde liegen, werden
diese nachträglich zur Vermeidung einer
Überfinanzierung mit den Ist-Zahlen ab-
geglichen.

(6) Die Rundfunkanstalten wirken an
der Fortentwicklung von Methoden und
Verfahren zur Überprüfung und Ermitt-
lung des Finanzbedarfs mit.

(7) Die KEF kann zur Unterstützung
ihrer Aufgaben ergänzend zu Einzelfra-
gen Aufträge für gutachterliche Stellung -
nahmen an Dritte vergeben. Für diese
gutachterlichen Stellungnahmen stellen
die Rundfunkanstalten dem beauftragten
Dritten die Informationen über die be-
deutsamen Sachverhalte zur Verfügung.

(8) Die KEF erstattet den Landesregie-
rungen mindestens alle zwei Jahre einen
Bericht. Sie leitet den Bericht den Rund-
funkanstalten zur Unterrichtung zu und
veröffentlicht diesen. Die Landesregie-
rungen leiten diesen Bericht den Lan-
desparlamenten zur Unterrichtung zu. In
diesem Bericht legt die KEF unter Beach-
tung von Absatz 1 und § 13 Rundfunk-
staatsvertrag die Finanzlage der Rund -
funkanstalten dar und nimmt insbesonde-
re zu der Frage Stellung, ob und in wel-
cher Höhe und zu welchem Zeitpunkt 
eine Änderung der Rundfunkgebühr not-
wendig ist, die betragsmäßig beziffert
wird oder bei unterschiedlichen Entwick-
lungsmöglichkeiten aus einer Spanne be-
stehen kann. Sie weist zugleich auf die
Notwendigkeit und Möglichkeit für eine
Änderung des Finanzausgleichs der
Rundfunkanstalten hin. Weiterhin bezif-
fert sie prozentual und betragsmäßig die
Aufteilung der Gebühren im Verhältnis
von ARD und ZDF und den Betrag des
Deutschlandradios.

(9) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3
und 8 gelten nicht für Sonderberichte, die
die KEF auf Anforderung der Länder zu
einzelnen Teilfragen erstellt. Die Beteili-
gungsrechte der Rundfunkanstalten blei-
ben unberührt.
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(10) Abweichende Meinungen von
Mitgliedern der KEF werden auf deren
Verlangen in den Bericht aufgenommen.

§ 4

Zusammensetzung der KEF

(1) Die KEF besteht aus 16 unabhängi-
gen Sachverständigen. Sie wählt aus ihrer
Mitte einen Vorsitzenden und einen oder
zwei Stellvertreter.

(2) Die KEF beschließt ihre Berichte
nach § 3 mit einer Mehrheit von mindes -
tens zehn Stimmen ihrer gesetzlichen
Mitglieder.

(3) Von der Mitgliedschaft ausge-
schlossen sind Mitglieder und Bedienstete
der Institutionen der Europäischen Union
oder der Verfassungsorgane des Bundes
und der Länder, Gremienmitglieder und
Bedienstete von Landesrundfunkanstal-
ten der ARD, des ZDF, des Deutschland-
radios, des Europäischen Fernsehkultur-
kanals „ARTE“, der Landesmedienanstal-
ten und der privaten Rundfunkveranstal-
ter sowie Bedienstete von an ihnen un-
mittelbar oder mittelbar im Sinne von § 28
Rundfunkstaatsvertrag beteiligten Unter-
nehmen. Gleiches gilt für Personen, bei
denen aufgrund ihrer ständigen oder re-
gelmäßigen Tätigkeit für die in Satz 1 ge-
nannten Institutionen die Gefahr einer In-
teressenkollision besteht.

(4) Jedes Land benennt ein Mitglied.
Die Sachverständigen sollen aus folgen-
den Bereichen berufen werden:

1. Drei Sachverständige aus den Berei-
chen Wirtschaftsprüfung und Unter-
nehmensberatung,

2. zwei Sachverständige aus dem Bereich
der Betriebswirtschaft; sie sollen fach-
kundig in Personalfragen oder für In-
vestitionen und Rationalisierung sein,

3. zwei Sachverständige, die über beson-
dere Erfahrungen auf dem Gebiet des
Rundfunkrechts verfügen und die die
Befähigung zum Richteramt haben,

4. drei Sachverständige aus den Berei-
chen der Medienwirtschaft und Me-
dienwissenschaft,

5. ein Sachverständiger aus dem Bereich
der Rundfunktechnik,

6. fünf Sachverständige aus den Landes-
rechnungshöfen.

(5) Die Mitglieder der KEF werden von
den Ministerpräsidenten jeweils für die
Dauer von fünf Jahren berufen; Wieder-
berufung ist zulässig. Die Berufung kann
aus wichtigem Grund seitens der Länder
widerrufen werden. Scheidet ein Mitglied
aus, so ist nach den für die Berufung des
ausgeschiedenen Mitglieds geltenden
Vorschriften ein Nachfolger für den Rest
der Amtszeit zu berufen.

(6) Die Mitglieder der KEF und die zur
Erfüllung ihrer Aufgaben herangezoge-
nen Dritten sind auch nach Beendigung
ihrer Tätigkeit zur Verschwiegenheit über
alle ihnen im Rahmen der Tätigkeit be-

kanntgewordenen Tatsachen verpflichtet,
es sei denn, diese sind offenkundig oder
bedürfen ihrer Bedeutung nach keiner
Geheimhaltung.

§ 5

Verfahren bei der KEF

(1) Die Rundfunkanstalten sind bei der
Überprüfung und Ermittlung des Finanz-
bedarfs durch die KEF angemessen zu
beteiligen. Vertreter der Rundfunkanstal-
ten sind nach Bedarf zu den Beratungen
der KEF hinzuzuziehen.

(2) Vor der abschließenden Meinungs-
bildung in der KEF ist den Rundfunkan-
stalten Gelegenheit zu einer Stellungnah-
me und Erörterung zu geben. Zu diesem
Zweck wird der ARD, dem ZDF und dem
Deutschlandradio der Berichtsentwurf
durch die KEF übersandt. Gleiches gilt für
die Rundfunkkommission der Länder. Die
Stellungnahmen der Rundfunkanstalten
sind von der KEF in den endgültigen Be-
richt einzubeziehen.

§ 5a

Information der Landesparlamente

(1) Die in der ARD zusammengeschlos-
senen Landesrundfunkanstalten, das ZDF
und das Deutschlandradio erstatten je-
weils zeitnah nach Vorliegen des Berichts
der KEF nach § 3 Abs. 8 allen Landespar-
lamenten einen schriftlichen Bericht zur
Information über ihre wirtschaftliche und
finanzielle Lage.

(2) Der Bericht der in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten erfasst die Gemeinschaftsprogram-
me nach § 1 des ARD-Staatsvertrages und
nach  § 11b des Rundfunkstaatsvertrages
sowie gemeinsame Aktivitäten. Landes-
rechtliche Berichtspflichten der Landes-
rundfunkanstalten gegenüber dem jewei-
ligen Landesparlament bleiben un-
berührt.

(3) Die Berichte über die wirtschaftli-
che und finanzielle Lage nach den Absät-
zen 1 und 2 Satz 1 enthalten insbesondere
auch eine Darstellung der Geschäftsfelder
von Tochter- und Beteiligungsgesellschaf-
ten, einschließlich von Eckdaten dieser
Gesellschaften, sofern sie publizitäts-
pflichtig sind, sowie der strukturellen Ver-
änderungen und Entwicklungsperspekti-
ven von ARD, ZDF und Deutschlandradio.
Die Berichterstattung erstreckt sich je-
weils auf einen Zeitraum von vier Jahren.

(4) Vertreter der in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten, des ZDF und des Deutschland -
radios stehen jeweils dem Landesparla-
ment für Anhörungen zu den Berichten
nach Absatz 1 zur Verfügung.

§ 6

Finanzierung und Organisation der KEF

(1) Die Kosten der KEF und ihrer Ge-
schäftsstelle werden vorab aus der Rund-
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funkgebühr gedeckt. Das Deutschlandra-
dio trägt die Kosten entsprechend seinem
Anteil am Aufkommen der Rundfunkge-
bühr, die übrigen Kosten tragen die in der
ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten und das ZDF jeweils
zur Hälfte.

(2) Die KEF erstellt einen Wirtschafts-
plan. Er bedarf der Genehmigung des
Sitzlandes der Einrichtung, an die die
KEF-Geschäftsstelle organisatorisch an-
gebunden ist. Die Genehmigung erfolgt
nach Abstimmung mit den Staats- und
Senatskanzleien der übrigen Länder. Sie
ist zu erteilen, wenn die Grundsätze einer
geordneten und sparsamen Haushalts-
wirtschaft gewahrt sind.

(3) Die Einrichtung, an die die KEF-
Geschäftsstelle organisatorisch angebun-
den ist, kann die ihr zustehenden Mittel
vierteljährlich, jeweils in der Mitte des
Kalendervierteljahres, abrufen. Erster Ab-
ruftermin ist der 15. Februar 1997.

(4) Die näheren Einzelheiten der Fi-
nanzierung und der organisatorischen
Anbindung der KEF legen die Minister-
präsidenten in einem Statut durch Be-
schluss fest. Das Statut regelt auch die
fachliche und haushaltsmäßige Unabhän-
gigkeit der Geschäftsstelle.

§ 7

Verfahren bei den Ländern

(1) Die Rundfunkkommission der Län-
der erhält von den Rundfunkanstalten
zeitgleich die der KEF zugeleiteten Be-
darfsanmeldungen und diese erläuternde
sowie ergänzende weitere Unterlagen der
Rundfunkanstalten.

(2) Der Gebührenvorschlag der KEF ist
Grundlage für eine Entscheidung der
Landesregierungen und der Landesparla-
mente. Davon beabsichtigte Abweichun-
gen soll die Rundfunkkommission der
Länder mit den Rundfunkanstalten unter
Einbeziehung der KEF erörtern. Die Ab-
weichungen sind zu begründen.

II. Abschnitt

Höhe der Rundfunkgebühr

§ 8

Höhe der Rundfunkgebühr

Die Höhe der Rundfunkgebühr wird
monatlich wie folgt festgesetzt:

1. Die Grundgebühr: 5,76 Euro

2. Die Fernsehgebühr: 12,22 Euro.

§ 9

Aufteilung der Mittel

(1) Von dem Aufkommen aus der
Grundgebühr erhalten die in der ARD zu-
sammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten 93,0219 vom Hundert und die

Körperschaft des öffentlichen Rechts
„Deutschlandradio“ 6,9781 vom Hundert.

(2) Von der Fernsehgebühr erhält die
ARD einen Anteil von 60,5086 vom Hun-
dert, das ZDF einen Anteil von 39,4914
vom Hundert.

(3) Soweit die in der ARD zusammen-
geschlossenen Landesrundfunkanstalten
oder das ZDF sich nicht an der nationalen
Stelle des Europäischen Fernsehkulturka-
nals „ARTE“ beteiligen, stehen der natio-
nalen Stelle von ARTE für die Finanzie-
rung dieses Programmvorhabens die auf
diese Anstalten entfallenden Anteile an
der Finanzierung unmittelbar aus dem
Fernsehgebührenaufkommen zu. Der An-
teil dieser Anstalten bemisst sich nach
dem für sie in Ziffer 6.2 des Gesellschafts-
vertrages der nationalen Stelle von ARTE
in der Fassung vom 1. Dezember 1994
vorgesehenen Pflichtanteil für die Pro-
grammzulieferung. Dabei ist ein Finan-
zierungsbetrag von insgesamt 163,71 Mio.
Euro jährlich zugrundezulegen. Die Mit-
tel können in zwölf gleichen Teilbeträgen
vierteljährlich, jeweils in der Mitte des
Kalendervierteljahres abgerufen oder
Teilbeträge auf einen der späteren Abruf-
termine übertragen werden.

III. Abschnitt

Anteil der Landesmedienanstalten

§ 10

Höhe des Anteils

(1) Die Höhe des Anteils der Landes-
medienanstalten beträgt 1,9275 vom Hun-
dert des Aufkommens aus der Grundge-
bühr und 1,8818 vom Hundert des Auf-
kommens aus der Fernsehgebühr. Aus
dem jährlichen Gesamtbetrag des Anteils
aller Landesmedienanstalten erhält jede
Landesmedienanstalt vorab einen Sockel-
betrag von 511 290,– Euro. Der verblei-
bende Betrag steht den einzelnen Lan-
desmedienanstalten im Verhältnis des
Aufkommens aus der Rundfunkgebühr in
ihren Ländern zu.

(2) Wird aus zwei oder mehreren Lan-
desmedienanstalten eine gemeinsame
Landesmedienanstalt gebildet, so steht
dieser für einen Zeitraum von drei Kalen-
derjahren ein Sockelbetrag in der Höhe
der Summe der bisher den einzelnen Lan-
desmedienanstalten zugewiesenen So -
ckel beträge zu. Für Landesmedienanstal-
ten, die bis zum 29. Februar 2012 fusio-
nieren, gilt unbeschadet des Satzes 1,
dass im vierten Jahr nach der Zusammen-
legung der zweite und jeder weitere
Sockelbetrag ebenfalls 100 vom Hundert
betragen. Der zweite und jeder weitere
Sockelbetrag betragen im fünften Jahr 75
vom Hundert, im sechsten Jahr 50 vom
Hundert und im siebten Jahr 25 vom
Hundert des ursprünglichen zweiten oder
weiteren Sockelbetrages und entfallen
mit Beginn des achten Jahres.
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§ 11

Zuweisung des Anteils

Die Landesmedienanstalten erhalten
nach Anforderung von ihrer zuständigen
Landesrundfunkanstalt jeweils zur Mitte
eines Kalendervierteljahres angemessene
Abschlagszahlungen. Die Schlusszahlung
für ein Kalenderjahr ist spätestens sechs
Monate nach Ablauf des Kalenderjahres
zu leisten.

IV. Abschnitt

Finanzausgleich

§ 12

Ermächtigung und Verpflichtung 
zum Finanzausgleich

Die in der ARD zusammengeschlosse-
nen Landesrundfunkanstalten werden er-
mächtigt und verpflichtet, einen ange-
messenen Finanzausgleich durchzufüh -
ren. Der Finanzausgleich muss gewähr -
leis ten, dass

1. die übergeordneten Aufgaben des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks und
solche Aufgaben einzelner Rundfunk-
anstalten, die wegen ihrer Bedeutung
für den gesamten Rundfunk als Ge-
meinschaftsaufgaben wahrgenommen
werden müssen, erfüllt werden kön-
nen,

2. jede Rundfunkanstalt in der Lage ist,
ein ausreichendes Programm zu ge-
stalten und zu senden.

§ 13

Aufbringung der Finanzausgleichsmasse

Die Finanzausgleichsmasse wird von
den in der ARD zusammengeschlossenen
Landesrundfunkanstalten nach Maßgabe
ihrer Finanzkraft gemäß der nach § 15
zwischen diesen Rundfunkanstalten ab-
zuschießenden Vereinbarung aufge-
bracht.

§ 14

Umfang der Finanzausgleichsmasse

Die Finanzausgleichsmasse beträgt
eins vom Hundert des ARD-Nettoge-
bührenaufkommens. Die Finanzaus-
gleichsmasse wird im Verhältnis 53,76
vom Hundert zu 46,24 vom Hundert auf
den Saarländischen Rundfunk und Radio
Bremen aufgeteilt.

§ 15

Vereinbarung der Rundfunkanstalten

Im Rahmen der vorstehenden Grund -
sätze wird der Finanzausgleich von den in
§ 13 genannten Rundfunkanstalten im
Einzelnen vereinbart. Rundfunkanstalten,
die nicht in die Finanzausgleichsmasse
gemäß § 14 Abs. 1 einzahlen, sind dabei
lediglich an der Aufbringung der Finan-
zierungsbeträge für die Gemeinschafts-
aufgaben zu beteiligen; diese Beteiligun-

gen sind bei der Vereinbarung der Zu-
wendungsbeträge zu berücksichtigen.

§ 16

Beschluss der Landesregierungen

(1) Kommt bis zum Beginn eines Rech-
nungsjahres eine Vereinbarung nicht zu-
stande, so werden Ausgleichsmasse, Aus-
gleichspflicht und Ausgleichsberechti-
gung durch Beschluss der Landesregie-
rungen mit einer Mehrheit von zwei Drit-
teln festgelegt. Für den Beschluss hat je-
de Landesregierung so viele Stimmen,
wie das Land Stimmen im Bundesrat hat
(Artikel 51 Abs. 2 Grundgesetz).

(2) Bis zum Zustandekommen des Be-
schlusses richten sich Ausgleichsmasse,
Ausgleichspflicht und Ausgleichsberech-
tigung nach der Vereinbarung oder dem
Beschluss des Vorjahres.

V. Abschnitt

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 17

Vertragsdauer, Kündigung

Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündi-
gung kann erstmals zum 31. Dezember
2012 erfolgen. Das Vertragsverhältnis
nach dem IV. Abschnitt kann erstmals
zum 31. Dezember 2012 mit einer halb-
jährlichen Frist zum Jahresende geson-
dert gekündigt werden. Wird der Staats-
vertrag oder das Vertragsverhältnis nach
dem IV. Abschnitt zu diesen Zeitpunkten
nicht gekündigt, kann die Kündigung mit
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre
späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Kündi-
gung ist gegenüber dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich
zu erklären. Die Kündigung eines Landes
lässt das Vertragsverhältnis der übrigen
Länder zueinander unberührt, jedoch
kann jedes der übrigen Länder den Ver-
trag binnen einer Frist von drei Monaten
nach Eingang der Kündigungserklärung
zum gleichen Zeitpunkt kündigen.
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*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

zugeordnet sind und damit eine einheitli-
che Hör- oder Sehstelle bilden.

(2) Rundfunkteilnehmer ist, wer ein
Rundfunkempfangsgerät zum Empfang
bereithält. Ein Rundfunkempfangsgerät
wird zum Empfang bereitgehalten, wenn
damit ohne besonderen zusätzlichen tech-
nischen Aufwand Rundfunk, unabhängig
von Art, Umfang und Anzahl der emp-
fangbaren Programme, unverschlüsselt
oder verschlüsselt, empfangen werden
können.

(3) Für das in ein Kraftfahrzeug einge-
baute Rundfunkempfangsgerät gilt derje-
nige als Rundfunkteilnehmer, für den das
Kraftfahrzeug zugelassen ist. Ist das
Kraftfahrzeug nicht zugelassen, gilt der
Halter des Kraftfahrzeugs als Rundfunk-
teilnehmer.

§ 2

Rundfunkgebühr

(1) Die Rundfunkgebühr besteht aus
der Grundgebühr und der Fernsehge-
bühr. Ihre Höhe wird durch den Rund-
funkfinanzierungsstaatsvertrag festge-
setzt.

(2) Jeder Rundfunkteilnehmer hat vor-
behaltlich der Regelungen der §§ 5 und 6
für jedes von ihm zum Empfang bereitge-
haltene Rundfunkempfangsgerät eine
Grundgebühr und für das Bereithalten je-
des Fernsehgerätes jeweils zusätzlich ei-
ne Fernsehgebühr zu entrichten. Wenn
hiernach Grundgebühren für Hörfunk-
geräte zu entrichten sind, sind weitere
Grundgebühren für Fernsehgeräte nur zu
entrichten, soweit die Zahl der von einem
Rundfunkteilnehmer bereitgehaltenen
Fernsehgeräte die Zahl der Hörfunkgerä-
te übersteigt.

(3) Im Falle der gewerblichen Vermie-
tung eines Rundfunkempfangsgerätes
sind die Rundfunkgebühren bei einer
Vermietung für einen Zeitraum bis zu drei
Monaten nicht vom Mieter, sondern vom
Vermieter zu zahlen; wird das Gerät
mehrmals vermietet, so sind für den Zeit-
raum von drei Monaten die Rundfunkge-
bühren nur einmal zu zahlen.

§ 3

Anzeigepflicht

(1) Beginn und Ende des Bereithaltens
eines Rundfunkempfangsgerätes zum
Empfang sind unverzüglich der Landes-
rundfunkanstalt anzuzeigen, in deren An-
staltsbereich der Rundfunkteilnehmer
wohnt, sich ständig aufhält oder ständig
ein Rundfunkempfangsgerät zum Emp-
fang bereithält; Entsprechendes gilt für
einen Wohnungswechsel. In den Fällen
des § 5 Abs. 1 und 3 bis 6 besteht keine
Anzeigepflicht.

(2) Bei der Anzeige hat der Rundfunk-
teilnehmer der Landesrundfunkanstalt
folgende Daten mitzuteilen und auf Ver-
langen nachzuweisen:

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein 
und das Land Thüringen 

schließen nachstehenden 

STAATSVERTRAG

Rundfunkgebührenstaatsvertrag
(RGebStV)*)

INHALTSVERZEICHNIS

§ 1  Rundfunkempfangsgeräte, Rund-
funkteilnehmer

§ 2  Rundfunkgebühr

§ 3  Anzeigepflicht

§ 4  Beginn und Ende der 
Gebühren pflicht, Zahlungsweise,
Auskunftsrecht

§ 5  Zweitgeräte, gebührenbefreite 
Geräte

§ 6  Gebührenbefreiung natürlicher 
Personen

§ 7  Gebührengläubiger, Schickschuld,
Erstattung, Vollstreckung

§ 8  Verarbeitung personenbezogener 
Daten im Auftrag, Datenübermitt-
lung

§ 9  Ordnungswidrigkeiten

§ 10 Revision zum Bundesverwaltungs-
gericht

§ 11 Vertragsdauer, Kündigung, Außer-
Kraft-Treten

§ 12 Übergangsbestimmungen

§ 1

Rundfunkempfangsgeräte, 
Rundfunkteilnehmer

(1) Rundfunkempfangsgeräte im Sinne
dieses Staatsvertrages sind technische
Einrichtungen, die zur drahtlosen oder
drahtgebundenen, nicht zeitversetzten
Hör- oder Sichtbarmachung oder Auf-
zeichnung von Rundfunk (Hörfunk und
Fernsehen) geeignet sind. Rundfunkemp-
fangsgeräte sind auch Lautsprecher, Bild-
wiedergabegeräte und ähnliche techni-
sche Einrichtungen als gesonderte Hör-
oder Sehstellen. Mehrere Geräte gelten
dann als ein einziges Rundfunkemp-
fangsgerät, wenn sie zur Verbesserung
oder Verstärkung des Empfangs einander



1. Vor- und Familienname, sowie frühe-
rer Name, unter dem ein Rundfunk-
empfangsgerät angemeldet wurde,

2. Geburtsdatum,

3. Name und Anschrift des gesetzlichen
Vertreters,

4. gegenwärtige Anschrift sowie letzte
Anschrift, unter der ein Rundfunkemp-
fangsgerät angemeldet wurde,

5. Zugehörigkeit zu einer der in § 5 ge-
nannten Branchen,

6. Beginn und Ende des Bereithaltens
von Rundfunkempfangsgeräten,

7. Art, Zahl, Nutzungsart und Standort
der Rundfunkempfangsgeräte,

8. Rundfunkteilnehmernummer und

9. Grund der Abmeldung.

(3) Die Landesrundfunkanstalt darf die
in Absatz 2 genannten Daten nur für die
ihr im Rahmen des Rundfunkgebühren -
einzugs obliegenden Aufgaben verarbei-
ten und nutzen. Werden erstmals die Da-
ten in einer automatisierten Datei gespei-
chert, ist der Rundfunkteilnehmer nach
Maßgabe des jeweiligen Landesrechts
darauf hinzuweisen.

(4) Jede Landesrundfunkanstalt kann
für ihren Anstaltsbereich eine andere
Stelle mit der Entgegennahme der Anzei-
ge beauftragen; diese Stelle ist in den
amtlichen Verkündungsblättern der Län-
der öffentlich bekanntzumachen.

§ 4

Beginn und Ende der Gebührenpflicht,
Zahlungsweise, Auskunftsrecht

(1) Die Rundfunkgebührenpflicht be-
ginnt mit dem ersten Tag des Monats, in
dem ein Rundfunkempfangsgerät zum
Empfang bereitgehalten wird.

(2) Die Rundfunkgebührenpflicht en-
det mit Ablauf des Monats, in dem das
Bereithalten eines Rundfunkempfangs-
gerätes endet, jedoch nicht vor Ablauf des
Monats, in dem dies der Landesrundfunk-
anstalt angezeigt worden ist.

(3) Die Rundfunkgebühren sind in der
Mitte eines Dreimonatszeitraums für je-
weils drei Monate zu leisten.

(4) Die Verjährung richtet sich nach
den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches über die regelmäßige Ver-
jährung.

(5) Die zuständige Landesrundfunkan-
stalt kann vom Rundfunkteilnehmer oder
von Personen, bei denen tatsächliche An-
haltspunkte vorliegen, dass sie ein Rund-
funkempfangsgerät zum Empfang bereit-
halten und dies nicht oder nicht umfas-
send nach § 3 Abs. 1 und 2 angezeigt ha-
ben, Auskunft über diejenigen Tatsachen
verlangen, die Grund, Höhe und Zeit-
raum ihrer Gebührenpflicht betreffen. Die
Auskunft kann auch von Personen ver-
langt werden, die mit den in Satz 1 ge-
nannten Personen in häuslicher Gemein-
schaft leben. Die Landesrundfunkanstalt

kann dabei neben den in § 3 Abs. 2 ge-
nannten Daten im Einzelfall weitere Da-
ten erheben, soweit dies nach Satz 1 er-
forderlich ist; § 3 Abs. 3 Satz 1 gilt ent-
sprechend. Der Anspruch auf Auskunft
kann im Verwaltungszwangsverfahren
durchgesetzt werden.

(6) Über Personen, bei denen tatsächli-
che Anhaltspunkte vorliegen, dass sie ein
Rundfunkempfangsgerät zum Empfang
bereithalten und dies nicht oder nicht um-
fassend nach § 3 angezeigt haben, dürfen
die Landesrundfunkanstalten auch Aus-
künfte bei den Meldebehörden einholen,
soweit dies zur Überwachung der Rund-
funkgebührenpflicht erforderlich ist und
die Erhebung der Daten beim Betroffenen
nicht möglich ist oder einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde. Be-
sondere melderechtliche Regelungen des
Landesrechts, die eine Übermittlung von
Daten an Landesrundfunkanstalten oder
die aufgrund des § 8 Abs. 2 Satz 1 von ih-
nen beauftragte Stelle zulassen, bleiben
unberührt.

(7) Die Landesrundfunkanstalten wer-
den ermächtigt, Einzelheiten des Anzei -
ge verfahrens und des Verfahrens zur Leis-
tung der Rundfunkgebühren ein schließ -
lich von Nachlässen bei längerfris tiger
Vorauszahlung und von Säumniszuschlä-
gen durch Satzung zu regeln. Die Satzun-
gen sollen übereinstimmen; sie bedürfen
der Genehmigung der Landesregierung
und sind in den amtlichen Verkündungs-
blättern der Länder zu veröffentlichen.

§ 5

Zweitgeräte, gebührenbefreite Geräte

(1) Eine Rundfunkgebühr ist nicht zu
leisten für weitere Rundfunkempfangs-
geräte (Zweitgeräte), die von einer natür-
lichen Person oder ihrem Ehegatten

1. in ihrer Wohnung oder ihrem Kraft-
fahrzeug zum Empfang bereitgehalten
werden, wobei für Rundfunkemp-
fangsgeräte in mehreren Wohnungen
für jede Wohnung eine Rundfunkge-
bühr zu entrichten ist;

2. als der allgemeinen Zweckbestim-
mung nach tragbare Rundfunkemp-
fangsgeräte vorübergehend außerhalb
ihrer Wohnung oder vorübergehend
außerhalb ihres Kraftfahrzeuges zum
Empfang bereitgehalten werden.

Eine Rundfunkgebührenpflicht im Rah-
men des Satzes 1 besteht auch nicht für
weitere Rundfunkempfangsgeräte, die
von Personen zum Empfang bereitgehal-
ten werden, welche mit dem Rundfunk-
teilnehmer in häuslicher Gemeinschaft le-
ben und deren Einkommen den einfachen
Sozialhilferegelsatz nicht übersteigt.

(2) Die Gebührenfreiheit nach Ab-
satz 1 Satz 1 gilt nicht für Zweitgeräte in
solchen Räumen oder Kraftfahrzeugen,
die zu anderen als privaten Zwecken ge-
nutzt werden. Auf den Umfang der Nut-
zung der Rundfunkempfangsgeräte, der
Räume oder der Kraftfahrzeuge zu den in
Satz 1 genannten Zwecken kommt es
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nicht an. Die Rundfunkgebühr ist zu zah-
len für

1. Zweitgeräte in Gästezimmern des Be-
herbergungsgewerbes bei Betrieben
mit bis zu 50 Gästezimmern in Höhe
von jeweils 50 vom Hundert, bei Be-
trieben mit mehr als 50 Gästezimmern
in Höhe von jeweils 75 vom Hundert,

2. Rundfunkgeräte in gewerblich vermie-
teten Ferienwohnungen bei Betrieben
mit bis zu 50 Ferienwohnungen ab der
zweiten Ferienwohnung in Höhe von
jeweils 50 vom Hundert, bei Betrieben
mit mehr als 50 Ferienwohnungen ab
der zweiten Ferienwohnung in Höhe
von jeweils 75 vom Hundert,

3. Rundfunkgeräte in nicht gewerblich
vermieteten Ferienwohnungen auf ein
und demselben Grundstück mit der
privaten Wohnung des Rundfunkteil-
nehmers oder auf damit zusammen-
hängenden Grundstücken ab der zwei-
ten Ferienwohnung in Höhe von je-
weils 50 vom Hundert.

(3) Für neuartige Rundfunkempfangs-
geräte (insbesondere Rechner, die Rund-
funkprogramme ausschließlich über An-
gebote aus dem Internet wiedergeben
können) im nicht ausschließlich privaten
Bereich ist keine Rundfunkgebühr zu ent-
richten, wenn

1. die Geräte ein und demselben Grund-
stück oder zusammenhängenden
Grund stücken zuzuordnen sind und

2. andere Rundfunkempfangsgeräte dort
zum Empfang bereitgehalten werden.
Werden ausschließlich neuartige
Rundfunkempfangsgeräte, die ein und
demselben Grundstück oder zusam-
menhängenden Grundstücken zuzu-
ordnen sind, zum Empfang bereitge-
halten, ist für die Gesamtheit dieser
Geräte eine Rundfunkgebühr zu ent-
richten.

(4) Unternehmen, die sich gewerbs-
mäßig mit der Herstellung, dem Verkauf,
dem Einbau oder der Reparatur von
Rundfunkempfangsgeräten befassen, sind
berechtigt, bei Zahlung der Rundfunkge-
bühren für ein Rundfunkempfangsgerät
weitere entsprechende Geräte für Prüf-
und Vorführzwecke auf ein und demsel-
ben Grundstück oder zusammenhängen-
den Grundstücken gebührenfrei zum
Empfang bereit zu halten. Außerhalb der
Geschäftsräume können Rundfunkemp-
fangsgeräte von diesem Unternehmen ge-
bührenfrei nur bis zur Dauer einer Woche
zu Vorführzwecken bei Dritten zum Emp-
fang bereitgehalten werden.

(5) Die öffentlich-rechtlichen Rund -
funk anstalten, die Landesmedienanstal-
ten sowie die nach Landesrecht zugelas-
senen privaten Rundfunkveranstalter
oder -anbieter sind von der Rundfunkge-
bührenpflicht befreit. Die Regulierungs-
behörde für Telekommunikation und Post
ist von der Rundfunkgebührenpflicht für
ihre Dienstgeräte befreit, soweit sie diese
im Zusammenhang mit ihren hoheitlichen

Aufgaben bei der Verbreitung von Rund-
funk zum Empfang bereithält.

(6) Rundfunkteilnehmer, die aufgrund
Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August
1964 zu dem Wiener Übereinkommen
vom 18. April 1961 über diplomatische
Beziehungen (BGBl. 1964 II S. 957) oder
entsprechender Rechtsvorschriften Vor-
rechte genießen, sind von der Rundfunk-
gebührenpflicht befreit.

(7) Befreiung von der Rundfunkge-
bührenpflicht wird auf Antrag für Rund-
funkempfangsgeräte gewährt, die in fol-
genden Betrieben oder Einrichtungen für
den jeweils betreuten Personenkreis ohne
besonderes Entgelt bereitgehalten wer-
den:

1. In Krankenhäusern, Krankenanstalten,
Heilstätten sowie in Erholungsheimen
für Kriegsbeschädigte und Hinterblie-
bene, in Gutachterstationen, die sta-
tionäre Beobachtungen durchführen,
in Einrichtungen der beruflichen Reha-
bilitation sowie in Müttergenesungs-
heimen;

2. in Einrichtungen für behinderte Men-
schen, insbesondere in Heimen, in
Ausbildungsstätten und in Werkstätten
für behinderte Menschen;

3. in Einrichtungen der Jugendhilfe im
Sinne des Kinder- und Jugendhilfege-
setzes (Achtes Buch des Sozialgesetz-
buches);

4. in Einrichtungen für Suchtkranke, der
Altenhilfe, für Nichtsesshafte und in
Durchwandererheimen.

§ 6 Abs. 3 bis 6 gilt entsprechend.

(8) Voraussetzung für die Befreiung
von der Rundfunkgebührenpflicht nach
Absatz 7 ist, dass die Rundfunkempfangs-
geräte von dem jeweiligen Rechtsträger
des Betriebes oder der Einrichtung bereit-
gehalten werden. Die Gebührenbefreiung
tritt nur ein, wenn der Rechtsträger ge -
mein nützigen oder mildtätigen Zwecken
im Sinne der §§ 51 bis 68 der Abgaben-
ordnung dient. Das Gleiche gilt, wenn bei
dem Betrieb oder der Einrichtung eines
Rechtsträgers diese Voraussetzungen vor-
liegen. Bei Krankenhäusern, Altenwohn-
heimen, Altenheimen und Altenpflege-
heimen genügt es, wenn diese Einrich-
tungen gemäß § 3 Nr. 20 des Gewerbe-
steuergesetzes von der Gewerbesteuer
be freit sind.

(9) Die Rundfunkanstalt kann verlan-
gen, dass in den Fällen des Absatzes 8
Satz 2 die Befreiung von der Körper-
schaftssteuer gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 9 des
Körperschaftssteuergesetzes oder bei
Krankenhäusern, Altenwohnheimen, Al-
tenheimen und Altenpflegeheimen in den
Fällen des Absatzes 8 Satz 4 die Befrei-
ung von der Gewerbesteuer gemäß § 3
Nr. 20 des Gewerbesteuergesetzes nach-
gewiesen wird.

(10) Weitere Rundfunkempfangsgeräte
(Zweitgeräte), die in öffentlichen allge-
mein bildenden oder berufsbildenden
Schulen, staatlich genehmigten oder an-
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erkannten Ersatzschulen oder Ergän-
zungsschulen, soweit sie auf gemeinnüt-
ziger Grundlage arbeiten, von dem jewei-
ligen Rechtsträger der Schule zu Unter-
richtszwecken zum Empfang bereitgehal-
ten werden, sind von der Rundfunkge-
bühr befreit. Abweichende landesrechtli-
che Regelungen bleiben unberührt.

§ 6

Gebührenbefreiung natürlicher Personen

(1) Von der Rundfunkgebührenpflicht
werden auf Antrag folgende natürliche
Personen und deren Ehegatten im aus-
schließlich privaten Bereich befreit:

1. Empfänger von Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Dritten Kapitel des
Zwölften Buches des Sozialgesetzbu-
ches (Sozialhilfe) oder nach den 
§§ 27a oder 27d des Bundesversor-
gungsgesetzes,

2. Empfänger von Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung
(Viertes Kapitel des Zwölften Buches
des Sozialgesetzbuches),

3. Empfänger von Sozialgeld oder Ar-
beitslosengeld II einschließlich von
Leistungen nach § 22 ohne Zuschläge
nach § 24 des Zweiten Buches des
Sozialgesetzbuches,

4. Empfänger von Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz,

5. nicht bei den Eltern lebende Empfän-
ger von
a) Ausbildungsförderung nach dem

Bundesausbildungsförderungsge-
setz,

b) Berufsausbildungsbeihilfe nach
den §§ 99, 100 Nr. 5 des Dritten
Buches des Sozialgesetzbuches
oder nach dem vierten Kapitel,
fünfter Abschnitt des Dritten Bu-
ches des Sozialgesetzbuches oder

c) Ausbildungsgeld nach den §§ 104
ff. des Dritten Buches des Sozial-
gesetzbuches,

6. Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne
des § 27e des Bundesversorgungsge-
setzes,

7. a) blinde oder nicht nur vorüberge-
hend wesentlich sehbehinderte
Menschen mit einem Grad der Be-
hinderung von 60 vom Hundert al-
lein wegen der Sehbehinderung;

b) hörgeschädigte Menschen, die
gehörlos sind oder denen eine
ausreichende Verständigung über
das Gehör auch mit Hörhilfen
nicht möglich ist,

8. behinderte Menschen, deren Grad
der Behinderung nicht nur vorüber-
gehend wenigstens 80 vom Hundert
beträgt und die wegen ihres Leidens
an öffentlichen Veranstaltungen stän-
dig nicht teilnehmen können,

9. Empfänger von Hilfe zur Pflege nach
dem Siebten Kapitel des Zwölften
Buches des Sozialgesetzbuches oder
von Hilfe zur Pflege als Leistung der

Kriegsopferfürsorge nach dem Bun-
desversorgungsgesetz oder von Pfle-
gegeld nach landesgesetzlichen Vor-
schriften und

10. Empfänger von Pflegezulagen nach 
§ 267 Abs. 1 des Lastenausgleichsge-
setzes oder Personen, denen wegen
Pflegebedürftigkeit nach § 267 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c des Lasten-
ausgleichsgesetzes ein Freibetrag zu-
erkannt wird,

11. Kinder, Jugendliche und junge Voll-
jährige, die im Rahmen einer Leis -
tungsgewährung nach dem Achten
Buch des Sozialgesetzbuches in einer
stationären Einrichtung nach § 45 des
Achten Buches des Sozialgesetzbu-
ches leben.

Innerhalb der Haushaltsgemeinschaft
wird Gebührenbefreiung gewährt, wenn

1. der Haushaltsvorstand selbst zu dem in
Satz 1 aufgeführten Personenkreis ge -
hört,

2. der Ehegatte des Haushaltsvorstandes
zu dem in Satz 1 aufgeführten Perso-
nenkreis gehört oder

3. ein anderer Haushaltsangehöriger, der
zu dem in Satz 1 aufgeführten Perso-
nenkreis gehört, nachweist, dass er
selbst das Rundfunkempfangsgerät
zum Empfang bereithält.

(2) Der Antragsteller hat die Voraus-
setzungen für die Befreiung von der
Rundfunkgebührenpflicht durch Vorlage
einer entsprechenden Bestätigung des
Leistungsträgers im Original oder die
Vorlage des entsprechenden Bescheides
im Original oder in beglaubigter Kopie
nachzuweisen.

(3) Unbeschadet der Gebührenbefrei-
ung nach Absatz 1 kann die Rundfunkan-
stalt in besonderen Härtefällen auf An-
trag von der Rundfunkgebührenpflicht
befreien.

(4) Der Antrag ist bei der für die Erhe-
bung von Rundfunkgebühren zuständi-
gen Landesrundfunkanstalt zu stellen, die
über den Antrag entscheidet.

(5) Der Beginn der Befreiung von der
Rundfunkgebührenpflicht wird in der
Entscheidung über den Antrag auf den
Ersten des Monats festgesetzt, der dem
Monat folgt, in dem der Antrag gestellt
wird; wird der Antrag vor Ablauf der Frist
eines gültigen Befreiungsbescheides ge-
stellt, wird der Beginn der neuen Befrei-
ung auf den Ersten des Monats nach Ab-
lauf der Frist festgesetzt.

(6) Die Befreiung ist nach der Gültig-
keitsdauer des Bescheides nach Absatz 2
zu befristen. Ist der Bescheid nach Ab-
satz 2 unbefristet, so kann die Befreiung
auf drei Jahre befristet werden, wenn ei-
ne Änderung der Umstände möglich ist,
die dem Tatbestand zugrunde liegen.
Wird der Bescheid nach Absatz 2 unwirk-
sam, zurückgenommen oder widerrufen,
so endet die Befreiung. Umstände nach
Satz 3 sind von dem Berechtigten unver-
züglich der in Absatz 4 bezeichneten Lan-
desrundfunkanstalt mitzuteilen.
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§ 7

Gebührengläubiger, Schickschuld, 
Erstattung, Vollstreckung

(1) Das Aufkommen aus der Grundge-
bühr steht der Landesrundfunkanstalt
und in dem im Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrag bestimmten Umfang dem
Deutschlandradio sowie der Landesme-
dienanstalt zu, in deren Bereich das
Rundfunkempfangsgerät zum Empfang
bereitgehalten wird.

(2) Das Aufkommen aus der Fernseh-
gebühr steht der Landesrundfunkanstalt
und in dem im Rundfunkfinanzierungs-
staatsvertrag bestimmten Umfang der
Landesmedienanstalt, in deren Bereich
das Fernsehempfangsgerät zum Empfang
bereitgehalten wird, sowie dem Zweiten
Deutschen Fernsehen (ZDF) zu. Der An-
teil des ZDF nach § 9 Abs. 2 Rundfunkfi-
nanzierungsstaatsvertrag errechnet sich
aus dem Aufkommen aus der Fernsehge-
bühr nach Abzug der Anteile der Landes-
medienanstalten.

(3) Die Rundfunkgebühren sind an die
zuständige Landesrundfunkanstalt als
Schickschuld zu entrichten. Die Landes-
rundfunkanstalten können andere Stellen
mit der Einziehung beauftragen; diese
Stellen sind in den amtlichen Verkün-
dungsblättern der Länder öffentlich be-
kanntzumachen. Die Landesrundfunkan-
stalten oder die von ihnen beauftragten
Stellen führen die Anteile, die dem ZDF,
dem Deutschlandradio und den Landes-
medienanstalten zustehen, an diese ab.
Die Kosten des Gebühreneinzugs tragen
die Landesrundfunkanstalten, das ZDF,
das Deutschlandradio und die Landesme-
dienanstalten entsprechend ihren Antei-
len.

(4) Soweit Rundfunkgebühren ohne
rechtlichen Grund entrichtet wurden,
kann derjenige, auf dessen Rechnung die
Zahlung bewirkt worden ist, von der zu-
ständigen Landesrundfunkanstalt die Er-
stattung des entrichteten Betrages for-
dern. Die Verjährung des Erstattungsan-
spruchs richtet sich nach den Vorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die
regelmäßige Verjährung. Das ZDF, das
Deutschlandradio und die Landesmedien-
anstalten haben die auf sie entfallenden
Anteile des Erstattungsbetrages an die
zuständigen Landesrundfunkanstalten
abzuführen.

(5) Die Rundfunkgebührenschuld wird
durch die nach Absatz 1 zuständige Lan-
desrundfunkanstalt festgesetzt. Bescheide
über rückständige Rundfunkgebühren
können anstelle der nach Absatz 1 zu-
ständigen Landesrundfunkanstalt auch
von der Landesrundfunkanstalt im eige-
nen Namen erlassen werden, in deren
Anstaltsbereich der Rundfunkteilnehmer
zur Zeit des Erlasses des Bescheides
wohnt, sich ständig aufhält oder ständig
ein Rundfunkempfangsgerät zum Emp-
fang bereithält.

(6) Bescheide über rückständige Rund-
funkgebühren werden im Verwaltungs-

zwangsverfahren vollstreckt. Ersuchen
um Vollstreckungshilfe gegen Gebüh -
renschuldner, die in anderen Ländern
ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt
haben, können von der Landesrundfunk-
anstalt, an die die Gebühr zu entrichten
ist, unmittelbar an die für den Wohnsitz
oder ständigen Aufenthalt zuständige
Vollstreckungsbehörde gerichtet werden.

§ 8

Verarbeitung personenbezogener Daten
im Auftrag, Datenübermittlung

(1) Beauftragen die Landesrundfunk-
anstalten Dritte mit der Ermittlung von
Personen, die der Anzeigepflicht nach § 3
nicht nachgekommen sind, und mit der
Erhebung der dafür erforderlichen Daten,
gelten die für die Datenverarbeitung im
Auftrag anwendbaren Bestimmungen.

(2) Beauftragen die Landesrundfunk-
anstalten eine andere Stelle mit der Ein-
ziehung der Rundfunkgebühren, verar-
beitet diese für die Landesrundfunkan-
stalten als Auftragnehmer die beim Ge-
bühreneinzug anfallenden personenbezo-
genen Daten. Bei dieser Stelle ist unbe-
schadet der Zuständigkeit des nach Lan-
desrecht für die Landesrundfunkanstalt
zuständigen Datenschutzbeauftragten ein
betrieblicher Datenschutzbeauftragter zu
bestellen. Er arbeitet zur Gewährleistung
des Datenschutzes mit dem nach dem
Landesrecht für die Rundfunkanstalt zu-
ständigen Datenschutzbeauftragten zu-
sammen und unterrichtet diesen über
Verstöße gegen Datenschutzvorschriften
sowie die dagegen getroffenen Maßnah-
men. Im Übrigen gelten die für den be-
trieblichen Datenschutzbeauftragten an-
wendbaren Bestimmungen des Bundes-
datenschutzgesetzes entsprechend.

(3) Die zuständige Landesrundfunkan-
stalt darf im Einzelfall die von ihr gespei-
cherten personenbezogenen Daten der
Rundfunkteilnehmer an andere Landes-
rundfunkanstalten auch im Rahmen eines
automatisierten Abrufverfahrens übermit-
teln, soweit dies zur rechtmäßigen Erfül-
lung der Aufgaben der übermittelnden
oder der empfangenden Landesrundfunk-
anstalt beim Gebühreneinzug erforderlich
ist. Die übermittelnde Landesrundfunkan-
stalt hat aufzuzeichnen, an welche Stel-
len, wann und aus welchem Grund wel-
che personenbezogenen Daten übermit-
telt worden sind.

(4) Die zuständige Landesrundfunkan-
stalt oder die von ihr beauftragte Stelle
nach Absatz 2 kann zur Feststellung, ob
ein den Vorschriften dieses Staatsvertra-
ges genügendes Rundfunkteilnehmerver-
hältnis besteht, und zur Verwaltung von
Rundfunkteilnehmerverhältnissen perso-
nenbezogene Daten bei nichtöffentlichen
Stellen ohne Kenntnis des Betroffenen er-
heben, verarbeiten oder nutzen. Voraus-
setzung dafür ist, dass
1. die Datenbestände dazu geeignet sind,

Rückschlüsse auf die Gebührenpflicht
zuzulassen, insbesondere durch Ab-
gleich mit dem Bestand der nach § 3
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an gemeldeten Rundfunkteilnehmer
und

2. sich die Daten auf Angaben zu

a) Zugehörigkeit des Betroffenen zu
einer bestimmten Personengruppe,

b) Berufs-, Branchen- oder Geschäfts-
bezeichnungen,

c) Vor- und Familiennamen,

d) Titel,

e) Anschrift und

f) Geburtsdatum

beschränken und kein erkennbarer
Grund zu der Annahme besteht, dass der
Betroffene ein schutzwürdiges Interesse
an dem Ausschluss der Erhebung, Verar-
beitung oder Nutzung hat. Es dürfen kei-
ne Daten, die Rückschlüsse auf tatsächli-
che oder persönliche Verhältnisse liefern
könnten, an die übermittelnde Stelle
rückübermittelt werden. Die Daten sind
spätestens zwölf Monate nach ihrer Erhe-
bung zu löschen. Sie sind unverzüglich zu
löschen bei Feststellung des Nichtbeste-
hens oder des Bestehens eines Rundfunk-
teilnehmerverhältnisses, das den Voraus-
setzungen dieses Staatsvertrages ent-
spricht. Das Verfahren der regelmäßigen
Datenübermittlung durch die Meldebe-
hörden nach den Meldegesetzen oder
Meldedatenvermittlungsverordnungen der
Länder bleibt unberührt.

§ 9

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig

1. das Bereithalten eines Rundfunkemp-
fangsgerätes zum Empfang entgegen 
§ 3 nicht innerhalb eines Monats an-
zeigt;

2. ein Rundfunkempfangsgerät zum
Empfang bereithält und die fällige
Rundfunkgebühr länger als sechs Mo-
nate ganz oder teilweise nicht leistet. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße geahndet werden.

(3) Die Ordnungswidrigkeit wird nur
auf Antrag der Landesrundfunkanstalt
verfolgt. Die Rundfunkanstalt ist vom
Ausgang des Verfahrens zu benachrichti-
gen.

(4) Daten über Ordnungswidrigkeiten
sind ein Jahr nach Abschluss des jeweili-
gen Verfahrens zu löschen.

§ 10

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann
die Revision zum Bundesverwaltungsge-
richt auch darauf gestützt werden, dass
das angefochtene Urteil auf der Verlet-
zung der Bestimmungen dieses Staatsver-
trages beruhe.

§ 11

Vertragsdauer, Kündigung, 
Außer-Kraft-Treten

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von ei-
nem Jahr gekündigt werden. Die Kündi-
gung kann erstmals zum 31. Dezember
2008 erfolgen. Wird der Staatsvertrag zu
diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann
die Kündigung mit gleicher Frist jeweils
zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt
erfolgen. Die Kündigung ist gegenüber
dem Vorsitzenden der Ministerpräsiden-
tenkonferenz schriftlich zu erklären. Die
Kündigung eines Landes lässt das Ver-
tragsverhältnis der übrigen Länder zuein-
ander unberührt, jedoch kann jedes der
übrigen Länder den Vertrag binnen einer
Frist von drei Monaten nach Eingang der
Kündigungserklärung zum gleichen Zeit-
punkt kündigen.

(2) Die Rundfunkgebührenbefreiungs-
verordnungen der Länder treten mit In-
krafttreten dieses Staatsvertrags außer
Kraft.

§ 12

Übergangsbestimmungen

(1) Bestandskräftige Rundfunkge-
bührenbefreiungsbescheide, die vor In-
krafttreten dieses Staatsvertrages rechts-
wirksam erteilt wurden, bleiben auch
nach der Änderung der Regelungen der
§§ 5 und 6 dieses Staatsvertrages bis zum
Ablauf ihrer Gültigkeit, längstens jedoch
bis zum 31. März 2008, gültig.

(2) Bis zum 31. Dezember 2006 sind für
Rechner, die Rundfunkprogramme aus-
schließlich über Angebote aus dem Inter-
net wiedergeben können, Gebühren nicht
zu entrichten.

362 Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009



Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009 363

Bekanntmachung
der Neufassung des Staatsvertrages über den Schutz der Menschenwürde

und den Jugendschutz in Rundfunk und Telemedien
(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV)*)

Vom 28. Juli 2009

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge

Aufgrund des Art. 3 Abs. 4 des Elften
Staatsvertrages zur Änderung rundfunk-
rechtlicher Staatsverträge (Elfter Rund-
funkänderungsstaatsvertrag) vom 12. Juni
2008 (GVBl. I S. 840) wird nachstehend
der Wortlaut des Jugendmedienschutz-
Staatsvertrages – JMStV in der vom 1. Ja-
nuar 2009 geltenden Fassung bekannt
gemacht.

II. Abschnitt

Vorschriften für Rundfunk

§ 8  Festlegung der Sendezeit

§ 9  Ausnahmeregelungen

§ 10 Programmankündigungen und
Kenntlichmachung

III. Abschnitt

Vorschriften für Telemedien

§ 11 Jugendschutzprogramme

§ 12 Kennzeichnungspflicht

IV. Abschnitt

Verfahren für Anbieter mit Ausnahme 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 13 Anwendungsbereich

§ 14 Kommission für Jugendmedienschutz

§ 15 Mitwirkung der Gremien der 
Landesmedienanstalten

§ 16 Zuständigkeit der KJM

§ 17 Verfahren der KJM

§ 18 „jugendschutz.net“

§ 19 Einrichtungen der Freiwilligen
Selbstkontrolle

V. Abschnitt

Vollzug für Anbieter mit Ausnahme 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 20 Aufsicht

§ 21 Auskunftsansprüche

§ 22 Revision zum Bundesverwaltungsge-
richt

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein und 
der Freistaat Thüringen 

schließen nachstehenden Staatsvertrag: 

Inhaltsverzeichnis

I. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1  Zweck des Staatsvertrages

§ 2  Geltungsbereich

§ 3  Begriffsbestimmungen

§ 4  Unzulässige Angebote

§ 5  Entwicklungsbeeinträchtigende 
Angebote

§ 6  Jugendschutz in der Werbung und
im Teleshopping

§ 7  Jugendschutzbeauftragte

Wiesbaden, den 28. Juli 2009

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h

Staatsvertrag
über den Schutz der Menschenwürde und den Jugendschutz

in Rundfunk und Telemedien
(Jugendmedienschutz-Staatsvertrag – JMStV)



VI. Abschnitt

Ahndung von Verstößen der Anbieter 
mit Ausnahme des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks

§ 23 Strafbestimmung

§ 24 Ordnungswidrigkeiten

VII. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 25 Änderung sonstiger Staatsverträge

§ 26 Geltungsdauer, Kündigung

§ 27 Notifizierung

§ 28 Inkrafttreten, Neubekanntmachung

I. Abschnitt

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Zweck des Staatsvertrages

Zweck des Staatsvertrages ist der ein-
heitliche Schutz der Kinder und Jugendli-
chen vor Angeboten in elektronischen In-
formations- und Kommunikationsmedien,
die deren Entwicklung oder Erziehung
beeinträchtigen oder gefährden, sowie
der Schutz vor solchen Angeboten in
elektronischen Informations- und Kom-
munikationsmedien, die die Menschen-
würde oder sonstige durch das Strafge-
setzbuch geschützte Rechtsgüter verlet-
zen.

§ 2

Geltungsbereich

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für elektro-
nische Informations- und Kommunikati-
onsmedien (Rundfunk und Telemedien).

(2) Dieser Staatsvertrag gilt nicht für
elektronische Informations- und Kommu-
nikationsdienste soweit sie Telekommuni-
kationsdienste nach § 3 Nr. 24 des Tele-
kommunikationsgesetzes sind, die ganz
in der Übertragung von Signalen über Te-
lekommunikationsnetze bestehen oder te-
lekommunikationsgestützte Dienste nach
§ 3 Nr. 25 des Telekommunikationsgeset-
zes sind.

(3) Das Telemediengesetz und die für
Telemedien anwendbaren Bestimmungen
des Rundfunkstaatsvertrages bleiben un-
berührt.

§ 3

Begriffsbestimmungen

(1) Kind im Sinne dieses Staatsvertra-
ges ist, wer noch nicht 14 Jahre, Jugendli-
cher, wer 14 Jahre, aber noch nicht 18
Jahre alt ist.

(2) Im Sinne dieses Staatsvertrages
sind

1. „Angebote“ Rundfunksendungen oder
Inhalte von Telemedien,

2. „Anbieter“ Rundfunkveranstalter oder
Anbieter von Telemedien.

§ 4

Unzulässige Angebote

(1) Unbeschadet strafrechtlicher Ver-
antwortlichkeit sind Angebote unzulässig,
wenn sie

1.  Propagandamittel im Sinne des § 86
des Strafgesetzbuches darstellen, de-
ren Inhalt gegen die freiheitliche de-
mokratische Grundordnung oder den
Gedanken der Völkerverständigung
gerichtet ist,

2.  Kennzeichen verfassungswidriger Or-
ganisationen im Sinne des § 86a des
Strafgesetzbuches verwenden,

3.  zum Hass gegen Teile der Bevölke-
rung oder gegen eine nationale, rassi-
sche, religiöse oder durch ihr Volks-
tum bestimmte Gruppe aufstacheln,
zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen
gegen sie auffordern oder die Men-
schenwürde anderer dadurch angrei-
fen, dass Teile der Bevölkerung oder
eine vorbezeichnete Gruppe be-
schimpft, böswillig verächtlich ge-
macht oder verleumdet werden,

4.  eine unter der Herrschaft des Natio-
nalsozialismus begangene Handlung
der in § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 des
Völkerstrafgesetzbuches bezeichne-
ten Art in einer Weise, die geeignet
ist, den öffentlichen Frieden zu
stören, leugnen oder verharmlosen,

5.  grausame oder sonst unmenschliche
Gewalttätigkeiten gegen Menschen
in einer Art schildern, die eine Ver-
herrlichung oder Verharmlosung sol-
cher Gewalttätigkeiten ausdrückt
oder die das Grausame oder Un-
menschliche des Vorgangs in einer
die Menschenwürde verletzenden
Weise darstellt; dies gilt auch bei vir-
tuellen Darstellungen,

6.  als Anleitung zu einer in § 126 Abs. 1
des Strafgesetzbuches genannten
rechtswidrigen Tat dienen,

7.  den Krieg verherrlichen,

8.  gegen die Menschenwürde ver-
stoßen, insbesondere durch die Dar-
stellung von Menschen, die sterben
oder schweren körperlichen oder see-
lischen Leiden ausgesetzt sind oder
waren, wobei ein tatsächliches Ge-
schehen wiedergegeben wird, ohne
dass ein berechtigtes Interesse gera-
de für diese Form der Darstellung
oder Berichterstattung vorliegt; eine
Einwilligung ist unbeachtlich,

9.  Kinder oder Jugendliche in unnatür-
lich geschlechtsbetonter Körperhal-
tung darstellen; dies gilt auch bei vir-
tuellen Darstellungen,

10. pornografisch sind und Gewalttätig-
keiten, den sexuellen Missbrauch von
Kindern oder Jugendlichen oder se-
xuelle Handlungen von Menschen
mit Tieren zum Gegenstand haben;
dies gilt auch bei virtuellen Darstel-
lungen, oder

11. in den Teilen B und D der Liste nach
§ 18 des Jugendschutzgesetzes auf-
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genommen sind oder mit einem in
dieser Liste aufgenommenen Werk
ganz oder im Wesentlichen inhalts-
gleich sind. In den Fällen der Num-
mern 1 bis 4 und 6 gilt § 86 Abs. 3 des
Strafgesetzbuches, im Falle der Num-
mer 5 § 131 Abs. 3 des Strafgesetzbu-
ches entsprechend.

(2) Unbeschadet strafrechtlicher Ver-
antwortlichkeit sind Angebote ferner un-
zulässig, wenn sie

1. in sonstiger Weise pornografisch sind,

2. in den Teilen A und C der Liste nach 
§ 18 des Jugendschutzgesetzes aufge-
nommen sind oder mit einem in dieser
Liste aufgenommenen Werk ganz oder
im Wesentlichen inhaltsgleich sind,
oder

3. offensichtlich geeignet sind, die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendli-
chen oder ihre Erziehung zu einer ei-
genverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit unter
Berücksichtigung der besonderen Wir-
kungsform des Verbreitungsmediums
schwer zu gefährden. In Telemedien
sind Angebote abweichend von Satz 1
zulässig, wenn von Seiten des Anbie-
ters sichergestellt ist, dass sie nur Er-
wachsenen zugänglich gemacht wer-
den (geschlossene Benutzergruppe).

(3) Nach Aufnahme eines Angebotes
in die Liste nach § 18 des Jugendschutz-
gesetzes wirken die Verbote nach Absatz
1 und 2 auch nach wesentlichen inhaltli-
chen Veränderungen bis zu einer Ent-
scheidung durch die Bundesprüfstelle für
jugendgefährdende Medien.

§ 5

Entwicklungsbeeinträchtigende 
Angebote

(1) Sofern Anbieter Angebote, die ge-
eignet sind, die Entwicklung von Kindern
oder Jugendlichen zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen
Persönlichkeit zu beeinträchtigen, ver-
breiten oder zugänglich machen, haben
sie dafür Sorge zu tragen, dass Kinder
oder Jugendliche der betroffenen Alters-
stufen sie üblicherweise nicht wahrneh-
men.

(2) Bei Angeboten wird die Eignung
zur Beeinträchtigung der Entwicklung im
Sinne von Absatz 1 vermutet, wenn sie
nach dem Jugendschutzgesetz für Kinder
oder Jugendliche der jeweiligen Alters-
stufe nicht freigegeben sind. Satz 1 gilt
entsprechend für Angebote, die mit dem
bewerteten Angebot im Wesentlichen in-
haltsgleich sind.

(3) Der Anbieter kann seiner Pflicht
aus Absatz 1 dadurch entsprechen, dass
er

1. durch technische oder sonstige Mittel
die Wahrnehmung des Angebots durch
Kinder oder Jugendliche der betroffe-
nen Altersstufe unmöglich macht oder
wesentlich erschwert oder

2. die Zeit, in der die Angebote verbreitet
oder zugänglich gemacht werden, so
wählt, dass Kinder oder Jugendliche
der betroffenen Altersstufe üblicher-
weise die Angebote nicht wahrneh-
men.

(4) Ist eine entwicklungsbeeinträchti-
gende Wirkung im Sinne von Absatz 1
auf Kinder oder Jugendliche anzuneh-
men, erfüllt der Anbieter seine Verpflich-
tung nach Absatz 1, wenn das Angebot
nur zwischen 23 Uhr und 6 Uhr verbreitet
oder zugänglich gemacht wird. Gleiches
gilt, wenn eine entwicklungsbeeinträchti-
gende Wirkung auf Kinder oder Jugendli-
che unter 16 Jahren zu befürchten ist,
wenn das Angebot nur zwischen 22 Uhr
und 6 Uhr verbreitet oder zugänglich ge-
macht wird. Bei Filmen, die nach § 14
Abs. 2 des Jugendschutzgesetzes unter 
12 Jahren nicht freigegeben sind, ist bei
der Wahl der Sendezeit dem Wohl jünge-
rer Kinder Rechnung zu tragen.

(5) Ist eine entwicklungsbeeinträchti-
gende Wirkung im Sinne von Absatz 1
nur auf Kinder zu befürchten, erfüllt der
Anbieter von Telemedien seine Verpflich-
tung nach Absatz 1, wenn das Angebot
getrennt von für Kinder bestimmten An-
geboten verbreitet wird oder abrufbar ist.

(6) Absatz 1 gilt nicht für Nachrichten-
sendungen, Sendungen zum politischen
Zeitgeschehen im Rundfunk und ver-
gleichbare Angebote bei Telemedien, so-
weit ein berechtigtes Interesse gerade an
dieser Form der Darstellung oder Bericht-
erstattung vorliegt.

§ 6

Jugendschutz in der Werbung und 
im Teleshopping

(1) Werbung für indizierte Angebote
ist nur unter den Bedingungen zulässig,
die auch für die Verbreitung des Angebo-
tes selbst gelten. Die Liste der jugendge-
fährdenden Medien (§ 18 des Jugend-
schutzgesetzes) darf nicht zum Zwecke
der Werbung verbreitet oder zugänglich
gemacht werden. Bei Werbung darf nicht
darauf hingewiesen werden, dass ein Ver-
fahren zur Aufnahme eines Angebotes
oder eines inhaltsgleichen Trägermedi-
ums in die Liste nach § 18 des Jugend-
schutzgesetzes anhängig ist oder gewe-
sen ist.

(2) Werbung darf Kindern und Jugend-
lichen weder körperlichen noch seeli-
schen Schaden zufügen, darüber hinaus
darf sie nicht
1. direkte Kaufappelle an Kinder oder Ju-

gendliche enthalten, die deren Uner-
fahrenheit und Leichtgläubigkeit aus-
nutzen,

2. Kinder und Jugendliche unmittelbar
auffordern, ihre Eltern oder Dritte zum
Kauf der beworbenen Waren oder
Dienstleistungen zu bewegen,

3. das besondere Vertrauen ausnutzen,
das Kinder oder Jugendliche zu Eltern,
Lehrern und anderen Vertrauensperso-
nen haben, oder
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4. Kinder oder Minderjährige ohne be-
rechtigten Grund in gefährlichen Si-
tuationen zeigen.

(3) Werbung, deren Inhalt geeignet ist,
die Entwicklung von Kindern oder Ju-
gendlichen zu einer eigenverantwortli-
chen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit zu beeinträchtigen, muss getrennt
von Angeboten erfolgen, die sich an Kin-
der oder Jugendliche richten.

(4) Werbung, die sich auch an Kinder
oder Jugendliche richtet oder bei der Kin-
der oder Jugendliche als Darsteller einge-
setzt werden, darf nicht den Interessen
von Kindern oder Jugendlichen schaden
oder deren Unerfahrenheit ausnutzen.

(5) Werbung für alkoholische Getränke
darf sich weder an Kinder oder Jugendli-
che richten noch durch die Art der Dar-
stellung Kinder und Jugendliche beson-
ders ansprechen oder diese beim Alko-
holgenuss darstellen. Entsprechendes gilt
für die Werbung für Tabak in Telemedien.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Te-
leshopping entsprechend. Teleshopping
darf darüber hinaus Kinder oder Jugend-
liche nicht dazu anhalten, Kauf- oder
Miet- bzw. Pachtverträge für Waren oder
Dienstleistungen zu schließen.

§ 7

Jugendschutzbeauftragte

(1) Wer länderübergreifendes Fernse-
hen veranstaltet, hat einen Jugendschutz-
beauftragten zu bestellen. Gleiches gilt
für geschäftsmäßige Anbieter von allge-
mein zugänglichen Telemedien, die ent-
wicklungsbeeinträchtigende oder jugend-
gefährdende Inhalte enthalten, sowie für
Anbieter von Suchmaschinen.

(2) Anbieter von Telemedien mit weni-
ger als 50 Mitarbeitern oder nachweislich
weniger als zehn Millionen Zugriffen im
Monatsdurchschnitt eines Jahres sowie
Veranstalter, die nicht bundesweit ver-
breitetes Fernsehen veranstalten, können
auf die Bestellung verzichten, wenn sie
sich einer Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle anschließen und diese zur
Wahrnehmung der Aufgaben des Ju-
gendschutzbeauftragten verpflichten so-
wie entsprechend Absatz 3 beteiligen und
informieren.

(3) Der Jugendschutzbeauftragte ist
Ansprechpartner für die Nutzer und berät
den Anbieter in Fragen des Jugend-
schutzes. Er ist vom Anbieter bei Fragen
der Herstellung, des Erwerbs, der Pla-
nung und der Gestaltung von Angeboten
und bei allen Entscheidungen zur Wah-
rung des Jugendschutzes angemessen
und rechtzeitig zu beteiligen und über
das jeweilige Angebot vollständig zu in-
formieren. Er kann dem Anbieter eine Be-
schränkung oder Änderung von Angebo-
ten vorschlagen.

(4) Der Jugendschutzbeauftragte muss
die zur Erfüllung seiner Aufgaben erfor-
derliche Fachkunde besitzen. Er ist in sei-
ner Tätigkeit weisungsfrei. Er darf wegen
der Erfüllung seiner Aufgaben nicht be-

nachteiligt werden. Ihm sind die zur Er-
füllung seiner Aufgaben notwendigen
Sachmittel zur Verfügung zu stellen. Er ist
unter Fortzahlung seiner Bezüge soweit
für seine Aufgaben erforderlich von der
Arbeitsleistung freizustellen.

(5) Die Jugendschutzbeauftragten der
Anbieter sollen in einen regelmäßigen Er-
fahrungsaustausch eintreten.

II. Abschnitt

Vorschriften für Rundfunk

§ 8

Festlegung der Sendezeit

(1) Die in der Arbeitsgemeinschaft der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
der Bundesrepublik Deutschland (ARD)
zusammengeschlossenen Landesrundfunk-
anstalten, das Zweite Deutsche Fernse-
hen (ZDF), die Kommission für Jugend-
medienschutz (KJM) oder von dieser hier-
für anerkannte Einrichtungen der Freiwil-
ligen Selbstkontrolle können jeweils in
Richtlinien oder für den Einzelfall für 
Filme, auf die das Jugendschutzgesetz
keine Anwendung findet, zeitliche Be-
schränkungen vorsehen, um den Beson-
derheiten der Ausstrahlung von Filmen
im Fernsehen, vor allem bei Fernsehseri-
en, gerecht zu werden.

(2) Für sonstige Sendeformate können
die in Absatz 1 genannten Stellen im Ein-
zelfall zeitliche Beschränkungen vorse-
hen, wenn deren Ausgestaltung nach
Thema, Themenbehandlung, Gestaltung
oder Präsentation in einer Gesamtbewer-
tung geeignet ist, Kinder oder Jugendli-
che in ihrer Entwicklung und Erziehung
zu beeinträchtigen.

§ 9

Ausnahmeregelungen

(1) Auf Antrag des Intendanten kann
das jeweils zuständige Organ der in der
ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten, des Deutschlandradi-
os und des ZDF sowie auf Antrag eines
privaten Rundfunkveranstalters die KJM
oder eine von dieser hierfür anerkannte
Einrichtung der Freiwilligen Selbstkon-
trolle jeweils in Richtlinien oder für den
Einzelfall von der Vermutung nach § 5
Abs. 2 abweichen. Dies gilt vor allem für
Angebote, deren Bewertung länger als 15
Jahre zurückliegt. Die obersten Landesju-
gendbehörden sind von der abweichen-
den Bewertung zu unterrichten.

(2) Die Landesmedienanstalten kön-
nen für digital verbreitete Programme des
privaten Fernsehens durch übereinstim-
mende Satzungen festlegen, unter wel-
chen Voraussetzungen ein Rundfunkver-
anstalter seine Verpflichtung nach § 5 er-
füllt, indem er diese Sendungen nur mit
einer allein für diese verwandten Technik
verschlüsselt oder vorsperrt. Der Rund-
funkveranstalter hat sicherzustellen, dass
die Freischaltung durch den Nutzer nur
für die Dauer der jeweiligen Sendung
oder des jeweiligen Films möglich ist. Die
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Landesmedienanstalten bestimmen in
den Satzungen nach Satz 1 insbesondere
welche Anforderungen an die Verschlüs-
selung und Vorsperrung von Sendungen
zur Gewährleistung eines effektiven Ju-
gendschutzes zu stellen sind.

§ 10

Programmankündigungen und 
Kenntlichmachung

(1) § 5 Abs. 4 und 5 gilt für unver-
schlüsselte und nicht vorgesperrte Pro-
grammankündigungen mit Bewegtbil-
dern entsprechend.

(2) Sendungen, für die eine entwick-
lungsbeeinträchtigende Wirkung auf Kin-
der oder Jugendliche unter 16 Jahren an-
zunehmen ist, müssen durch akustische
Zeichen angekündigt oder durch optische
Mittel während der gesamten Sendung
als ungeeignet für die entsprechende Al-
tersstufe kenntlich gemacht werden.

III. Abschnitt

Vorschriften für Telemedien

§ 11

Jugendschutzprogramme

(1) Der Anbieter von Telemedien kann
den Anforderungen nach § 5 Abs. 3 Nr. 1
dadurch genügen, dass Angebote, die ge-
eignet sind, die Entwicklung und Erzie-
hung von Kindern und Jugendlichen zu
beeinträchtigen, für ein als geeignet aner-
kanntes Jugendschutzprogramm pro-
grammiert werden oder dass es ihnen
vorgeschaltet wird.

(2) Jugendschutzprogramme nach Ab-
satz 1 müssen zur Anerkennung der Eig-
nung vorgelegt werden. Die zuständige
Landesmedienanstalt trifft die Entschei-
dung durch die KJM. Zuständig ist die
Landesmedienanstalt des Landes, bei der
der Antrag auf Anerkennung gestellt ist.
Die Anerkennung ist auf fünf Jahre be -
fris tet. Verlängerung ist möglich.

(3) Die Anerkennung nach Absatz 2 ist
Jugendschutzprogrammen zu erteilen,
wenn sie einen nach Altersstufen diffe-
renzierten Zugang ermöglichen oder ver-
gleichbar geeignet sind.

(4) Die Anerkennung kann widerrufen
werden, wenn die Voraussetzungen für
die Anerkennung nachträglich entfallen
sind.

(5) Wer gewerbsmäßig oder in großem
Umfang Telemedien verbreitet oder zu-
gänglich macht, soll auch die für Kinder
oder Jugendliche unbedenklichen Ange-
bote für ein anerkanntes Jugendschutz-
programm programmieren, soweit dies
zumutbar und ohne unverhältnismäßige
Kosten möglich ist.

(6) Die KJM kann vor Anerkennung
eines Jugendschutzprogrammes einen
zeitlich befristeten Modellversuch mit
neuen Verfahren, Vorkehrungen oder

technischen Möglichkeiten zur Gewähr-
leistung des Jugendschutzes zulassen.

§ 12

Kennzeichnungspflicht

Anbieter von Telemedien, die ganz
oder im Wesentlichen inhaltsgleich sind
mit bespielten Videokassetten und mit
anderen zur Weitergabe geeigneten, für
die Wiedergabe auf oder das Spiel an
Bildschirmgeräten mit Filmen oder Spie-
len programmierten Datenträgern (Bild-
trägern), die nach § 12 des Jugendschutz-
gesetzes gekennzeichnet oder für die je-
weilige Altersstufe freigegeben sind,
müssen auf eine vorhandene Kennzeich-
nung in ihrem Angebot deutlich hinwei-
sen.

IV. Abschnitt

Verfahren für Anbieter mit Ausnahme 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 13

Anwendungsbereich

Die §§ 14 bis 21 sowie § 24 Abs. 4 
Satz 6 gelten nur für länderübergreifende
Angebote.

§ 14

Kommission für Jugendmedienschutz

(1) Die zuständige Landesmedienan-
stalt überprüft die Einhaltung der für die
Anbieter geltenden Bestimmungen nach
diesem Staatsvertrag. Sie trifft entspre-
chend den Bestimmungen dieses Staats-
vertrages die jeweiligen Entscheidungen.

(2) Zur Erfüllung der Aufgaben nach
Absatz 1 wird die Kommission für Ju-
gendmedienschutz (KJM) gebildet. Diese
dient der jeweils zuständigen Landesme-
dienanstalt als Organ bei der Erfüllung
ihrer Aufgaben nach Absatz 1. Auf An-
trag der zuständigen Landesmedienan-
stalt kann die KJM auch mit nichtlän-
derübergreifenden Angeboten gutacht-
lich befasst werden. Absatz 5 bleibt un-
berührt.

(3) Die KJM besteht aus 12 Sachver-
ständigen. Hiervon werden entsandt

1. sechs Mitglieder aus dem Kreis der Di-
rektoren der Landesmedienanstalten,
die von den Landesmedienanstalten
im Einvernehmen benannt werden,

2. vier Mitglieder von den für den Ju-
gendschutz zuständigen obersten Lan-
desbehörden,

3. zwei Mitglieder von der für den Ju-
gendschutz zuständigen obersten Bun-
desbehörde. Für jedes Mitglied ist ent-
sprechend Satz 2 ein Vertreter für den
Fall seiner Verhinderung zu bestim-
men. Die Amtsdauer der Mitglieder
oder stellvertretenden Mitglieder be-
trägt fünf Jahre. Wiederberufung ist
zulässig. Mindestens vier Mitglieder
und stellvertretende Mitglieder sollen

Nr. 12 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 10. August 2009 367



die Befähigung zum Richteramt haben.
Den Vorsitz führt ein Direktor einer
Landesmedienanstalt.

(4) Der KJM können nicht angehören
Mitglieder und Bedienstete der Institutio-
nen der Europäischen Union, der Verfas-
sungsorgane des Bundes und der Länder,
Gremienmitglieder und Bedienstete von
Landesrundfunkanstalten der ARD, des
ZDF, des Deutschlandradios, des Europäi-
schen Fernsehkulturkanals „ARTE“ und
der privaten Rundfunkveranstalter oder
Anbieter von Telemedien sowie Bediens -
tete von an ihnen unmittelbar oder mittel-
bar im Sinne von § 28 des Rundfunk-
staatsvertrages beteiligten Unternehmen.

(5) Es können Prüfausschüsse gebildet
werden. Jedem Prüfausschuss muss min-
destens jeweils ein in Absatz 3 Satz 2 
Nr. 1 bis 3 aufgeführtes Mitglied der KJM
oder im Falle seiner Verhinderung dessen
Vertreter angehören. Die Prüfausschüsse
entscheiden jeweils bei Einstimmigkeit
anstelle der KJM. Zu Beginn der Amtspe-
riode der KJM wird die Verteilung der
Prüfverfahren von der KJM festgelegt.
Das Nähere ist in der Geschäftsordnung
der KJM festzulegen.

(6) Die Mitglieder der KJM sind bei
der Erfüllung ihrer Aufgaben nach die-
sem Staatsvertrag an Weisungen nicht ge-
bunden. Die Regelung zur Vertraulichkeit
nach § 24 des Rundfunkstaatsvertrages
gilt auch im Verhältnis der Mitglieder der
KJM zu anderen Organen der Landesme-
dienanstalten.

(7) Die Mitglieder der KJM haben An-
spruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auf-
wendungen und Auslagen. Näheres re-
geln die Landesmedienanstalten durch
übereinstimmende Satzungen.

§ 15

Mitwirkung der Gremien der 
Landesmedienanstalten

(1) Die KJM unterrichtet die Vorsitzen-
den der Gremien der Landesmedienan-
stalten fortlaufend über ihre Tätigkeit. Sie
bezieht die Gremienvorsitzenden in
grundsätzlichen Angelegenheiten, insbe-
sondere bei der Erstellung von Satzungs-
und Richtlinienentwürfen, ein.

(2) Die nach Landesrecht zuständigen
Organe der Landesmedienanstalten erlas-
sen übereinstimmende Satzungen und
Richtlinien zur Durchführung dieses
Staatsvertrages. Sie stellen hierbei das
Benehmen mit den in der ARD zusam-
mengeschlossenen Landesrundfunkan-
stalten und dem ZDF her und führen mit
diesen und der KJM einen gemeinsamen
Erfahrungsaustausch in der Anwendung
des Jugendmedienschutzes durch.

§ 16

Zuständigkeit der KJM

Die KJM ist zuständig für die abschlie -
ßende Beurteilung von Angeboten nach
diesem Staatsvertrag. Sie ist unbeschadet

der Befugnisse von anerkannten Einrich-
tungen der Freiwilligen Selbstkontrolle
nach diesem Staatsvertrag im Rahmen
des Satzes 1 insbesondere zuständig für

1. die Überwachung der Bestimmungen
dieses Staatsvertrages,

2. die Anerkennung von Einrichtungen
der Freiwilligen Selbstkontrolle und
die Rücknahme oder den Widerruf der
Anerkennung,

3. die Festlegung der Sendezeit nach § 8,

4. die Festlegung von Ausnahmen nach 
§ 9,

5. die Prüfung und Genehmigung einer
Verschlüsselungs- und Vorsperrungs-
technik,

6. die Anerkennung von Jugendschutz-
programmen und für die Rücknahme
oder den Widerruf der Anerkennung,

7. die Stellungnahme zu Indizierungsan-
trägen bei der Bundesprüfstelle für ju-
gendgefährdende Medien und für An-
träge bei der Bundesprüfstelle auf In-
dizierung und

8. die Entscheidung über Ordnungswid-
rigkeiten nach diesem Staatsvertrag.

§ 17

Verfahren der KJM

(1) Die KJM wird von Amts wegen
tätig; auf Antrag einer Landesmedienan-
stalt oder einer obersten Landesjugend-
behörde hat sie ein Prüfverfahren einzu-
leiten. Sie fasst ihre Beschlüsse mit der
Mehrheit ihrer gesetzlichen Mitglieder,
bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme des Vorsitzenden. Die Beschlüsse
sind zu begründen. In der Begründung
sind die wesentlichen tatsächlichen und
rechtlichen Gründe mitzuteilen. Die Be-
schlüsse der KJM sind gegenüber den an-
deren Organen der zuständigen Landes-
medienanstalt bindend. Sie sind deren
Entscheidungen zu Grunde zu legen.

(2) Die KJM soll mit der Bundesprüf-
stelle für jugendgefährdende Medien zu-
sammenarbeiten und einen regelmäßigen
Informationsaustausch pflegen.

(3) Die KJM erstattet den Gremien der
Landesmedienanstalten, den für den Ju-
gendschutz zuständigen obersten Landes-
jugendbehörden und der für den Jugend-
schutz zuständigen obersten Bundes-
behörde erstmalig zwei Jahre nach ihrer
Konstituierung und danach alle zwei Jah-
re einen Bericht über die Durchführung
der Bestimmungen dieses Staatsvertra-
ges.

§ 18

„jugendschutz.net“

(1) Die durch die obersten Landesju-
gendbehörden eingerichtete gemeinsame
Stelle Jugendschutz aller Länder 
(„jugendschutz.net“) ist organisatorisch
an die KJM angebunden. Die Stelle 
„jugendschutz.net“ wird von den Landes-
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medienanstalten und den Ländern bis
zum 31. Dezember 2012 gemeinsam 
finanziert. Die näheren Einzelheiten der
Finanzierung dieser Stelle durch die Län-
der legen die für den Jugendschutz zu-
ständigen Minister der Länder in einem
Statut durch Beschluss fest. Das Statut re-
gelt auch die fachliche und haushalts-
mäßige Unabhängigkeit der Stelle.

(2) „jugendschutz.net“ unterstützt die
KJM und die obersten Landesjugend-
behörden bei deren Aufgaben.

(3) „jugendschutz.net“ überprüft die
Angebote der Telemedien. Daneben
nimmt „jugendschutz.net“ auch Aufga-
ben der Beratung und Schulung bei Tele-
medien wahr.

(4) Bei Verstößen gegen Bestimmun-
gen dieses Staatsvertrages weist jugend-
schutz.net den Anbieter hierauf hin und
informiert die anerkannten Einrichtungen
der Freiwilligen Selbstkontrolle und die
KJM hierüber.

§ 19

Einrichtungen der 
Freiwilligen Selbstkontrolle

(1) Einrichtungen Freiwilliger Selbst-
kontrolle können für Rundfunk und Tele-
medien gebildet werden.

(2) Anerkannte Einrichtungen der
Freiwilligen Selbstkontrolle überprüfen
im Rahmen ihres satzungsgemäßen Auf-
gabenbereichs die Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Staatsvertrages sowie der
hierzu erlassenen Satzungen und Richtli-
nien bei ihnen angeschlossenen Anbie-
tern.

(3) Eine Einrichtung ist als Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne
dieses Staatsvertrages anzuerkennen,
wenn
1. die Unabhängigkeit und Sachkunde

ihrer benannten Prüfer gewährleistet
ist und dabei auch Vertreter aus gesell-
schaftlichen Gruppen berücksichtigt
sind, die sich in besonderer Weise mit
Fragen des Jugendschutzes befassen,

2. eine sachgerechte Ausstattung durch
eine Vielzahl von Anbietern sicherge-
stellt ist,

3. Vorgaben für die Entscheidungen der
Prüfer bestehen, die in der Spruchpra-
xis einen wirksamen Kinder- und Ju-
gendschutz zu gewährleisten geeignet
sind,

4. eine Verfahrensordnung besteht, die
den Umfang der Überprüfung, bei Ver-
anstaltern auch die Vorlagepflicht, so-
wie mögliche Sanktionen regelt und
eine Möglichkeit der Überprüfung der
Entscheidungen auch auf Antrag von
landesrechtlich bestimmten Trägern
der Jugendhilfe vorsieht,

5. gewährleistet ist, dass die betroffenen
Anbieter vor einer Entscheidung
gehört werden, die Entscheidung
schriftlich begründet und den Beteilig-
ten mitgeteilt wird und

6. eine Beschwerdestelle eingerichtet ist.

(4) Die zuständige Landesmedienan-
stalt trifft die Entscheidung durch die
KJM. Zuständig ist die Landesmedienan-
stalt des Landes, in dem die Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle ihren Sitz
hat. Ergibt sich danach keine Zuständig-
keit, so ist diejenige Landesmedienanstalt
zuständig, bei der der Antrag auf Aner-
kennung gestellt wurde. Die Einrichtung
legt der KJM die für die Prüfung der An-
erkennungsvoraussetzungen erforderli-
chen Unterlagen vor. Die Anerkennung
ist auf vier Jahre befristet. Verlängerung
ist möglich.

(5) Die Anerkennung kann widerrufen
werden, wenn Voraussetzungen für die
Anerkennung nachträglich entfallen sind
oder sich die Spruchpraxis der Einrich-
tung nicht im Einklang mit dem gelten-
den Jugendschutzrecht befindet. Eine
Entschädigung für Vermögensnachteile
durch den Widerruf der Anerkennung
wird nicht gewährt.

(6) Die anerkannten Einrichtungen der
Freiwilligen Selbstkontrolle sollen sich
über die Anwendung dieses Staatsvertra-
ges abstimmen.

V. Abschnitt

Vollzug für Anbieter mit Ausnahme 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks

§ 20

Aufsicht

(1) Stellt die zuständige Landesme-
dienanstalt fest, dass ein Anbieter gegen
die Bestimmungen dieses Staatsvertrages
verstoßen hat, trifft sie die erforderlichen
Maßnahmen gegenüber dem Anbieter.

(2) Für Veranstalter von Rundfunk trifft
die zuständige Landesmedienanstalt
durch die KJM entsprechend den landes-
rechtlichen Regelungen die jeweilige Ent-
scheidung.

(3) Tritt die KJM an einen Rundfunk-
veranstalter mit dem Vorwurf heran, er
habe gegen Bestimmungen dieses Staats-
vertrages verstoßen, und weist der Veran-
stalter nach, dass er die Sendung vor ihrer
Ausstrahlung einer anerkannten Einrich-
tung der Freiwilligen Selbstkontrolle im
Sinne dieses Staatsvertrages vorgelegt
und deren Vorgaben beachtet hat, so sind
Maßnahmen durch die KJM im Hinblick
auf die Einhaltung der Bestimmungen
zum Jugendschutz durch den Veranstalter
nur dann zulässig, wenn die Entschei-
dung oder die Unterlassung einer Ent-
scheidung der anerkannten Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle die recht-
lichen Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums überschreitet. Bei nichtvorlagefähi-
gen Sendungen ist vor Maßnahmen bei
behaupteten Verstößen gegen den Ju-
gendschutz, mit Ausnahme von Verstößen
gegen § 4 Abs. 1, durch die KJM die an-
erkannte Einrichtung der Freiwilligen
Selbstkontrolle, der der Rundfunkveran-
stalter angeschlossen ist, zu befassen;
Satz 1 gilt entsprechend. Für Entschei-
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dungen nach den §§ 8 und 9 gilt Satz 1
entsprechend.

(4) Für Anbieter von Telemedien trifft
die zuständige Landesmedienanstalt
durch die KJM entsprechend § 59 Abs. 2
bis 4 des Rundfunkstaatsvertrages unter
Beachtung der Regelungen der Verant-
wortlichkeit nach den §§ 7 bis 10 des
Telemediengesetzes die jeweilige Ent-
scheidung.

(5) Gehört ein Anbieter von Telemedi-
en einer anerkannten Einrichtung der
Freiwilligen Selbstkontrolle im Sinne die-
ses Staatsvertrages an oder unterwirft er
sich ihren Statuten, so ist bei behaupteten
Verstößen gegen den Jugendschutz, mit
Ausnahme von Verstößen gegen § 4
Abs. 1, durch die KJM zunächst diese Ein-
richtung mit den behaupteten Verstößen
zu befassen. Maßnahmen nach Absatz 1
gegen den Anbieter durch die KJM sind
nur dann zulässig, wenn die Entschei-
dung oder die Unterlassung einer Ent-
scheidung der anerkannten Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle die recht-
lichen Grenzen des Beurteilungsspiel-
raums über schreitet.

(6) Zuständig ist die Landesmedienan-
stalt des Landes, in dem die Zulassung
des Rundfunkveranstalters erteilt wurde
oder der Anbieter von Telemedien seinen
Sitz, Wohnsitz oder in Ermangelung des-
sen seinen ständigen Aufenthalt hat. Er-
gibt sich danach keine Zuständigkeit, so
ist diejenige Landesmedienanstalt zustän-
dig, in deren Bezirk der Anlass für die
Amtshandlung hervortritt.

(7) Die Länder überprüfen drei Jahre
nach Inkrafttreten dieses Staatsvertrages
die Anwendung der Bestimmungen der
Absätze 3 und 5 insbesondere auf der
Grundlage des Berichts der KJM nach 
§ 17 Abs. 3 und von Stellungnahmen 
anerkannter Einrichtungen Freiwilliger
Selbst kontrolle und der obersten Landes-
jugendbehörden.

§ 21

Auskunftsansprüche

(1) Ein Anbieter von Telemedien ist
verpflichtet, der KJM Auskunft über die
Angebote und über die zur Wahrung des
Jugendschutzes getroffenen Maßnahmen
zu geben und ihr auf Anforderung den
unentgeltlichen Zugang zu den Angebo-
ten zu Kontrollzwecken zu ermöglichen.

(2) Der Abruf oder die Nutzung von
Angeboten im Rahmen der Aufsicht, der
Ahndung von Verstößen oder der Kontrol-
le ist unentgeltlich. Anbieter haben dies
sicherzustellen. Der Anbieter darf seine
Angebote nicht gegen den Abruf oder die
Kenntnisnahme durch die zuständige
Stelle sperren oder den Abruf oder die
Kenntnisnahme erschweren.

§ 22

Revision zum Bundesverwaltungsgericht

In einem gerichtlichen Verfahren kann
die Revision zum Bundesverwaltungsge-
richt auch darauf gestützt werden, dass

das angefochtene Urteil auf der Verlet-
zung der Bestimmungen dieses Staatsver-
trages beruhe.

VI. Abschnitt

Ahndung von Verstößen der Anbieter 
mit Ausnahme des öffentlich-rechtlichen

Rundfunks

§ 23

Strafbestimmung

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ent-
gegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2
Angebote verbreitet oder zugänglich
macht, die offensichtlich geeignet sind,
die Entwicklung von Kindern oder Ju-
gendlichen oder ihre Erziehung zu einer
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit unter
Berücksichtigung der besonderen Wir-
kungsform des Verbreitungsmediums
schwer zu gefährden. Handelt der Täter
fahrlässig, so ist die Freiheitsstrafe bis zu
6 Monate oder die Geldstrafe bis zu 180
Tagessätze.

§ 24

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als
Anbieter vorsätzlich oder fahrlässig

1. Angebote verbreitet oder zugänglich
macht, die
a) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

Propagandamittel im Sinne des
Strafgesetzbuches darstellen,

b) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
Kennzeichen verfassungswidriger
Organisationen verwenden,

c) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
zum Hass gegen Teile der Bevöl-
kerung oder gegen eine nationale,
rassische, religiöse oder durch
Volkstum bestimmte Gruppe auf-
stacheln, zu Gewalt- oder Willkür-
maßnahmen gegen sie auffordern
oder die Menschenwürde anderer
dadurch angreifen, dass Teile der
Bevölkerung oder eine vorbe-
zeichnete Gruppe beschimpft,
böswillig verächtlich gemacht
oder verleumdet werden,

d) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
eine unter der Herrschaft des 
Nationalsozialismus begangene
Hand lung der in § 6 Abs. 1 oder § 7
Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbu-
ches bezeichneten Art in einer
Weise, die geeignet ist, den öffent-
lichen Frieden zu stören, leugnen
oder verharmlosen,

e) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
grausame oder sonst unmenschli-
che Gewalttätigkeiten gegen
Menschen in einer Art schildern,
die eine Verherrlichung oder Ver-
harmlosung solcher Gewalttätig-
keiten ausdrückt oder die das
Grausame oder Unmenschliche
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des Vorgangs in einer die Men-
schenwürde verletzenden Weise
darstellt; dies gilt auch bei virtuel-
len Darstellungen,

f) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6
als Anleitung zu einer in § 126
Abs. 1 des Strafgesetzbuches ge-
nannten rechtswidrigen Tat die-
nen,

g) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7
den Krieg verherrlichen,

h) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8
gegen die Menschenwürde ver-
stoßen, insbesondere durch die
Darstellung von Menschen, die
sterben oder schweren körperli-
chen oder seelischen Leiden aus-
gesetzt sind oder waren, wobei ein
tatsächliches Geschehen wieder-
gegeben wird, ohne dass ein be-
rechtigtes Interesse gerade für
diese Form der Darstellung oder
Berichterstattung vorliegt,

i) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9
Kinder oder Jugendliche in un-
natürlich geschlechtsbetonter Kör-
perhaltung darstellen; dies gilt
auch bei virtuellen Darstellungen,

j) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10
pornografisch sind und Gewalt-
tätigkeiten, den sexuellen Miss -
brauch von Kindern oder Jugend-
lichen oder sexuelle Handlungen
von Menschen mit Tieren zum Ge-
genstand haben; dies gilt auch bei
virtuellen Darstellungen, oder

k) entgegen § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11
in den Teilen B und D der Liste
nach § 18 des Jugendschutzgeset-
zes aufgenommen sind oder mit
einem in dieser Liste aufgenom-
menen Werk ganz oder im We-
sentlichen inhaltsgleich sind,

2. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und
Satz 2 Angebote verbreitet oder zu-
gänglich macht, die in sonstiger Wei-
se pornografisch sind,

3. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und
Satz 2 Angebote verbreitet oder zu-
gänglich macht, die in den Teilen A
und C der Liste nach § 18 des Ju-
gendschutzgesetzes aufgenommen
sind oder mit einem in dieser Liste
aufgenommenen Werk ganz oder im
Wesentlichen inhaltsgleich sind,

4. entgegen § 5 Abs. 1 Angebote ver-
breitet oder zugänglich macht, die
geeignet sind, die Entwicklung von
Kindern oder Jugendlichen zu einer
eigenverantwortlichen und gemein-
schaftsfähigen Persönlichkeit zu be-
einträchtigen, ohne dafür Sorge zu
tragen, dass Kinder oder Jugendliche
der betroffenen Altersstufen sie übli-
cherweise nicht wahrnehmen,

5. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 6
Werbung oder Teleshopping für indi-
zierte Angebote verbreitet oder zu-
gänglich macht,

6. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 6
die Liste der jugendgefährdenden

Medien verbreitet oder zugänglich
macht,

7. entgegen § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 6
einen dort genannten Hinweis gibt,

8. entgegen § 7 keinen Jugendschutz-
beauftragten bestellt,

9. Sendeformate entgegen Sendezeitbe-
schränkungen nach § 8 Abs. 2 ver-
breitet,

10. Sendungen, deren Eignung zur Be-
einträchtigung der Entwicklung nach
§ 5 Abs. 2 vermutet wird, verbreitet,
ohne dass die KJM oder eine von die-
ser hierfür anerkannte Einrichtung
der Freiwilligen Selbstkontrolle von
der Vermutung gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1
abgewichen ist,

11. entgegen § 10 Abs. 1 Programm -
ankündigungen mit Bewegtbildern
außerhalb der geeigneten Sendezeit
und unverschlüsselt verbreitet,

12. entgegen § 10 Abs. 2 Sendungen ver-
breitet, ohne ihre Ausstrahlung durch
akustische Zeichen anzukündigen
oder durch optische Mittel während
der gesamten Sendung kenntlich zu
machen,

13. Angebote ohne den nach § 12 erfor-
derlichen Hinweis verbreitet,

14. entgegen einer vollziehbaren Anord-
nung durch die zuständige Aufsichts-
behörde nach § 20 Abs. 1 nicht tätig
wird,

15. entgegen § 21 Abs. 1 seiner Aus-
kunftspflicht nicht nachkommt oder

16. entgegen § 21 Abs. 2 Satz 3 Angebo-
te gegen den Abruf durch die zustän-
dige Aufsichtsbehörde sperrt.

(2) Ordnungswidrig handelt ferner,
wer vorsätzlich

1. entgegen § 11 Abs. 5 Telemedien als
für Kinder oder Jugendliche der be-
treffenden Altersstufe geeignet falsch
kennzeichnet oder

2. im Rahmen eines Verfahrens zur Aner-
kennung einer Einrichtung der Frei-
willigen Selbstkontrolle nach § 19 
Abs. 4 falsche Angaben macht.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße bis zu 500 000 Euro ge-
ahndet werden.

(4) Zuständige Verwaltungsbehörde im
Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist die zu-
ständige Landesmedienanstalt. Zuständig
ist in den Fällen des Absatzes 1 und des
Absatzes 2 Nr. 1 die Landesmedienanstalt
des Landes, in dem die Zulassung des
Rundfunkveranstalters erteilt wurde oder
der Anbieter von Telemedien seinen Sitz,
Wohnsitz oder in Ermangelung dessen
seinen ständigen Aufenthalt hat. Ergibt
sich danach keine Zuständigkeit, so ist
diejenige Landesmedienanstalt zuständig,
in deren Bezirk der Anlass für die Amts-
handlung hervortritt. Zuständig ist im Fal-
le des Absatzes 2 Nr. 2 die Landesme-
dienanstalt des Landes, in dem die Ein-
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richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle
ihren Sitz hat. Ergibt sich danach keine
Zuständigkeit, so ist diejenige Landesme-
dienanstalt zuständig, bei der der Antrag
auf Anerkennung gestellt wurde. Die zu-
ständige Landesmedienanstalt trifft die
Entscheidungen durch die KJM.

(5) Über die Einleitung eines Verfah-
rens hat die zuständige Landesmedienan-
stalt die übrigen Landesmedienanstalten
unverzüglich zu unterrichten. Soweit ein
Verfahren nach dieser Bestimmung in
mehreren Ländern eingeleitet wurde,
stimmen sich die beteiligten Behörden
über die Frage ab, welche Behörde das
Verfahren fortführt.

(6) Die zuständige Landesmedienan-
stalt kann bestimmen, dass Beanstandun-
gen nach einem Rechtsverstoß gegen Re-
gelungen dieses Staatsvertrages sowie
rechtskräftige Entscheidungen in einem
Ordnungswidrigkeitsverfahren nach Ab-
satz 1 oder 2 von dem betroffenen Anbie-
ter in seinem Angebot verbreitet oder in
diesem zugänglich gemacht werden. In-
halt und Zeitpunkt der Bekanntgabe sind
durch die zuständige Landesmedienan-
stalt nach pflichtgemäßem Ermessen fest-
zulegen.

(7) Die Verfolgung der in Absatz 1 und
2 genannten Ordnungswidrigkeiten ver-
jährt in sechs Monaten.

VII. Abschnitt

Schlussbestimmungen

§ 25

Änderung sonstiger Staatsverträge

(in den Rundfunkstaatsvertrag vom 
31. August 1991, in den ZDF-Staatsver-
trag vom 13. August 1991, in den
Deutschlandradio-Staatsvertrag vom 
17. Juni 1993 und den Mediendienste-
Staatsvertrag vom 20. Januar bis 12. Feb -
ruar 1997 eingearbeitet)

§ 26

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Dieser Staatsvertrag gilt für unbe-
stimmte Zeit. Er kann von jedem der ver-
tragsschließenden Länder zum Schluss
des Kalenderjahres mit einer Frist von 
einem Jahr gekündigt werden. Die Kün-
digung kann erstmals zum 31. Dezember

2008 erfolgen. Das Vertragsverhältnis
kann hinsichtlich § 20 Absätze 3 und 5
erstmals zum 31. Dezember 2008 mit ei-
ner halbjährlichen Frist zum Jahresende
gesondert gekündigt werden. Wird der
Staatsvertrag zu diesem Zeitpunkt nicht
gekündigt, kann die Kündigung mit glei-
cher Frist jeweils zu einem zwei Jahre
späteren Zeitpunkt erfolgen. Die Kündi-
gung ist gegenüber dem Vorsitzenden der
Ministerpräsidentenkonferenz schriftlich
zu erklären. Die Kündigung eines Landes
lässt das Vertragsverhältnis unter den
übrigen Ländern unberührt, jedoch kann
jedes der übrigen Länder das Vertrags-
verhältnis binnen einer Frist von drei Mo-
naten nach Eingang der Kündigungser-
klärung zum gleichen Zeitpunkt kündi-
gen.

(2) Für die Kündigung der in § 25
geänderten Staatsverträge sind die dort
vorgesehenen Kündigungsvorschriften
maßgebend.

§ 27

Notifizierung

Änderungen dieses Staatsvertrages
unterliegen der Notifizierungspflicht
gemäß der Richtlinie 98/48/EG des Euro -
päischen Parlaments und des Rates vom
20. Juli 1998 zur Änderung der Richtlinie
98/34/EG über ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der Normen und techni-
schen Vorschriften.

§ 28

Inkrafttreten, Neubekanntmachung

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. April
2003 in Kraft. Sind bis zum 31. März 2003
nicht alle Ratifikationsurkunden bei der
Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzen-
den der Ministerpräsidentenkonferenz
hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos.

(2) Die Staats- oder Senatskanzlei des
Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz teilt den Ländern die Hinterle-
gung der Ratifikationsurkunden mit.

(3) Die Staats- und Senatskanzleien
der Länder werden ermächtigt, den Wort-
laut des Rundfunkstaatsvertrages, des
ZDF-Staatsvertrages, des Deutschlandra-
dio-Staatsvertrages und des Medien -
diens te-Staatsvertrages in der Fassung,
die sich aus § 25 ergibt, mit neuem Datum
bekannt zu machen.
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